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Erºffnung 

(Beginn der Sitzung: 10:01 Uhr) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich erºffne die 56. Sitzung des 

5. Sªchsischen Landtags. 

Folgende Abgeordnete haben sich f¿r die heutige Sitzung 

entschuldigt: Herr Heinz, Herr Neubert, Frau Dr. Franke, 

Frau Klinger, Herr Lichdi, Herr Hirche, Frau Nicolaus, 

Herr Otto, Frau Dr. Runge, Herr Nolle und Herr Panter. 

(Zahlreiche Mitglieder der Fraktionen DIE LINKE 

und der SPD tragen an ihren Revers einen Button 

mit der Aufschrift ĂBilliger kommt teurer!ñ) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, bevor ich in die 

Tagesordnung eintrete, bitte ich diejenigen von Ihnen, die 

diesen Button angesteckt haben, diesen abzunehmen. Es 

ist ganz einfach nicht erlaubt ï wir haben das auch schon 

gutachterlich untersuchen lassen ï, dass man in dieser Art 

und Weise Aufmerksamkeit erregt bzw. auf bestimmte 

politische Dinge aufmerksam macht. Das kºnnen Sie 

durchaus vor der T¿r ï oder wo auch immer ï machen. 

Ich darf Sie bitten, diesen Button abzunehmen. 

(Die betreffenden Abgeordneten  

kommen dieser Aufforderung nicht nach.) 

Wenn das nicht der Fall ist, schlage ich vor, dass ich die 

Sitzung so lange unterbreche, bis wir das mit den zustªn-

digen Parlamentarischen Geschªftsf¿hrern geklªrt haben. 

Ich bitte sie zu mir nach vorn. 

(Stefan Brangs, SPD: Darum bitte ich! ï  

Klaus Tischendorf, DIE LINKE, Stefan Brangs, 

SPD, Torsten Herbst, FDP, und Dr. Karl-

Heinz Gerstenberg, GR¦NE, erheben sich.) 

ï Die Parlamentarischen Geschªftsf¿hrer der Fraktionen, 

die davon betroffen sind. 

(Heiterkeit ï Torsten Herbst, FDP, und Dr. Karl-

Heinz Gerstenberg, GR¦NE, nehmen wieder Platz 

ï Klaus Tischendorf, DIE LINKE, und 

Stefan Brangs, SPD, begeben sich zu Prªsident 

Dr. Matthias RºÇler; dort erfolgt eine kurze 

Beratung unter Hinzuziehung des Leiters des 

Juristischen Dienstes, Thomas Gey. ï Nach Ende 

dieser Beratung begeben sich Klaus Tischendorf 

und Stefan Brangs zu ihren Fraktionen; die 

anwesenden Mitglieder der Fraktion DIE LINKE 

und der Fraktion der SPD kommen in den hinteren 

Reihen des Plenarsaals zu einer kurzen Beratung 

zusammen. ï Christian Piwarz, CDU:  

Herr Prªsident, wir kºnnen weitermachen! ï  

Nach Ende ihrer Beratung entfernen die Mitglieder 

der Fraktion DIE LINKE und der Fraktion der 

SPD den Button von ihren Revers.) 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Wir 

haben den geschªftsordnungsmªÇigen Zustand, so meine 

ich, wiederhergestellt und kºnnen in der Tagesordnung 

fortfahren. 

Die Tagesordnung liegt Ihnen vor. Das Prªsidium hat f¿r 

die Tagesordnungspunkte 5 bis 9 folgende Redezeiten 

festgelegt: CDU bis zu 75 Minuten, DIE LINKE bis zu 

50 Minuten, SPD bis zu 30 Minuten, FDP bis zu 30 Minu-

ten, GR¦NE bis zu 25 Minuten, NPD bis zu 25 Minuten, 

Staatsregierung 50 Minuten. Die Redezeiten der Fraktio-

nen und der Staatsregierung kºnnen auf diese Tagesord-

nungspunkte ï Sie wissen das ï je nach Bedarf verteilt 

werden. 

Ich sehe in dieser Runde keine weitere Wortmeldung zur 

Tagesordnung. Ich sehe auch keine  nderungsvorschlªge 

oder Widerspruch. Die Tagesordnung der 56. Sitzung ist 

damit ohne  nderungen bestªtigt. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 1 

Aktuelle Stunde 

1. Aktuelle Debatte: Schicksale anerkennen ï  

DDR-Unrecht in Kinderheimen aufarbeiten 

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP 

2. Aktuelle Debatte: Kein Hafturlaub f¿r Schwerverbrecher ï  

Weitere Liberalisierung des Strafvollzugs stoppen 

Antrag der Fraktion der NPD 

Die Verteilung der Gesamtredezeit hat das Prªsidium wie 

folgt vorgenommen: CDU 33 Minuten, DIE LINKE 

20 Minuten, SPD 12 Minuten, FDP 14 Minuten, GR¦NE 

10 Minuten, NPD 15 Minuten; Staatsregierung zwei Mal 

10 Minuten, wenn gew¿nscht. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zu 
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1. Aktuelle Debatte 

Schicksale anerkennen ï  

DDR-Unrecht in Kinderheimen aufarbeiten 

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP 

Als Antragsteller haben zunªchst die Fraktionen der CDU 

und der FDP das Wort. Die weitere Reihenfolge in der 

ersten Runde lautet: DIE LINKE, SPD, GR¦NE, NPD; 

Staatsregierung, wenn gew¿nscht. 

F¿r die einbringende Fraktion der CDU ergreift Frau 

Kollegin Strempel das Wort, die hier vorn mit einer 

ganzen Reihe von Zitaten ï so sehe ich das ï agieren 

mºchte. Ansonsten in freier Rede! 

(Heiterkeit) 

Bitte. 

Karin Strempel, CDU: Herr Prªsident! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Die Koalition hat f¿r die heutige 

Aktuelle Debatte ein Thema beantragt, das w¿rdig ist, in 

diesem Hause diskutiert zu werden. Es betrifft Menschen, 

die nicht vor diesem Haus demonstrieren. Es betrifft 

Menschen, die aus der inneren gedem¿tigten Seele heraus 

seit vielen Jahren und Jahrzehnten mit ihrem eigenen 

Leben nicht mehr klarkommen. Diese Menschen verdie-

nen es, dass wir heute ¿ber sie sprechen und auf ihre 

Situation bzw. ihre Probleme aufmerksam machen. 

Lassen Sie mich deshalb mit einem Zitat beginnen: ĂIch 

habe mich nie getraut, meiner Mutter zu sagen, wie 

beschissen es mir geht, welches Heimweh ich habe, was 

die hier mit mir im Heim machen, dass sie mich schlagen. 

Ich wusste, das heiÇt nur, ich bekomme danach noch mehr 

Pr¿gel von der Gruppe. Ich habe mir nie was anmerken 

lassen bei den Besuchen, alles unterdr¿ckt. Das war sehr 

schwer, denn mir war zum Heulen zumute.ñ Mit 

14 Jahren kam dieser Junge in einen Jugendwerkhof. Es 

steht im Bericht: ĂEr hat sich genommen, was er wollte, 

egal wozu, ob zum Putzen, zum Wªschewaschen, zum 

Kochen, Backen oder um seine Gel¿ste, seine eigene 

Sexualitªt einfach auch zu erleben.ñ Ein Zitat aus dem 

ZDF-Morgenmagazin vom 28.11.2001 von einer Be-

troffenen, Heidemarie Puls. Als Einleitung spricht das 

daf¿r, was viele zahlenmªÇig noch nicht erfasste Men-

schen an Schicksal teilen. 

1989 gab es in Sachsen circa 6 000 Heimplªtze. Davon 

waren 1 300 in sogenannten Spezialkinderheimen und 

Jugendwerkhºfen. Von 1949 bis 1990 gab es in der DDR 

ungefªhr 600 000 Heimunterbringungen, in Torgau allein 

ï die "Hºlle", wie sie genannt wurde ï 4 000 Jugendliche. 

Der Bericht, im Auftrag der Bundesregierung erarbeitet, 

wurde im Mªrz dieses Jahres vorgestellt. Hier geht mein 

Dank an unsere Staatsministerin, die sich gemeinsam mit 

ihren Kollegen der neuen Bundeslªnder daf¿r eingesetzt 

hat, dass nicht nur die Aufarbeitung, sondern auch die 

¦berlegung zu einem finanziellen Fonds kommt, der jetzt 

tatsªchlich umgesetzt werden soll. Der Bericht spricht 

Bªnde, denn er weist Gewalt und Zwang an Kindern, 

Jugendlichen und ï man hºre ï an Sªuglingen nach. 

In den Spezialheimen f¿r Jugendliche, wie sie genannt 

wurden, sind Menschenrechtsverletzungen, Bildungsver-

weigerung und Arbeitszwang nachgewiesen worden. Das 

alles erfolgte unter der Leitung des Ministeriums f¿r 

Volksbildung. Ab 1963 stand diesem Ministerium Frau 

Margot Honecker vor. Der Zynismus an der ganzen Sache 

wird deutlich in einem Bericht im Fernsehen ¿ber Torgau. 

Dort wurde sie zu Torgau befragt und sinngemªÇ hat sie 

gesagt: Was wollen Sie? Ich habe davon keine Kenntnis. 

Den Jugendlichen ging es gut. Sie sind nach unseren 

Prinzipien erzogen worden. Ich bin mir keiner Schuld 

bewusst, dass dort irgendwelche Nachteile f¿r sie entstan-

den sind. ï Ich habe nicht wºrtlich zitiert, sondern sinn-

gemªÇ, und die Antwort noch ziemlich harmlos interpre-

tiert. 

Das Ganze passierte auch noch unter Leitung der Abtei-

lung Jugendhilfe und Heimerziehung gemeinsam mit 

Margot Honecker unter einem spªteren Professor f¿r 

Sozialpªdagogik an der Humboldt-Universitªt, der im-

merhin bis 1994 dort Sozialpªdagogik unterrichtete, bis er 

abgewickelt wurde. Das ist eigentlich die Deckung und 

Legitimierung dieses ganzen Systems. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Redezeit, Frau 

Kollegin. 

Karin Strempel, CDU: Ja, vielen Dank. 

Das Ganze nannte sich kollektivistische Erziehung, 

sozialistische Familien, sozialistische Formung von 

Persºnlichkeiten. 

Ich setze in der zweiten Runde fort. Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP und  

vereinzelt bei der SPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die einbringende 

Fraktion der CDU sprach Frau Kollegin Strempel. ï F¿r 

die miteinbringende Fraktion der FDP spricht Frau Jonas. 

Anja Jonas, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsident! Meine 

sehr geehrten Kollegen Abgeordneten! Wie meine Vor-

rednerin schon sagte, handelt es sich hierbei um ein 

hochemotionales Thema und es verdient eine sehr res-

pektvolle Betrachtung. Circa 6 000 Kinder und Jugendli-

che lebten im Zeitraum von 1949 bis 1990 in Sachsen in 

Einrichtungen der Jugendhilfe: in Normalheimen, in 

Spezialheimen und in Jugendwerkhºfen. 

Aufgrund einer Petition, die im Jahr 2009 an den Bundes-

tag gerichtet wurde, ging es vorerst nur darum, Unrecht 
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im Bereich der alten Bundeslªnder bei der Heimerziehung 

der F¿nfziger- und Sechzigerjahre aufzuarbeiten. Dort 

gab es ¦bergriffe, kºrperliche und psychische Gewalt, 

sexuelle Missbrªuche und massive Traumatisierung von 

Kindern und Jugendlichen. Man bildete einen Runden 

Tisch, um gemeinsam mit Wissenschaftlern, Betroffenen, 

mit Verbªnden und Vertretern von Bund und Land diese 

Bereiche aufzuarbeiten. Nat¿rlich stand die zentrale Rolle 

der Opferentschªdigung, der Rehabilitierung und der 

Aufarbeitung im Vordergrund. 

Nachfolgend gab es am 26. November 2008 einen frakti-

ons¿bergreifenden Antrag im Bundestag, der das Anlie-

gen hatte, auch auf Opfer in DDR-Heimen aufmerksam 

zu machen, dass es darum geht, Unrecht zu rehabilitieren, 

unabhªngig davon, ob es in Ost oder West, in den alten 

oder neuen Bundeslªndern, stattgefunden hat. Es darf 

nicht Opfer erster oder zweiter Klasse geben. Kein per-

sºnliches Schicksal ist weniger schlimm oder weniger 

dramatisch. Es gilt immer, den Blick auf die individuelle 

Betroffenheit zu lenken. 

Die politische Seite muss ihren Beitrag zur Aufarbeitung 

leisten und hat sich entschieden, einen Fonds mit einem 

Gesamtvolumen von 40 Millionen Euro zur Verf¿gung zu 

stellen. Daran beteiligt sich auch Sachsen. Das Ziel dieses 

Fonds besteht in der Milderung der Spªtfolgen wie 

psychische Traumatisierung, die aufgrund der permanen-

ten Stigmatisierung von Heimkindern bis weit in die 

berufliche Laufbahn hinein immer wieder zu verzeichnen 

ist. Es ist festzustellen, dass heute sehr viele ehemalige 

Heimkinder im Hartz IV-, also SGB II-Bezug leben. 

Sachsen wird in den nªchsten f¿nf Jahren 6 Millio-

nen Euro zur Verf¿gung stellen und diesem Fonds zuf¿h-

ren. Wir werden eine Beratungsstelle beim Kommunalen 

Sozialverband einrichten, der erster Ansprechpartner sein 

soll. 

Die Aufgaben sind ziemlich klar umfasst. Es geht um 

therapeutische Behandlungen, wo sie notwendig sind. Es 

geht um Beratungsangebote und um die Bearbeitung und 

Bereitstellung von Sozialleistungen wie Rentenersatzleis-

tungen dort, wo es notwendig ist. Es geht um die Frage 

von Bildungsangeboten, wo Chancen aufgrund dieser 

Stigmatisierung nicht mºglich waren. Wir kºnnen nur den 

Rahmen bilden, wir kºnnen nur versuchen, die Vorausset-

zungen niederschwellig anzubieten. Es liegt aber in der 

Entscheidung jedes Betroffenen selbst, die Chancen zu 

ergreifen, das Schweigen zu brechen, unsere Angebote 

anzunehmen. Sie selbst haben keine Schuld f¿r das, was 

ihnen widerfahren ist. 

(Beifall bei der FDP, der CDU und der SPD) 

Politik hat die klare Aufgabe, diesen Aufarbeitungspro-

zess zu begleiten, die notwendigen Rahmenbedingungen 

zur Rehabilitation zu schaffen. Der erste Schritt ist die 

Bereitstellung dieser Gelder. Ich bin davon ¿berzeugt, 

dass die Beratungsstelle, die in diesem Sommer noch die 

Arbeit aufnehmen wird, umfassend und sehr gut tªtig sein 

wird. Ich danke an dieser Stelle all jenen, die sich f¿r die 

Aufarbeitung und Betreuung, meist auch ehrenamtlich, 

zur Verf¿gung stellen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU, der SPD, den 

GR¦NEN und der Staatsregierung) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die FDP-Fraktion 

war das Frau Kollegin Jonas. ï F¿r die Fraktion DIE 

LINKE spricht als Nªchste Frau Kollegin Klepsch. 

Annekatrin Klepsch, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr 

Prªsident! Meine Damen und Herren! ĂSchicksale aner-

kennen ï DDR-Unrecht in Kinderheimen aufarbeitenñ ist 

der Titel der Aktuellen Debatte. Ich glaube, wir hier im 

Saal sind uns in dem Punkt einig, dass es Opfer von 

Misshandlung und Missbrauch von Schutzbefohlenen gab 

und dass diese Opfer Anerkennung und Hilfe benºtigen. 

Und, werte Kollegen der Koalition, ich sage auch: Die 

Debatte ist richtig, aber sie kommt aus meiner Sicht ein 

Jahr zu spªt. 

(Alexander KrauÇ, CDU:  

Warum haben Sie sie nicht beantragt?) 

ï Herr KrauÇ, Sie kºnnen dann reden. ï Im vergangenen 

Juni, 2011, hat der Bundestag beschlossen, dass die 

Aufarbeitung der DDR-Heimopfer infolge der Petition 

von westdeutschen Heimopfern an den Bundestag im Jahr 

2008 erfolgen soll. 

Als ich vor einem Jahr die Staatsregierung angefragt 

habe, von welchen Heimen wir denn in Sachsen reden 

und ¿ber wie viele Menschen wir dort vermutlich spre-

chen, hatte die Staatsregierung zu diesem Zeitpunkt noch 

keine Daten. Zum Gl¿ck ist das inzwischen anders. Man 

hat also bei den Kommunen nachgefragt. Man hat im 

Staatsarchiv recherchiert, und inzwischen wissen wir 

auch, ¿ber welche Einrichtungen dort zu sprechen ist. 

(Zuruf von der CDU: Ihre Partei  

m¿sste da besser Bescheid wissen!) 

Ich stelle es voran: Aus heutiger Sicht handelt es sich 

ganz klar um ein politisches Versagen der damaligen 

Regierungs- und Staatspartei. Warum? Die damalige 

Staatspartei, die SED ï das sage ich ganz deutlich ï, hat 

eben nicht nach innen gehºrt. Es gab Berichte. Die Arbei-

ter-und-Bauern-Inspektionen haben bereits in den Sechzi-

ger- und Siebzigerjahren bei der Kontrolle von ¿ber 

500 Heimen festgestellt, welches Versagen zu verzeich-

nen war, das ganz klar gegen DDR-Recht verstieÇ. 

Selbst der Generalstaatsanwalt hatte bereits 1966 an das 

Ministerium f¿r Volksbildung, an Margot Honecker 

geschrieben, und offenbar wurde es dort ignoriert, wie die 

Situation vor allen Dingen in den Jugendwerkhºfen und 

in den Spezialkinderheimen f¿r schwer erziehbare Kinder 

und Jugendliche war. Das kann man alles in dem Bericht 

nachlesen. Es ist also eine Auseinandersetzung mit einem 

sehr traurigen Kapitel deutsch-deutscher Geschichte, 
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nªmlich der Heimgeschichte in den Jahrzehnten der 

Nachkriegszeit. 

Der Aufarbeitung f¿r den Osten ist der "Runde Tisch der 

F¿nfziger- und Sechzigerjahre" im Westen vorangegan-

gen. Man muss feststellen, dass es Opfer von Heimerzie-

hung in beiden deutschen Staaten gab. Das ist ein trauri-

ges und sensibles Thema. Symptomatisch ï das stellen 

beide Berichte deutlich heraus ï f¿r die Heimerziehung in 

Ost wie West ï aber sehr unterschiedlich in jedem einzel-

nen Heim ï waren die Erziehungsvorstellungen der 

Nachkriegszeit, Erziehungsvorstellungen aus der ersten 

Hªlfte des 20. Jahrhunderts: Repressive und schwarze 

Pªdagogik war an der Tagesordnung. 

(Zurufe von der NPD) 

Zum Gl¿ck sind wir heute weiter. Zum Gl¿ck haben wir 

heute andere pªdagogische Vorstellungen. Spªtestens 

mich ï ï 

(Volker Bandmann, CDU:  

SED-Brutalitªt war das! Ganz klar!) 

ï Herr Bandmann, ich versuche sachlich zu bleiben. Das 

erwarte ich auch von Ihnen. 

(Oh! bei der CDU ï Vereinzelt Beifall  

bei den LINKEN und den GR¦NEN) 

Es gibt einen eindeutigen Unterschied: Im Westen gab es 

die 68er-Bewegung. Es gab eine unabhªngige Medien-

landschaft, die ¿berhaupt erst aufgegriffen hat, welche 

Missstªnde es in Heimen gab, die letztendlich zu einer 

Reformierung des Kinder- und Jugendhilferechts gef¿hrt 

hat. In der DDR, muss man konstatieren, gab es diese 

Pressefreiheit nicht. 

(Zurufe von der NPD) 

Auch deswegen konnten viele traurige Dinge in den 

Heimen geschehen. Zum Gl¿ck haben wir seit 1990 das 

Kinder- und Jugendhilfegesetz im SGB VIII verankert. 

Dort ist ganz klar der Prioritªtenwechsel von der Objekt-

orientierung zur Subjektorientierung auf das Kind, auf 

den Jugendlichen gelungen. Erst dadurch konnte ¿ber-

haupt Heimerziehung in der ganzen Bundesrepublik 

reformiert werden. 

F¿r diejenigen, die es nicht wissen, erklªre ich es gern 

noch einmal: Grundlage f¿r den jetzigen Bericht, der seit 

Mªrz vorliegt ï er ist wirklich spannend zu lesen ï, waren 

drei Expertisen, die im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft 

Kinder- und Jugendhilfe unter der Arbeitsgruppe der f¿nf 

ostdeutschen Landesministerien und des Bundesfamili-

enministeriums entstanden sind. Die erste Expertise 

widmet sich den Rechtsfragen der Heimerziehung. Man 

hatte also ganz klar eine andere Rechtsauffassung. Das 

Problem war: Man konnte auch Heimeinweisung nicht 

verwaltungsgerichtlich einklagen, sondern nur beim Rat 

des Bezirkes Widerspruch einlegen. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Bitte achten Sie auf Ihre 

Redezeit, Frau Kollegin. 

Annekatrin Klepsch, DIE LINKE: Die zweite Expertise 

widmet sich den Erziehungsvorschlªgen der DDR; die 

dritte Expertise beschªftigt sich mit der Frage: Was 

brauchen die Opfer bei der Aufarbeitung? 

Ich werde in der zweiten Runde auf weitere Punkte zu 

sprechen kommen. ï Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war die Frau 

Abg. Klepsch f¿r die Fraktion DIE LINKE. ï F¿r die 

SPD spricht jetzt Frau Kollegin Kliese. Auch hier wird es 

wieder viele Zitate geben. 

Hanka Kliese, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! Meine 

sehr verehrten Damen und Herren! Am vergangenen 

Wochenende trafen sich die Hohenecker Frauen. Viele der 

Frauen von Hoheneck sind ¿ber das damalige Stasige-

fªngnis in Karl-Marx-Stadt in den Westen freigekauft 

worden und haben ihr Treffen zum Anlass genommen, 

dieses Gefªngnis das erste Mal seit ihrer Haftzeit zu 

besichtigen. 

Wir standen gemeinsam mit den Frauen von Hoheneck in 

der Nacht vom Samstag zum Sonntag in den Zellen, in 

denen sie mehr oder weniger Zeit zugebracht haben. Ich 

habe eine der Frauen gefragt, wie lange sie dort, in diesem 

Abschiebegefªngnis war, bis sie freigekauft wurde, und 

sie sagte: Viereinhalb Monate. ï Das hat mich sehr 

verwundert, denn die meisten Frauen waren nur ungefªhr 

zwei Wochen dort. Es dauerte immer nur eine kurze Zeit, 

bis die Freikªufe stattfanden. Ich fragte sie, warum sie so 

lange Zeit dort zugebracht hat. Sie sagte mir: Weil ich 

meine Kinder mitnehmen wollte. ï Das war das Problem. 

Ich habe sie dann gefragt, ob es geklappt hat, ob sie mit 

ihren Kindern freigekauft wurde. Das war nicht der Fall. 

Sie hat ihre Kinder erst viele Jahre spªter wiedergesehen. 

Kinder wie die der Frauen von Hoheneck, aber auch 

andere Kinder, die ganz normale Kinder und Jugendliche 

waren, die andere ï westliche ï Musik hºrten, lange 

Haare trugen, solche Kinder sind in DDR-Kinder- und 

Jugendheimen aufbewahrt und dort misshandelt worden. 

Wie konkret dort Misshandlungen stattfanden und was in 

diesen Heimen passiert ist, wurde durchaus in der DDR 

aufgearbeitet. Und zwar liegt mir ein Schreiben des 

Generalstaatsanwalts Genossen Funke aus dem Jahr 1966 

vor, das er an den stellvertretenden Minister f¿r Volksbil-

dung richtete. Darin benennt er die Straftaten, die in 

diesen Kinderheimen stattfanden. 

Ich werde jetzt aus diesem Schreiben vortragen, welche 

Delikte den dortigen Heimerziehern zu DDR-Zeiten zur 

Last gelegt wurden: 

Erstens: Kinder wurden mit der Hand wiederholt und hart 

oder mit Gegenstªnden in das Gesicht geschlagen. 

Zweitens: Kinder wurden mit dem Kopf auf den FuÇbo-

den gestoÇen. 

Drittens: Erzieher lieÇen Kinder durch andere Kinder mit 

einer Peitsche schlagen. 
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Viertens: Bei Essensannahmeverweigerung wurden 

Kindern die Speisen gewaltsam eingef¿hrt; bei einem 

sechs Monate alten Sªugling trat hierdurch der Ersti-

ckungstod ein. 

Das lieÇe sich noch fortsetzen. Das mºchte ich uns jetzt 

jedoch ersparen. Ich denke, dass man durch die genannten 

Punkte einen ganz guten ¦berblick dar¿ber erhªlt, was 

dort alles stattgefunden hat. 

Ich mºchte aber nicht nur die Staatsanwaltschaft der DDR 

zu Wort kommen lassen, sondern vor allen Dingen die 

Opfer, weil sie lange Zeit nicht gehºrt worden sind. 

Meine Damen und Herren, ich bin mir dar¿ber im Klaren, 

dass wir hier nicht alles aus der Opferperspektive regeln 

kºnnen, weil das unseren Rechtsstaat am Ende schªdigen 

w¿rde. Jedoch glaube ich zumindest, dass wir sie hºren 

m¿ssen, dass wir ihnen Respekt und Aufmerksamkeit 

zukommen lassen m¿ssen. 

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig! ï Beifall bei der 

SPD, der CDU, der FDP und den GR¦NEN) 

Ich habe hier ein Zitat einer Betroffenen bzw. eines 

Betroffenen ï das wissen wir nicht ï: ĂDie Erzieher 

meinten, ich sollte eine sozialistische Persºnlichkeit 

werden. Ich sollte begreifen und akzeptieren, dass die 

Gruppe, also das Kollektiv und die Arbeit, die hºchsten 

G¿ter der DDR seien.ñ 

Das Kollektiv und die Arbeit, die hºchsten G¿ter der 

DDR ï man mºchte doch meinen, das hºchste Gut sei die 

Menschenw¿rde. Auch die DDR hat mit ihrem Beitritt zur 

UNO im Jahr 1973 die UN-Menschenrechtskonvention 

anerkannt. Doch in solchen Heimen galt diese eben wenig 

und wurde mit F¿Çen getreten. 

Es ist an der Zeit, dass wir heute diese Debatte f¿hren ï 

f¿r manche ist es sogar schon zu spªt, egal ob beim 

Frauentreffen in Hoheneck oder beim Bautzen-Forum, 

das heute erºffnet wird. Die Betroffenen werden immer 

ªlter und verschwinden irgendwann f¿r immer. 

Was w¿nschen sich diese Betroffenen? Auch dazu mºchte 

ich Ihnen etwas vortragen, das zeigt, wie vielfªltig die 

W¿nsche derer sind, die dort gelitten haben. Eine Person 

w¿nscht sich Folgendes: ĂEine wichtige Rolle wird 

unabhªngig von der ganzen Frage ums Geld spielen, wie 

die Gesellschaft mit der Tatsache, dass solche Einrichtun-

gen existiert haben und was dort genau passiert ist, als 

mahnendes Gedenken umgehen.ñ 

Ein zweiter Wunsch geht in eine ganz andere Richtung: 

ĂIch habe schlechte Zªhne, und die Zªhne wurden im 

Heim nie behandelt. Ich hatte mit 18 Jahren schon keine 

eigenen Zªhne mehr. Sich eine Zahnbehandlung leisten zu 

kºnnen, das wªre schºn.ñ 

Wir sehen, dass es mehrere Dimensionen der Aufarbei-

tung gibt. Es geht einmal um eine gesundheitliche Reha-

bilitation. Es geht aber auch um eine gesellschaftliche 

Debatte. 

Meine Damen und Herren! Ich muss ebenso sagen, dass 

wir in den letzten Jahren kaum versªumt haben, die 

friedliche Revolution und die Wiedervereinigung mit all 

ihren Helden und allem, was dazugehºrt, zu feiern. Wir 

haben aber vielleicht diejenigen, die nicht im Licht stehen 

und sich heute nicht mehr lautstark artikulieren kºnnen, 

zu wenig beachtet. 

Ich w¿nsche mir von dieser Debatte, dass sie nicht zur 

Beweihrªucherung Einzelner und zur Aufzªhlung be-

stimmter Verdienste von Parteien dient. Ich persºnlich 

denke Folgendes: Wenn es um die Entschªdigung und 

Rehabilitation von Opfern der SED-Diktatur geht, sollten 

wir alle vor dem Hintergrund der Versªumnisse der 

letzten 20 Jahre in Demut schweigen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den LINKEN, der 

FDP, den GR¦NEN und vereinzelt bei der NPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war Frau Kollegin 

Kliese f¿r die SPD. ï F¿r die GR¦NEN spricht nun Frau 

Kollegin Herrmann. 

Elke Herrmann, GR¦NE: Herr Prªsident! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Ich habe nicht den Eindruck, dass 

die heutige Debatte dazu dient, die Verdienste Einzelner 

herauszustellen. Ich habe eher den Eindruck, dass wir 

beginnen, ¿ber die Situationen in DDR-Kinderheimen 

nachzudenken und ºffentlich dar¿ber zu sprechen. Das 

halte ich f¿r ungeheuer wichtig. 

(Beifall bei den GR¦NEN, der CDU und der FDP) 

Man darf an dieser Stelle sagen, dass es nat¿rlich auch ein 

Verdienst der Staatsministerin und der anderen ostdeut-

schen Ministerinnen und Minister ist, dass dieses Thema 

nun ºffentlich behandelt und ein Fonds zur Verf¿gung 

gestellt wird, der zumindest einen Teil der Spªtfolgen zu 

lindern versucht. 

(Beifall bei den GR¦NEN, der CDU und der FDP) 

Wir haben alle viel ¿ber die Stadt Torgau gehºrt. Es sind 

viele Zitate genannt worden. Die Diskussion jedoch auf 

die Gewaltanwendung in Kinderheimen zu reduzieren 

halte ich nicht f¿r richtig. Es ist vorgetragen worden, dass 

es in der DDR durchaus Hinweise darauf gab, was pas-

siert ist. Die Diskussion darauf zu reduzieren ist mir zu 

wenig. 

Nat¿rlich stand hinter dem System der Erziehung ein ganz 

bestimmtes Menschenbild. Es stand vor allen Dingen 

dahinter, dass das Kind oder der Jugendliche als Individu-

um keine Rechte hatte. 

(Beifall bei den GR¦NEN,  

der CDU, der FDP und der SPD) 

Er hatte zumindest dann keine Rechte, wenn er in dieses 

System hineingeraten war. Dahinter stand, Kinder und 

Jugendliche zu sozialistischen Personen zu erziehen. 

Im Sinne dieses Kollektivgeistes wurde das Leben in den 

Einrichtungen gestaltet. Ich mºchte dazu einen Betroffe-

nen zitieren, der Folgendes sagt: ĂAlles wurde gemeinsam 
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in der Gruppe erledigt: das Aufstehen, das Fr¿hst¿ck, der 

Weg zur Schule, Aktivitªten auf dem Heimgelªnde, das 

Mittagessen, gemeinsam zwei Stunden Hausaufgaben, 

zwei Stunden Freizeit, im Gruppenbereich gemeinsam 

Aktuelle-Kamera-Nachrichten schauen, anschlieÇend 

politische Diskussionen ¿ber Themen der Zeit f¿hren, 

danach Schlafengehen im Acht-Mann-Schlafraum und 

zwischendurch noch eine Schrankkontrolle, dass alles auf 

den Zentimeter genau lag.ñ Es ist keine Rede von Miss-

brauch und Gewaltanwendung. Es ist von einer alltªglich 

empfundenen Situation die Rede, in der der Einzelne als 

Individuum keine Rolle mehr gespielt hat. 

Wenn wir dar¿ber nachdenken, wird uns klar, dass diese 

Situation sicher nur zu einem geringen Teil mit einem 

Entschªdigungsfonds aufgefangen werden kann. Was wir 

brauchen, ist Folgendes: Wir m¿ssen ºffentlich dar¿ber 

sprechen, dass Menschen ¿ber ihre Vergangenheit reden 

kºnnen. Das konnten sie bisher nicht, weil sie nach wie 

vor stigmatisiert werden, wenn sie in einem Kinderheim 

aufgewachsen sind. Wir brauchen in erster Linie keine 

Schuldzuweisungen an die Erzieherinnen und Erzieher. 

Selbstverstªndlich gab es ï wie ¿berall ï auch welche, die 

versucht haben, sich in diesem System als Menschen zu 

verhalten und den Kindern Liebe zu schenken, die sie so 

dringend gebraucht haben. 

Ich habe, als ich mit der Debatte konfrontiert wurde, ¿ber 

Folgendes nachgedacht: In der Stadt, aus der ich komme, 

gab es vier Kinderheime. Wenn ich die Zahlen insgesamt 

betrachte, denke ich, dass wir ¿berproportional reprªsen-

tiert waren. Als Kind war ich in zwei dieser Kinderheime 

zu den Ferienspielen. Ich hatte nicht den Eindruck, der 

hier so allgemein geschildert wird. Das sage ich ehrlich-

keitshalber dazu. In einem Kinderheim war ich allerdings 

nie. Dies war ein Kinderheim f¿r behinderte Kinder. 

Diese Kinder haben heute hier in der ganzen Diskussion 

hºchstens am Rande eine Rolle gespielt. Das sind die 

Menschen, die ihre Rechte und ihre Verletzungen nach-

trªglich kaum noch einklagen werden oder es kºnnen. 

Es gab in unserer Stadt zudem ein Sªuglings- und Dauer-

kinderheim. Es wird schwierig sein, die Schªden, die 

durch die Trennung von den Familien ï aus welchen 

Gr¿nden auch immer ï entstanden sind, heute in Form 

einer Entschªdigung zu behandeln. 

Deshalb sollten wir dar¿ber nachdenken, ob wir dem 

Land Th¿ringen folgen. Dieses hat zusªtzlich zu diesem 

Fonds seit vielen Jahren einen Runden Tisch eingerichtet, 

an dem ¿ber solche Dinge gesprochen wird und somit der 

¥ffentlichkeit gezeigt wird, dass es ein Thema ist. Wir 

wissen, dass die Menschen noch heute unter diesen 

Situationen leiden. Wir wissen ebenso, dass das mit Geld 

allein nicht zu reparieren sein wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GR¦NEN, der CDU,  

den LINKEN, der SPD und der FDP) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war Frau Herrmann 

f¿r die Fraktion DIE GR¦NEN. ï Jetzt spricht f¿r die 

NPD-Fraktion Herr Lºffler. 

Mario Lºffler, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Auch wenn das Thema der Aktuellen Debatte 

recht spªt festgelegt wurde, begr¿Çen wir es auÇeror-

dentlich, dass wir heute innerhalb der Aktuellen Stunde 

¿ber dieses Thema sprechen kºnnen. Es ist bedauerlich 

genug, dass die Betroffenen lange Zeit warten mussten, 

um endlich Gehºr f¿r das erlittene Unrecht zu finden. 

Gelegentliche Berichte ¿ber den sexuellen Missbrauch 

oder die Ausbeutung der Arbeitskraft gingen durch die 

Medien. Wir alle wissen aber auch ganz genau: In den 

Schlagzeilen ist ein Thema sehr schnell, und genauso 

schnell ist das Thema aus den Schlagzeilen heraus. 

Die Geschichte der Heime und der Jugendwerkhºfe in der 

DDR wurde in der ¥ffentlichkeit weitgehend unber¿ck-

sichtigt gelassen. Gerade der geschlossene Werkhof in 

Torgau brauchte zwei Jahrzehnte, bis er ¿berhaupt die 

Beachtung fand, die seiner Bedeutung entsprach. Dabei 

sollte nicht nur ¿ber Missbrauchsfªlle in sexueller Hin-

sicht gesprochen werden, sondern nat¿rlich auch ¿ber die 

Ausbeutung der Arbeitskraft selbst. Betroffene kommen 

nun nach Jahrzehnten oder nach vor Jahrzehnten erlitte-

nem Unrecht endlich zu Wort und mussten per Gerichts-

urteil erzwingen, dass sie ein Anrecht auf eine Entschªdi-

gung haben. 

In der Presse, beispielweise in der "Mitteldeutschen 

Zeitung" kann man jetzt Verºffentlichungen finden wie 

diese ï ich zitiere ï: ĂMit einem System aus 401 Kinder-

heimen, 42 Spezialkinderheimen und 31 Jugendwerk-

hºfen wurde in der DDR die Betreuung von Kindern und 

Jugendlichen sichergestellt, deren Herkunft oder Verhal-

ten problematisch erschien.ñ So richtig diese Feststellung 

ist, so pauschal ist sie eben auch. Es gab durchaus Kinder 

und Jugendliche, f¿r die die Unterbringung und Erziehung 

in einem Heim der richtige Weg war. Dabei muss man 

nat¿rlich zwischen den Kinder- und Spezialheimen 

unterscheiden. Es bringt ¿berhaupt nichts, eine durchaus 

korrekte pªdagogische Betreuung in den Kinderheimen 

etwa mit denen in den Spezialheimen oder in den Haftan-

stalten gleichzusetzen. 

Dabei ist es leider eine Ausnahme, dass die Pªdagogen, 

die seinerzeit Verantwortung trugen und auch Schuld auf 

sich geladen haben, sich heute einmal selbstkritisch zu 

Wort melden. Zu groÇ ist offenbar die Gefahr, Fehler der 

Vergangenheit einzugestehen und dadurch mºglicher-

weise auch Nachteile in der Gegenwart in Kauf nehmen 

zu m¿ssen. 

Es gibt jedoch Ausnahmen. Es handelt sich um  

Holger Bºwing, der seit 20 Jahren Leiter der Fºrderschule 

der Gemeinde Herrnhut ist. Erste Berufserfahrungen 

machte er im Spezialkinderheim in Stolpe im Oderbruch. 

Er beschreibt die Atmosphªre in diesem Heim wie folgt: 

Die Atmosphªre war geprªgt von militªrischen Umgangs-

formen und physischer Gewalt. 
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Ich zitiere aus einem Interview, das er dem Stadtkultur-

magazin f¿r Rostock und Umgebung im August 2009 

gab: ĂDas Heim war ein Spezialkinderheim mit einer 

eigenen Schule. Es wohnten dort lauter halbw¿chsige 

Jungen, die lernbehindert und schwererziehbar waren, so 

wie man das damals nannte. Ich hatte gerade die Uni 

abgeschlossen, kam aus Rostock mit vielen positiven 

Grundsªtzen, dass man den Sch¿lern mit sonniger Konse-

quenz gegen¿bertreten und ihnen ein schonendes Regime 

bieten sollte. Ich hatte ethisch hohe Anspr¿che. Was dort 

passierte, war jedoch das Gegenteil.ñ Weiter schreibt er: 

ĂDie meisten Mitarbeiter dort waren schon viele Jahre 

dabei. Ihr erzieherischer Ansatz war, dass sich die Jugend-

lichen nicht in einem Fºrderheim befanden, sondern dort 

zur Strafe saÇen; und diese Strafe durfte sich nicht ange-

nehm anf¿hlen, sondern sie sollte wehtun.ñ 

Auf die Frage, warum die Methoden der Erzieher damals 

so hart waren, obwohl doch an der Uni ein ganz anderes 

pªdagogisches Bild vermittelt wurde, gab Bºwing zu 

Protokoll ï ich zitiere ï: ĂDie Erzieher und Pªdagogen 

waren in diesem Heim einer permanenten ¦berforderung 

ausgesetzt. Das ist ganz nat¿rlich, wenn in einer Klasse 

oder Wohngruppe ausschlieÇlich Sch¿ler mit Verhaltens-

auffªlligkeiten zu finden sind. Nicht nur die Kinder 

wurden durch die Erwachsenen ¿berfordert, sondern eben 

auch umgekehrt. Das Heim galt dabei eigentlich als eine 

Art Verwahr- und Strafanstalt, in dem den Kindern 

eigentlich nur beigebracht werden sollte, wie sie sich 

innerhalb des Heimes angemessen zu verhalten und zu 

betragen hatten.ñ Er schreibt dazu weiter: ĂAber es wurde 

zum Beispiel" ï 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Redezeit geht zu 

Ende, Herr Lºffler. 

Mario Lºffler, NPD: ï "¿berhaupt nicht mit dem Eltern-

haus gearbeitet. Diese Kinder wurden dazu erzogen, 

innerhalb des Heimes zurechtzukommen, aber auf die 

Welt drauÇen wurden sie nicht vorbereitet.ñ 

Ich fahre dann im zweiten Teil fort. 

(Beifall bei der NPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die NPD-Fraktion 

war das Herr Lºffler. ï In dieser ersten Runde hat die 

Staatsregierung nicht um das Wort gebeten. Wir treten in 

eine zweite Rednerrunde ein und beginnen wieder mit den 

einbringenden Fraktionen. Zunªchst spricht f¿r die CDU-

Fraktion erneut Frau Kollegin Strempel. 

Karin Strempel, CDU: Liebe Kollegen von den LIN-

KEN, f¿r diese Debatte ist es nie zu spªt. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Es wird auch k¿nftig nie zu spªt sein, dar¿ber zu reden. 

Ich kann es klar sagen: Man kann die beiden Systeme, die 

damalige Bundesrepublik und die DDR, mitnichten 

vergleichen, was diese Fragen der gesetzlichen Grundla-

gen, ¿berhaupt des Leitbildes, angeht. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Ich habe vorhin damit geschlossen, dass ich sagte: Die 

DDR hatte ein sozialistisches Leitbild. Sie hat sogar 1968 

einen Ratgeber f¿r ihre Jugendhilfekommission herausge-

geben. Darin wird vorgegeben, dass man sich rund um 

das Elternhaus ï nat¿rlich ohne Kenntnis des Elternhau-

ses ï informieren soll, ob das Elternhaus ¿berhaupt mit 

den sozialistischen Prinzipien konform geht. Das heiÇt, 

man hat in die privaten Lebensverhªltnisse hineinge-

horcht. Wehe dem, sie stimmten nicht mit dem sozialisti-

schen Persºnlichkeits- und Familienbild ¿berein. Das war 

nach Bericht der Kommission unter anderem auch ein 

Grund f¿r die Einweisung in Heime. 

Das war nicht nur Mitte der Sechzigerjahre ein Bericht 

des Generalstaatsanwaltes. Nein, das gab es bereits 1961 

bis 1964 nach dem sogenannten Kahlschlagplenum des 

ZK der SED gegen die sogenannten Beataufstªnde. 

Damals kam die Beatbewegung, die westliche Musik. 

Jeder, der sich dem widmete, war gefªhrdet. Es ist auch 

nachgewiesen, dass er in Heime kommen konnte. 1965 

kam der Rowdybeschluss. Das bedeutete, man musste nur 

lange Haare haben, Beatfan sein, als Gammler gelten, 

dann ging es ab ins Arbeitslager. 1973 fanden die Interna-

tionalen Weltfestspiele statt. Ich wusste es nicht und habe 

es auch erst im Bericht gelesen: Hunderte von Jugendli-

chen sind vorbeugend in Jugendwerkhºfe weggesperrt 

worden. Das war DDR-Realitªt. 

Kinder zu aktiven Erbauern des Sozialismus zu erziehen 

war das Leitbild nach Ä 3 Abs. 1 des Familiengesetzbu-

ches der DDR. In die Heime, oftmals in die ber¿chtigten 

Spezialheime, zu denen ï und jetzt hºren Sie bitte genau 

zu ï ein Kombinat der Sonderheime gehºrte, kamen auch 

psychisch auffªllige Kinder hinein, die unter Pharmaka 

standen bzw. gesetzt wurden. In die ber¿chtigten Jugend-

werkhºfe kamen teilweise Kinder und Jugendliche hinein, 

die ï oft politisch motiviert ï mit dem System kollidier-

ten. Das ist Aussage des Berichts. Das ist ein riesiger 

Unterschied zur BRD in der damaligen Zeit. Diese Sys-

teme sind nicht vergleichbar. Die DDR war in diesen 

Fragen krank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP und  

des Abg. Michael Weichert, GR¦NE) 

Diesbez¿glich krank waren die systemtragenden Leute, an 

der Spitze Margot Honecker mit ihrem Abteilungsleiter. 

Sie kºnnen gern den Namen nachlesen. Ich mºchte ihn 

nicht in den Mund nehmen. Er steht im Bericht. Es ist 

bedauerlich und eigentlich pervers, dass dieser Professor 

sogar noch nach der Wende ein Buch verºffentlichen 

durfte, in dem er ¿ber die Jugendhilfe in der DDR schrieb. 

Ich war entsetzt. Es ist eine Verniedlichung. Er hat es 

negiert, dass in diesen Heimen oder Spezialheimen 

tatsªchlich Arbeitszwang stattfand. Es steht in diesem 

Buch ï ich kann nachher gern daraus zitieren ï, dass man 

die Jugendlichen so bilden bzw. dahin f¿hren wollte, dass 

sie bei der R¿ckkehr in die normale Welt wieder einer 

beruflichen Arbeit nachgehen und sich normal in die 
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Gesellschaft einf¿gen kºnnen. Es ist pervers, wenn man 

so etwas liest. 

Ich bin froh, dass wir die heutige Zeit haben. Ich bin auch 

froh, dass endlich dieses Thema so in der ¥ffentlichkeit 

debattiert wird. 

Da ich jetzt in der zweiten Runde nicht mehr viel Zeit 

habe, aber hier schon viele Worte gesagt wurden, mºchte 

ich zumindest eines noch einmal sagen: Das zu verniedli-

chen lªsst keiner zu. Dieses Thema ist unw¿rdig, in der 

Versenkung zu verschwinden. 

(Beifall bei der CDU) 

Die Debatte heute im Sªchsischen Landtag ist ein Beginn. 

Wir werden das fortsetzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP,  

der SPD und den GR¦NEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die einbringende 

Fraktion war das Frau Kollegin Strempel. ï Bei der mit-

einbringenden Fraktion der FDP sehe ich keinen Redebe-

darf. Wir kommen jetzt in der Rednerrunde zur Fraktion 

DIE LINKE. Das Wort ergreift Frau Kollegin Klepsch. 

Annekatrin Klepsch, DIE LINKE: Vielen Dank, Herr 

Prªsident! Ich will mich zunªchst bei Hanka Kliese und 

Elke Herrmann bedanken, weil sie sehr sachlich versucht 

haben, dieses schwierige Kapitel DDR-Geschichte darzu-

stellen. 

Ich sage es ganz bewusst: Es gibt da nichts schºnzureden, 

aber wir brauchen eine sachliche Auseinandersetzung in 

der Debatte. Da m¿ssen wir auch ¿ber das Personal reden, 

das dort beschªftigt war, ¿ber Erziehungsvorstellungen, 

was andere Kollegen schon angedeutet haben. 

Ich mºchte dem Sozialministerium empfehlen, die Exper-

tisen, die es gibt, und vor allem den Heimbericht auf die 

eigene Internetseite zu stellen. Der Bericht ¿ber SED-

Opfer und Unrechtsbereinigung steht ja auch dort. Beim 

Th¿ringer Sozialministerium kann man die ganzen Exper-

tisen finden und sich auch vertieft damit beschªftigen. 

Das wªre eine Anregung f¿r Sachsen. 

Frau Strempel, ich habe mitnichten versucht, Recht 

gleichzusetzen, da es selbstverstªndlich unterschiedliche 

Rechtssysteme mit einer unterschiedlichen Rechtsauffas-

sung waren. 

(Peter Schowtka, CDU: Das war ¿berhaupt kein 

Rechtssystem, das war ein Unrechtssystem!) 

Es ist sicher auch berechtigt, Kritik an den pªdagogischen 

Vorstellungen der DDR zu ¿ben, genauso wie wir auch im 

R¿ckblick kritisch auf die pªdagogischen Vorstellungen 

der Heime der F¿nfziger- und Sechzigerjahre der alten 

Bundesrepublik schauen. Nicht umsonst gab es dort die 

Aufarbeitung. 

(Sebastian Fischer, CDU: Das ist ¿berhaupt nicht 

vergleichbar, das hat nichts miteinander zu tun!) 

Frau Strempel, ich muss Sie dann doch fragen: Was 

wollen Sie mit dieser Debatte? Frau Strempel, liebe CDU, 

wollen Sie den Opfern helfen oder wollen Sie sich nur an 

der DDR abarbeiten? 

(Proteste bei der CDU) 

Wenn wir hier dar¿ber diskutieren, muss es uns darum 

gehen, den Opfern zu helfen und dar¿ber zu sprechen, wie 

wir ein Hilfe- oder Therapiesystem aufbauen kºnnen und 

wie wir rentenrechtlich endlich f¿r eine Unterst¿tzung 

sorgen kºnnen. 

(Beifall bei den LINKEN ï Zurufe von der CDU) 

Das Arbeitslager R¿dersdorf, auf das Sie abgezielt haben, 

in das tatsªchlich nach dem Bericht Anhªnger der Beat-

bewegung eingesperrt wurden, wurde nach einem Jahr, 

1967, wieder aufgelºst. 

Ich will noch auf ein paar Fakten kommen. Was waren 

denn Gr¿nde f¿r die Heimeinweisung? Ich zitiere da aus 

dem Katalog ĂAnalyse Einweisungsgr¿nde 1964ñ: ĂAm 

hªufigsten waren es Disziplinschwierigkeiten, Schulver-

weigerungen und Arbeitsbummeleien, als Zweithªufigstes 

Diebstahl, Sachbeschªdigung und unberechtigte Kfz-

Benutzung. Punkt 3 waren sexuelle Delikte, Punkt 4 

Kºrperverletzung, und nat¿rlich wurden leider auch junge 

Menschen wegen Passvergehen und Staatsverleumdung in 

Spezialheime und Jugendwerkhºfe eingewiesen.ñ 

Wir m¿ssen aber bei den Heimformen noch ein wenig 

differenzieren. Es gab die normalen Kinderheime f¿r 

Kinder, die zu Hause verwahrlost sind oder keine Eltern 

hatten und normale Schulen besucht haben. Es gab dann 

die problematische Einrichtung der Spezialheime f¿r 

Schwererziehbare mit den Jugendwerkhºfen wie in 

Torgau, und ich glaube, wir sind uns darin einig: Torgau 

war wirklich die Endstation vor dem Gefªngnis, eine 

Endstation repressiver Erziehung. 

(Christian Piwarz, CDU:  

Die moralische Endstation war das!) 

ï Ja, dann sind wir uns ja einig. 

Es gab Durchgangsheime, es gab das Kombinat der 

Sonderheime f¿r psychisch Kranke. Es gab Dauerheime 

f¿r Sªuglinge und Kleinkinder, und es gab 14 % konfessi-

onelle Heime, in denen ¿berwiegend behinderte Kinder 

betreut wurden, weil andere Kinder kaum noch in die 

Heime eingewiesen wurden. 

Ich hatte angedeutet, dass ich gern noch einmal ¿ber die 

schwierige Personalsituation dort sprechen mºchte. Das 

ist wirklich etwas, von dem man auch f¿r die Zukunft 

noch etwas in Sachen Heimerziehung lernen kann. Der 

Beruf des Heimerziehers wurde nªmlich erst nach Kriegs-

ende geschaffen, und wenn man sich Statistiken anschaut, 

so haben 1954 nur 20 % der beschªftigten Heimerzie-

her(innen) ¿berhaupt ¿ber eine pªdagogische Ausbildung 

verf¿gt, 80 % waren angelernt. Erst Ende der Siebziger-

jahre waren ¿ber 94 % der Heimerzieher ausgebildete 

Fachkrªfte. Allerdings musste dort das Ministerium f¿r 
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Volksbildung konstatieren, dass die wenigsten ausgebilde-

ten Erzieher, die an den Instituten f¿r Lehrerbildung 

studiert haben, ¿berhaupt in den Spezialheimen arbeiten 

wollten. Wissen Sie, warum? Sie wurden schlechter 

bezahlt, und sie wurden nur mit Zwangsabordnung und 

Zwangsverpflichtung in diese Spezialheime geschickt. 

Das war problematisch f¿r die dortige Situation, da es 

nat¿rlich zu Demotivationen gef¿hrt hat, und es gab eine 

hohe Personalfluktuation. 

Wenn wir heute von Beziehungsarbeit in Einrichtungen 

der Kinder- und Jugendhilfe sprechen, dann ist so etwas 

sehr zu ber¿cksichtigen. 

Es muss uns nun also vor allem darum gehen zu klªren: 

Wie kºnnen die 6 Millionen Euro, die Sachsen zur Verf¿-

gung stellt, in Therapieangebote sowie in den Rentenaus-

gleich flieÇen, und ist es mºglich, auch im Nachhinein 

den Teilfacharbeiter als Berufsabschluss anzuerkennen? 

Denn die meisten fr¿heren Heimkinder leiden darunter, 

dass sie nicht einmal einen anerkannten Berufsabschluss 

in der Bundesrepublik haben und von Hartz IV leben 

m¿ssen. Das ist die Aufgabe, liebe Kolleginnen und 

Kollegen. 

(Beifall bei den LINKEN und der Abg. 

Sabine Friedel, SPD ï Peter Schowtka, CDU:  

Seid bereit! ï Immer bereit!) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die Fraktion DIE 

LINKE war das Frau Klepsch. ï Nun sehe ich am Mikro-

fon 2 Bedarf f¿r eine Kurzintervention. Bitte, Frau Kolle-

gin Herrmann. 

Elke Herrmann, GR¦NE: Vielen Dank, Herr Prªsident. 

ï Ich mºchte etwas aus der Rede der Kollegin Klepsch 

aufgreifen, da ein wenig das Thema anklang: In welcher 

Situation sind jetzt eigentlich die Erzieherinnen und 

Erzieher aus diesen Kinderheimen ï aus welchen auch 

immer? Wir geraten nat¿rlich in die Gefahr, einesteils 

etwas zu relativieren, andererseits m¿ssen wir auch den 

Erzieherinnen und Erziehern die Gelegenheit bieten, sich 

mit ihrer Vergangenheit zu beschªftigen, ohne daraus eine 

Schuldzuweisung zu machen. 

Deshalb, denke ich, ist es wichtig, dass sich die Einrich-

tungen, die es heute noch gibt ï ich weiÇ, dass die Stadt, 

aus der ich komme, die "Kinderarche" macht ï, ihrer 

Vergangenheit ºffnen. Das ist besser mºglich als in den 

alten Bundeslªndern, da meist ein Trªgerwechsel stattge-

funden hat und man sich relativ unbelastet der Vergan-

genheit stellen kann. Aber ich denke, es ist notwendig, 

¿ber die Vergangenheit in den Einrichtungen auch inner-

halb dieser zu sprechen. Manchem Betroffenen, manchem 

Kind oder Jugendlichen, das bzw. der in einer solchen 

Einrichtung war, w¿rde es wahrscheinlich schon helfen, 

mit seiner eigenen Vergangenheit zurechtzukommen, dass 

er sie heute besuchen und sehen kann, wie das Leben in 

dieser Einrichtung ist, und aus dieser Sicht nochmals 

reflektieren kann. Es geht nicht um Schuldzuweisungen, 

auch nicht an die Erzieherinnen und Erzieher. Es geht 

darum, eine gute Situation zu schaffen, um sich mit 

diesen Fragen in der Gesellschaft breit auseinanderzuset-

zen. 

(Beifall bei den GR¦NEN sowie vereinzelt bei der 

CDU, den LINKEN, der SPD und der FDP) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war die Kurzinter-

vention von Frau Kollegin Herrmann. ï Frau Klepsch, 

wollen Sie reagieren? ï Nein. Damit fahren wir weiter in 

der Rednerreihe fort. Meine Frage an die SPD, Frau 

Kollegin Kliese: Wollen Sie nochmals das Wort ergreifen? 

ï Das sehe ich nicht. Die GR¦NEN, Frau Herrmann? ï 

Die NPD? ï Bitte. Der Abg. Lºffler ergreift erneut das 

Wort f¿r die NPD-Fraktion. 

Mario Lºffler, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Es bleibt nat¿rlich die Frage der Verantwortlich-

keit. Ja, es ist richtig, Margot Honecker war Ministerin f¿r 

Volksbildung. Aber um ein gewisses System umzusetzen 

und durchzusetzen, braucht man einen entsprechenden 

Apparat. Zu diesem Apparat gehºrten nat¿rlich die 

Funktionªre der SED-Kreis- und -Bezirksleitungen 

genauso wie die Funktionªre auf der Ebene der Rªte der 

Kreise und der Rªte der Bezirke mit den Verantwortlichen 

f¿r Jugendhilfe und Volksbildung. Die Frage steht: Hatten 

Sie Kenntnis von den Fehlentwicklungen, und, wenn ja, 

warum haben Sie nicht auf diese Fehlentwicklungen 

reagiert? Vielleicht kºnnten uns die heutigen Abgeordne-

ten einmal dar¿ber Aufklªrung geben, warum sie damals 

nicht gegen diese Fehlentwicklungen das Wort erhoben 

haben. 

Wir sollten nicht nur bei der Aufarbeitung weit zur¿cklie-

genden Unrechts bleiben; denn sexuellen Missbrauch und 

Gewalt in der Erziehung gibt es leider auch heute noch im 

¦bermaÇ. Haftentschªdigungen f¿r Sexualstraftªter und 

Forderungen nach Straffreiheit bei Inzest sind allerdings 

genau die falschen Signale. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der NPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war Herr Lºffler 

f¿r die NPD-Fraktion. ï Wir sind am Ende der zweiten 

Runde angekommen und kºnnten in eine dritte Runde 

eintreten. Aber ich sehe schon, Frau Strempel hat keinen 

Redebedarf mehr. Gibt es aus den Fraktionen noch weite-

re Rednerinnen und Redner, die das Wort ergreifen 

wollen? ï Das sehe ich nicht. Damit hat die Staatsregie-

rung das Wort. Es ergreift Frau Staatsministerin ClauÇ. 

Christine ClauÇ, Staatsministerin f¿r Soziales und 

Verbraucherschutz: Sehr geehrter Herr Prªsident! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! Ver-

schiedene Ereignisse der letzten Wochen haben mich sehr 

bewegt. Dazu gehºrt der Bericht zur DDR-

Heimerziehung, dessen Vorstellung in Berlin und die 

Gesprªche mit den ehemaligen Heimkindern genauso, wie 

mich die Ausstrahlung der Dokumentation ĂHoneckers 

Sturzñ von Eric Friedler aufgeregt hat. 
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Margot Honecker kommt da als ehemalige Ministerin f¿r 

Volksbildung der DDR zu Wort und hat an der Richtigkeit 

ihrer Politik bis heute keinerlei Zweifel, vor allem keine 

Selbstzweifel. ï Erschreckend, denn gerade in dieser Zeit, 

als Margot Honecker die Verantwortung trug, war der 

Umgang mit den Schutzbefohlenen von Zwang und 

Gewalt geprªgt. Kinder und Jugendliche sollten entspre-

chend der marxistischen-leninistischen Ideologie umerzo-

gen werden, auch das zeigt der bereits genannte Bericht 

eindeutig, und wie sehr der Alltag auch in den Spezial-

heimen, den Durchgangsheimen und Jugendwerkhºfen in 

der DDR von Zwang, Gewalt und Willk¿r geprªgt war. 

Auftrag war die Beseitigung individualistischer Gerichtet-

heit, Ziel war die Umerziehung zur sozialistischen Per-

sºnlichkeit. Wer dies nicht erlebt hat, kann nur versuchen, 

das Erlittene nachzuvollziehen. 

Gl¿cklicherweise ï das mºchte ich bewusst betonen ï hat 

nicht jedes Kind und nicht jeder Jugendliche in den 

normalen Kinderheimen die Erfahrungen machen m¿ssen, 

die in diesem Bericht geschildert wurden; ich habe dazu 

auch Briefe erhalten. Aber die persºnlichen Gesprªche 

mit den Betroffenen, die in Kindheit und Jugend uner-

messliches Leid und unermessliches Unrecht erfahren 

mussten, zeigen, wie wichtig dieses Anliegen ist. Lesen 

Sie diesen Bericht, fahren Sie nach Torgau und schauen 

Sie sich die Ausstellung "Ziel: Umerziehung" an, dann 

wissen Sie, was ich meine. 

Meine Damen und Herren, unsere Aufgabe ist es, die 

Aufarbeitung, die persºnliche und auch die historische, zu 

unterst¿tzen. Der in Berlin vorgestellte Bericht trªgt einen 

groÇen Teil zur Aufarbeitung bei. Deshalb habe ich 

gesagt, der 26. Mªrz 2012 ist ein gerechter Tag und lªsst 

die Betroffenen auch im Blick auf die Diskussion Heim-

kinder West keine Opfer zweiter Klasse sein. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN,  

der SPD, der FDP und den GR¦NEN) 

Wichtig ist auch, die Betroffenen an der Aufarbeitung und 

am Aufbau der Hilfestrukturen zu beteiligen. Es ist richtig 

und wichtig, dass in der Bund-Lªnder-Arbeitsgruppe zur 

Einrichtung des ostdeutschen Fonds auch ehemalige 

Heimkinder vertreten sind und ihre Erfahrungen bei der 

Erarbeitung der Leistungsrichtlinie einbringen kºnnen. 

Auch an diesem Montag hat die Arbeitsgruppe wieder in 

Berlin getagt. Die Bem¿hungen, den Fonds zum 

1. Juli 2012 einzurichten, laufen auf Bundes- und Lªnder-

ebene auf Hochtouren. Die Verwaltungsvorschrift und die 

Satzung befinden sich in der Endabstimmung. Die Richt-

linien und die Handreichungen f¿r die Leistungsvergabe 

werden derzeit erarbeitet. Der Erfahrungsaustausch vor 

allen Dingen auch mit den westdeutschen Lªndern ï der 

entsprechende Fonds lªuft ja schon ein halbes Jahr fr¿her 

ï wird intensiv gepflegt. 

Bei uns im Freistaat arbeiten wir ebenfalls intensiv. Mein 

Haus pr¿ft gerade, wie wir die Gedenkstªtte Torgau mit 

dem dargelegten Ansatz der Selbsthilfe auch perspekti-

visch weiter unterst¿tzen kºnnen; denn unsere Zusam-

menarbeit ï und es ist wichtig, das hier noch einmal zu 

sagen ï hat eine lange Tradition. Wir haben im Freistaat 

Sachsen bereits Anfang der Neunzigerjahre mit der 

Aufarbeitung der Geschehnisse vor allen Dingen in dem 

geschlossenen Jugendwerkhof begonnen, und die Torgau-

er waren uns dabei eine groÇe Hilfe. Sie waren es auch, 

die es letztlich mit ihrer Stimme geschafft haben, dass wir 

in den westlichen und in den ºstlichen Lªndern Gehºr 

gefunden haben. Letztlich haben sie damit die Debatte um 

die Heimkinder ¿berhaupt erst ins Rollen gebracht und 

dazu beigetragen, dass unsere Gesellschaft sensibel und 

aufmerksam auf die Vergangenheit in den ost- und west-

deutschen Heimen schaut. Daf¿r allen mein Respekt, 

meine Anerkennung und mein Dank! 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den 

LINKEN, der SPD, der FDP und den GR¦NEN) 

Das SMS hat bereits fr¿hzeitig den Aufbau der Gedenk-

stªtte unterst¿tzt, ideell, aber auch mit einer Anschubfi-

nanzierung. Wir werden Torgau selbstverstªndlich auch 

weiter unterst¿tzen. 

(Beifall bei der CDU) 

Aufgrund der Aufmerksamkeit f¿r dieses Thema ist in den 

letzten Wochen die Zahl der Anrufe in meinem Haus 

extrem gestiegen. Immer mehr Ehemalige trauen sich, 

¿ber ihr Schicksal zu sprechen, ihre Erfahrungen mitzutei-

len und auch um Hilfe zu bitten. Deshalb war es wichtig, 

dass das sªchsische Kabinett am 17. April dieses Jahres 

¿ber den Fonds ĂHeimerziehung in der DDR in den 

Jahren 1949 bis 1990ñ entschieden hat. Der Freistaat 

Sachsen wird in den nªchsten f¿nf Jahren 5,9 Millio-

nen Euro in den Fonds einspeisen und eine Anlauf- und 

Beratungsstelle aufbauen. 

Ich bin ¿berzeugt, am 1. Juli 2012 wird der Fonds der 

ostdeutschen Lªnder bereitstehen und die Anlauf- und 

Beratungsstelle, ausgestattet mit Fachkrªften, ihre Arbeit 

bei uns im Freistaat Sachsen aufnehmen. Die Anlauf- und 

Beratungsstelle wird beim Kommunalen Sozialverband 

Sachsen angesiedelt. Die Stellen f¿r juristische und 

psychologische bzw. sozialpªdagogische Fachkrªfte sind 

bereits ausgeschrieben. Weitere Details werden gerade mit 

dem KSV besprochen. Auch die strategische Vernetzung 

mit den Aktiven des Fºrdervereins in Torgau wird dabei 

ein wichtiger Aspekt sein. Wir waren gemeinsam mit dem 

Direktor des KSV zur Ausstellungserºffnung vor Ort, und 

er hat sich dort auch die Intention angehºrt. Auch die 

strategische Vernetzung mit den Aktiven des Fºrderver-

eins in Torgau wird dabei ein wichtiger Aspekt sein. Es 

war mir wichtig, Ihnen das nochmals mitzuteilen. 

So ist uns die Vergangenheit Mahnung und Verpflichtung 

zugleich ï Mahnung und Verpflichtung f¿r eine verant-

wortungsbewusste Kinder- und Jugendhilfe in Gegenwart 

und Zukunft. 

Herzlichen Dank f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und der FDP sowie vereinzelt 

bei den LINKEN, der SPD und den GR¦NEN) 
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Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war f¿r die Staats-

regierung Frau Staatsministerin ClauÇ. ï Wir sind jetzt 

nicht ganz am Ende unserer Aktuellen Debatte. 

(Annekatrin Klepsch, DIE LINKE, und 

Elke Herrmann, GR¦NE, stehen an Mikrofonen.) 

Jetzt weiÇ ich nicht, wer von den Damen zuerst am 

Mikrofon stand. Ich hºre gerade, es war Frau Kollegin 

Herrmann. Sie wollen Ihre zweite Kurzintervention 

vortragen? ï Bitte. 

Elke Herrmann, GR¦NE: Vielen Dank, Herr Prªsident. 

Die Frau Staatsministerin hat deutlich gemacht, dass die 

Beratungsstelle eingerichtet wird. Ich kann nur, so wie es 

auch die Frau Ministerin getan hat, allen Kollegen ans 

Herz legen, diesen Bericht zu lesen. 

Ich mºchte aber an dieser Stelle eine kleine Warnung 

aussprechen: Ich glaube, es reicht nicht aus, in der Ausei-

nandersetzung mit diesem Thema und in seiner Aufarbei-

tung auf die Beratungsstelle und auf den Fonds zu ver-

weisen. Wir m¿ssen an dieser Stelle wirklich in die 

Gesellschaft kommen. 

Ich mºchte ein Beispiel geben, wie ich das meine: Viele 

von uns hatten als Kinder Kontakt mit Menschen aus 

Kinderheimen. Auch wir sind da nicht frei von Schuld. 

Ich kann mich sehr gut erinnern, dass in meiner Klasse 

niemand neben denen sitzen wollte, denn die waren ja aus 

dem Kinderheim. So etwas wird kaum in eine solche 

Beratungsstelle getragen werden. Das ist etwas, was wir 

im Gesprªch, im Kontakt mit denjenigen, die in Kinder-

heimen gelebt haben und die sich heute erstmals trauen, 

diese Fragen zu stellen, klªren m¿ssen. Es reicht eben 

nicht, mit dem Finger nur in eine Richtung zu zeigen. 

Deshalb mºchte ich nochmals daf¿r werben, diese Debat-

te in der Gesellschaft zu f¿hren, in den Einrichtungen, die 

es heute noch gibt, aber auch dort, wo wir alle die Gele-

genheit haben, ¿ber solche Dinge zu sprechen. Das darf 

nicht verstummen; denn nicht alle Menschen haben 

Zugang, und diese Beratungsstelle ist auch nicht f¿r alle 

Menschen der richtige Ort. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GR¦NEN und den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Frau Staatsministerin, 

wollen Sie darauf reagieren? ï Das war ein zustimmendes 

Nicken, denke ich. 

Frau Klepsch, bitte Ihre Kurzintervention. 

Annekatrin Klepsch, DIE LINKE: Genau, eine Kurzin-

tervention zu den Ausf¿hrungen der Frau Staatsministe-

rin. 

Ich mºchte mich auch f¿r die sehr sachliche Darstellung 

dessen bedanken, was die Staatsregierung an dieser Stelle 

tut. Ich mºchte aber nochmals feststellen, dass es wichtig 

ist, sich in den nªchsten Jahren bei der Aufarbeitung nicht 

nur auf den Jugendwerkhof Torgau als Extremfall zu 

fokussieren, sondern insbesondere auch die Situation der 

Spezialheime und der Heime f¿r psychisch kranke Kinder 

zu beleuchten, weil man sonst nicht allen Opfern gerecht 

werden kann, weil es doch sehr vielschichtig, sehr kom-

plex und sehr unterschiedlich war. Ich glaube, es ist in den 

nªchsten Jahren notwendig, auch die verschiedenen 

Situationen aufzuarbeiten. 

(Beifall bei den LINKEN und den GR¦NEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war die zweite 

Kurzintervention von Frau Kollegin Klepsch. Nach diesen 

beiden Interventionen ist die 1. Aktuelle Debatte jetzt 

wirklich abgeschlossen. 

Ich darf, bevor wir zur 2. Aktuellen Debatte kommen, 

etwas ergªnzen, was ich vorhin vergessen hatte. Man 

mºge mir das nachsehen. Der Tagesordnungspunkt 12, 

Kleine Anfragen, ist zu streichen, weil er sich schlicht 

erledigt hat. 

Frau Kollegin Friedel, ich darf Sie um eine kleine Amts-

hilfe f¿r den amtierenden Prªsidenten bitten. Kollege 

Mann ist gerade nicht im Raum. Wenn Sie den demonst-

rativ aufgeklebten Button seines Laptops ein bisschen 

zur¿ckklappen w¿rden, w¿rde uns das bei der Durchset-

zung der Geschªftsordnung sehr helfen. Vielen Dank. 

(Sabine Friedel, SPD, klappt den Deckel des 

Laptops des Abg. Holger Mann, SPD, nach vorn.) 

Wir kommen zu 

2. Aktuelle Debatte 

Kein Hafturlaub f¿r Schwerverbrecher ï  

Weitere Liberalisierung des Strafvollzugs stoppen 

Antrag der Fraktion der NPD 

Als Antragstellerin hat zuerst die Fraktion der NPD das 

Wort. Das Wort ergreift der Abg. Apfel. 

Holger Apfel, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Es war Altbundesprªsident Roman Herzog, der 

sagte: ĂEs kann doch nicht sein, dass sich der B¿rger, der 

sich gesetzesgemªÇ verhªlt, wie ein Idiot vorkommen 

muss.ñ Um genau so eine Idiotie handelt es sich, wenn der 

Justizminister von Sachsen wochenlang dar¿ber schwªtzt, 

den ohnehin lauwarmen Strafvollzug f¿r Schwerverbre-

cher durch immer mehr Sonderrechte weiter aufweichen 

zu wollen. 
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Die FDP, die lªngst von einer freiheitlich-patriotischen 

Partei eines Erich Mende zum Club der SpaÇmacher und 

rosaroten Brillentrªger mutiert ist, bringt es heute fertig, 

Mºrder und Vergewaltiger mit Hafturlaub belohnen zu 

wollen. 

(Zuruf von der FDP) 

Wenn man bedenkt, wie hoch die Latte in der bunten 

Republik der BRD heute ist, um ¿berhaupt zu Freiheits-

strafen ohne Bewªhrung verurteilt zu werden, wird das 

AusmaÇ der geplanten Aufweichung des Strafvollzugs 

erst richtig deutlich. 

Selbst Tºtungsdelikte, selbst schwere Raubstraftaten 

f¿hren oftmals nur zu Bewªhrungsstrafen, wenn die Tªter 

einen fªhigen Anwalt haben oder schauspielerisches 

Talent bei der Reuebekundung aufbringen. 

Mit anderen Worten: Wir reden hier ernsthaft ¿ber absolu-

te Schwerverbrecher, ¿ber diejenigen, die null Toleranz, 

null Akzeptanz gegen¿ber Recht und Gesetz aufbringen. 

An diesen Personenkreis richten die Freien Demokraten 

den Appell: ĂIhr Mºrder, ihr Kinderschªnder, ihr Gewalt-

tªter! Wir von der FDP wollen euch nach f¿nf Jahren 

wieder auf die Menschheit loslassen. Fehlt nur noch 

Freibier, eine leichte Dame oder eine Einladung zur 

Naumann-Stiftung zum gem¿tlichen Plausch ¿ber die 

jeweilige Verbrecherkarriere.ñ 

(Beifall bei der NPD) 

Derjenige, f¿r den Liberalitªt in diesem Staat aber gleich-

bedeutend ist mit Beliebigkeit und dessen oberstes Prinzip 

die Prinzipienlosigkeit ist, meine Damen und Herren, lebt 

in einer Welt gutmenschlicher Halluzinationen, und er ist 

nicht in der Lage, den realen Problemen des tªglichen 

Lebens etwas entgegenzusetzen. Eine solche Verbrecher-

hofierung ist mit der NPD nat¿rlich nicht zu machen, 

denn wir wollen die Gefahren f¿r Sicherheit und Ordnung 

wirksam bekªmpfen. Wir denken an das Leid der Opfer 

und nicht an noch mehr Luxus f¿r Schwerstkriminelle, 

meine Damen und Herren. 

Aber dass man in Deutschland immer mehr Straftªtern 

huldigt und den Opfern vor die F¿Çe spuckt, 

(Zuruf des Abg. Stefan Brangs, SPD) 

war schon absehbar in dem Moment, als das Strafvoll-

zugsrecht aus der Kompetenz des Bundes auf die Lªnder 

¿bertragen wurde. So, wie es heute 16 Bildungssysteme 

gibt, kºnnte es bald 16 Systeme des Strafvollzuges und 

der Gefªngniskultur geben. Die Geschicklichkeit von 

Verbrechern besteht dann darin, sich vor der Tat schlau-

zumachen, wo er denn die Strafe mit den grºÇtmºglichen 

Annehmlichkeiten absitzen kann. Das alles zahlt der 

Steuerzahler, finanziert zu Preisen eines F¿nfsternehotels. 

Das, meine Damen und Herren, sind die Ausw¿chse Ihrer 

verfehlten Politik, mit der Sie Sachsen unter dem Deck-

mantel von Gutmenschlichkeit zu einem Verbrecherpara-

dies umgestalten wollen. 

(Lachen des Abg. Geert Mackenroth, CDU) 

Ich bin gespannt, wie lange die Union den Scheinwider-

stand gegen die FDP noch aufrechterhalten wird bei der 

Andienung gegen¿ber der Klientel von Schwerkriminel-

len; denn obsiegen wird letztlich der Wille zur Macht, der 

Wille zum Weiterregieren. Es ist traurig, aber wahr: 

Offensichtlich ist die NPD heute die einzige Partei des 

Rechtsstaates, 

(Gelªchter bei den LINKEN, der SPD  

und des Staatsministers Sven Morlok) 

und wir sind nicht bereit, Werte der Freiheit dem Amok-

lauf der Etablierten zu opfern. 

(Widerspruch von der FDP) 

Ihnen, meine Damen und Herren, ist ganz offensichtlich 

jedes noch so schªbige Mittel recht und billig, den Ver-

bleib an den Futtertrºgen dieses Politsystems zu sichern. 

In Ihrer demonstrativen Gutmenschlichkeit ist die weitere 

Aufweichung des Strafvollzugsrechtes nur eine weitere 

Absurditªt unter vielen anderen. Immer deutlicher tritt 

zutage, dass es Ihnen eben nicht darum geht, den Nutzen 

des Volkes zu mehren und Schaden von ihm abzuwenden, 

wie es im Grundgesetz verankert ist. Das von der FDP 

geforderte Bekenntnis zum Schwerverbrechertum kºnnte 

allerdings die Axt an der morschen und faulen Wurzel 

dieser BRD-SpaÇpartei sein. 

(Unruhe im Saal) 

Auf dass die FDP dorthin versinke, wo sie in ihrer Schªd-

lichkeit f¿r das deutsche Volk hingehºrt, 

(Protest von der CDU, den LINKEN,  

der SPD und der FDP) 

nªmlich auf die Ebene der Bedeutungslosigkeit! 

Herzlichen Dank f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der NPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die einbringende 

NPD-Fraktion sprach der Abg. Apfel. ï Wir kommen jetzt 

zur Rednerfolge: CDU, DIE LINKE, SPD, FDP, GR¦NE. 

F¿r die CDU-Fraktion spricht Herr Prof. Schneider. 

Prof. Dr. G¿nther Schneider, CDU: Herr Prªsident! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nach diesem 

Unsinn, den wir jetzt gehºrt haben, will ich kurz versu-

chen, die Sach- und Rechtslage darzustellen. 

(Holger Apfel, NPD:  

Das wªre etwas Neues von Ihnen!) 

Wir sind nach der Fºderalismusreform als Landesgesetz-

geber verpflichtet, nachdem wir Gesetze zum Vollzug der 

Jugendstrafe, des Jugendarrestes und der Untersuchungs-

haft geschaffen haben, auch den Vollzug der Freiheitsstra-

fe und des Strafarrestes durch Landesgesetz zu regeln. 

Dieses Gesetz wird eine ganze Palette sehr diffiziler, 

verschiedener MaÇnahmen zum Gegenstand haben: 

Es geht um den Vollzug der Freiheitsstrafe. Es geht um 

die Grundsªtze der Unterbringung des Gefangenen, seiner 
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Verlegung und gegebenenfalls der ¦berstellung. Es geht 

um MaÇnahmen, die die Gefªhrlichkeit des Straftªters 

zum Gegenstand haben. Es geht um die Regelung von 

AuÇenkontakten und es wird auch um den Bereich von 

Vollzugslockerungen gehen. 

(Zuruf des Abg. Holger Apfel, NPD) 

Meine Damen und Herren! Hinzu kommt ein weiterer 

Aspekt, der in diesem Gesamtpaket nicht vergessen 

werden darf: Seit dem 4. Mai 2011 wissen wir, dass das 

Bundesverfassungsgericht eine Entscheidung getroffen 

hat, die das Thema der MaÇregeln von Sicherung und 

Besserung, also der Behandlung von gefªhrlichen ehema-

ligen Straftªtern, beinhaltet hat. Nach dieser Entscheidung 

sind wir verpflichtet ï und das ist ein Bundesgesetz, Herr 

Apfel ï, insoweit klarzustellen und sicherzustellen, dass 

diejenigen Menschen, die f¿r die ¥ffentlichkeit eine 

Gefªhrdung darstellen, hinter verschlossenen Riegeln 

bleiben. Das ist so und dazu wird es auch eine bundesge-

setzliche Regelung geben. 

All dies und nicht nur der eine Bereich, den Sie angespro-

chen haben, erfordert ein hochkomplexes, subtiles Ge-

samtpaket. Ich sage Ihnen, Herr Apfel: Das, was Sie uns 

an apfelschem Volksempfinden ï an Hetze, Hasstiraden ï 

(Andreas Storr, NPD:  

Das ist deutsches Volksempfinden!) 

geboten haben, hat mit diesen Problemen nicht das 

Geringste zu tun. Nicht das Geringste! 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN,  

der SPD, der FDP und den GR¦NEN) 

Wenn Sie sich dar¿ber auslassen, was angeblich das 

Grundgesetz betreffe, dann rate ich Ihnen: Schauen Sie 

sich einmal den Artikel 1 Abs. 1 Grundgesetz an. 

(Andreas Storr, NPD: Wir kennen das Grundgesetz 

besser als Sie! ï J¿rgen Gansel, NPD: Alle 

Staatsgewalt geht vom deutschen Volke aus!) 

Da geht es um Menschenw¿rde, die jedem Menschen 

zuteil werden muss. Ich sage Ihnen: Sie haben sich mit 

dem, was Sie hier gesagt haben, einmal mehr auÇerhalb 

der Verfassung gestellt. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN, der SPD,  

der FDP und den GR¦NEN) 

Meine Damen und Herren! Bei der notwendigen Neurege-

lung des Strafvollzugsgesetzes im Freistaat Sachsen ist 

klar, dass sªmtliche Regelungsbereiche unter der Prªmis-

se, unter der Vorgabe des Opferschutzes stehen. Hier 

weichen wir ¿berhaupt nichts auf. Das ist, denke ich, die 

Position des Landtages schlechthin, und das ist selbstver-

stªndlich neben der Position der CDU-Fraktion auch die 

der Koalition. 

(Beifall bei der CDU, der FDP, den GR¦NEN  

und des Staatsministers Dr. J¿rgen Martens) 

Klar ist: Es gibt in einer Gesellschaft ï auch in unserer 

Gesellschaft ï Menschen, die eine Gefªhrdung f¿r andere 

darstellen. Solange dies der Fall ist, muss der Gesetzge-

ber, nªmlich wir und auch der Bundesgesetzgeber, mit 

Blick auf Sicherungsverwahrungen Vorkehrungen treffen, 

dass jene Menschen, die eine Gefªhrdung f¿r andere, 

insbesondere f¿r Kinder und Frauen, darstellen, hinter 

Gitter gehºren und auch bleiben m¿ssen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren! Der Referentenentwurf zum 

Strafvollzugsgesetz ist momentan in der Entstehung. Es 

gibt also anders, als eben dargestellt, ¿berhaupt noch 

keine gesetzliche Regelung und noch keinen Gesetzent-

wurf. Die parlamentarische Debatte zu diesem Gesamt-

komplex ist noch nicht einmal im Entstehen, sondern sie 

steht uns bevor. Ich sage Ihnen: Wir werden hier, anders 

als Sie es tun, eine sachliche Debatte zum gesamten 

Gesetzespaket f¿hren. Wir werden hier gemeinsam, als 

CDU-Fraktion mit unserem Koalitionspartner, eine 

tragfªhige Lºsung vorstellen, die eines beinhaltet: Opfer-

schutz vor Tªterschutz. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren! Das gilt selbstverstªndlich 

auch in Bezug auf dieses eine Probleme, das Sie themati-

siert haben: das Problem des Langzeitausganges. F¿r 

dieses Gesamtpaket werden wir eine sachgerechte Lºsung 

prªsentieren. Die NPD-Fraktion brauchen wir bei diesem 

Thema beim besten Willen nicht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP, der SPD,  

den GR¦NEN und der Staatsregierung) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die CDU-Fraktion 

war das Herr Kollege Prof. Schneider. ï Als Nªchsten in 

der Rednerreihung sehe ich jetzt Herrn Kollegen Biesok 

f¿r die FDP-Fraktion. 

(Der Prªsident fragt in Richtung  

der Fraktion DIE LINKE.) 

Ich muss jetzt noch einmal fragen: Es gibt keinen Rede-

bedarf? 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Jetzt doch!) 

ï Jetzt doch. Wªre es mºglich, dass ï da mir das anders 

angezeigt war ï zuerst Kollege Biesok das Wort ergreift 

und wir die Rednerreihung umstellen? 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE,  

nickt bejahend mit dem Kopf.) 

ï Gut. ï Herr Kollege Biesok, Sie haben das Wort. 

Carsten Biesok, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine Damen und Herren! Herr Apfel, wenn eine Partei 

gegen die Bedeutungslosigkeit kªmpft und sich schªbiger 

Mittel bedient, dann ist es die NPD. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï  

Zuruf des Abg. Andreas Storr, NPD ï 

J¿rgen Gansel, NPD: Haha!) 
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Sie benutzen mal wieder die schwªchsten Glieder der 

Gesellschaft, um sich auf ihrem R¿cken zu profilieren. 

Strafgefangene haben sich gegen Grundnormen unserer 

Gesellschaft schwer verrannt und trotzdem stehen sie 

unter dem Schutz unseres Grundgesetzes. Sie nutzen die 

Situation von Strafgefangenen aus, um hier wieder eine 

Populismusdebatte besten Stils zu f¿hren. 

Sie versuchen das Bild zu malen, es ginge das Knasttor 

auf und der gef¿rchtete Massenmºrder tritt heraus, er 

nimmt das Taxi, das auf ihn wartet, und wird von seinen 

Strapazen der Haft zum Urlaub nach Mallorca gefahren. 

Kein Mensch w¿rde an die Opfer denken, kein Mensch 

w¿rde an die trauernden Angehºrigen denken. Aber was 

Sie vergessen, ist, dass wir in Deutschland in einem 

Rechtsstaat leben, der Grundwerte hat. 

Das Ziel eines jeden Strafvollzuges ist die Resozialisie-

rung. Dieses Ziel hat uns das Bundesverfassungsgericht 

aufgegeben. Das Bundesverfassungsgericht hat klar und 

deutlich gesagt: Wenn ein Verurteilter keine konkrete und 

auch realisierbare Chance hat, zu einem spªteren Zeit-

punkt wieder die Freiheit zu gewinnen, wenn er ungeach-

tet seiner Persºnlichkeitsentwicklung jede Hoffnung, 

seine Freiheit zu erlangen, aufgeben muss, dann ist der 

Kern der Menschenw¿rde betroffen. Eines, meine Damen 

und Herren von der NPD-Fraktion, werden wir als Koali-

tionsfraktion ï darin sind wir uns mit der Opposition 

vºllig einig ï niemals tun, nªmlich die Menschenw¿rde-

garantie des Grundgesetzes, verletzen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU, den  

LINKEN, der SPD und den GR¦NEN) 

Meine Damen und Herren! Wir wissen um die Gef¿hle 

der Angehºrigen, und wir wissen auch um die Angst der 

Bevºlkerung vor neuen Straftaten. Deshalb mºchte ich 

einmal ganz deutlich sagen, wor¿ber wir uns hier unter-

halten: Wir unterhalten uns ¿ber ein Strafvollzugsgesetz, 

welches neue Regelungen ¿ber den Ausgang enthªlt. Wir 

unterhalten uns nicht dar¿ber, ob wir einen Urlaub von 

der Haft einf¿hren, sondern wir unterhalten uns dar¿ber, 

wie wir derzeitige Strafgefangene wieder als wertvolles 

Glied der Gesellschaft eingliedern. 

Das Ziel des Justizvollzuges ist ï Ihre Kollegen werden 

davon auch noch profitieren, wenn erst einmal 

ĂSturm 34ñ wieder komplett im Knast sitzt ï 

(Beifall bei der FDP) 

die Resozialisierung. Das heiÇt, die Strafgefangenen 

sollen befªhigt werden, k¿nftig in sozialer Verantwortung 

ein Leben ohne Straftaten zu f¿hren. Um sie auf diese 

Situation vorzubereiten, brauchen wir Lockerungen. 

Diese gibt es in Form von Ausgang, der einen Tag betrifft 

oder derzeit noch einen sogenannten Hafturlaub, besser 

gesagt, einen Ausgang ¿ber Nacht. Diese Ausgªnge sind 

nur unter ganz strengen Voraussetzungen mºglich. Die 

Anstalt wird jedes Mal pr¿fen, ob die Gefahr besteht, dass 

der Gefangene flieht oder neue Straftaten begeht. Dabei 

hat er die zugrundeliegende Straftat zu w¿rdigen. Frau 

Zschªpe w¿rde niemals rauskommen. Die Persºnlichkeit 

des Gefangenen ist zu beurteilen, die Entwicklung in 

seiner Haft, welche Fortschritte er gemacht hat, muss 

ber¿cksichtigt werden. Nur wenn man sagen kann, es 

besteht weder die Gefahr f¿r neue Straftaten noch f¿r eine 

Flucht, dann wird es Ausgang geben. 

Um nur einmal die Dimension zu zeigen, wie es aussieht: 

In Sachsen haben wir 3 500 Gefangene. Lediglich 95 

davon sind lebenslang inhaftiert. Drei von ihnen haben 

bislang Ausgang ¿ber Nacht erhalten. Das sind die Zah-

len, ¿ber die wir uns hier unterhalten, wo Sie versuchen, 

sich in Ihrer Bedeutungslosigkeit mit zu profilieren. 

(Beifall bei der FDP, der CDU und der SPD) 

Sie versuchen hier eine Angstdebatte hochzustilisieren, 

dass die Leute, die einmal einen Ausgang bekommen, um 

sich wieder mit ihren sozialen Kontakten zu beschªftigen, 

nichts Besseres zu tun haben, als den Nªchstbesten hinter 

den Baum zu ziehen, zu vergewaltigen und wieder zu 

morden. 

Beim Ausgang ist es in den letzten Jahren so gewesen, 

dass nur 0,03 % ¿berhaupt eine Verfehlung begangen 

haben, und die allermeisten Verfehlungen waren kurzfris-

tige Zeit¿berschreitungen. Beim Ausgang ¿ber Nacht 

waren es 0,07 %. Das heiÇt, die Trefferwahrscheinlichkeit 

der Einschªtzung der Anstalt, wen man rauslassen kann, 

ist sehr, sehr hoch. Das ignorieren Sie vollstªndig und 

versuchen Emotionen zu sch¿ren, um sich zu profilieren. 

(Beifall bei der FDP, der CDU, den LINKEN,  

der SPD und den GR¦NEN) 

Meine Damen und Herren! Wenn ein ehemaliger Straftª-

ter aus dem Gefªngnis kommt, dann ist es wichtig, dass er 

insbesondere in der riskanten Phase der unmittelbaren 

Entlassung nicht in eine Krisenkonfliktsituation gerªt. In 

dieser Zeit braucht er die Unterst¿tzung von verlªsslichen 

und rechtstreuen Bezugspersonen. Um diese Personen 

auch weiterhin zu haben, ist es wichtig, dass er den 

Kontakt hªlt. Das ist eine Tªterbehandlung, denn eine 

gute Tªterbehandlung ist nªmlich der beste Opferschutz. 

Wer als Tªter resozialisiert wird, wird keine neuen Straf-

taten begehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist unser gemeinsames Ziel in der Koalition beim 

Strafvollzugsgesetz. Wir haben es bei anderen Gesetzen 

mit der Opposition gemeinsam geschafft, dies zu errei-

chen. Ich hoffe, dies auch wiederum zu tun. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und des 

 Staatsministers Dr. J¿rgen Martens) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war Kollege Biesok 

von der FDP-Fraktion. Ich frage die Fraktion DIE  

LINKE. ï Sie wird nicht das Wort ergreifen, aber Frau 

Kollegin Friedel f¿r die SPD-Fraktion. 

Sabine Friedel, SPD: Herr Prªsident, vielen Dank. Ich 

mºchte mich auch bei meinen Vorrednern, Herrn 
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Prof. Schneider und insbesondere Herrn Kollegen Biesok, 

bedanken, der den wesentlichen inhaltlichen Punkt schon 

dargestellt hat. 

Es geht in unserem Rechtsstaat ï Herr Apfel, da kºnnen 

Sie ruhig einmal zuhºren ï um den Schutz und die Reha-

bilitation der Opfer und um den Schutz der Gesellschaft 

vor Straftaten. Diesen Schutz der Gesellschaft kann man 

auf zwei Wegen erreichen. Beide sind integraler Bestand-

teil des Strafvollzuges: zum einen nat¿rlich durch die 

Inhaftierung von Straftªtern und zum anderen durch die 

Resozialisierung von Straftªtern, weil jeder ehemalige 

Straftªter, der es geschafft hat ï so sagt es das Strafvoll-

zugsgesetz ï, k¿nftig in sozialer Verantwortung ein Leben 

ohne Straftaten zu f¿hren, einen Beitrag zu einer sicheren 

Gesellschaft leistet. 

Auf die rechtlichen Punkte ist schon viel eingegangen 

worden. Ich will es noch etwas praktischer machen. Wenn 

eine Justizvollzugsanstalt zu entscheiden hat, ob jemand 

Langzeitausgang erhªlt, dann gibt es ganz viele Kriterien, 

die angelegt werden: keine Fluchtgefahr, keine Suchtge-

fahr, keine Missbrauchsgefahr; es wird in Anschlag 

gebracht, wie viel bereits von der Strafe verb¿Çt wurde, 

wie viel Reststrafe noch besteht. Es m¿ssen vorher Aus-

f¿hrungen gemacht worden sein, es muss eine gute 

Anzahl von beanstandungsfreien Ausgªngen des Inhaf-

tierten gegeben haben, und jeder Inhaftierte bekommt 

auch Weisungen f¿r seinen Ausgang, die er zu erf¿llen 

hat. 

Die Gewªhrung von Ausgang ist sehr restriktiv; aus 

meiner Erfahrung als Anstaltsbeirªtin muss ich sogar 

sagen, manchmal zu restriktiv, aber in jedem Fall so 

restriktiv, dass man sich keine Sorgen machen muss. Herr 

Biesok hat die Zahlen genannt, die zeigen, dass hier keine 

Missbrauchsschwemme passiert. 

Ihr Antrag, so falsch er sachlich ist, so hat er doch noch 

eine andere Dimension: Er ist von einer unglaublichen 

Bigotterie. Ich kann Ihnen auch gern sagen, warum. Ich 

werfe einmal den Namen Christian Hehl in den Raum. 

Vielen von Ihnen wird der Name vielleicht nichts sagen, 

ich glaube, Herrn Apfel schon. Christian Hehl, ein NPD-

Funktionªr aus Rheinland-Pfalz, Deutschlands bekanntes-

ter Skinhead, ist Bodyguard von Holger Apfel im Land-

tagswahlkampf gewesen ï ich war auch ganz erstaunt, als 

ich das gelesen habe, 

(Erstaunen bei der NPD) 

aber Herr Apfel hat sich offenbar von mehrfach vorbe-

straften Straftªtern besch¿tzen lassen ï, 

(Stefan Brangs, SPD: Passt doch!) 

und NPD-Direktkandidat bei der Bundestagswahl. Herr 

Christian Hehl hat eingesessen, war mehrfach vorbestraft, 

wiederholt wegen Landfriedensbruch, gefªhrlicher Kºr-

perverletzung. Er hat sich beim Strafantritt versteckt, 

wollte die Strafe gar nicht antreten, ist dann unfreiwillig 

hineingebracht worden. Der Richter attestierte ihm eine 

menschenverachtende Gesinnung und Brutalitªt. Christian 

Hehl war einer derjenigen, f¿r den sich die HNG ganz 

massiv eingesetzt hat. HNG sagt vielleicht auch nicht 

jedem etwas. Das ist eine ĂHilfsorganisation f¿r nationale 

politische Gefangene und deren Angehºrigeñ. Sie d¿rfte 

auch Ihrer Fraktion gut bekannt sein. Immerhin hat Ihr 

Mitarbeiter Olaf Rose dort schon Vortrªge bei Vollver-

sammlungen dieser inzwischen verbotenen Organisation 

gehalten. 

Die HNG setzt sich f¿r Mºrder und lebenslang Verurteilte 

ein und hat es auch bei Christian Hehl versucht, um 

Lockerungen f¿r ihn zu erreichen. Auch der HNG ist es 

nicht gelungen. Das zeigt, dass das System funktioniert. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den LINKEN,  

der FDP und den GR¦NEN) 

Die Voraussetzungen daf¿r, dass Langzeiturlaub gewªhrt 

wird, sind so restriktiv ï ich glaube, es ist nicht der 

einzige rechtsextremistische Straftªter, den wir in deut-

schen Gefªngnissen haben ï, dass nicht einmal hier 

Ausgang gewªhrt wird. Dar¿ber bin ich sehr froh. Das 

zeigt aber auch, wie falsch, wie scheinheilig und wie 

bigott Ihr Antrag ist. 

(Holger Apfel, NPD: Das ist  

Volksverhetzung und Vorverurteilung!) 

Danke schºn. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, den LINKEN,  

der FDP und den GR¦NEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war Frau Friedel 

f¿r die SPD-Fraktion. ï Jetzt sehe ich am Mikrofon 7 eine 

Kurzintervention von Herrn Gansel. Bitte, Herr Gansel. 

J¿rgen Gansel, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Nachdem Frau Friedel mit viel rhetorischem 

Aufwand eine schºne Nebelwand aufgebaut hat, um vom 

eigentlichen Debatteninhalt abzulenken, mºchte ich aus 

NPD-Sicht noch einmal etwas zum Kern der Debatte 

sagen, damit wieder zum Vorschein kommt, was hinter 

diesem Gutmenschengeklingel Thema der NPD gewesen 

ist: dass es darum geht, Schwerstverbrechern und Sexual-

straftªtern in Form vorauseilenden sozialpªdagogischen 

Entgegenkommens Hafturlaub zu gewªhren. 

Da kºnnen Sie noch so hªufig auf Einzelfªlle und tenden-

ziºse Studien verweisen. Allein die Mºglichkeit, dass ein 

vorzeitig durch Hafturlaub rausgekommener Schwerst-

verbrecher ein Opfer finden kºnnte, eine weitere schwere 

Straftat begehen kann, allein diese Eventualitªt diskredi-

tiert schon Ihr vereintes Anliegen, denn es gilt, potenzielle 

Opfer zu sch¿tzen. Dieses ganze Sozialpªdagogengeklin-

gel ist unverantwortlich. Diese Sozialpªdagogenmentali-

tªt, diese Dauerprogramme f¿r Sozialpªdagogen und 

Sozialtherapeuten kosten den Steuerzahler nicht nur 

immenses Geld, sondern sie sind brandgefªhrlich. 

Die Aktuelle Debatte wollte die NPD-Fraktion in ihrem 

Sinne f¿hren. Uns geht es um wirklichen Opferschutz. Es 

ist fahrlªssig, was Sie hier machen. Lassen Sie die 

Schwerverbrecher nur vorzeitig heraus. 
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(Zurufe der Abg. Sabine Friedel  

und Stefan Brangs, SPD) 

Lassen Sie sie ein bisschen frische, nicht gesiebte Luft 

atmen. Ich bin mir sicher, dass wir uns einmal wieder-

sprechen werden, 

(Zurufe der Abg. Sabine Friedel  

und Stefan Brangs, SPD, Klaus Bartl, DIE LINKE,  

und des Staatsministers Dr. J¿rgen Martens) 

weil Ihre Liberalisierungspolitik leider weitere Opfer 

gefunden haben wird. 

(Beifall bei der NPD ï Zurufe der  

Abg. Sabine Friedel und Stefan Brangs, SPD, 

Klaus Bartl, DIE LINKE, und des  

Staatsministers Dr. J¿rgen Martens) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Soll auf diese Kurzin-

tervention reagiert werden? ï Das sehe ich jetzt nicht. Wir 

gehen also weiter. Als Nªchster spricht f¿r die Fraktion 

B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN, Herr Abg. Jennerjahn. 

Miro Jennerjahn, GR¦NE: Herr Prªsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Im Grunde genommen war es 

klar, dass die NPD-Fraktion hier mit dieser populistischen 

Debatte im Plenum aufschlagen w¿rde. 

Vor circa einem Monat ist auf ĂSpiegel onlineñ ein Artikel 

erschienen, der die gegenwªrtige Debatte, ob zu lebens-

langen Haftstrafen verurteilte Straftªter bereits nach f¿nf 

Jahren einen Antrag auf Hafturlaub stellen kºnnen, auf 

die prªgnante Formel gebracht hat ï ich zitiere ï:ñ Eine 

sachliche Debatte scheitert jedoch bisher am Profilie-

rungswahn von Rechtspolitikern.ñ 

F¿r Sachsen m¿ssen wir hier und heute feststellen: Eine 

sachliche Debatte scheitert am Populismuswahn von 

Rechtsextremisten. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und den GR¦NEN) 

Ich mºchte noch einmal kurz darauf eingehen und erlªu-

tern, was der Sinn dieser NPD-Debatte ist. Es gibt meines 

Erachtens einen vordergr¿ndigen Zweck und einen 

eigentlichen Zweck. Vordergr¿ndig betrachtet ist die 

Sache klar. Sie haben mitbekommen, dass es diese lebhaf-

te Debatte gibt, ab wann zu lebenslangen Haftstrafen 

verurteilte Menschen einen Antrag auf Hafturlaub stellen 

kºnnen und ob man bei der bisherigen Regelung nach 

zehn Jahren bleibt oder, wie die Justizminister mehrerer 

Bundeslªnder vorgeschlagen haben, ob das bereits nach 

f¿nf Jahren mºglich ist. 

Dazu hat die NPD dann festgestellt: Es gibt einen gewis-

sen Dissens in der Frage zwischen der CDU und der FDP. 

Sie versuchen jetzt schlichtweg diese beiden Parteien 

gegeneinander im Plenum auszuspielen. 

(J¿rgen Gansel, NPD:  

Ihr Reflexionsniveau ï Respekt!) 

Es steht Ihnen nat¿rlich frei, dies zu tun, aber es wird die 

inhaltliche Diskussion in der Frage keinen Millimeter 

voranbringen. 

Dann gibt es einen eigentlichen Zweck dessen, was Sie 

hier tun. Es geht Ihnen nicht um eine sachliche Debatte 

dar¿ber, wie f¿r lebenslªnglich Verurteilte tragfªhige 

Regelungen im Hinblick auf Hafturlaub aussehen kºnn-

ten. Es geht Ihnen auch nicht darum zu klªren, wie der Ä 2 

des Strafvollzugsgesetzes mit Leben erf¿llt werden kann. 

Ich will kurz auf den Ä 2 des Strafvollzugsgesetzes einge-

hen. Er definiert zwei Ziele des Strafvollzuges, die durch-

aus in einem Spannungsverhªltnis zueinander stehen. 

Das erste Ziel lautet, dass der Vollzug der Freiheitsstrafe 

Gefangene dazu befªhigen soll, ein Leben ohne Straftaten 

zu f¿hren. Das zweite Ziel lautet, dass der Vollzug der 

Freiheitsstrafe auch den Schutz der Allgemeinheit vor 

weiteren Straftaten gewªhrleisten soll. 

Ich bin ¿berzeugt, dass die demokratischen Fraktionen im 

Sªchsischen Landtag einen Ausgleich zwischen beiden 

Zielen finden wollen. Daf¿r gibt es sowohl sachliche 

Argumente, die f¿r eine verk¿rzte Frist f¿r einen Antrag 

auf Hafturlaub sprechen, als auch genauso sachliche 

Argumente, die dagegen sprechen. 

(Zuruf des Abg. Andreas Storr, NPD) 

Ich bin aber davon ¿berzeugt, dass es der NPD um etwas 

ganz anderes geht: Im Kern wollen Sie wegkommen von 

einem Rechtssystem, das auf Resozialisierung setzt. Sie 

wollen ein Strafsystem, das auf Rache und Vergeltung 

abstellt. 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Insofern ist diese Debatte, die Sie hier f¿hren, nichts 

anderes als ein Ventil f¿r Ihre Hass- und Gewaltfantasien, 

um wieder einmal eine Plattform zu schaffen, um diese 

Hass- und Gewaltfantasien im Sªchsischen Landtag 

einzuspeisen, 

(Beifall bei den LINKEN, der SPD,  

der FDP, den GR¦NEN und des  

Staatsministers Dr. J¿rgen Martens) 

Ich will Ihnen erklªren, wie ich zu dieser ¦berzeugung 

gekommen bin. Ich schaue zuerst auf den Debattentitel. 

Sie sprechen von ĂSchwerverbrechernñ. Unser Rechtssys-

tem kennt diesen Begriff ¿berhaupt nicht. Es gibt eine 

Einteilung in Verbrechen und Vergehen. Verbrechen sind 

rechtswidrige Taten, die mit einer Freiheitsstrafe von 

einem Jahr oder mehr geahndet werden und Vergehen 

sind rechtswidrige Taten, die mit einer geringeren Frei-

heitsstrafe oder Geldstrafe bedroht sind. 

Sie zeigen schon allein mit Ihrer Begriffswahl, dass es 

Ihnen um eine populistische Ausschlachtung der Debatte 

geht. Sie wollen ganz einfach an niedere Instinkte appel-

lieren. 

(Zurufe von der NPD) 
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Das Zweite, was ich als Indiz daf¿r heranziehen kann, ist 

Ihr Landtagswahlprogramm aus dem Jahr 2009. Unter 

dem Deckmantel des vermeintlichen Opferschutzes 

machen Sie dort Forderungen auf, die nichts anderes 

beinhalten, als letzten Endes der Gewalt Vorschub zu 

leisten. Da ist zum einen Ihre penetrante Forderung nach 

einer Todesstrafe f¿r Kinderschªnder, wie es in Ihrem 

eigenen Sprachgebrauch heiÇt. 

(J¿rgen Gansel, NPD: Kindermºrder!) 

Das Dritte ist der Internetpranger f¿r Sexualstraftªter, den 

Sie dort fordern. Wie ein Internetpranger wirken kann, das 

mussten wir k¿rzlich in Emden erleben. Dort wurde der 

Name eines vermeintlichen Sexualstraftªters im Internet 

verºffentlicht, mit der Konsequenz, dass sich eine grºÇere 

Menschenmenge versammelt hat, die gern Selbstjustiz 

¿ben wollte. 

(J¿rgen Gansel, NPD: Das war aber  

keine Behºrde mit diesem Internetpranger!) 

Hinterher hat sich herausgestellt, dass der 17-jªhrige 

junge Mann unschuldig war. 

 hnlich verhªlt es sich bei Ihrer Forderung nach einer 

Todesstrafe. Ich glaube, es ist relativ einleuchtend, dass 

das eine Strafform ist, die nicht r¿ckgªngig zu machen ist. 

Es gibt kein Justizsystem auf der ganzen Welt, das fehler-

frei arbeitet. Die Gefahr, dass dabei Unschuldige umge-

bracht werden, ist nicht irgendwie abstrakt, sondern das 

ist eine ganz konkrete, reale Gefahr. 

(J¿rgen Gansel, NPD: Gehen Sie einmal  

von den Opfern aus! Sehen Sie das  

einmal aus der Opferperspektive!) 

Es entspricht schlichtweg nicht meinem Verstªndnis eines 

rechtsstaatlichen Justizsystems, was Sie dort fordern. Ich 

sage ganz klar: Ich bin froh, in einem Land zu leben, in 

dem Gewalt nicht mit Gewalt beantwortet wird, sondern 

mit dem Bem¿hen, ein angemessenes StrafmaÇ zu finden. 

Ich halte das f¿r einen zivilisatorischen Fortschritt und 

eine zivilisatorische Errungenschaft ï Sie hingegen stehen 

f¿r das Gegenteil: Sie stehen f¿r Hass und Gewalt, Sie 

stehen f¿r Barbarei! 

(Lachen bei der NPD ï Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN, der SPD, der FDP und  

vereinzelt bei der CDU) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Herr Jennerjahn sprach 

f¿r die Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN. ï Wir sind 

jetzt am Ende der ersten Runde angekommen und begin-

nen eine neue Runde. Das Wort hat zunªchst die einbrin-

gende Fraktion NPD. Es spricht der Abg. M¿ller. 

Dr. Johannes M¿ller, NPD: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Sie haben sich wieder einmal selbst 

¿bertroffen: die Augen vor den eigentlichen Fakten zu 

verschlieÇen. 

Der Sªchsische Staatsminister der Justiz hat sich daf¿r 

ausgesprochen, den Vollzug f¿r Schwerverbrecher so zu 

lockern, dass ab f¿nf Jahren Haftverb¿Çung bereits 

Hafturlaub beantragt werden kann. Das wurde von seinem 

Amtsvorgªnger, Herrn Ex-Justizminister Mackenroth, als 

Schnapsidee betitelt, und ich denke, eine solche ist es 

auch. 

Das war der Auslºser f¿r die Debatte. F¿r die NPD-

Fraktion steht Opferschutz vor Tªterschutz und nat¿rlich 

zweifellos Opferschutz vor dem Wohlf¿hlgef¿hl der Tªter 

in der Haft. Wir bekennen uns klar zu Artikel 2 des 

Grundgesetzes, also zu den persºnlichen Freiheitsrechten, 

und zum Schutz der allgemeinen Handlungsfreiheit, die 

daraus erwªchst. Aber die Grenzen sind dort, wo die 

Rechte Dritter oder der Allgemeinheit betroffen sind. 

(Beifall bei der NPD) 

Bei dieser Gesetzes¿berschreitung, Herr Staatsminister, 

hat die Tªter es strafrechtlich zu treffen, und zwar bere-

chenbar, aber auch empfindlich und konsequent. Wir sind 

gegen eine weitere Lockerung des Strafvollzugs f¿r 

Schwerverbrecher und Sexualverbrecher und liegen 

damit, denke ich, in der Mitte des Volksempfindens. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: ĂVolksempfindenñ! 

Das ist doch die blanke Nazisprache!) 

Der Strafrahmen wird von der Justiz derzeit meistens 

nicht voll ausgeschºpft. Den Strafvollzug dann noch 

weiter zu lockern, ist eine Ohrfeige f¿r alle gesetzesge-

treuen und anstªndigen B¿rger. 

(Beifall bei der NPD ï Zuruf des  

Staatsministers Dr. J¿rgen Martens) 

Herr Staatsminister, Sie untergraben mit solchen  uÇe-

rungen das Vertrauen der B¿rgerinnen und B¿rger in ihren 

Rechtsstaat. Die Angst vor Wiederholungstªtern ist 

kollektiv und absolut mehrheitlich im Volk und sie ist 

auch nicht unbegr¿ndet ï selbst bei den dauerkriminellen 

Kleinstraftªtern. Ich sage es einmal ¿berspitzt: Wenn die 

Polizei den Dieb jede zweite Nacht fªngt und hinterher 

wieder freilªsst, weil der Wohnsitz bekannt ist, dann ist 

das nicht das, was das Volk von seinem Rechtssystem 

erwartet. 

Wir stehen zu den althergebrachten Grundsªtzen des 

Strafrechts, dem Schutz der Gesellschaft, der Rechts- und 

Sozialordnung und des ºffentlichen Friedens. Es gibt ein 

klares Ja zur Unverbr¿chlichkeit der Rechtsordnung und 

zum Monopol des Staates. Diese ist aber notfalls auch 

mittels Zwang umzusetzen. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Dr. Johannes M¿ller, NPD: Ja. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Bitte schºn, Herr 

G¿nther. 

Tino G¿nther, FDP: Herr Dr. M¿ller, Sie sind ja Arzt. 

W¿rden Sie privat Schwerverbrecher in Ihrem Sinne 

behandeln? 
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Dr. Johannes M¿ller, NPD: Herr Kollege G¿nther, 

selbstverstªndlich ist diese Frage klar mit Ja zu beantwor-

ten. Es geht hierbei darum, dass klare rechtsstaatliche 

Strafregeln umzusetzen sind. 

Tino G¿nther, FDP: Ja. 

Dr. Johannes M¿ller, NPD: Und nicht, dass irgendje-

mandem irgendwelche medizinische Hilfe zu verweigern 

ist. 

(Zurufe von der NPD) 

Ihre Frage ist vºllig absurd. 

Tino G¿nther, FDP: Nein. Es ist genau das Gleiche. ï 

Vielen Dank. 

(Zurufe von der NPD) 

Dr. Johannes M¿ller, NPD: Wie gesagt, die NPD steht 

klar zur Unverbr¿chlichkeit der Rechtsordnung und zum 

Monopol dieses Staates, diese umzusetzen; wir erwarten 

aber auch, dass der Staat diese umsetzt. 

Das letzte und schªrfste Schwert des Staates, dieses 

umzusetzen, ist eben das Strafrecht. Wer dieses Schwert 

stumpf macht, leistet dem Wunsch nach Selbstjustiz 

Vorschub. 

(Andreas Storr, NPD: Genau!) 

Das sind Dinge, die in unserem Kulturraum seit Jahrhun-

derten rechtlich sanktioniert und verpºnt sind. Mit sol-

chen  uÇerungen, die Sie hier machen, tragen Sie zum 

Beispiel auch dazu bei, dass es einen solchen ĂInternet-

prangerñ wie in Emden gegeben hat. 

(Beifall bei der NPD) 

Wenn der B¿rger nªmlich w¿sste, dass das Strafrecht 

ordnungsgemªÇ umgesetzt wird und die Menschen, die 

eine solche Straftat begangen haben, dann wirklich auf 

Dauer weggesperrt sind, dann w¿rde man bei solchen 

Dingen im Vorfeld nicht schon nach eigenen ĂJustizdin-

genñ schreien. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Es war bloÇ der Falsche!) 

Es war ja auch vºllig falsch, sofort mit einem halbfertigen 

Ermittlungsergebnis an die ¥ffentlichkeit zu gehen, 

Kollege Hahn. Man hat den jungen Mann in die Bredouil-

le gebracht, weil man irgendetwas liefern wollte, was man 

noch nicht hatte. Das ist doch der Fehler gewesen. 

(Beifall bei der NPD) 

Ich sage noch einmal klar und deutlich: Seit Gr¿ndung 

der NPD ist eines ihrer zentralen Ziele Sicherheit durch 

Recht und Ordnung. Dazu stehen wir auch heute noch. Da 

erwarten wir, dass der Staat seiner Verpflichtung im 

Strafrecht auch nachkommt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der NPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war der Abgeordne-

te M¿ller f¿r die einbringende Fraktion, die Fraktion der 

NPD. ï Gibt es weiteren Redebedarf bei der CDU-

Fraktion? ï Den sehe ich nicht. Fraktion DIE LINKE? 

(Klaus Bartl, DIE LINKE:  

Danke schºn, Herr Prªsident!) 

ï SPD? ï FDP? ï GR¦NE? ï Hat die Staatsregierung 

Redebedarf? 

(Staatsminister Dr. J¿rgen Martens: Nein!) 

ï Kein Redebedarf. 

Damit sind wir am Ende der 2. Aktuellen Debatte ange-

kommen; sie ist abgeschlossen. Dieser Tagesordnungs-

punkt ist beendet. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir treten ein in 

Tagesordnungspunkt 2 

1. Lesung des Entwurfs  

Gesetz ¿ber die Ausschreibung und Vergabe ºffentlicher Auftrªge im 

Freistaat Sachsen (Sªchsisches Vergabegesetz ï SªchsVergG) 

Drucksache 5/9002, Gesetzentwurf der Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN 

Es liegt keine Empfehlung des Prªsidiums gemªÇ Ä 44 

Abs. 1 Satz 1 der Geschªftsordnung vor, eine allgemeine 

Aussprache durchzuf¿hren. Aber es spricht die Einreiche-

rin, die Fraktion GR¦NE. Das Wort ergreift Herr Kollege 

Weichert. 

Michael Weichert, GR¦NE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Warum brauchen wir ein neues 

Vergabegesetz in Sachsen? Es geht um zwei Aspekte: Es 

geht um viel Geld, und es wird hºchste Zeit. ĂViel Geldñ 

bedeutet, dass die ºffentlichen Hªnde jªhrlich bis zu 16 % 

des Bruttoinlandsprodukts ï das gilt auf europªischer 

Ebene; in Deutschland sind es 14 % ï f¿r ºffentliche 

Beschaffung und Vergaben ausgeben. In Zahlen ausge-

dr¿ckt waren das im Jahr 2011 in Deutschland 

360 Milliarden Euro. 

Wenn wir die Zahlen auf Sachsen herunterbrechen, 

kommen wir auf immerhin 14 Milliarden Euro; das ist 

fast ein Jahresstaatshaushalt. Mit diesem Geld kºnnen wir 

gestalten. Das sollten wir tun, und daf¿r sollten wir die 

Rahmenbedingungen setzen. AuÇerdem ist es das Recht 
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des Steuerzahlers, nicht nur darauf Einfluss zu nehmen, 

dass sein Geld ausgegeben wird, sondern auch darauf, wie 

es ausgegeben wird. 

Es ist hºchste Zeit! Unser heute noch g¿ltiges Vergabege-

setz stammt aus dem Jahr 2002. Mittlerweile gab es eine 

rasante Entwicklung: Im April 2004 hat die Europªische 

Union in Form des Parlaments und des Rates eine Richt-

linie beschlossen, nach der es mºglich ist, bei ºffentlichen 

Vergaben soziale und ºkologische Kriterien zuzulassen. 

Im Juli 2006 hat das Bundesverfassungsgericht in einem 

Urteil die Zulªssigkeit von Tariftreuevereinbarungen als 

Vergabekriterien bestªtigt. 

Im April 2008 erging das R¿ffert-Urteil des Europªischen 

Gerichtshofs, in dem die Zulªssigkeit der Anwendung 

ºkologischer und sozialer Kriterien auf der Grundlage der 

2004 erlassenen Richtlinie hºchstrichterlich bestªtigt 

wurde. 

Im April 2009 hat die Bundesregierung mit Beschluss des 

Modernisierungsgesetzes dem Folge geleistet und zusªtz-

lich zu den ¿blichen Kriterien ï Fachkunde, Leistungsfª-

higkeit, Zuverlªssigkeit ï ausdr¿cklich soziale, umwelt-

bezogene und innovative Kriterien, die in einem sachli-

chen Zusammenhang mit der Vergabe stehen, zugelassen. 

Im Oktober 2009 hat die sªchsische CDU/FDP-Koalition 

in ihrem Vertrag vereinbart, dass sie eine Reform des 

Vergabegesetzes bis Ende 2010 in Angriff nehmen wolle. 

Mittlerweile haben wir 2012, aber es ist noch nichts 

vorgelegt worden. 

SchlieÇlich haben wir im November 2011 in einer ºffent-

lichen Anhºrung des Wirtschaftsausschusses zum Vergab-

ebericht 2010 von allen Experten unisono erfahren, dass 

es dringenden Reformbedarf unseres sªchsischen Verga-

berechts gibt. Wir m¿ssen uns der aktuellen Entwicklung 

anpassen. Als Gesetzgeber m¿ssen wir die Spielrªume, 

die uns ermºglicht sind, nutzen. 

Wir wollen mit dem vorgelegten Entwurf die Beschaffung 

und Vergabe der ºffentlichen Hªnde auch an umweltbe-

zogenen und sozialen Kriterien ausrichten. Wir wollen 

kleine und mittelstªndische Unternehmen stªrken, regio-

nale Wirtschaftskreislªufe unterst¿tzen, unnºtige B¿ro-

kratie abbauen, Transparenz verbessern und vor allen 

Dingen die Regularien auf alle ausdehnen, die mit ºffent-

lichem Geld Vergaben tªtigen. 

In Ä 7 unseres Entwurfs wird geregelt ï Sie werden es mir 

nachsehen, dass ich zuerst die umweltrelevanten Kriterien 

anf¿hre ï, dass Produkte, Dienst- und Bauleistungen nach 

den Kriterien Energieeffizienz, geringer Ressourcenver-

brauch und geringe Entsorgungskosten vergeben werden 

kºnnen. Wir stehen hier vor einem Paradigmenwechsel. 

Hinsichtlich von Investitionen in Gebªude ist es jetzt 

erstmalig mºglich, eine Lebenszyklusbetrachtung der 

Investition anzustellen. Wenn ich weiÇ, dass in ein Ge-

bªude ï Schule, Rathaus, Stadtarchiv ï investiert werden 

soll und es mindestens 40 Jahre Ălebtñ, dann liegen die 

Investitionskosten bei unter 20 %, die Betriebskosten 

aber, bezogen auf die 40 Jahre, bei 70 % der Gesamtkos-

ten. Es wird also interessant, am Anfang etwas mehr zu 

investieren und auf Energieeffizienz, Ressourcenscho-

nung und Entsorgungskosten zu schauen, damit die 

nªchsten Generationen die entsprechenden Betriebskosten 

einsparen kºnnen. 

Ein schºnes Beispiel daf¿r ist der Universitªtsneubau in 

Leipzig. Dort hat man aus Sparsamkeitsgr¿nden auf 

erneuerbare Energien und Energieeffizienznutzung 

verzichtet. Diese Entscheidung wird ¿ber mindestens 

hundert Jahre extrem hohe Betriebskosten erzeugen. Wir 

haben demnach in Zukunft weniger Geld f¿r Forschung 

und Entwicklung zur Verf¿gung, weil wir es f¿r Heizung 

und Klimatisierung ausgeben m¿ssen. Mittel- und lang-

fristig betrachtet hªtte man sowohl volkswirtschaftlich als 

auch betriebswirtschaftlich zu einer Kostensenkung 

kommen kºnnen. 

Weiterhin sieht unser Gesetzentwurf die Anwendung 

sozialer Kriterien vor. In Ä 10 wird die Einhaltung der 

Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisati-

on gefordert. In den ÄÄ 11, 12 und 13 wird die Lohnunter-

grenze von 8,50 Euro festgelegt; diese gilt nach Ä 2 Abs. 4 

auch f¿r Leiharbeiter. 

Es gibt dazu ein passendes Beispiel, wiederum aus 

Leipzig: Im Stadtarchiv werden B¿cher restauriert. Zum 

Zuge kommt dort ein kleiner Betrieb, der seinen Mitarbei-

terinnen 6 Euro brutto pro Stunde bezahlt. Davon kann 

eine alleinerziehende Frau nicht existieren. Das heiÇt, sie 

muss am Monatsende Sozialleistungen von der Kommune 

abfordern. Das ist nicht eingepreist. Deshalb brauchen wir 

hier einen sozial gerechten, ausgewogenen Lohn, von 

dem man leben kann, damit nicht Doppelkosten entste-

hen. Die gesamtgesellschaftlichen Kosten m¿ssen an der 

Stelle eingepreist werden, wo sie entstehen, und sollten 

nicht hinterher nachsubventioniert werden. 

Das Wirtschaftlichkeitsprinzip bleibt erhalten. Das heiÇt 

nicht unbedingt, dass das billigste Angebot zum Zuge 

kommt. Bei der Betrachtung der Lebenszykluskosten 

habe ich es schon erwªhnt: Zu ber¿cksichtigen sind neben 

den Anschaffungskosten auch die voraussichtlichen 

Betriebskosten, der Energieverbrauch, etwaige Entsor-

gungskosten, Transportkosten und externe Umweltkosten, 

die im Zusammenhang damit entstehen. 

Das f¿hrt dazu, dass wir mittel- bis langfristig eine 

bedeutende Haushaltswirkung haben werden. Durch mehr 

Ausschreibung, weniger frei Hand (Ä 3), durch losweise 

Ausschreibung (Ä 4) werden die kleinen und mittelstªndi-

schen Unternehmen unterst¿tzt. Die Vergabe in Losen 

wird Pflicht und nicht Mºglichkeit. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Kollege Weichert! 

Michael Weichert, GR¦NE: Und man muss begr¿nden, 

wenn man es nicht macht. 

Ich habe es jetzt nicht ganz geschafft, alle Punkte anzu-

bringen. Ich freue mich auf die Diskussion ¿ber dieses 

Gesetz. Gleich folgt der Vorschlag von der SPD-Fraktion 

und den LINKEN. Ich habe gehºrt, dass die CDU-
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Fraktion im Herbst auch noch nachlegen will. F¿r mich ist 

es wichtig, dass wir ein gemeinsames gutes Gesetz 

erreichen. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Abwarten!) 

Es geht darum, dass wir das Bestmºgliche f¿r Sachsen 

herausholen, und zwar gemeinsam. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die einreichende 

Fraktion GR¦NE wurde vertreten von Herrn Weichert. 

Meine Damen und Herren! Das Prªsidium schlªgt Ihnen 

vor, den Entwurf Gesetz ¿ber die Ausschreibung und 

Vergabe ºffentlicher Auftrªge im Freistaat Sachsen 

(Sªchsisches Vergabegesetz) an den Ausschuss f¿r Wirt-

schaft, Arbeit und Verkehr, federf¿hrend, an den Haus-

halts- und Finanzausschuss sowie an den Innenausschuss 

zu ¿berweisen. Wer dem Vorschlag der ¦berweisung an 

diese Aussch¿sse zustimmen mºchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Keine. 

Stimmenthaltungen? ï Auch keine. Damit ist die ¦ber-

weisung beschlossen und der Tagesordnungspunkt 2 

beendet. 

Wir kommen zum 

Tagesordnungspunkt 3 

1. Lesung des Entwurfs  

Gesetz zur Neufassung des Vergaberechts im Freistaat Sachsen  

und zur  nderung weiterer Vorschriften 

Drucksache 5/9013, Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE und der SPD 

Es liegt nach Ä 44 Abs. 1 Satz 1 der Geschªftsordnung 

keine Empfehlung des Prªsidiums vor, eine allgemeine 

Aussprache durchzuf¿hren. Es sprechen nur die  einrei-

chenden Fraktionen DIE LINKE und SPD. Diese m¿ssen 

sich in die 8 Minuten Redezeit teilen. Dieser Hinweis sei 

gestattet. Wer spricht zuerst? ï Bitte, Herr Kollege Zais 

f¿r die Fraktion DIE LINKE. 

Karl-Friedrich Zais, DIE LINKE: Vielen Dank. ï Herr 

Prªsident! Meine Damen und Herren! Viele von Ihnen 

haben es schon erlebt: Der Ministerprªsident ist oft im 

Freistaat unterwegs und wenn er bei den Firmen ist, 

vergisst er nicht, f¿r hºhere Lºhne einzutreten. Er appel-

liert an die Unternehmen, aufgrund der demografischen 

Entwicklung, die Fachkrªfte durch eine bessere Bezah-

lung zu sichern. Ja, er weiÇ, dass Sachsen f¿r seine 

Zukunft an sozialen Mindeststandards nicht vorbeikommt. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Das hat lange genug gebraucht!) 

Sie, meine Damen und Herren von der CDU-Fraktion ï 

sehr wenige jetzt hier im Saal ï, haben in den nªchsten 

Monaten die Chance, den Worten endlich Taten folgen zu 

lassen. Richten Sie bitte Herrn KrauÇ aus ï ich hoffe, er 

kann jetzt einmal Farbe bekennen. Im Rahmen der Kam-

pagne des DGB ĂBilliger kommt teurerñ haben sich DIE 

LINKE und die SPD auf den vorliegenden Entwurf des 

Vergabegesetzes mit den Gewerkschaften geeinigt. Am 

Titel der Kampagne kºnnen Sie erkennen, dass dieses 

Gesetz konsequent einer ºkonomischen wie ºkologischen 

Begr¿ndung folgt und so den sozialen Erfordernissen 

gerecht wird. 

Der Gesetzentwurf wird im Kern zwei Grundsªtzen 

gerecht. Erstens. Von seiner Hªnde Arbeit muss man ohne 

staatliche Hilfe leben kºnnen. Und zweitens. Es befºrdert 

einen sparsamen Umgang mit Steuergeldern, die Nachtrª-

ge und Nachforderungen in dem gewohnten AusmaÇ 

ausschlieÇen. Gerade darauf soll inhaltlich der Vergabebe-

richt ausgerichtet werden. Wir wollen einen fairen Wett-

bewerb ¿ber Qualitªt, keinen ¿ber den Missbrauch von 

Billigjobs, Leiharbeit und schlechte Arbeitsbedingungen. 

Das setzt eine Vorbildwirkung der ºffentlichen Hand 

voraus. Der vorliegende Gesetzentwurf verbietet die 

staatliche Unterst¿tzung von Billiganbietern. Auf Ihre 

Antwort, liebe Kollegen der CDU-Fraktion, bin ich 

gespannt. 

Mºglich wird das durch die Tariftreue und Mindestent-

geltregelungen. Damit fºrdern wir den hiesigen Mittel-

stand, folgen dem Gedanken der Nachhaltigkeit durch 

umweltgerechte Beschaffung, beg¿nstigen die Gleichstel-

lung der Geschlechter und von Menschen mit Beeintrªch-

tigungen. Ein Mindestlohn von 8,50 Euro ist wahrlich 

keine hohe H¿rde. Es ist aber f¿r DIE LINKE ein Anfang, 

die Abwanderung junger Menschen aus Sachsen wenigs-

tens zu senken. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist eine beabsichtigte 

logische Folge im Ergebnis der Anhºrung des Vergabebe-

richts 2010 auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. Die 

Kollegen der CDU-Fraktion erinnern sich daran, anderen 

im Hohen Haus fªllt das schwerer. Damals sah der Wirt-

schaftsminister keinen Handlungsbedarf. Er trieb es noch 

toller, Herr Morlok. ĂMindestlohn ist unsozialñ, so lautete 

seine Presseerklªrung. Themen der ºffentlichen Ausei-

nandersetzung, insbesondere wie Sachsen reagiert, haben 

wir also genug. Ich bin gespannt, wie lange sich eine 

solche Arroganz noch halten kann. 

Meine Damen und Herren! In zwºlf von 16 Bundeslªn-

dern gibt es neue Vergabegesetze, in sieben Lªndern mit 

einem Mindestlohn und in neun Lªndern mit einer Ta-
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riftreueregelung. Zwei weitere Lªnder, Baden-W¿rttem-

berg und Sachsen-Anhalt, sind dabei, ein Gesetz auf den 

Weg zu bringen. Schauen Sie sich mal die Regierungen 

dieser elf Lªnder an. Sie werden feststellen, dass dort, wo 

die FDP aus der Regierung flog, Tariftreuegesetze mit 

Mindestlohnregelung umgesetzt werden. Ja, dieses Thema 

kann Wahlen entscheiden. 

In diesem Sinne freue ich mich auf die Entwicklung der 

kommenden Monate und hoffe auf eine politische Diskus-

sion mit Sachverstand. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war f¿r die mitein-

bringende Fraktion DIE LINKE Herr Kollege Zais. ï Die 

restlichen 4 Minuten der Einbringungszeit nutzt Herr 

Kollege Brangs f¿r die SPD-Fraktion. 

Stefan Brangs, SPD: Herr Prªsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Man kºnnte es auf eine Formel bringen, 

die jeder kennt: Wer billig kauft, kauft zweimal. Wer 

billig baut, baut zweimal. Das verbirgt sich hinter diesem 

Gesetzentwurf. Wir wollen, dass ¿berall dort, wo eine 

ºffentliche Vergabe stattfindet, soziale und Umweltstan-

dards sowie Tarife angewandt werden. Wir wollen, dass 

gute, faire Arbeit bezahlt wird, damit eine gute Qualitªt an 

Leistungen erbracht wird. 

Wir haben in Sachsen die Situation, dass leider nur noch 

rund 30 % der Unternehmen tarifgebunden sind. Damit 

haben wir leider auch die Situation, dass wir nach Meck-

lenburg-Vorpommern in Sachsen die niedrigste Entloh-

nung haben. Manche der Konservativen in diesem Land 

behaupten ja, das sei ein Wettbewerbsvorteil. Ich sage 

eher, es ist eine Schande, dass wir 20 Jahre nach der 

Wiedervereinigung eine solche Lohnsituation in Sachsen 

haben. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Wer auf der einen Seite ¿ber Fachkrªftemangel jammert, 

der muss auf der anderen Seite eine Antwort darauf 

geben, warum wir 122 000 Aufstockern, die wir auch 

durch Transfers der ºffentlichen Hand finanzieren, die 

Antwort geben sollen: Bleibt hier, ihr bekommt ja Geld 

vom Staat und niedrige Lºhne, das ist eure Zukunft! Wir 

m¿ssen dazu beitragen, dass wir den wenigen Unterneh-

men, die uns sagen, dass es endlich Zeit wird, das Lohn-

dumping zu beenden, helfen. Das heiÇt, Unternehmen, die 

faire Lºhne und gute Qualitªt anbieten, sollen zum Zuge 

kommen und nicht die Unternehmen, die glauben, sich 

mit Lohndumping ¿ber Wasser halten zu kºnnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb setzen wir diese sozialen ĂLeitplankenñ ein. Das 

ist ein Beitrag, der kleinen und mittelstªndischen Unter-

nehmen in unserer Region hilft. Ich bin fest davon ¿ber-

zeugt, dass Tariftreue und Sozialstandards bei Vergabe 

von ºffentlichen Auftrªgen dazu f¿hren werden, dass in 

regionalen Kreislªufen in Sachsen sp¿rbar wird, dass 

dieses Gesetz Sinn macht. 

Jetzt ein Wort zu den Kolleginnen und Kollegen der 

GR¦NEN. Es ist ein bisschen abenteuerlich, wenn ich die 

Fraktionsvorsitzende der GR¦NEN hºre, die sagt, die 

GR¦NEN hªtten dazu beigetragen, dass wir endlich 

handeln. Richtig ist, dass es im Jahr 2007/08 in der alten 

Koalition bereits einen Entwurf gegeben hat, der mit dem 

R¿ffert-Urteil nicht mehr zusammengepasst hat. Wir 

hatten aufgrund des Zeitablaufs nicht mehr die Mºglich-

keit, ihn einzubringen. Deshalb ist die Frage auch an den 

geschªtzten Kollegen Michael Weichert, was der Hinter-

grund ist, dass die GR¦NEN sich nach einmaligem 

Treffen mit dem DGB und den Einzelgewerkschaften von 

dieser gemeinsamen ¦berlegung zur¿ckgezogen haben. 

Es gibt ï soweit ich es zumindest beurteilen kann ï 

durchweg Kopfsch¿tteln beim DGB. Es gibt in der Presse 

schon seltsame Kommentierungen. Wenn die GR¦NEN 

glauben, dass sie damit einen besseren Entwurf haben, 

dann denke ich, dass sie diese Meinung exklusiv in 

diesem Land haben. 

(Sabine Friedel, SPD: Die  

GR¦NEN sind immer besser!) 

Wahrscheinlich liegt es aber auch daran, dass es einen 

Konflikt in der eigenen Fraktion gibt ï das kann sein ï, 

dass die einen vielleicht lieber etwas Gemeinsames mit 

dem DGB machen wollen; die Fraktionsvorsitzende, die 

eher mit der CDU auf Schmusekurs ist, hingegen viel-

leicht sagt: Dann wollen wir es uns mit der CDU doch 

lieber nicht ganz so doll verscherzen. Also machen wir es 

nicht mit dem DGB. Machen wir es mal allein. Denn 

bekanntlich ist die CDU nicht die Spitze der Arbeiterbe-

wegung, sondern das sind ja eher andere. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Stefan Brangs, SPD: Moment, leider nicht. ï Ich weiÇ 

auch, dass sich diese Koalition, gerade was die gewerk-

schaftsfreundliche Politik anbelangt, nicht gerade mit 

Ruhm bekleckert. 

(Zuruf von den GR¦NEN: So ein Feigling!) 

ï Kollege, das hat nichts mit Feigling zu tun, sondern ich 

musste in noch 16 Sekunden etwas zu Ende bringen. 

(Zurufe von den GR¦NEN) 

Jetzt gestatte ich eine Zwischenfrage. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie jetzt 

eine Zwischenfrage? 

Stefan Brangs, SPD: Ja. Ich sagte ja: Jetzt, nachdem ich 

den Satz vollendet habe, gestatte ich eine Zwischenfrage. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Okay. Entschuldi-

gung. ï Bitte. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Herr Kollege 

Brangs, nachdem Sie unsere Fraktion in solch kªmpferi-

scher Manier angegriffen haben, kºnnen Sie mir vielleicht 
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eine Frage beantworten: Wenn Sie die beiden jetzt vorlie-

genden Entw¿rfe sehen, kºnnten Sie sich dann vorstellen, 

dass sich diese beiden Entw¿rfe, die die gleiche Zielrich-

tung haben ï nªmlich soziale und ºkologische Kriterien in 

die Vergabe zu bringen und diese Zielrichtung auch 

unterschiedlich auszuformen ï, in dieser gemeinsamen 

Zielrichtung, mit unterschiedlichen Schwerpunkten sehr 

gut ergªnzen und damit insgesamt zeigen, dass das Thema 

Vergabe in Sachsen dringend gelºst werden muss? 

(Vereinzelt Beifall bei den GR¦NEN) 

Stefan Brangs, SPD: Lieber Kollege, ich kºnnte mir gut 

vorstellen, dass die von den GR¦NEN genannten Ansªtze 

in einen gemeinsamen Entwurf hªtten einflieÇen kºnnen, 

damit ein grºÇerer Druck und eine grºÇere Kraft entfaltet 

worden wªren, und das gemeinsam mit uns als Opposition 

zu machen. Das haben die GR¦NEN nicht getan. Ich 

behaupte, das hat Gr¿nde, die in ihrer Fraktion liegen. 

Insofern ist meine Antwort ganz klar: Ich hªtte mir 

gew¿nscht, dass die GR¦NEN mit uns gesprochen und 

wir einen gemeinsamen Entwurf eingereicht hªtten, der 

all die genannten Kriterien erf¿llt. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Meine Damen und 

Herren, das Prªsidium schlªgt Ihnen vor, den soeben 

eingebrachten Entwurf an den Ausschuss f¿r Wirtschaft, 

Arbeit und Verkehr ï federf¿hrend ï, an den Haushalts- 

und Finanzausschuss und an den Innenausschuss zu 

¿berweisen. Wer gibt dazu die Zustimmung? ï Gibt es 

Stimmen dagegen? ï Stimmenenthaltungen? ï Ich sehe 

Einstimmigkeit. Damit ist die ¦berweisung beschlossen. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 4 

1. Lesung des Entwurfs  

Gesetz ¿ber die ¥ffentlichkeit der Verwaltung und die  

Freiheit des Informationszugangs im Freistaat Sachsen  

(Sªchsisches Verwaltungstransparenzgesetz) 

Drucksache 5/9012, Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE 

Auch hier spricht nur die Einbringerin. Ich erteile nun der 

Linksfraktion das Wort. Frau Abg. Bonk, bitte. 

Julia Bonk, DIE LINKE: Frau Prªsidentin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Das Transparenzgesetz ist 

f¿r uns LINKE Teil einer umfassenden Demokratisie-

rungsoffensive, die wir in Sachsen zur Diskussion stellen. 

Mit unserem Gesetzentwurf legen wir einen umfassenden 

Vorschlag f¿r mehr Augenhºhe zwischen B¿rgerinnen 

und B¿rgern und Verwaltung vor. Aus unserer Sicht 

entspricht dies dem gewachsenen Informationsbed¿rfnis 

einer interessierten ¥ffentlichkeit und damit auch einem 

demokratischen Verhªltnis zwischen Verwaltung und 

B¿rgerinnen und B¿rgern. 

B¿rgerinnen und B¿rger sollten all das wissen kºnnen, 

was die Verwaltung weiÇ. ï Vielleicht verlassen diejeni-

gen, die zur Mittagspause gehen wollen, den Saal, sodass 

wir hier in die fachliche Diskussion einsteigen kºnnen. ï 

Aus diesem Grund sollen Expertisen und Gutachten, aber 

auch Stellungnahmen, Prognosen zur Politikplanung, 

Kontrollergebnisse, Vertrªge mit Dritten und anderes 

mehr zuk¿nftig verºffentlicht werden. Auch nehmen wir 

in einigen Themenkomplexen speziell weitergehende 

 nderungen vor, zum Beispiel im Umweltrecht oder bei 

der Verbraucherinformation, wo wir Gastro- und Be-

triebskontrollergebnisse verºffentlichen wollen. 

Prinzipiell jedoch etablieren wir mit unserem Gesetzent-

wurf einen sehr weitgehenden Begriff von informations-

pflichtigen Stellen, so zum Beispiel in Ä 2 auf Seite 7. So 

stellen informationspflichtige Stellen im Sinne unseres 

Gesetzes Behºrden, sonstige Stellen und Einrichtungen 

des Freistaates, der Gemeinden, aber auch nat¿rliche oder 

juristische Personen dar, wenn diese ºffentliche Aufgaben 

wahrnehmen, mit einer ºffentlichen Stelle zusammenar-

beiten oder Auftragnehmer der ºffentlichen Hand sind. 

Das heiÇt: Mit unserem Gesetz kann es keine Geheimver-

trªge geben. Auch wird der generellen Verunklarung von 

ºffentlichen Belangen durch Abwanderungen in den 

privatwirtschaftlichen Sektor ein Riegel vorgeschoben. 

Auf Seite 11 etablieren wir eine sehr weitgehende Pflicht 

in Bezug auf den Informationszugang. So wollen wir 

verankern, dass Auskunft zu erteilen ist. Auskunftsan-

spr¿che sind nach g¿ltiger Rechtslage bis zu einem 

gewissen Grad geregelt. Uns ist hierbei wichtig, dass 

diese kostenfrei, das heiÇt ohne Geb¿hren, wahrgenom-

men werden kºnnen. Auch Akteneinsicht spielt hierbei 

eine Rolle. 

Dar¿ber hinaus wollen wir aber, dass die Behºrden die 

Informationen in sonstiger Weise zur Verf¿gung stellen 

und die Informationstrªger selbst zugªnglich machen, und 

ï Zitat ï Ăden Informationszugang auf elektronischem 

Weg oder ¿ber das Internet gewªhrenñ. Wir denken 

hierbei zum Beispiel an ein Internetportal, auf dem die 

Informationen und Expertisen den B¿rgerinnen und 

B¿rgern nach Fachbereichen zugªnglich gestellt werden. 

Dies ist in dieser Detailtiefe im Gesetz nat¿rlich nicht zu 

regeln, aber die Voraussetzungen daf¿r werden von uns 

geschaffen. 
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Mit dieser sehr weiten Bestimmung der Informations-

pflichten und -rechte geht ein Paradigmenwechsel im 

Verhªltnis B¿rgerinnen und B¿rger zu Verwaltung einher. 

Der Staat soll gewissermaÇen vom Kopf auf die F¿Çe 

gestellt werden. Transparenz und Informationsfreiheit 

sehen wir als einen grundlegenden Bestandteil weitge-

hender Demokratisierung. Nur wer die Planungsgrundla-

gen kennt, kann mit eigenen Vorschlªgen einen aktiven 

Gestaltungsanspruch geltend machen. In diesem Sinne 

haben auch die Beauftragten f¿r die Informationsfreiheit 

von Bund und Lªndern im vergangenen Jahr festgestellt, 

dass nur derjenige, der die Planungsgrundlagen kennt, 

sich aktiv einmischen kann. Dies gilt umso mehr, als 

dieses Wissen auch auf Kosten und im Interesse der 

Allgemeinheit beschafft wurde. Dementsprechend soll es 

auch der Allgemeinheit zugªnglich sein. 

Unser Vorschlag ist auch im Vergleich zu den Informati-

onsfreiheitsgesetzen anderer Lªnder sehr weitgehend, da 

wir die Dynamik umkehren. Nicht mehr nur auf Anfrage 

erhalten die B¿rgerinnen und B¿rger Auskunft, sondern 

die Verwaltung soll von sich aus die vorhandenen Doku-

mente online stellen. Wir etablieren damit eine Bring-

pflicht, die MaÇstab des Verwaltungshandelns wird. 

Mit unserem Gesetzentwurf sehen wir die Verankerung 

der Informationsfreiheit in der Verfassung vor und treffen 

damit eine verbindliche Regelung. Dies ist notwendig, um 

dem Recht auf Informationszugang gegen¿ber anderen 

Abwªgungsgr¿nden ï wie dem Amtsgeheimnis oder in 

manchen Fªllen einem Betriebsgeheimnis ï den entspre-

chenden Stellenwert zu geben. 

Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, in Ihren 

¦berlegungen ¿ber eventuelle Zustimmungen zu Verfas-

sungsªnderungen auch an die Informationsfreiheit zu 

denken, wenn Sie das f¿r ein wichtiges Ziel halten. 

Die Wahrung der Informationsfreiheit als Recht aufseiten 

der B¿rgerinnen und B¿rger und als Pflicht aufseiten der 

Verwaltung siedeln wir beim Datenschutzbeauftragten an, 

dessen Behºrde diese Aufgabe in vºlliger Unabhªngigkeit 

mit einem entsprechenden Ausbau ¿bernehmen soll. 

Diese Ansiedlung entspricht dem gesetzlichen Standard 

der elf Lªnder, die Informationsfreiheitsgesetze haben. 

Nachdem ich das so weitlªufig beschrieben habe, kºnnten 

Sie nun fragen, wo dem ein Halt gesetzt ist und in wel-

chen Feldern Informationsfreiheit nicht in dieser r¿ckhalt-

losen Weise gewªhrt werden soll. Die Antwort ist ange-

nehm leicht: Prinzipiell wird kein Feld und kein Thema 

von Regierung und Verwaltung vom Informationsan-

spruch ausgenommen. Die einzige Grenze sind die daten-

schutzw¿rdigen Interessen Dritter, sodass keine Daten 

von Einzelpersonen verºffentlicht werden d¿rfen. Zudem 

nehmen wir einige Einrichtungen von einem Teil der 

Verºffentlichungspflichten aus, zum Beispiel die Gerich-

te, den Landtag etc. Es scheint einsichtig, dass auch zu 

Gerichtsverfahren nicht unmittelbar und eins zu eins 

informiert werden kann. Es geht hier also immer um 

verallgemeinerte, f¿r die Allgemeinheit relevante Infor-

mationen. 

Die Mºglichkeiten neuer Medien f¿r die Wahrnehmung 

der Informationsfreiheit sollen genutzt werden. Dabei ist 

wichtig ï wir regeln diesen einen speziellen Punkt ï, dass 

die Nutzung ohne den Zugriff oder die Notwendigkeit 

lizenzierter und kostenpflichtiger Software mºglich wird. 

Wir haben in der Diskussion im Vorfeld auch die ¥ffent-

lichkeit gesucht. Das ist f¿r uns wichtig und ein neues 

Mittel, um Beteiligung schon in der Erarbeitungsphase 

und vor Einbringung in den Landtag zu ermºglichen. 

Aber nat¿rlich stehen wir auch weiterhin f¿r die Diskus-

sion und f¿r  nderungen zur Verf¿gung. 

Im Weiteren ist zu diskutieren, wie die genannten Doku-

mente so aufgearbeitet werden kºnnen, dass sie der 

¥ffentlichkeit zugªnglich und verstªndlich sind. 

Auch ein Wandel der Verwaltungspraxis kºnnte und 

m¿sste mit einer solchen  nderung einhergehen, und 

zwar in dem Sinne, dass Dokumente von vornherein als 

verstªndlich zu produzieren sind und nicht eine vºllig 

eigene und unverstªndliche Sprache sprechen. F¿r Fªlle, 

in denen das nicht gelingt, sehen wir in unserem Gesetz-

entwurf vor, Ansprechpartner zu benennen und Informati-

onsstellen seitens der Verwaltung einzurichten, die wiede-

rum beraten und in der Verwaltung auf mehr Verstªnd-

lichkeit hinwirken kºnnen. 

Wir verstehen unseren Gesetzentwurf als gesellschaftspo-

litischen VorstoÇ f¿r ein neues, parademokratisches 

Paradigma der Gemeinschaft in dem Sinne, wie die 

Beauftragten f¿r Informationsfreiheit erklªrten, dass 

hierin die Grundlagen demokratischen Handelns liegen. 

Deshalb stehen wir selbstverstªndlich auch nach der 

Einbringung f¿r die gesellschaftliche Debatte, aber vor 

allem f¿r die Debatte in diesem Hause zur Verf¿gung. Ich 

freue mich auf die Diskussion. 

Vielen Dank f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Meine Damen und 

Herren! 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE,  

steht am Mikrofon.) 

Ich muss ¿berlegen, was Sie vorhaben. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Eine Ergªnzung!) 

Bitte, Herr Tischendorf. 

Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Danke, Frau Prªsiden-

tin. Ich schlage vor, diese ¦berweisung zu erweitern. Am 

30. April 2012 haben wir dies dem Landtagsprªsidenten 

entsprechend mitgeteilt. Bedauerlicherweise hat es im 

Prªsidium keine Rolle gespielt. Ich habe mit vier anderen 

Fraktionen dieses Hauses dar¿ber gesprochen. Wir mºch-

ten zusªtzlich beantragen, den Gesetzentwurf an den 

Ausschuss f¿r Soziales und Verbraucherschutz sowie den 

Ausschuss f¿r Umwelt und Landwirtschaft ï als mitbera-

tende Aussch¿sse ï zu ¿berweisen, wie es im Schreiben 

vom 30. April stand. 
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1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Ich schlage vor, 

dass wir zwei getrennte Abstimmungen vornehmen. 

(Christian Piwarz, CDU: Nein!) 

ï Es ist nicht erforderlich. Wenn keiner dagegen wider-

spricht, w¿rde ich das tun. 

Die ¦berweisung an den Verfassungs-, Rechts- und 

Europaausschuss ï federf¿hrend ï, an den Innenaus-

schuss, an den Ausschuss f¿r Soziales und Verbraucher-

schutz und an den Ausschuss f¿r Umwelt und Landwirt-

schaft wird vorgeschlagen. Wer gibt seine Zustimmung? ï 

Gibt es Gegenstimmen? ï Stimmenthaltungen? ï Ich sehe 

Einstimmigkeit. Damit ist die ¦berweisung an die vier 

Aussch¿sse beschlossen. Ich schlieÇe den Tagesord-

nungspunkt. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 5 

Kindertagespflege im Freistaat Sachsen 

Drucksache 5/8279, Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP 

Hierzu kºnnen die Fraktionen Stellung nehmen. Es 

beginnt die CDU. Danach folgen die FDP, DIE LINKE, 

SPD, GR¦NE und NPD sowie die Staatsregierung, wenn 

sie dies w¿nscht. Ich erteile nun der CDU-Fraktion das 

Wort; Frau Abg. Firmenich, bitte. 

Iris Firmenich, CDU: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Landes-

hauptstadt Dresden ist eine attraktive Stadt. Sie bietet eine 

hohe Lebensqualitªt, interessante Arbeitsplªtze, ein 

buntes Freizeit- und Kulturangebot sowie eine reizvolle 

landschaftliche Umgebung. Das sind alles Faktoren, die 

junge Familien einladen, in Dresden heimisch zu werden. 

Dar¿ber freuen wir uns alle. 

Doch daraus resultieren auch Anforderungen, an die wir 

vor einigen Jahren noch nicht gedacht hªtten. In der 

Landeshauptstadt fehlen Kinderbetreuungsplªtze in 

groÇer Zahl. Die Not macht die Dresdner erfinderisch. Sie 

wollen Kita-Container aufstellen, bieten Unternehmen 

gegen eine finanzielle Beteiligung von 5 000 Euro einen 

Kita-Platz an und suchen offensiv Frauen und Mªnner f¿r 

die Kindertagespflege. 

Obwohl in der Stadt bereits mehr als 350 Kindertages-

pflegepersonen tªtig sind, sollen vorerst noch 28 weitere 

hinzukommen. Damit werden in der Landeshauptstadt 

circa 20 % der Kinder unter drei Jahren von Tagesm¿ttern 

oder -vªtern betreut. Ich muss sagen, das verdient unsere 

Anerkennung: Mit dieser Quote geht Dresden durchaus 

ein St¿ck voran. 

Durch unsere Geschichte begr¿ndet, dominieren in 

Sachsen bei der Betreuung der Kleinsten eindeutig die 

Kindertagesstªtten das Geschehen. Kindertagespflegestel-

len spielen eher eine untergeordnete Rolle. Doch auch in 

unserem Land hat es eine Entwicklung gegeben. Diese 

Betreuungsform erfreut sich bei den sªchsischen Eltern 

zunehmender Beliebtheit. 

Deshalb lohnt es sich, hier einmal einen genaueren Blick 

darauf zu werfen. Im Jahr 2006 wurden 2 399 Kinder 

tags¿ber in der Obhut einer Tagesmutter oder eines  

-vaters betreut. Im Jahr 2011 waren es bereits 5 997 

Kinder. Die Zahl der Tagespflegepersonen hat sich in 

diesem Zeitraum fast verdoppelt: von 263 auf 1 388 im 

Jahr 2011. 

Als im Jahr 2008 vom Bundestag das Kinderfºrderungs-

gesetz beschlossen wurde, haben sich der Bund, die 

Lªnder und die Kommunen auf das gemeinsame Ziel 

geeinigt, bis zum Jahr 2013 bundesweit f¿r circa 35 % der 

unter Dreijªhrigen einen Betreuungsplatz in einer Kinder-

tageseinrichtung oder einer Tagespflege bereitzustellen. 

Wir in Sachsen liegen bei einer Betreuungsquote von 

44,1 %. Doch die bedarfsgerechte Bereitstellung von 

Betreuungsplªtzen ist in Sachsen regional sehr unter-

schiedlich. 

Ab 1. August 2013 wird es einen Rechtsanspruch auf 

einen Betreuungsplatz f¿r jedes Kind ab Vollendung des 

ersten Lebensjahres geben. Um diesem gerecht werden zu 

kºnnen, brauchen wir noch viele neue Betreuungsplªtze. 

Die Kindertagespflege soll laut Kinderfºrderungsgesetz 

dabei einen Anteil von 30 % einnehmen. Mit dieser 

Zielstellung verbunden ist die Absicht, die Arbeit der 

Tagesm¿tter und -vªter wirtschaftlich abzusichern und 

mittelfristig zu einem anerkannten Berufsbild weiterzu-

entwickeln. 

Aus diesem Grund und in wirtschaftlicher Hinsicht hat 

der Bund geregelt, dass Tagespflegepersonen, die im 

Wesentlichen als Selbststªndige arbeiten, seit dem 

Jahr 2009 steuerlich auch so behandelt werden. Ab einem 

bestimmten Einkommen tritt somit eine Versicherungs-

pflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung und in der 

Rentenversicherung ein. Damit sind sie besser abgesi-

chert. 

Tagesm¿tter und -vªter im ºffentlichen Auftrag ï im 

Bedarfsplan aufgenommen ï erhalten laufende Geldleis-

tungen, die eine Erstattung angemessener Sachkosten, 

einen Anerkennungsbeitrag f¿r die Erziehung, Bildung 

und Betreuung des Kindes, eine Erstattung der Aufwen-

dungen f¿r die Unfallversicherung und die hªlftige 

Erstattung des Betrages zur Alterssicherung sowie f¿r die 

Kranken- und Pflegeversicherung beinhalten. 

Im Hinblick auf die Arbeit gilt f¿r Krippen- und Tages-

pflegestellen gleichermaÇen, dass sie als familienergªn-



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 56. Sitzung 10. Mai 2012 

 5651 

zende Orte ï ich zitiere ï Ădas kºrperliche, emotionale, 

soziale und intellektuelle Wohlbefinden und die Entwick-

lung der Kinder in diesem Bereich fºrdern und die Fami-

lien in ihrer Betreuungs- und Erziehungsaufgabe unter-

st¿tzenñ. In dieser besonders verletzlichen Altersgruppe 

kommt es darauf an, dass die Betreuungsangebote den 

Entwicklungsbed¿rfnissen so kleiner Kinder entsprechen 

und fachlichen Mindestanforderungen gen¿gen. 

Die Kindertagespflege ist also ein anspruchsvoller und 

verantwortungsvoller Beruf. An Tagesm¿tter und -vªter 

werden deshalb hohe Anforderungen gestellt. Das Ju-

gendamt pr¿ft, ob sie persºnlich, gesundheitlich und 

fachlich geeignet sind. F¿r ihre Tªtigkeit bedarf es einer 

Erlaubnis, ohne die es keine Mitfinanzierung durch die 

ºffentliche Hand gibt. 

Auch die Tagespflege hat einen eigenstªndigen und 

ganzheitlichen Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungs-

auftrag. Es wird deshalb verlangt, dass jede Tagesbetreu-

ungsstelle eine eigene pªdagogische Konzeption auf der 

Grundlage des Sªchsischen Bildungsplans erarbeitet, die 

zur Beurteilung der fachlichen Eignung herangezogen 

wird und auch den Eltern zugªnglich sein soll. 

Weil sich die Kindertagespflegestellen jedoch meistens in 

privaten Rªumlichkeiten der Tagespflegepersonen befin-

den, pr¿ft das Jugendamt auch, ob diese Rªumlichkeiten 

und deren Ausstattung den Anforderungen gen¿gen, 

ausreichend Platz zum Spielen ist, die Kinder R¿ckzugs-

mºglichkeiten zum Schlafen haben und nat¿rlich die 

hygienischen Anforderungen erf¿llt werden kºnnen. 

Letzteres ist eine besondere H¿rde, denn die Kindertages-

pflegeeinrichtungen werden nach  dem Lebensmittelhygi-

enerecht als Lebensmittelunternehmen betrachtet und 

unterliegen strengen Regeln und Kontrollen der Lebens-

mittel¿berwachungsbehºrden der Landkreise. 

Doch damit ist es nicht getan. Ein sehr wichtiger Aspekt 

ist die Qualitªtssicherung und -entwicklung. Hier geht es 

vor allem um die Qualitªt der Tagespflegepersonen an 

sich. Idealerweise verf¿gt eine Tagespflegeperson ¿ber 

einen einschlªgigen Berufsabschluss, zum Beispiel als 

Erzieherin oder Sozialpªdagogin. Die Mindestvorausset-

zung f¿r die Anerkennung der fachlichen Eignung ist 

jedoch die Teilnahme an einer 160 Stunden umfassenden 

Grundausbildung. Zusªtzlich sind jªhrlich mindestens 

20 Stunden praxisorientierte Weiterbildung zu absolvie-

ren. 

Dar¿ber hinaus ist nat¿rlich erw¿nscht, dass die Tages-

pflegepersonen auch die Fortbildung zur Umsetzung des 

Sªchsischen Bildungsplanes wahrnehmen. 

Am meisten hilft den Tagespflegepersonen wohl die 

Fachberatung, die vor Ort wertvolle Unterst¿tzung ge-

wªhrt. Tagesm¿ttern und Tagesvªtern stehen auch die 

Fortbildungsangebote des Landesjugendamtes bzw. 

anerkannter Bildungstrªger in diesem Bereich offen. 

Doch da kneifen sich oft Theorie und Praxis. 

Wir kommen an den Punkt, da ich die Probleme aufzeigen 

will, mit denen Tagesm¿tter und -vªter zu kªmpfen haben 

und f¿r die wir Lºsungen schaffen m¿ssen. Tagespflege-

personen arbeiten normalerweise allein. Unsere Gesetze 

besagen, dass es wohl mºglich ist, dass sich zwei zusam-

mentun, quasi in Nachbarschaft. Sie brauchen jedoch 

jeweils f¿r sich abgeschlossene Rªumlichkeiten. Die 

Intention dieser Regelung, nªmlich den familiªren und 

hªuslichen Charakter der Betreuungsform zu wahren, 

gerªt hier in Konflikt mit den Risiken und Hemmnissen 

der Arbeit als Einzelperson. Wer vertritt die Tagespflege-

person im Krankheitsfall oder bei Urlaub? Laut SGB VIII 

muss es eine Vertretungsregelung geben. Doch Netzwerke 

von mehreren Tagespflegepersonen mit entsprechenden 

Vertretungsregelungen sind nicht ¿berall vorhanden. 

Wenn nur eine oder zwei Tagespflegestellen in der Region 

existieren, wird es schwierig. 

Die angestrebte Kooperation mit Kindertageseinrichtun-

gen in der Umgebung will nicht recht ins Laufen kom-

men. Es mag positive Beispiele geben, aber in der Regel 

sind die Kitas eher etwas zugeknºpft und haben meistens 

keine Mºglichkeiten, unvorhergesehen zusªtzlich Kinder 

aufzunehmen. Unabhªngig davon wªre das den Kleinen 

auch nicht ohne Weiteres zuzumuten. 

Zweitens. Was passiert, wenn plºtzlich durch Unfall oder 

akute Erkrankung ein Kind zum Arzt oder ins Kranken-

haus muss oder wenn die Tagespflegeperson selbst nicht 

mehr in der Lage ist, die Kinder zu betreuen? Wer holt 

Hilfe und wer k¿mmert sich dann um die anderen Kinder? 

Drittens. Tagespflegepersonen sollen sich weiterbilden, 

um ihre Arbeit qualitativ stetig zu verbessern. Neben 

speziellen Bildungsangeboten f¿r Tagespflege stehen 

ihnen, wie schon gesagt, grundsªtzlich auch die Angebote 

f¿r Kitas offen. Jedoch gehen diese meistens von 9:00 bis 

16:00 Uhr und in dieser Zeit kann eine Tagespflegeperson 

diese in der Regel nicht wahrnehmen; denn sie ist mit 

ihren Kindern beschªftigt. F¿r sie bleibt dann nur das 

Wochenende zur Weiterbildung. 

Die Kooperation mit den Kitas funktioniert noch nicht 

zufriedenstellend. Nicht nur bei der Vertretung, sondern 

auch beim ¦bergang der Kinder aus der Tagespflege in 

die Kita holpert es noch. Hier bedarf es einer fairen 

Zusammenarbeit und Abstimmung, um die Plªtze in der 

Kita zum entsprechenden Zeitpunkt vorzuhalten oder um 

die Tagesm¿tter und -vªter zu Fortbildungsveranstaltun-

gen einzuladen. 

Wenn ich in die Kommunen schaue, dann klappt es mit 

der Weiterleitung der Informationen an die Einrichtungen, 

also die Kindergªrten, immer recht gut, nur manchmal 

werden die Tagespflegestellen glatt vergessen. Das geht 

den Kommunen nicht anders als uns in der Politik. Auch 

wir ¿bersehen gern die Kleinen, obwohl sie GroÇes 

leisten. 

Zum Gl¿ck gibt es Verbªnde, Vereine und Institutionen, 

die sich besonders um die Tagespflegenden k¿mmern, 

ihnen mit Rat und Tat zur Seite stehen und ihre Interessen 

vertreten. Eine solche Anlaufstelle ist die Informations- 

und Koordinierungsstelle f¿r Kindertagespflege, deren 
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Fortf¿hrung und Weiterentwicklung wir f¿r sehr wichtig 

halten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kindertages-

pflege leistet einen wichtigen Beitrag, nicht nur f¿r die 

Betreuung der Kleinsten. Mit ihrer Individualitªt und 

Flexibilitªt ist sie eine wichtige Unterst¿tzung im Sinne 

der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Ich denke, die 

Kindertagespflege muss in Sachsen weiter wachsen, und 

wir m¿ssen gemeinsam etwas daf¿r tun. 

Ich bedanke mich f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die FDP-

Fraktion spricht jetzt Frau Abg. Sch¿tz. 

Kristin Sch¿tz, FDP: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Sehr geehrte zur Mittagszeit anwesende Abgeordnete! 

Immer mehr Eltern entscheiden sich bewusst bei der 

Betreuung ihrer Kinder unter drei Jahren f¿r eine Tages-

mutter oder einen Tagesvater. Die individuelle, flexible 

und familiennahe Betreuung ¿berzeugt die Eltern. Im-

merhin fast 6 000 Kinder wurden in Sachsen 2011 in 

ºffentlich gefºrderter Tagespflege betreut. Das waren 

¿ber 350 Kinder und damit 6 % mehr als noch ein Jahr 

zuvor. Wie f¿r jedes Kind in einer Kindertageseinrichtung 

zahlt das Land in der Tagespflege einen Landeszuschuss 

in Hºhe von 1 875 Euro. Die Kindertagespflege in Sach-

sen ist damit ein fester Bestandteil der Unterst¿tzung der 

Familien. 

Gefºrderte Kindertagespflege in Sachsen ist keine ehren-

amtliche Nachbarschaftshilfe, die jede Mutter anbieten 

kann. Nein, Kindertagespflege in Sachsen ist ein an-

spruchsvolles und komplexes Angebot von Betreuung, 

das mit professionellen und hochmotivierten Tagesm¿t-

tern und Tagesvªtern durchgef¿hrt wird. 

Tagespflegepersonen in Sachsen beaufsichtigen nicht 

etwa nur die Kinder, nein, sie fºrdern familienergªnzend 

und umfassend die ihnen anvertrauten Kinder. Das zeich-

net die gute Kindertagespflege in Sachsen aus. Unsere 

Tagesm¿tter oder Tagesvªter kºnnen entweder einen 

fachpªdagogischen Berufsabschluss nachweisen oder 

haben einen Qualifizierungskurs f¿r die Tagespflege 

abgeschlossen. 

Kleinere Kinder zu betreuen und in ihrer Entwicklung zu 

fºrdern ist eine umfassende Herausforderung und gleich-

zeitig eine schºne und erf¿llende Aufgabe. Tagesm¿tter 

und Tagesvªter sind in der Zeit, in der die Eltern berufstª-

tig sind, die wichtigste Bezugsperson f¿r die J¿ngsten. Sie 

¿bernehmen eine groÇe Verantwortung. Daher bin ich 

stolz, dass wir in Sachsen viele solcher engagierten und 

auch qualifizierten Tagesm¿tter und -vªter haben, bisher 

1 400 Tagesm¿tter und etwa 70 Tagesvªter ï immerhin, 

sage ich da. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Betreuung 

durch eine Tagesmutter oder einen Tagesvater findet 

vorwiegend im privaten Raum der jeweiligen Tagespfle-

geperson, im Haushalt der Eltern oder in angemieteten 

Rªumen statt. Das erfordert ein hohes MaÇ an Selbststªn-

digkeit und auch alleinige Tªtigkeit der Tagesmutter bzw. 

des Tagesvaters. Daher halte ich es f¿r wichtig, dass eine 

tragfªhige Vernetzung zwischen den einzelnen Angeboten 

vorhanden ist, dass es verlªssliche Betreuungsstrukturen 

gibt, die die Verantwortungstrªger vor Ort unterst¿tzen 

m¿ssen. Damit meine ich in erster Linie nat¿rlich die 

Tagespflegepersonen selbst, aber auch die Landkreise, 

kreisfreien Stªdte, die freien Trªger und die Kommunen. 

Wenn man dann in erster Linie an Kooperationen zwi-

schen den Tagespflegepersonen und den Trªgern von 

Kindertageseinrichtungen denkt, so gibt es aber auch ï 

und das fordern wir ï die Zusammenarbeit der Tagespfle-

ge auf Augenhºhe mit den Trªgern der ºffentlichen 

Jugendhilfe. Frau Firmenich hat angesprochen, dass die 

Tagespflege hier leicht ins Hintertreffen gerªt. 

In Sachsen gibt es die Informations- und Koordinierungs-

stelle Kindertagespflege IKS. Hier lªuft die Bandbreite 

der Angebote der Kindertagespflege f¿r Sachsen zusam-

men. Die Arbeit der IKS schªtzen wir auÇerordentlich. Sie 

ist ein Knotenpunkt f¿r Information und Vermittlung der 

Kindertagespflege auf allen Ebenen in Sachsen. Dazu 

zªhlt beispielsweise die Durchf¿hrung von Fachveranstal-

tungen, die Durchf¿hrung von Fortbildungen f¿r Tages-

pflegepersonen. Sie unterst¿tzt die verschiedenen Gremi-

en und Projekte beispielsweise auch in Zusammenarbeit 

mit unserem Kultusministerium. Sie dient ebenso als 

landesweite Anlauf- und Beratungsstelle f¿r die ºffentli-

chen Akteure der Tagespflege. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die IKS fºrdern 

wir als Land, im vergangenen Jahr beispielsweise mit 

¿ber 63 000 Euro. Unser Antrag macht noch einmal 

deutlich, dass wir auch im kommenden Doppelhaushalt an 

unserer Fºrderung festhalten wollen. 

Wir wollen die Kindertagespflege in Sachsen stªrken. Wir 

wollen, dass Kindertagespflege ein gleichwertiges Ange-

bot zu unseren Kindertageseinrichtungen darstellt. Des-

wegen soll genau dieser Knotenpunkt, die IKS, beibehal-

ten und weiter unterst¿tzt werden. Ich darf Sie deshalb 

alle bitten, unseren Antrag zu unterst¿tzen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die Fraktion 

DIE LINKE Frau Abg. Klepsch, bitte. 

Annekatrin Klepsch, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau 

Prªsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! ĂKinderta-

gespflege im Freistaat Sachsenñ heiÇt der Antrag der 

schwarz-gelben Koalition. Es ist semantisch betrachtet 

geradezu ungewºhnlich, dass keine verheiÇungsvolle oder 

kªmpferische Zielstellung in den Titel hineinformuliert 

ist. Ich bin ¿berrascht. 

Ebenfalls mºchte ich sagen: Es ist ï wie es in der Be-

gr¿ndung des Antrags heiÇt ï richtig, dass sich die Kin-

dertagespflege zu einem unverzichtbaren Bestandteil der 

Kindertagesbetreuung in Sachsen entwickelt hat. Es ist 
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auch richtig ï wie in der Begr¿ndung gefordert ï, den 

Tagespflegepersonen eine stªrkere fachliche Unterst¿t-

zung und Qualifikation zu bieten. Hierbei fordern CDU 

und FDP die Kommunen auf, die Kindertagespflege 

stªrker in die vorhandene Betreuung zu integrieren. Im 

Antrag wird ein ausf¿hrlicher Bericht zur quantitativen 

und qualitativen Situation in Sachsen verlangt. Insoweit 

ist der Antrag auch aus der Sicht der LINKEN vern¿nftig 

und zustimmungsfªhig; denn es ist richtig, dass sich der 

Landtag auch mit dieser Form fr¿hkindlicher Bildung und 

Betreuung befasst. 

Ebenso sinnvoll ist die Fortf¿hrung der IKS ï wie von 

Frau Sch¿tz gerade erwªhnt. Mir scheint es aber offenbar 

ein Signal der Bildungs- und Sozialpolitiker in der Koali-

tion an die Staatsregierung bei der Aufstellung des nªchs-

ten Doppelhaushaltes zu sein. 

An dieser Stelle mºchte ich aber ganz bewusst betonen: 

Die IKS allein, die gerade beim Paritªtischen Wohlfahrts-

verband angesiedelt ist, lºst nicht die Qualitªtsprobleme, 

die Unterschiede und die Herausforderungen, die wir in 

der Kindertagespflege haben. Dort sind die Probleme 

noch auf einer ganz anderen Ebene angesiedelt. ï So viel 

erst einmal zum Positiven. 

Leider macht der Antrag der Koalition nicht einen konkre-

ten Vorschlag. Das muss ich Ihnen deutlich sagen: Sie 

machen nicht einen konkreten Vorschlag, wie wir die 

Qualitªtssicherung in der Kindertagespflege sichern 

kºnnen. Das ist der Knackpunkt: Warum sprechen Sie 

heute ¿berhaupt ¿ber Kindertagespflege? Wir als LINKE 

vermissen konkrete Vorschlªge, wie der Freistaat ab 

August 2013 ï dann gilt der Rechtsanspruch f¿r Kinder 

ab einem Jahr ï den Ausbau der Kindertagesbetreuung 

und diesen Rechtsanspruch absichern, oder wie der 

Freistaat die Kommunen dabei unterst¿tzen will. 

Wir wissen, der Anteil des Bundes f¿r den Ausbau im 

Krippenbereich wird nicht an die Kommunen weiterge-

reicht, sondern er verschwindet in der Kita-Pauschale. 

Man muss es deutlich sagen: Das gesetzlich verbriefte 

Wunsch- und Wahlrecht der Eltern bei der Betreuung 

ihres Kindes ist bereits heute in Sachsen eben nicht 

¿berall gewªhrleistet. Das haben wir gestern bereits 

diskutiert. Frau Sch¿tz und Frau Firmenich, Sie legen es 

als Begeisterung der Eltern f¿r die Kindertagespflege aus, 

dass Eltern sich daf¿r entscheiden und dass wir inzwi-

schen 6 000 Kinder in diesen Betreuungsverhªltnissen 

haben. Ich sage ganz deutlich: Ein GroÇteil der Eltern ï in 

Dresden sind es 80 % ï hªtte lieber einen Krippenplatz, 

aber sie mussten die Kindertagespflege nehmen, weil es 

an Plªtzen mangelt. 

(Beifall bei den LINKEN und vereinzelt  

bei der SPD und den GR¦NEN) 

Dazu sage ich ganz persºnlich: Das war schon so, als ich 

f¿r mein Kind 2003 einen Krippenplatz gesucht habe. Wir 

waren in der Tagespflege. 

(Zuruf der Abg. Kristin Sch¿tz, FDP) 

ï Das nehmen wir zur Kenntnis, das gehºrt auch zum 

Wunsch- und Wahlrecht. Sosehr man auch diese individu-

elle und familiªre Form dieser fr¿hkindlichen Betreuung 

schªtzen mag, so sehr ist eben die Kindertagespflege auch 

mit Qualitªtsschwankungen und ungelºsten Problemen 

behaftet. 

Ich sage es noch einmal deutlich ï Frau Firmenich hatte 

es bereits angesprochen: Wer springt ein, wenn die Ta-

gesmutter selbst krank ist? Werden die Kinder aufgeteilt, 

oder kommt eine fremde Betreuungsperson in die Woh-

nung? Wie groÇ ist die Arbeitsbelastung und wie groÇ ist 

die psychische Belastung, wenn Tagesm¿tter ï entspre-

chend den Arbeitszeiten der Eltern ï die Kinder von 7 bis 

17 oder 18 Uhr betreuen und damit lªnger als neun 

Stunden im Dienst sind? Das ist ganz klar ein Wider-

spruch zu unserem Arbeitsschutz. 

Die vom Kultusministerium finanzierte Informations- und 

Koordinierungsstelle hat im vergangenen Jahr eine 

Vergleichsstudie f¿r Sachsen erstellt, und diese kommt zu 

ganz spannenden Ergebnissen: Gegenwªrtig haben nur 

38 % der Landkreise ein geregeltes Vertretungssystem, 

wenn eine Tagesmutter ausfªllt. Das heiÇt, ¿ber 60 % der 

Tagespflegepersonen haben keine geregelte Vertretung. In 

den Stªdten sind es nur 49 %, bei denen es nicht geklªrt 

ist. 

Die Debatte um die Fortschreibung der Handlungsemp-

fehlung zur Fachberatung in der Kindertagesbetreuung, 

die wir jetzt ein Jahr lang im Landesjugendhilfeausschuss 

gef¿hrt haben, zeigt gerade, dass der gute Wille der 

Fachpolitiker und auch der Fachabteilung im Kultusmi-

nisterium und im Landesjugendamt das eine, aber die 

Bereitschaft zur Finanzierung auf Landesebene und auf 

kommunaler Ebene das andere ist. Genau dort hakt es 

nªmlich, wenn der Stªdte- und Gemeindetag sagt: Fach-

beratung in der Kindertagespflege kºnnen wir nicht auch 

noch finanzieren. 

Erst vor wenigen Tagen, am 3. Mai 2012, hat das Kultus-

ministerium die Empfehlung zur Fortbildung von Kinder-

tagespflegepersonen verºffentlicht. Wer es nachliest, 

sieht, wie hoch die pªdagogischen Anforderungen an die 

Tagesm¿tter und -vªter sind. Sie sind es auch zu Recht, 

diese Meinung teile ich. Man muss aber fragen: Warum 

m¿ssen die Tagespflegepersonen die Fortbildung ï im 

Unterschied zu Lehrerinnen und Lehrern, die vom SBI 

kostenfrei fortgebildet werden ï selbst bezahlen? 

Es geht weiter: Eine bezahlte Freistellung f¿r die Fortbil-

dung von Tagespflegepersonen erhalten nur 9 % der 

Tagesm¿tter und -vªter in den Landkreisen, immerhin 

noch 23 % der Tagespflegepersonen in den Stªdten. 

Ich komme zum Schluss: Die Kindertagespflege ist aus 

Sicht der LINKEN kein Allheilmittel f¿r mangelnde 

Krippenplªtze, deren Ausbau nat¿rlich Geld kostet. Der 

Freistaat ist aufgefordert, die Bundesmittel f¿r den Krip-

penausbau an die Kommunen weiterzuleiten und vor allen 

Dingen auch f¿r gleiche Bedingungen in der Kindertages-

pflege in Sachsen zu sorgen. 
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Weil wir das unterst¿tzen, stimmen wir dem Antrag zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN und vereinzelt  

bei der SPD und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die SPD-

Fraktion spricht Frau Dr. Stange; bitte. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Sehr geehrte Frau Prªsi-

dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren, die noch 

nicht zum Mittagessen gegangen sind! Wir machen das 

nªchste Mal einen Runden Tisch, um uns ¿ber das Thema 

zu verstªndigen, Frau Firmenich; dann sind die Fachleute 

sozusagen unter sich. 

Ich habe mich gefragt ï das muss ich ganz ehrlich sagen, 

Frau Firmenich und Frau Sch¿tz von der FDP ï, warum 

wir ï obwohl dieser Antrag seit dem 2. Februar 2012 im 

Geschªftsgang ist ï keine Stellungnahme der Staatsregie-

rung vorliegen haben, die vieles von den Punkten, die Sie 

hier vorgetragen haben, mit Zahlen hªtte auffangen 

kºnnen. Wir hªtten uns vorher damit genauso beschªfti-

gen kºnnen. Das ist ein Punkt, der mich sehr wohl inte-

ressiert ï auch zu der Umsetzung der Qualitªtsanforde-

rungen in diesem Bereich. 

Es ist wieder einmal ein Antrag, der eher zur Schaufens-

terdiskussion dient. Es tut mir leid, weil das Thema es 

wert wªre, es ernsthaft zu diskutieren. Dazu w¿nsche ich 

mir aber ï diese Bitte gebe ich jetzt noch einmal an die 

Koalition ï, dass solche Antrªge mit einer Stellungnahme 

der Staatsregierung versehen werden und nicht nur hier in 

dieser kurzen Diskussion eine Rolle spielen. 

(Beifall der Abg. Annekatrin Klepsch,  

DIE LINKE) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor zehn Jahren 

hªtten wir wahrscheinlich ¿ber die Kindertagespflege 

noch ganz anders diskutiert, als wir es heute tun. Die 

Kindertagespflege hat sich ï das sehe ich vor allen Din-

gen aus der bundesweiten Diskussion ï zum Positiven 

entwickelt. Hintergrund ist aber auch eine Debatte ¿ber 

die Qualitªt der fr¿hkindlichen Bildung. 

Ich kann mich sehr gut erinnern, als noch Mitte der 

Neunzigerjahre Kindertagespflege vor dem Hintergrund 

eher abgelehnt worden ist, weil die Qualitªt der Betreu-

ung in diesem Bereich nicht geregelt war. Die liebe Mutti 

ist schon in der Lage, noch vier, f¿nf Kinder aufzunehmen 

und zu betreuen, und das reicht schon aus. Das kommt aus 

der Tradition der Kinderlªden heraus, und die Qualifikati-

on war, wie gesagt, nicht geregelt. Dazu hat sich in den 

letzten Jahren ungeheuer viel bewegt. 

Ich bin sehr dankbar daf¿r, dass es gelungen ist, gemein-

sam mit dem Bundesverband der Kindertagespflege, der 

die Qualitªtsstandards ansetzt, mit dem Deutschen Ju-

gendinstitut, das f¿r die Curricula der Aus- und Fortbil-

dung verantwortlich ist, und in der ºffentlichen Diskussi-

on mit den Fachexperten daf¿r Sorge zu tragen, dass 

zumindest annªhernd gleiche Standards in der Kinderta-

gespflege existieren, wie es in Kindertagesstªtten der Fall 

ist. Alles andere wªre fatal, und alles andere w¿rde von 

uns ï und von mir ganz persºnlich ï abgelehnt werden. 

Ich denke, an diesem Punkt kann Sachsen gut andocken; 

denn wir kn¿pfen gerade an diese Diskussion an, die in 

den letzten zehn Jahren gelaufen ist. Annekathrin Klepsch 

hat das j¿ngste Beispiel gerade genannt: Die Umsetzung 

des Curriculums des Deutschen Jugendinstituts, das vor 

wenigen Tagen im Rahmen einer Fortbildung verºffent-

licht wurde, zeigt, dass wir auch ESF-Mittel ï es ist eine 

projektfinanzierte MaÇnahme ï dort sinnvoll einsetzen 

kºnnen. Hier greift mein immer wieder erhobener Zeige-

finger bei ESF-finanzierten MaÇnahmen: Bedenken Sie 

das Ende; denn die ESF-Finanzierung wird 2013 vermut-

lich auslaufen. Von daher stellt sich die Frage: Was 

passiert mit diesen Qualifikationen anschlieÇend? Dazu 

muss die Landesregierung Vorsorge treffen. 

Ich will nicht auf vieles eingehen, was hier bereits an 

Problemen genannt wurde; denn ich kann mich sehr gut 

Annekathrin Klepsch und auch Ihnen, Frau Firmenich, 

anschlieÇen. Sie haben das Thema der Selbststªndigen, 

des Ein-Mann- und Ein-Frau-Betriebes, genannt, die 

damit verbunden sind. Ich mºchte auf einen Punkt hin-

weisen, der uns besonders wichtig ist: auf diese Koordi-

nierungsstelle. Ich habe sehr wohl wahrgenommen, Frau 

Sch¿tz ï ich sehe sie gerade nicht; doch, in den Reihen 

der CDU ï, dass Sie sagen, die Koordinierungsstelle soll 

erhalten bleiben. 

Ich denke, das reicht nicht aus. Wenn wir die Koordinie-

rungsstelle richtig verstanden haben ï es ist in der Tat nur 

eine einzige Person f¿r diesen gesamten groÇen Bereich ï 

und wir haben die Zahlen vorhin gehºrt ï 1 500 Tages-

vªter und -m¿tter sollen von dort aus betreut und beraten 

werden ï, ist das bei Weitem nicht ausreichend. Dann 

erwarte ich schon, wenn Sie hier einen so schlagkrªftigen 

Antrag einbringen, dass im nªchsten Haushalt ein biss-

chen mehr steht. 

Soweit ich weiÇ, w¿nscht man sich mindestens zwei 

Personen ï auch dort kann einmal eine Person ausfallen. 

Rufen Sie dort einmal an; von Montag bis Freitag be-

kommen Sie eventuell niemanden, weil nªmlich diese 

Person gerade nicht anwesend ist. Also: Wenn schon ein 

schlagkrªftiger Antrag, dann bitte auch Nªgel mit Kºpfen 

machen. Statten Sie diese Koordinierungsstelle auch so 

aus, dass sie wenigstens mit zwei Personen besetzt ist. 

In Hessen hat man das hessische Kindertagespflegeb¿ro 

eingerichtet. Dort sind immerhin f¿nf Personen beschªf-

tigt. So weit will ich gar nicht gehen. Aber wenn man es 

ernst meint, muss man an dieser Stelle ein wenig zulegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich noch einen zweiten Punkt nennen. Das 

wurde von Frau Firmenich zu Recht kritisiert oder als 

Problem benannt ï ich sage es einmal vorsichtig: das 

Thema Zusammenarbeit zwischen Kindertagesstªtten und 

dem Kinderpflegepersonal. Das kann auch nur funktionie-

ren, wenn die Kindertagesstªtten die Luft dazu haben. Sie 
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haben die Luft derzeit nicht. Wir haben hier mehrfach 

dar¿ber gesprochen, dass der Betreuungsschl¿ssel, die 

Anrechnung f¿r die Leiterinnen, die Fachberatung derzeit 

nicht ausreichend finanziert und untersetzt sind. Wir 

brauchen dringend eine Anhebung der Kita-Pauschale 

vonseiten des Landes, damit wir in den Kindertagesstªtten 

auch Spielrªume schaffen, dass Erzieherinnen mit Kin-

derpflegepersonal zusammenarbeiten kºnnen, gegebenen-

falls auch einmal die Kinder in der Situation der Vertre-

tung aufnehmen kºnnen. Das geht so nicht. Das heiÇt 

also: Wenn Sie das eine Ende besprechen, besprechen Sie 

bitte und ªndern Sie auch das andere Ende. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Zwei Punkte will ich noch erwªhnen: Wir hatten einen 

Evaluationsbericht zum Bildungsplan. Dieser Evaluati-

onsbericht, der von Frau Dr. Carle vorgelegt wurde, wird 

im Ausschuss noch beraten. Er ber¿cksichtigt nicht in 

ausreichendem MaÇe die Kindertagespflege. Wir haben 

deshalb in unserem Antrag, der im Juni noch einmal 

vorliegen wird, ausdr¿cklich dazu aufgefordert, den 

Bericht, die Evaluation der Umsetzung des Bildungspla-

nes, auf die Kindertagespflege auszuweiten. Denn es ist 

eine Frage der Standards und der Qualitªt in der Kinder-

tagespflege, ob der Bildungsplan, der auch f¿r diesen 

Bereich gilt, tatsªchlich umgesetzt werden kann. 

Letzter Punkt, Stichwort Fachberatung: Hier ist dringen-

der Handlungsbedarf angesagt. Frau Firmenich, Sie haben 

es kurz angedeutet: Die Fachberatung f¿r unsere Kinder-

tagesstªtten reicht heute schon nicht aus. Wir haben 

deshalb auch in dem besagten Antrag, der im Juni vorlie-

gen wird, dazu aufgefordert, dass in der Kita-Pauschale 

die Fachberatung zuk¿nftig mit ber¿cksichtigt wird und 

die Trªger sie entsprechend auch so mitfinanziert be-

kommen. Dann sind die Trªger auch in der Lage, die 

Fachberatung so weit zu ºffnen, dass sie f¿r die Kinderta-

gespflege mit zur Verf¿gung steht. 

Diese Rahmenbedingungen stimmen derzeit nicht. Des-

wegen noch einmal: Betrachten Sie bitte diesen ganzen 

Bereich der Kindertagesstªtten und der Kindertagespflege 

ï wenn wir dar¿ber reden ï als Ganzes. Dann kºnnen wir 

auch der Kindertagespflege in ihrer Qualitªt und den dort 

Tªtigen, vor allen Dingen den Kindern, die dort betreut 

werden, helfen. 

Ich w¿nsche mir, dass wir auch hier ï ich habe es beim 

letzten Plenum schon einmal an anderer Stelle gesagt ï 

einen Bericht von der Staatsregierung nachgereicht 

bekommen. Die GR¦NEN haben einen entsprechenden 

 nderungsantrag mit einem Datum gemacht. Das verleiht 

dem Ganzen ein bisschen Nachdruck, damit wir tatsªch-

lich einen aktuellen ¦berblick haben. Ich bitte darum, 

dass beim Punkt 2 nicht nur Ădie Fortf¿hrungñ steht, 

sondern dass dort auch tatsªchlich in nªchster Zeit eine 

Aufstockung dieser Koordinationsstelle erfolgt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN  

und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die Fraktion 

GR¦NE spricht Frau Abg. Giegengack. Bitte. 

Annekathrin Giegengack, GR¦NE: Sehr geehrte Frau 

Prªsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Inhaltlich wurde in dieser Debatte alles schon gesagt. Ich 

muss uns jetzt nicht die Zeit stehlen, um alles noch einmal 

mit einem gr¿nen Anstrich zu wiederholen. Wir unterst¿t-

zen das Anliegen der Koalitionsfraktionen, dass die 

Staatsregierung umfassend ¿ber das Angebot der Kinder-

tagespflege berichtet. Wir freuen uns auch, dass die 

Koalitionsfraktionen mit diesem Antrag die durch zahlrei-

che Anfragen gemachten Anstrengungen, insbesondere 

der Abg. Klepsch, Panter und mir, unterst¿tzt, von der 

Staatsregierung umfassende Informationen zu Ausbau und 

Qualitªt der Kindertagespflege in Sachsen zu bekommen. 

Das einzige Manko an diesem Antrag ist, dass er offen-

lªsst, bis wann die Staatsregierung dem Landtag ¿ber all 

diese Dinge berichten soll. Meine Damen und Herren von 

der Koalition, ich gehe davon aus, dass es Ihnen mit 

diesem Antrag nicht darum geht, die Mitarbeiter des 

Ministeriums auf unbestimmte Zeit mit dem Schreiben 

eines Berichts zu beschªftigen. In der Begr¿ndung zu 

Ihrem Antrag ist zu lesen: ĂZur Sicherung dieses An-

spruchs ist es unerlªsslich, den Tagespflegepersonen 

sichere Eink¿nftemºglichkeiten, eine Qualifizierung und 

fachliche Unterst¿tzung zu bieten und die Kommunen 

anzuhalten, die Kindertagespflege stªrker in das Angebot 

der Kindertagesbetreuung zu integrieren.ñ 

Daraus schlieÇe ich, dass Sie tatsªchlich an einer quantita-

tiven und qualitativen Absicherung des Angebotes Kin-

dertagespflege in Sachsen interessiert sind. 

Nun stehen ï wie Sie wissen ï in diesem Herbst/Winter 

die Verhandlungen f¿r den Doppelhaushalt 2013/2014 an. 

Das bedeutet, wenn Sie es mit Ihrem Anliegen wirklich 

ernst meinen, muss dieser Bericht vor Beginn der Haus-

haltsverhandlungen vorliegen, um seine Ergebnisse auch 

adªquat ber¿cksichtigen zu kºnnen. Aus diesem Grund 

bringen wir heute einen Ergªnzungsantrag ein, der die 

Vorlage dieses Berichtes f¿r den 3. September, also direkt 

nach den Sommerferien, vorsieht. 

Ich glaube, dass die Zeiten, in denen Sie argumentieren 

konnten, das Kultusministerium wirdôs schon richten, 

vorbei sind. Das Datum 03.09. ist ohnehin schon knapp 

bemessen, wenn man davon ausgeht, dass es aufgrund des 

etwas gespaltenen Verhªltnisses des SMK zu Zahlen 

eventuell notwendig sein wird, vom Ministerium unter 

Umstªnden auch noch weitere Daten anzufordern. 

Tragen Sie dazu bei, dass Ihr Antrag verbindlich wird und 

nicht nur Interesse an der Kindertagesbetreuung vorgau-

kelt. In diesem Sinne bitte ich Sie um Ihre Unterst¿tzung. 

Danke. 

(Beifall bei den GR¦NEN,  

den LINKEN und der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die NPD 

spricht Frau Abg. Sch¿Çler. Bitte. 
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Gitta Sch¿Çler, NPD: Danke, Frau Prªsidentin! Meine 

Damen und Herren! Wir haben hier also einen Antrag der 

Koalition vorliegen, f¿r den es ï zumindest aus meiner 

Sicht ï besser gewesen wªre, das Thema in einer GroÇen 

Anfrage zu bearbeiten. Einige Fakten m¿ssten allerdings 

auch so bekannt sein, zum Beispiel SGB VIII und hier die 

ÄÄ 23 und 43, also Fºrderung und Erlaubnis zur Kinderta-

gespflege, das Sªchsische Kita-Gesetz, soweit es Perso-

nalschl¿ssel und Regelungen zu Qualifikationen betrifft ï 

das sind die ÄÄ 2 und 12 ï oder die Sªchsische Qualifika-

tions- und Fortbildungsverordnung Pªdagogische Fach-

krªfte. 

Ich weiÇ beim besten Willen nicht, warum man diese 

doch bekannten Dinge noch einmal abfragen muss, 

mºchte aber die Gelegenheit nutzen, um ï soweit es das 

Verhªltnis Kindertagespflege zu familiªrer Erziehung 

betrifft ï auf Ä 2 Abs. 6 des Sªchsischen Kita-Gesetzes 

hinzuweisen, in dem es heiÇt: ĂKindertagespflege als 

Alternative zur Fºrderung in Kindertageseinrichtungen 

unterst¿tzt und ergªnzt die Bildung und Erziehung des 

Kindes in der Familie.ñ Hier kommt also vor allem der 

Gedanke zum Ausdruck, dass die Familie nach wie vor 

den zentralen Ort f¿r die Bildung und Erziehung des 

Kindes darstellt, gerade im Hinblick auf Klein- und 

Kleinstkinder. Wir haben gestern ausf¿hrlich ¿ber das 

Thema gesprochen. 

Zielf¿hrender, meine Damen und Herren von der Koaliti-

on und Frau Firmenich, wªre es vielleicht gewesen, in 

Ihrem Antrag gleich mit zu formulieren, welche fachliche, 

aber auch menschliche und persºnliche Qualifikation der 

Tagespflegeperson Sie selbst f¿r notwendig halten und 

wie Sie diese sicherstellen wollen, ob die Empfehlung des 

sªchsischen Landesjugendamtes von 840 Euro wirklich 

ausreichend ist, vor allem wenn Sie eine qualifizierte 

Betreuung anstreben, wie Sie auf kommunaler Ebene eine 

eventuelle hºhere Verg¿tung und den verstªrkten Einsatz 

von Tagesm¿ttern finanzieren wollen oder wie Sie zu 

einem Mindestlohn f¿r Tagesm¿tter stehen. 

Diese Fragen werden in dem Antrag leider nicht ange-

sprochen. Damit steht zumindest der Verdacht im Raum, 

CDU und FDP sehen ihre Felle davonschwimmen, weil 

sie nicht dazu in der Lage sein werden, den Rechtsan-

spruch auf Kinderbetreuung ab 2013 tatsªchlich zu 

gewªhrleisten, gerade wenn es um unter Dreijªhrige geht. 

Da bietet sich das Ausweichen auf Tagesm¿tter nat¿rlich 

als kleiner Rettungsanker an. 

Vielleicht hªtten Sie auch in Ihrem Antrag auf einige 

konkrete praktische Probleme eingehen kºnnen ï das 

haben Sie dann in Ihrer Rede getan ï, die sich zum 

Beispiel als eine der neuesten EU-Narreteien ergeben 

kºnnten. Nach dieser EU-Verordnung werden Tagesm¿t-

ter k¿nftig nicht als pªdagogisches Personal angesehen, 

sondern als Lebensmittelunternehmerinnen eingestuft. 

Das f¿hrt dazu, dass sie k¿nftig zum Teil vºllig ¿berzoge-

ne Hygienevorschriften werden einhalten m¿ssen. Frau 

Firmenich hat es kurz angesprochen. 

Die gute Nachricht, Frau Firmenich, ist jetzt, dass es auch 

aus Sicht des Bundes unverantwortlich ist, im Rahmen 

der amtlichen Lebensmittel¿berwachung Tagesm¿tter 

sowie die Eltern der betreuten Kinder mit unnºtigen und 

vºllig ¿berzogenen Hygieneanforderungen zu verunsi-

chern. So steht es fast wºrtlich auf der Seite des Ministe-

riums f¿r Ernªhrung, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz. 

In Sachsen gibt es diese Anforderungen zur Lebensmittel-

hygiene im Zusammenhang mit der Pr¿fung bzw. Ertei-

lung der Pflegeerlaubnis f¿r Kindertagespflegepersonen 

schon lªnger. Danach fallen alle Betreuer, die Lebensmit-

tel an Kinder abgeben, nach Artikel 3 Nr. 2 der EU-

Verordnung unter die Definition der Lebensmittelunter-

nehmer. Ein Merkblatt zur Lebensmittelhygiene in der 

Kindertagespflege gibt es in Sachsen ¿brigens schon seit 

2009. 

Kurz und gut: Wir werden dem Antrag zustimmen. Aber 

wir werden im Auge behalten, inwieweit die Tagespflege 

nur als neues Sparmodell der Staatsregierung herhalten 

wird. 

Danke. 

(Beifall bei der NPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Wird von den 

Fraktionen weiter das Wort gew¿nscht? ï Das ist nicht der 

Fall. ï Frau Ministerin, bitte. 

Brunhild Kurth, Staatsministerin f¿r Kultus: Frau 

Prªsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die Kindertagespflege in Sachsen ist im Vergleich zu 

anderen Bundeslªndern sehr gut aufgestellt. Das wurde 

von den Vorrednerinnen auch schon betont. Seit der 

 nderung des Sªchsischen Kita-Gesetzes 2005 ist sie ein 

gleichrangiges Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsan-

gebot zu den Kindertageseinrichtungen. Es gelten die 

gleichen Finanzierungsregelungen, und f¿r beide Betreu-

ungsformen ist der sªchsische Bildungsplan die Grundla-

ge f¿r die pªdagogische Arbeit. 

Sachsen war seinerzeit das erste Bundesland, das in 

seinen Bildungsplan Aussagen zur Kindertagespflege 

aufgenommen hat. Inzwischen haben wir ein Curriculum 

zur Umsetzung des sªchsischen Bildungsplanes in der 

Kindertagespflege. Frau Firmenich erwªhnte es. Auch das 

ist bislang bundesweit einmalig. In den letzten zehn 

Jahren hat sich die Kindertagespflege rasant entwickelt. 

Mehrere Vorrednerinnen haben das bereits betont. 

Die Betreuungsquote stieg von 2,2 % im Jahre 2006 auf 

5,4 % im Jahr 2011. Der Anteil der betreuten U3-Kinder 

hat sich also seit 2005 mehr als verdoppelt. Die Weiter-

entwicklung der Kindertagespflege wird in Sachsen auf 

vielfªltige Weise unterst¿tzt. Auch das klang schon an: die 

Zahlung des Landeszuschusses in Hºhe von 1 875 Euro 

pro 9-Stunden-Kind, die Fºrderung von Modellprojekten 

und Fachveranstaltungen ¿ber die Innovationsrichtlinie 

des Kultusministeriums. Beispielhaft seien hier genannt: 

die Initiierung der Informations- und Koordinierungsstelle 
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Kindertagespflege in Sachsen, kurz IKS. Mehrere Vorred-

nerinnen erwªhnten diese Stelle. 

Hierzu kann ich Ihnen mitteilen, dass die Fortf¿hrung der 

IKS gesichert ist, und, Frau Dr. Stange: Zudem wird sie 

im Sommer dieses Jahres um eine weitere pªdagogische 

Fachkraft erweitert. Das war Ihre Anfrage vorhin. Das 

kann ich Ihnen hier mitteilen. Dar¿ber sind wir sehr froh. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Investitionszusch¿sse aus den Bundesmitteln f¿r den U3-

Ausbau kºnnen auch f¿r Kindertagespflege eingesetzt 

werden, und ï auch das wurde bereits erwªhnt ï die ESF-

Fºrderung f¿r die berufsbegleitende Qualifizierung und 

Fortbildung von Tagespflegepersonen wird rege genutzt. 

Aktuell werden auÇerdem durch ein Fachgremium unter 

Leitung des Kultusministeriums fachliche Kriterien der 

pªdagogischen Qualitªt in der Kindertagespflege im 

Freistaat Sachsen erarbeitet. Zum Thema fachliche Vo-

raussetzungen f¿r diese Tªtigkeit formuliert das Bundes-

gesetz ï Frau Firmenich, Sie sagten es ï recht allgemeine 

Vorgaben an die Eignung von Kindertagespflegepersonen. 

Demnach sind Personen geeignet, die sich durch ihre 

Persºnlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereit-

schaft mit Erziehungsberechtigten und anderen Tages-

pflegepersonen auszeichnen und ¿ber kindgerechte 

Rªumlichkeiten verf¿gen. Sie sollen ¿ber vertiefte Kennt-

nisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertages-

pflege verf¿gen, die sie in qualifizierten Lehrgªngen 

erworben oder in anderer Weise nachgewiesen haben. 

In der Sªchsischen Qualifikations- und Fortbildungsver-

ordnung Ä 3 haben wir dies nªher untersetzt. Die dort 

formulierten fachlichen, persºnlichen und gesundheitli-

chen Anforderungen an die Tªtigkeit als Kindertagespfle-

geperson sowie das Vorhandensein kindgerechter Rªum-

lichkeiten werden bei uns in Sachsen durch die Jugend-

ªmter bzw. durch die von ihnen beauftragen Stellen 

kontinuierlich gepr¿ft. 

Was den Bereich der Qualifizierungs- und Fortbildungs-

angebote anbelangt, gibt es im Freistaat Sachsen zahlrei-

che Angebote, die auch rege genutzt werden. Anbieter 

sind das Landesjugendamt, freie Trªger, Volkshochschu-

len oder auch die Landkreise selbst. Zum Teil ist auch ï 

wie ich schon erwªhnte ï eine ESF-Fºrderung mºglich, 

sodass sich die Kosten f¿r die Kindertagespflegepersonen 

reduzieren. Erwªhnen mºchte ich, dass die Fortbildungs-

bereitschaft der Kindertagespflegepersonen generell sehr, 

sehr hoch ist. 

Der Antrag fragt nach der Entwicklung von Kooperatio-

nen zwischen Kita und Kindertagespflege. Es gibt sehr 

viele Ansªtze f¿r diese Kooperationen, zum Beispiel der 

¦bergang von der Tagespflege in die Kita, die gemeinsa-

me Nutzung von Spielplªtzen, Rªumlichkeiten oder die 

Kita als Vertretungssystem, das sicher noch ausbaufªhig 

ist. Die Praxis bietet bereits gute Beispiele f¿r gelungene 

Kooperationen. Das wird sicher ausgebaut und vertieft 

werden. 

Meine Damen und Herren! Die Kindertagespflege ist ein 

wichtiges und flexibles Element, auch um im Bereich der 

Betreuung der unter Dreijªhrigen die Versorgung zu 

sichern. Sie ist ein unverzichtbarer Bestandteil der Kin-

dertagesbetreuung und hat einen klaren und wichtigen 

Bildungsauftrag. Die Landesregierung wird sich daf¿r 

einsetzen, und setzt sich daf¿r ein, dass diese Betreuung 

weiterhin gestªrkt und ausgebaut wird. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der CDU, der FDP  

und der Staatsregierung) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Wir kommen jetzt 

zum Schlusswort; Frau Abg. Firmenich, bitte. 

Iris Firmenich, CDU: Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Es ist relativ selten in diesem Haus, dass wir alle 

so einm¿tig der Meinung sind, dass es sich hier um ein 

sehr wichtiges Thema handelt, von dem wir alle wollen, 

dass es sich gut weiterentwickelt. Ich mºchte noch einmal 

in Ihre Reihen, Frau Klepsch, sagen: Sie sagten, es sei 

nichts an Vorschlªgen gekommen. ï Ich mºchte noch 

einmal darauf hinweisen: Das ist heute ein Antrag, bei 

dem es darum geht, erst einmal festzustellen, wie die 

Situation ist. 

Wir wollen gern einen Bericht. Wir wollen einen Blick 

darauf nehmen, wie es ¿berhaupt aussieht. Wo sind die 

Probleme? Wo m¿ssen wir nachsteuern? ï Ich denke 

auch, dass ihn uns das Ministerium zeitnah und rechtzei-

tig vor den nªchsten Haushaltsverhandlungen vorlegen 

wird, damit wir die entsprechenden Schlussfolgerungen 

daraus ziehen kºnnen. 

Ich denke, das sind Dinge, die auch Frau Dr. Stange 

angesprochen hat. Wie funktioniert die Fachberatung? ï 

Vielleicht sollte man dar¿ber nachdenken, ob man doch 

noch einmal den Auftrag gibt, den Bereich Kindertages-

pflege einzeln zu evaluieren. Frau Dr. Karle hat in ihrem 

Bericht als Empfehlung mit auf den Weg gegeben, dass 

wir uns diesen Bereich noch einmal genauer anschauen 

sollten. Davon halte ich sehr viel. 

Ich mºchte gern, dass wir schauen, wie wir diese Stan-

dards, die im hygienischen und baulichen Bereich meiner 

Meinung nach ¿ber Geb¿hr hoch sind, begrenzen kºnnen, 

nicht dass wir auf diese Art und Weise die Kindertages-

pflege abwickeln. Das sind alles Dinge, die aber erst in 

einer zweiten Stufe diskutiert werden sollen. Dann ma-

chen wir vielleicht einen neuen Antrag. Ich w¿rde mich 

freuen, wenn Sie dann wieder alle mitstimmen und das 

unterst¿tzen. 

Heute geht es uns darum, erst einmal zu erfahren, wie der 

Stand ist, wie es aussieht. Ich denke, Frau Kurth, Sie 

haben das hier sehr emotional vorgetragen. Sie sind ganz 

bei uns und werden uns mit Ihrem Haus zeitnah einen 

Bericht vorlegen. Insofern, meine ich, bedarf es auch 

nicht dieses  nderungsantrages der GR¦NEN. 

(Zuruf der Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 56. Sitzung 10. Mai 2012 

 5658 

Ich w¿rde mich freuen, wenn Sie alle unserem Antrag 

zustimmen, und bedanke mich sehr f¿r die Debatte und 

f¿r die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï Annekatrin 

Klepsch, DIE LINKE, steht am Mikrofon) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Bitte, eine Kurzin-

tervention. 

Annekatrin Klepsch, DIE LINKE: Vielen Dank, Frau 

Prªsidentin! Eine Kurzintervention auf Frau Firmenich. 

Frau Firmenich, ich glaube, es wªre zielf¿hrender f¿r uns 

alle und f¿r die Kindertagespflege gewesen, wenn der 

Bericht des SMK schon zum Antrag vorhanden gewesen 

wªre ï Frau Stange hat es gesagt ï und wenn wir dann 

¿ber die genauen Bedarfe diskutiert hªtten. 

Ich will es noch einmal sagen: Es reicht nicht, wenn das 

SMK den Ausbau der Kindertagespflege stªrken will, 

sondern das SMK und die Staatsregierung m¿ssen den 

Ausbau der Krippen in Sachsen stªrken. 

(Beifall bei den LINKEN,  

der SPD und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Ich habe jetzt 

einen Fehler gemacht. Sie haben groÇes Gl¿ck gehabt, 

dass Sie reden konnten. Ich mºchte es aber gleich noch 

einmal sagen: Nach dem Schlusswort geht keine Kurzin-

tervention. Aber der Fehler lag bei mir. Ich hªtte es nicht 

zulassen d¿rfen. 

(Gitta Sch¿Çler, NPD: Gl¿ck gehabt!) 

Meine Damen und Herren! Ich lasse jetzt noch den Antrag 

der GR¦NEN einbringen. Oder wird das nicht mehr 

gew¿nscht? ï Gibt es zum  nderungsantrag der GR¦-

NEN noch Diskussionen? ï Das ist nicht der Fall. Dann 

kºnnen wir dar¿ber abstimmen. Wer gibt die Zustimmung 

zum  nderungsantrag? ï Die Gegenstimmen, bitte? ï 

Gibt es Stimmenthaltungen? ï Bei Stimmenthaltungen 

und Stimmen daf¿r ist dennoch der Antrag mit Mehrheit 

abgelehnt worden. 

Wir kommen jetzt zum Ursprungsantrag, Drucksa-

che 5/8279. Wer gibt die Zustimmung? ï Gibt es Gegen-

stimmen? ï Stimmenthaltungen? ï Bei einigen Stimm-

enthaltungen ist der Antrag dennoch mit Mehrheit ange-

nommen worden. 

Meine Damen und Herren! Der Tagesordnungspunkt ist 

beendet. Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 6 

Bildungslandschaft Sachsen sichern und weiterentwickeln 

Drucksache 5/8987, Antrag der Fraktionen  

DIE LINKE, der SPD und B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN 

Hierzu kºnnen die Fraktionen wieder Stellung nehmen. In 

der ersten Runde beginnt DIE LINKE, dann die SPD, 

GR¦NE, CDU, FDP, NPD und die Staatsregierung, wenn 

gew¿nscht. Herr Prof. Besier, bitte schºn 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Frau Prªsi-

dentin! Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 

ausnahmsweise mit einer persºnlichen Bemerkung 

beginnen. Als ich vor neun Jahren nach Dresden kam und 

nach einer Schule f¿r meine Kinder suchte, fiel mir als 

erstes der elende bauliche Zustand der Schulgebªude auf. 

Kinder ï das wissen wir alle ï lernen am besten in hellen, 

freundlichen Rªumen, nicht in dunklen, abgenutzten 

Klassenzimmern, die noch den Geist einer d¿steren Zeit 

atmen. 

(Christian Piwarz, CDU: Da sind Sie  

gerade f¿r die Linkspartei im Landtag?) 

ï Ich bin f¿r DIE LINKE im Landtag und ¿be trotzdem 

auch Kritik, an dem, was vorher war. Die Kontinuitªt, die 

Sie immer suggerieren, besteht nicht. Jetzt sollen also die 

Landesfºrdermittel f¿r den Schulbau auch noch empfind-

lich reduziert werden. Das ist ein erhebliches Problem. 

Im Bereich der Universitªten sah es nicht viel besser aus. 

Bis vor Kurzem unterrichteten einige Professoren an der 

TU Dresden noch in alten, heruntergekommenen NVA-

Baracken. Als ich ¿ber diese Verhªltnisse das Gesprªch 

suchte, erlebte ich etwas, was mir manchmal bis heute 

begegnet und geradezu eine Besonderheit sªchsischer 

Lebensart zu sein scheint: Man leugnete schlichtweg die 

offenkundigen Missstªnde und verwies stattdessen auf die 

Schºnheiten der Stadt. 

Obwohl sich inzwischen gewiss vieles verªndert hat, sind 

die Probleme in beiden Bildungsbereichen nun doch so 

drªngend geworden, dass Realitªtsverleugnung und der 

Verweis auf die frisch renovierten Vorzeigefassaden kaum 

mehr dar¿ber hinwegtªuschen kºnnen, wie lange wir die 

Augen verschlossen und die gravierenden Probleme 

schºngeredet haben. 

Im Schulbereich war der R¿cktritt des Ministers eine Art 

Fanal. Eine ªhnliche Funktion kºnnte im Hochschulbe-

reich der Brandbrief des CDU-gef¿hrten Ministeriums f¿r 

Bildung und Forschung haben. In dem geplanten Stellen-

abbau sieht man in Berlin einen VerstoÇ gegen die Ver-

einbarungen zum Hochschulpakt 2020 und droht mit einer 

Reduzierung der Fºrdergelder. Wenn die 300 Stellen bis 

2015 und die insgesamt 1 042 Stellen bis 2020 tatsªchlich 

gestrichen werden, kºnnte Sachsen etwa 185 Millio-

nen Euro verlieren. 
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Anscheinend setzt die Staatsregierung darauf, dass die 

150 Lehrkrªfte f¿r besondere Aufgaben, die dieses Jahr 

zeitlich befristet eingestellt werden sollen, und die weite-

ren 300 im nªchsten Jahr in Berlin als Kompensation 

akzeptiert werden. Die Opposition hat in den vergangenen 

zwei Jahren immer wieder ï und wie ich meine, konstruk-

tiv, sachlich und detailliert ï auf die Schwierigkeiten 

hingewiesen, die sich mittel- und langfristig durch die 

Sparpolitik im Hochschulbereich ergeben. Wªhrend der 

Anhºrungen im Rahmen des Wissenschaftsausschusses 

bestªtigten die Sachverstªndigen in den allermeisten 

Fªllen, und zwar quer durch die Bank, die Bedenken und 

Einwªnde der Opposition. Von vornherein haben wir 

darauf hingewiesen, dass die Prognosen ¿ber die Studie-

rendenzahlen mit Vorsicht zu betrachten seien. Dennoch 

ruht beispielsweise der Hochschulentwicklungsplan zu 

einem Gutteil auf diesen lªngst ¿berholten Zahlen. 

Inzwischen haben wir fast 20 000 Studierende mehr als 

prognostiziert und m¿ssen wohl mit weiteren Zugangsbe-

schrªnkungen den Ansturm drosseln. ¦berall ist die Rede 

von solchen Zulassungsbeschrªnkungen. Das ist vºllig 

widersinnig, nachdem man mit allen mºglichen Werbe-

maÇnahmen ĂPack dein Studiumñ, ĂStudieren in Fernostñ 

usw. junge Menschen nach Sachsen gelockt hatte. 

Wªhrend die Lªnder im Durchschnitt die Finanzierung 

der Studienplªtze um etwa 20,2 % steigerten, kam Sach-

sen nur auf 8,6 %. Sowohl in Leipzig als auch in Dresden 

m¿ssten jªhrlich je 50 Millionen Euro mehr investiert 

werden, um den Bundesdurchschnitt zu erreichen. 

F¿r die zweite Phase des Hochschulpaktes stehen in den 

Jahren 2011 bis 2015 bis zu 4,9 Milliarden Euro bereit. 

Aber ï das hºren wir immer wieder ï es wird in Berlin 

erwartet, dass die Lªnder ebenso viel aufbringen, wie sie 

vom Bund erhalten. Das wird auch bei der angek¿ndigten 

Gesetzesinitiative im Blick auf die Ermºglichung eines 

stªrkeren Engagements des Bundes zur Mitfinanzierung 

der Universitªten nicht anders sein. Wer erhebliche 

Landesmittel einsetzt, wird auch erhebliche Bundesmittel 

erhalten. Diesen simplen Zusammenhang werden wir uns 

immer wieder vor Augen f¿hren m¿ssen. Wer also spart, 

verliert. 

Wenn die TU Dresden in den Kreis der zehn bis zwºlf 

Exzellenzuniversitªten aufgenommen wird ï dar¿ber 

freuen wir uns dann alle, das ist gar keine Frage ï, wird 

das nicht nur Vorteile, sondern eben auch Folgeprobleme 

mit sich bringen. Innerhalb der Dresdener Uni wird es ein 

grºÇeres Gefªlle geben. Leipzig wie Chemnitz w¿rden 

implizit heruntergestuft, auch hinsichtlich der finanziellen 

Fºrderung durch das Land. 

Die Gelder werden verstªrkt an die TU Dresden flieÇen. 

Leipzig und Chemnitz werden nicht mehr so viel bekom-

men. SchlieÇlich werden die zahlreichen neuen Mittel-

baustellen das Problem der bisher vºllig ungeregelten 

Karriereplanung junger Wissenschaftler noch verschªrfen. 

Wir werden also ein Heer junger Wissenschaftler mit 

Aspirationen haben, junge Wissenschaftler, die auch gut 

sind. Aber die werden niemals eine Chance haben, eine 

Dauerstelle an der Uni zu bekommen. 

Ich breche hier ab und hoffe, dass eines deutlich gewor-

den ist: Wir brauchen ein neues, tragfªhiges Konzept f¿r 

die sªchsische Hochschullandschaft. Dieses Konzept 

muss selbstverstªndlich mit dem Bildungsbereich, mit den 

Gymnasien verzahnt sein. Es ist Sinn unseres Antrages, 

dass wir deutlich machen: Es kann nur sein, dass wir von 

einer qualitativ hohen Schule zu einer qualitativ hohen 

Hochschule kommen. Wir m¿ssen die Lehrerausbildung 

sichern. Wir m¿ssen daf¿r Sorge tragen, dass wir genug 

Lehrer haben, und die Qualitªt schulischer Ausbildung 

muss gewªhrleistet sein. Erst dann kºnnen wir davon 

ausgehen, dass auch im Hochschulbereich keine Probleme 

mehr aufkommen. 

Wir brauchen also ein neues, tragfªhiges Konzept. Anders 

kºnnen wir im nationalen Wettbewerb nicht bestehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den LINKEN und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die SPD 

spricht Herr Abg. Mann. Bitte. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordneten! ĂBildungs-

landschaft Sachsen sichern und weiterentwickelnñ ist der 

Titel des Antrages, den Ihnen die Fraktionen DIE LINKE, 

SPD und B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN heute vorlegen. 

Das Thema und die Forderungen werden Ihnen sicherlich 

nicht neu sein. Nichtsdestotrotz halten wir den Antrag f¿r 

notwendig, weil wir immer noch nicht den Eindruck 

gewonnen haben, dass die Staatsregierung sowohl die 

Dramatik als auch die Notwendigkeit weiterer Investitio-

nen und vor allen Dingen der Sicherung des Stellenbe-

standes im Bildungsbereich erkannt hat. 

Nicht anders nªmlich kºnnen wir uns erklªren, dass Sie 

gerade erst diese Woche zur Kabinettspressekonferenz 

wieder nach auÇen versuchen zu verkaufen, dass die 

K¿rzungen der Fºrdersªtze f¿r Schulhausbau und Schul-

bausanierung ein Erfolg der Staatsregierung seien. 

Ich selbst komme aus einer Stadt, in der der Sanierungs-

bedarf auf 500 Millionen Euro geschªtzt wird. Hier in 

Dresden, wo der Landtag steht, geht man von weit ¿ber 

700 Millionen Euro Sanierungsbedarf aus. Sie feiern in 

Pressemitteilungen, dass in diesem Jahr ganze 

28 Millionen Euro vom Freistaat Sachsen zur Verf¿gung 

gestellt werden, davon ein nicht geringer Teil vor allem 

im lªndlichen Raum, wo der Sanierungs- und insbesonde-

re der Neubaubedarf sicherlich nicht so hoch sind, wie in 

den wachsenden und groÇen Zentren in Sachsen. 

Wir haben in Sachsen im Schulbereich mindestens 

1,4 Milliarden Euro Sanierungsstau, und die Staatsregie-

rung senkt die Fºrdersªtze auf das fr¿here Mindestniveau, 

auf 40 %. Das bedeutet im Ergebnis wiederum, dass 

weniger Geld in den ohnehin finanziell angespannten 

Kommunen mobilisiert werden kann, dass viele Sch¿ler 

weiterhin unter inakzeptablen Unterrichtsbedingungen 
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leben m¿ssen oder dass wir mit Konstrukten wie Contai-

nern und Modulbauschulen leben m¿ssen. 

Aber auch bei Ihren Verwaltungsbehºrden wird die 

Problematik inzwischen deutlich benannt. Sogar in der 

Bildungsagentur sagt der Pressesprecher: Selbst in einem 

Teich, der durchschnittlich 50 cm tief ist, kann man noch 

ertrinken ï in Anspielung auf den inzwischen dramati-

schen Unterrichtsausfall in sªchsischen Schulen. Diese 

Problematik, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

haben Sie angegangen, aus unserer Sicht jedoch viel zu 

spªt. Das, was Sie in diesen Tagen als Sicherung des 

Lehrerbedarfs verkaufen, ist nicht mehr als ein Tropfen 

auf den heiÇen Stein, ist in den Zahlen selbst nicht stim-

mig und wird unserer Ansicht nach dem wirklichen 

Bedarf nicht gerecht. 

Nicht nur die Bildungsagentur und wir als Opposition 

kritisieren das inzwischen. Auch der Prªsident der Hand-

werkskammer zu Dresden, Herr Dietrich, sagt: ĂMit dem 

¿berarbeiteten Bildungspaket beim Lehrermangel wird 

lediglich das kommende Schuljahr abgesichert und das ï 

wie wir meinen ï nicht gen¿gend.ñ 

Es wird also vielleicht nicht lange dauern, bis neben 

Sch¿lern, Studierenden, Lehrern und Eltern auch die 

Unternehmer auf der StraÇe stehen und von der Staatsre-

gierung ein tragfªhiges Bildungs- und Fachkrªftekonzept 

fordern. Aus der Lust, auch einmal einen Unterrichtsaus-

fall zu haben, ist in Sachsen lªngst ein Frust bei Sch¿lern 

geworden, die sich nur noch unzureichend auf Pr¿fungen 

vorbereitet f¿hlen. 

Nicht viel anders sieht es im Hochschulbereich aus. Das 

hat Kollege Besier schon im Detail ausgef¿hrt. Ich will 

nur noch eines sagen: Wenn wir hier ¿ber eineinhalb Jahre 

und im Plenum wiederholt darauf hinweisen, dass Sie mit 

Ihrem Handeln als Staatsregierung gegen geltende Ver-

einbarungen mit dem Bund handeln, quasi gegen verein-

barte Vertrªge, und die Mittelzuweisung im Hochschul-

pakt des Bundes ï ich sage einmal ï in andere Kanªle 

leiten oder eben nicht daf¿r sorgen, dass diese bei den 

Hochschulen ankommen und es dann erst nºtig ist, dass 

der Bund Sie in Schriftst¿cken belehrt zwischen wohlge-

merkt gleichfarbigen Koalitionen, dann halten wir das 

schon f¿r ein Armutszeugnis und eine Art und Weise des 

Regierungshandelns, das aus unserer Sicht keinesfalls 

mehr verantwortlich ist. 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN  

und den GR¦NEN) 

Wir von der SPD, aber auch die anderen Krªfte, die hier 

im Antrag auf diese Entscheidung drªngen, freuen uns 

deswegen, dass heute wieder viele Sch¿ler und Studenten 

vor den Landtag kommen werden. Unter dem Motto ĂDie 

Tage lªnger, die Mittel k¿rzerñ wollen sie nicht zuletzt im 

Vorfeld der Haushaltsberatungen darauf hinweisen, wie 

wichtig hier eine Umsteuerung in der Prioritªtensetzung 

des Landes ist. Ich denke, dies sollte so langsam auch der 

Staatsregierung die Lage vor Augen f¿hren, und wir 

hoffen auf entsprechende Reaktionen aus dem Regie-

rungslager. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN  

und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Dr. Gersten-

berg, bitte, f¿r die Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN. 

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE: Sehr geehrte 

Frau Prªsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

17 000 ï diese Zahl hat in den vergangenen Jahren die 

Hochschulpolitik in unserem Lande dominiert wie kaum 

eine andere. Auf 17 000 sollte die Zahl der Studienanfªn-

ger im Laufe dieses Jahrzehntes fallen ï und das war die 

optimistische Prognose. 

Wir alle haben auf diese Zahl gesetzt, entsprach sie doch 

der Referenzlinie des Hochschulpaktes. Die Hochschul-

entwicklungsplanung der Staatsregierung hatte diese 

absinkenden Studierendenzahlen zur Grundlage. Im 

letzten Doppelhaushalt wurde gar mit Verweis auf sin-

kende Studierendenzahlen und ohne R¿cksicht auf die 

¦berlast an den Hochschulen die Streichung von 

300 Stellen bis 2015 beschlossen. 

Im letzten Oktober kam allerdings alles anders. Da 

tummelten sich statt der angepeilten 17 500 Studien-

anfªnger plºtzlich ¿ber 21 000 Neustudierende in den 

sªchsischen Hºrsªlen. Alle Versuche, allein die doppelten 

Abiturjahrgªnge und die Aussetzung der Wehrpflicht f¿r 

das Zustandekommen dieses Phªnomens verantwortlich 

zu machen, erwiesen sich als zu einseitig. Im Mªrz 

musste es auch die Kultusministerkonferenz offenbaren: 

Die alten Zahlen stimmen nicht mehr. 

Statt dramatischer R¿ckgªnge haben wir nun mit gleich-

bleibend hohen Studierendenzahlen in den nªchsten 

Jahren an den sªchsischen Hochschulen zu rechnen. 

Welch groÇartige Chance! Welch Chance, dass junge 

Menschen in ein Land kommen, das vom demografischen 

Wandel und Fachkrªftemangel bedroht ist! Welch Chance, 

dass sie hier bleiben und hier arbeiten! 

Die logische Folge m¿sste nun sein, dass der Stellenabbau 

an den Hochschulen zumindest ausgesetzt wird; denn die 

Grundlage daf¿r ist schlicht nicht mehr vorhanden. Leider 

scheinen das der Finanzminister und die Kollegen der 

Regierungskoalition bisher anders zu sehen. Am Stellen-

abbau ï so haben sie immer wieder betont ï wollen sie 

festhalten. Sehenden Auges nehmen sie dabei in Kauf, 

dass es unter diesem Druck an den Hochschulen zu 

schlimmsten Verwerfungen kommt. Ich erinnere hier nur 

an die geplante SchlieÇung der Pharmazie in Leipzig als 

ein Beispiel. Allenfalls befristete Lehrbeauftragtenstellen 

sind nun in der Diskussion, um die schlimmsten Fehlent-

wicklungen in der Lehre abzufedern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! F¿r die Hoch-

schulen wªre das nur ein Tropfen auf den heiÇen Stein. 

Wir alle teilen doch das Ziel, dass an unseren Hochschu-

len exzellente Lehre angeboten werden soll. Das geht aber 
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nur ¿ber Lehrende, die einen stªndigen Bezug zum 

aktuellen Forschungsgeschehen haben und die ihren 

Dienst unter Arbeitsbedingungen verrichten, die durch 

Sicherheit und Vorhersehbarkeit geprªgt sind. Befristete 

Lehrbeauftragtenstellen tun das mit Sicherheit nicht. 

Was wir jetzt brauchen, ist ein ehrlicher, ein unverklªrter 

Blick auf die Studierendenzahlen und die Lehrkapazitªten 

unserer Hochschulen und der Mut, daraus die richtigen 

Konsequenzen f¿r den Personalbestand und die Personal-

entwicklung zu ziehen. Das gilt umso mehr, als wir in 

Sachsen vor enormen Herausforderungen stehen. Die 

Debatte um den Lehrermangel ist voll entbrannt. Selbst 

die Regierungskoalition musste die Fehlentwicklungen 

eingestehen. Das gilt auch f¿r die Lehrerausbildung. 

Weil wir ¿ber Jahre einen ¦berschuss an Lehrern hatten, 

ist hier versªumt worden, die Attraktivitªt dieses Studi-

ums zu steigern. Zudem mussten die Lehramtsstudieren-

den in den letzten Jahren nicht nur eine wichtige Reform, 

sondern auch gleich deren Umkehr unter Schwarz-Gelb 

¿ber sich ergehen lassen. Erst weg vom Staatsexamen, 

dann wieder zur¿ck; erst weg von ungleichen Ausbil-

dungslªngen f¿r die verschiedenen Schularten, dann doch 

wieder Verk¿rzung der Ausbildung f¿r Grund- und 

Mittelschule; erst Master f¿r Grund- und Mittelschule nur 

noch an der Universitªt Leipzig, dann doch ebenfalls an 

der TU Dresden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, solche Unsicherheiten 

haben das Lehramtsstudium mit Sicherheit nicht anzie-

hender gemacht, und die Konsequenzen sehen Sie jetzt. 

(Beifall bei den GR¦NEN,  

den LINKEN und der SPD) 

Die Landesregierung hat nun im Dezember mit dem 

Bildungspaket 2020 gegenzusteuern versucht. Darin war 

auch Richtiges, darunter die Korrektur der urspr¿nglichen 

Planung. Die Studienanfªngerzahl f¿r das Lehramt wurde 

auf 1 700 pro Jahr nahezu verdoppelt. Allerdings wird das 

nur funktionieren, wenn den Lehrer ausbildenden Hoch-

schulen diese neuen Kennzahlen nicht einfach nach dem 

Prinzip Ăfriss oder stirb!ñ vorgegeben werden. Wir brau-

chen einen fairen Dialog auf Augenhºhe mit den Univer-

sitªten, um zu klªren, welche Mittel notwendig sind, um 

diese ambitionierten Ziele zu erreichen. 

In unserem gemeinsamen Antrag wollen wir bei diesem 

Punkt auch die Zentren f¿r Lehrerbildung einbeziehen. 

Ich denke, dass dies ein wichtiger Punkt f¿r die Erfolgs-

aussichten dieses Unterfangens ĂLehrermangelbehebungñ 

sein wird. Denn es geht darum, dass die Institutionen, die 

direkt mit der Lehrerausbildung befasst sind, auch mehr 

Gehºr in der Frage der daf¿r notwendigen Ausstattung 

finden. 

Manche meinen ja, es wªre bereits zu spªt zum Gegen-

steuern in der Lehrerkrise. Diesen Ansatz teile ich nicht. 

Aber es werden gewaltige Anstrengungen nºtig sein, um 

das Problem zu lºsen, bevor es weiter eskaliert. 

Dass es dringend notwendig ist, umzusteuern, sehen wir 

bereits heute. Der Unterrichtsausfall nimmt dramatisch 

zu, meine Vorredner haben das bereits angesprochen. Auf 

einer Demonstration in Neumark im Vogtland wurde uns 

beispielsweise gesagt, dass an der dortigen Mittelschule 

seit Monaten der Biologieunterricht gªnzlich wegfallen 

m¿sste, weil die einzige Biologielehrerin der Schule 

erkrankt ist ï und dies ist symptomatisch f¿r das gesamte 

Land, wobei die Gymnasien beim Unterrichtsausfall noch 

einigermaÇen glimpflich davonkommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir dem Unter-

richtsausfall effektiv begegnen wollen, m¿ssen wir 

zunªchst der Problematik selbst ins Auge schauen. Dazu 

zªhlt, dass Unterrichtsausfall endlich so dokumentiert 

wird, wie er tatsªchlich anfªllt, statt durch Heim- oder 

Stillarbeit kaschiert zu werden. Nur wenn man die Misere 

deutlich vor sich sieht, kann man ihr auch begegnen. Eine 

solche transparente Dokumentation muss Teil der Quali-

tªtssicherung an den Schulen werden. 

AuÇerdem m¿ssen wir uns endlich trauen, den Schulen 

mehr Verantwortung und mehr Mºglichkeiten zu geben, 

sich im Rahmen der Qualitªtssicherung selbst um diese 

Missstªnde zu k¿mmern, die sonst Monate brauchen, ehe 

sie von auÇen behoben werden kºnnen. Dann sind wir, 

denke ich, auf einem guten Weg, die uns nun ins Haus 

stehenden mageren Jahre zu meistern, und ich freue mich, 

dass Sch¿ler und Studierende heute vor dem Sªchsischen 

Landtag mit einer hoffentlich lauten und deutlichen 

Demonstration dazu beitragen werden, uns als Landtag 

auf diesen Weg zu bringen. Das liegt im Interesse einer 

guten Bildung hier in Sachsen. 

(Beifall bei den GR¦NEN,  

den LINKEN und der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die CDU-

Fraktion spricht Frau Abg. Firmenich; bitte. 

Iris Firmenich, CDU: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als ich Ihren 

Antrag las, dachte ich: Warum packen die Kollegen von 

der Opposition eigentlich ganz verschiedene Themen, 

einen regelrechten BlumenstrauÇ an Themen, in einen 

Antrag? 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE:  

Weil im Mai die Blumen bl¿hen!) 

Heute ist mir das klar. Ich meine, es ist nicht ganz unge-

schickt gemacht. Sie haben heute sehr viele Demonstran-

ten hier, die Sie erwarten, und haben f¿r jeden etwas 

zusammengepackt, damit Sie mºglichst viele ansprechen. 

Zumindest das haben Sie ganz gut gemacht. 

(Eva Jªhnigen, GR¦NE:  

Weil es um Bildung geht!) 

ï Ja, gut, aber wissen Sie: Eigentlich sind diese Themen 

alle so wichtig, dass es sich gelohnt hªtte, f¿r jedes einen 

einzelnen Antrag zu stellen. 

(Beifall bei der CDU ï  

Zuruf der Abg. Eva Jªhnigen, GR¦NE) 
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Schauen wir uns diese Punkte einmal genauer an. Wir 

brauchen uns nicht dar¿ber zu streiten: Bildung war, ist 

und bleibt in Sachsen ein ¿berragendes Thema. Wir sind 

bei PISA ganz oben und wollen dort auch bleiben. Mir 

persºnlich liegt sehr viel daran, und ich denke, die Koali-

tionsfraktionen und die Regierung ï Frau Kurth, unser 

Finanzminister sowie Frau Prof. von Schorlemer ï sind 

sich einig, dass wir unseren Bildungsstandort Sachsen f¿r 

die Zukunft fit machen werden. 

Sie fordern in Punkt 1 die Staatsregierung auf, die Studi-

enanfªngerzahlen nach der neuen Prognose zu korrigieren 

bzw. anzupassen. Diese Prognose der Kultusministerkon-

ferenz gibt es seit dem 24. Januar 2012, und sie hat die 

neuen Erwartungen f¿r Sachsen um 3 000 Studienanfªn-

ger nach oben korrigiert. Wir hatten in der Prognose f¿r 

2009 14 900 Studienanfªnger, und in der Fortschreibung 

stehen 17 900, die wir 2020 zu erwarten haben, also 3 000 

mehr. Aber unser Wissenschaftsministerium hat eigene 

Zahlen, die es zugrunde legt. Dort rechnet man mit 

19 500 Studienanfªngern im Jahr 2020. Das sind 1 600 

mehr als in der Prognose, die Sie ber¿cksichtigt haben 

wollen. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Iris Firmenich, CDU: Ja. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Bitte sehr, 

Herr Mann. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrte Frau Firmenich, ist 

Ihnen bekannt, dass in den ersten Vorstellungen und 

Konzepten des Staatsministeriums f¿r Sachsen eine 

Studierendenzahl von 95 000 als ZielgrºÇe zum Sªchsi-

schen Hochschulentwicklungsplan angegeben war, und ist 

Ihnen auch bewusst, dass die Zahlen, die bei der gemein-

samen Wissenschaftskonferenz des Bundes in Fr¿hjahr 

vorgelegt wurden, schon viel fr¿her ¿ber Einschreibezah-

len feststellbar waren und dass dies zum dritten Mal in 

Folge Rekordzahlen bei den Einschreibezahlen in Sachsen 

waren? 

Iris Firmenich, CDU: Wir freuen uns ¿ber alle, die zu 

uns kommen und in Sachsen studieren wollen. Das ist im 

¦brigen auch ein Ausweis f¿r die Qualitªt unserer Hoch-

schulen, und ich denke, dass sowohl das Wissenschafts-

ministerium als auch das Finanzministerium einen Blick 

darauf haben und merken, wenn Anpassungen notwendig 

sind, und diese auch vornehmen. 

Holger Mann, SPD: Ich w¿rde mich freuen, wenn das 

der gemeinsame Blick auf diese Zahlen wªre. 

Iris Firmenich, CDU: Wir haben die Schulzeitverk¿r-

zung in einzelnen Bundeslªndern, die Wehrpflicht ist 

weggefallen, und wir haben ï auch aufgrund dieser 

Tatsachen ï ¿berdurchschnittlich viele Studierende in 

Sachsen. Es gibt auch Verªnderungen des Studierverhal-

tens. Es entscheiden sich mehr Abiturienten, nach dem 

Abitur an die Hochschule zu gehen. Das halte ich f¿r sehr 

gut. Unsere Hochschulen stehen dementsprechend vor 

groÇen Herausforderungen. Das muss abgesichert werden, 

vor allem mit Personal. F¿r diesen Mehrbedarf gibt es 

Mittel aus dem Hochschulpakt, und ich denke, dass wir 

damit viel helfen kºnnen, soweit diese uneingeschrªnkt an 

die Hochschulen durchgereicht werden. 

(Vereinzelt Beifall bei der  

SPD und den GR¦NEN) 

Zusªtzlich wird es ab dem kommenden Wintersemester 

2013/2014 ein mehrjªhriges MaÇnahmenpaket geben, mit 

dem insbesondere befristete Stellen f¿r den akademischen 

Mittelbau geschaffen werden sollen. Diese werden aus 

dem Bundesprogramm "Qualitªtspakt Lehre" finanziert. 

Die Befristung war ebenfalls etwas, was Ihnen eigentlich 

nicht recht war, aber sie ist notwendig, da Prognosen 

wenig belastbar sind, damit die Hochschulen Flexibilitªt 

besitzen, und jemand, der eine Stelle im Mittelbau hat, 

nutzt diese auch f¿r seine Karriere, auf diesem Weg 

weiterzugehen. Ich denke, das ist eine gute Lºsung. 

(Beifall der Abg. Geert Mackenroth  

und Aline Fiedler, CDU) 

Notfalls gilt, die Hochschulen m¿ssen auch schauen, wo 

sie noch eigene Ressourcen haben und wo man vielleicht 

noch effizienter arbeiten sowie kooperieren kann. Gege-

benenfalls ï ich will es nicht hoffen ï muss man ¿ber 

Zulassungsbeschrªnkungen in ¿berlasteten Studiengªngen 

nachdenken, nicht, um die jungen Leute dort auszugren-

zen, sondern um die Qualitªt der Lehre zu sichern. 

F¿r die Lehrerausbildung gilt ï das mºchte ich betonen ï, 

dass in allen Bereichen, die f¿r die Lehrerausbildung 

wichtig sind, kein Stellenabbau vorgenommen werden 

wird. Darin sind wir uns mit dem Staatsministerium einig. 

Wie das konkret f¿r jede einzelne Hochschule aussehen 

wird, dar¿ber verhandeln die Hochschulen zurzeit mit 

dem SMWK. Es geht dabei um die Ausgestaltung der 

Zielvereinbarungen. Diese sollen bis zum Jahresende 

fertig sein, und ich denke, eines sollte Sie ebenfalls noch 

beruhigen: Wir haben uns darauf verstªndigt und das 

Kabinett hat es beschlossen, dass im Jahr 2015 eine 

Evaluierung vorgenommen wird und dann die Studieren-

denzahlen an die bis dahin herrschenden Bedingungen 

angepasst werden. Frau von Schorlemer, ich weiÇ, dass 

Sie sich mit Vehemenz daf¿r einsetzen, dass der Hoch-

schulpakt ¿ber das Jahr 2015 hinaus verlªngert wird und 

das Kooperationsverbot zwischen Wissenschaft und Lehre 

gelockert wird und wir dort helfen kºnnen, dass unsere 

jungen Leute eine sehr gute Ausbildung in Sachsen 

bekommen. 

Nun mºchte ich einen Blick auf den zweiten Punkt 

werfen, den Sie in Ihrem Antrag formuliert haben. Dieser 

widmet sich dem Lehramtsstudium. Sie wollen wissen, 

welche konkreten Kapazitªten an den Unis in Dresden 

und Leipzig geschaffen werden m¿ssen, um das Ziel, 

1 700 Studienanfªnger im Lehramt zu erreichen, qualita-

tiv abzusichern. 
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Die Problematik der Studierendenzahlen im Lehramtsstu-

dium zeigt bei denen, die im System sind, erhebliche 

Verwerfungen. Frau Dr. Stange, ich kann es Ihnen nicht 

ersparen, aber die Ursache liegt auch ein wenig darin, 

dass in der Vergangenheit durch die polyvalente Bachelor-

Ausbildung keine Steuerung vorgenommen worden ist. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD:  

Das ist vollkommener Blºdsinn!) 

ï Doch, doch! Alle mussten durch diesen polyvalenten 

Bachelor durch, und Menschen entscheiden sich dann so, 

wie es ihnen n¿tzt und gefªllt, und die meisten haben auf 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD:  

Das ist drei Jahre her!) 

gymnasiales Lehramt studiert und nicht auf Grund-, 

Mittel- oder Fºrderschullehramt. Es hat niemand gesteu-

ert, auch nicht nach Fªchern, und diese Schieflage m¿ssen 

wir im Moment ein St¿ck weit wieder ausgleichen. 

(Christian Piwarz, CDU:  

Frau Stange ist nie schuld gewesen!) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Iris Firmenich, CDU: Ja. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Dr. Stange, 

bitte. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Vielen Dank, Frau Prªsi-

dentin. ï Frau Firmenich, ist Ihnen bekannt, dass die 

meisten jungen Leute, wenn sie mit dem Studium begin-

nen, schon sehr genau wissen, welche Schulart sie studie-

ren wollen, und dass die Umstellung auf den polyvalenten 

Bachelor genau daf¿r sorgen sollte, dass sie ihre Ent-

scheidung mºglichst arbeitsmarktnah treffen? 

Ist Ihnen klar, dass es klug gewesen wªre, gerade im 

Bereich Gymnasium und Mittelschule die polyvalente 

Bachelor-Ausbildung aufrechtzuerhalten, wªhrend wir 

jetzt Gymnasiallehrer an den Mittelschulen einsetzen? 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN  

und den GR¦NEN) 

Iris Firmenich, CDU: Ich denke, ein Gymnasiallehrer 

kann auch an der Mittelschule unterrichten. Das Problem, 

das ich sehe, schlªgt sich in den Grundschulen nieder, 

weil das Niveau dieses polyvalenten Bachelors so ange-

setzt war, dass es f¿r das Gymnasialschulamt ausreichend 

ist. Das haben viele nicht geschafft bzw. sie sind abge-

schreckt worden. Schauen Sie sich doch die Zahlen an. 

Sie haben eine ganze Reihe Kleiner Anfragen gestellt. Sie 

wissen doch alle, wie das aussieht. Sie wissen, dass uns 

dort die Studenten in den Bereichen Grundschullehramt, 

Fºrderschullehramt und auch Mittelschule fehlen. 

(Beifall bei der CDU ï Zuruf der  

Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

Es hat auch niemand daf¿r geworben. Wir werden das 

jetzt besser machen. Es ist nªmlich nicht einfach, 1 700 

junge Menschen f¿r den Lehrerberuf zu begeistern. Wie 

gesagt, wir m¿ssen sie in die Schularten lenken, in denen 

wir sie brauchen. Noch wichtiger ist, dass wir auch die 

benºtigten Fªcherkombinationen bekommen. 

Wenn wir auf die Menge schauen, so stellen wir fest, dass 

wir jedes Jahr etwa 425 Studienanfªnger f¿r die Schular-

ten Grundschule, Mittelschule und Gymnasium, 221 f¿r 

die Fºrderschule und 204 f¿r die Berufsschulen brauchen. 

Dar¿ber, an welchen Universitªten in welchen Fªchern 

wie viele ausgebildet werden und welche Ressourcen wir 

daf¿r benºtigen, laufen ebenfalls zurzeit Gesprªche 

zwischen dem SMWK und den beiden Lehrer ausbilden-

den Universitªten. Im Ergebnis dieser Gesprªche wird es 

Sonderzielvereinbarungen speziell zur Lehrerausbildung 

geben. 

Zur Ausbildung von Grundschullehrern wird an der 

TU Chemnitz zum Wintersemester 2014 ein Ausbildungs-

gang starten. Ich denke, das ist ein sehr anspruchsvolles 

Ziel, aber ich halte diese Entscheidung f¿r wichtig und f¿r 

richtig; denn aus vielen Gesprªchen mit jungen Frauen 

weiÇ ich, dass f¿r sie die Heimatnªhe der Ausbildungsein-

richtung manchmal der entscheidende Faktor ist, und 

zwar nicht nur beim Studium, sondern auch f¿r das 

Referendariat nach Abschluss des Ersten Staatsexamens. 

Es wird nicht einfach werden. Wir befinden uns ja auch 

im Wettbewerb mit allen anderen Branchen, die um junge 

Fachkrªfte werben. Deshalb m¿ssen wir aktiv f¿r den 

Lehrerberuf werben. Wir brauchen also eine spezielle 

Werbekampagne. Die Kampagne ĂPack dein Studium!ñ 

war ja sehr erfolgreich. Ich meine, das braucht man nicht 

neu zu erfinden. Da kann man sicherlich auch f¿r das 

Lehramtsstudium etwas daraus machen. 

Ich schaue aber auch in andere Richtungen. Wir haben 

zum Beispiel junge Leute, die Sozialpªdagogik oder 

Psychologie studieren wollen, aber keinen Studienplatz 

bekommen, weil dort viel zu viele Bewerber vorhanden 

sind. Das sind artverwandte Berufe. Es lohnt sich wirk-

lich, mit diesen jungen Leuten zu sprechen und zu versu-

chen, sie in ein Lehramtsstudium umzulenken, damit wir 

dort wirklich die 1 700 Studienanfªnger erreichen. 

Dar¿ber hinaus brauchen wir Seiteneinsteigerprogramme. 

Es werden keine groÇen Massen sein, die wir auf diesem 

Wege qualifizieren kºnnen. Aber es gibt eine ganze Reihe 

von artverwandten Studien bzw. artverwandten Berufen, 

wo man mit einem Zusatzstudium Lehrer qualifizieren 

kann. Ich kann mir das gut vorstellen f¿r Studierende oder 

Absolventen in den Bereichen Sozialpªdagogik und 

Psychologie oder auch beim Sport, bei den Sprachen, bei 

den Naturwissenschaften, bei der Informatik oder f¿r 

Praktiker in den einschlªgigen fachspezifischen Berufen, 

sofern es sich um Lehrer f¿r Berufsschulen handelt. Ich 

weiÇ auch, dass die Universitªten an solchen Seitenein-

steigerprogrammen arbeiten. 

Ich denke, bei der Lehrerausbildung sind die Weichen in 

die richtige Richtung gestellt. MaÇgeblich f¿r den Erfolg 
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unserer gesamten Bem¿hungen ist, was am Ende heraus-

kommt, wie viele also ihr Studium erfolgreich abschlie-

Çen. Derzeit liegt die Quote bei 67 %. Wir m¿ssen errei-

chen, dass 85 % der Studierenden ihren Abschluss schaf-

fen, dass sie hinterher auch ins Referendariat gehen 

kºnnen, dass sie einen Referendariatsplatz bekommen 

und dass wir dann mºglichst viele in unseren Schulen in 

Sachsen einsetzen kºnnen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Das Hochschulpaket sieht dazu die notwendigen Mittel 

sowohl f¿r Personal als auch f¿r notwendige Investitionen 

vor. Dar¿ber hinaus wird sich Sachsen an der Bund-

Lªnder-Initiative f¿r Exzellenz in der Lehrerausbildung 

beteiligen. Ich bin sicher, dass es in unseren Universitªten 

damit einen Zuwachs an Qualitªt geben wird. 

Nun mºchte ich noch einen Blick auf den dritten Punkt 

Ihres Antrages werfen, in dem es darum geht, dass die 

Staatsregierung Vorschlªge f¿r die Mittelbereitstellung 

machen soll. Ich sage Ihnen nichts Neues und wiederhole 

es noch einmal: Wir haben einen g¿ltigen Haushaltsplan. 

Zusªtzlich dazu hat das Kabinett im Dezember das Bil-

dungspaket mit dem Umfang von 250 Millionen Euro 

beschlossen. Sie kennen es. Darin sind die Mehrbedarfe 

f¿r die Lehramtsausbildung eingepreist. Zur Absicherung 

des Schuljahresbeginns wird es zusªtzlich 23,5 Millio-

nen Euro geben, um neue Lehrer einzustellen. 

Was das Jahr 2013 und die Folgejahre angeht, so wissen 

Sie, ich und wir alle sehr genau, dass es f¿r die Haus-

haltsaufstellung ein geordnetes Verfahren gibt. Gegenwªr-

tig werden Gesprªche zwischen den Fachministern und 

dem Finanzminister gef¿hrt. Ich gehe davon aus, dass die 

im Bildungspaket verankerten Ziele finanziell untersetzt 

werden. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie noch 

eine Zwischenfrage? 

Iris Firmenich, CDU: Ja. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Bitte, Frau 

Dr. Stange. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Frau Firmenich, Sie haben 

gerade die 250 Millionen Euro aus dem Bildungspaket 

genannt. Sie sind bisher noch nicht untersetzt worden. Ich 

frage deshalb nur konkret nach den 23,5 Millionen Euro, 

die bei der Nachbesserung des Bildungspakets gekommen 

sind: Aus welchem Haushaltstitel und aus welchem 

Haushalt kommen diese 23,5 Millionen Euro? 

Iris Firmenich, CDU: Ich gehe davon aus, dass das 

stimmt, was der Finanzminister gesagt hat: dass sie auf 

den Topf oben draufkommen. 

(Beifall bei der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Firmenich, 

gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: HeiÇt das aus dem Topf 

beim Kultusministerium oder heiÇt das aus dem Gesamt-

haushalt? 

Iris Firmenich, CDU: Diese Frage wird die Staatsregie-

rung uns dann noch beantworten. 

(Beifall bei der CDU) 

Die Staatsregierung trªgt zum einen die Verantwortung 

daf¿r, dass das in diesem Jahr in unseren Schulen geregelt 

losgehen kann, aber auch die Verantwortung daf¿r, uns 

einen Haushalt vorzulegen, der unserem Anspruch gen¿gt, 

unsere Sch¿ler und Studenten auch zuk¿nftig in bester 

Qualitªt auszubilden und unsere gute Position bei den 

Bildungsrankings zu behalten. 

Aber ich kann Ihnen nicht ersparen zu sagen, dass zur 

Realitªt auch gehºrt, dass sich die Ausgaben an den 

Einnahmen orientieren m¿ssen. Weil wir heute so oft bei 

Prognosen sind: 

(Zuruf des Abg. Holger Mann, SPD) 

ï Herr Mann, wenn Sie sich in Ihrem Antrag schon oft auf 

Prognosen berufen, dann hºren Sie doch einfach einmal 

zu. ï Das Ifo-Institut hat eine Prognose gemacht, in der es 

darum geht, wie sich die Einnahmen in unserem Land 

2020 entwickeln werden. Sie werden real um 3 Milliar-

den Euro auf 12,5 Milliarden Euro sinken. 

Ich meine, die Suche nach Ressourcen und gegebenenfalls 

mittelfristigen Stellenanpassungen ist unter diesem Blick-

winkel einfach zulªssig und auch geboten. 

(Beifall der Abg. Aline Fiedler, Steffen Flath  

und Geert Mackenroth, CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie noch 

eine Zwischenfrage von Herrn Mann? 

Iris Firmenich, CDU: Ja. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Bitte. 

Holger Mann, SPD: Frau Kollegin Firmenich, Sie haben 

gerade auf Prognosen f¿r das Jahr 2020 verwiesen. Meine 

Frage lautet: Wissen Sie, um wie viele hundert Millionen 

die Prognose der Staatsregierung und die sehr positive 

Einnahmenentwicklung der letzten zwei Jahre auseinan-

derliegt? 

Iris Firmenich, CDU: Also, Herr Mann, Sie wissen doch 

auch, dass solche Steuereinnahmen, wenn sie zusªtzlich 

kommen, gern genommen werden und dass man damit 

auch etwas gestalten kann. Aber wenn wir jetzt Leute 

einstellen, haben wir sie ¿ber viele Jahre im System, und 

wir haben dauerhaft Personalkosten. Wir wissen genau, 

wie die Zuweisungen vom Bund reduziert werden. Wir 

wissen, dass von der EU weniger Geld kommt. Wir 

kennen den demografischen Faktor. Sie wissen das alles. 

Ich erwªhnte die Prognose, die uns das Ifo-Institut vorge-

stellt hat. Es bringt nichts, wenn wir die Augen davor 

verschlieÇen. Wir werden in Sachsen, solange die CDU 
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und die FDP in der Verantwortung sind, keine Politik 

machen wie in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï  

Holger Mann, SPD, steht am Mikrofon.) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie noch 

eine Zwischenfrage? 

Iris Firmenich, CDU: Nein, ich mºchte jetzt zum 

Schluss kommen. 

Ich denke, wir Bildungspolitiker sind uns einig. Wir 

streiten um unsere Ziele, doch wir sollten fair sein und 

nicht vergessen, dass es in den ¿brigen Politikfeldern 

vergleichbar wichtige Dinge gibt. Ich denke an das 

Sozialressort oder an die innere Sicherheit. Ich halte es f¿r 

notwendig, dass wir hier wieder eine Balance herstellen, 

dass wir dabei unser Ziel, auch im Interesse der kommen-

den Generationen keine neuen Schulden aufzunehmen, im 

Auge behalten. Dem Landtag wird der Haushaltsentwurf 

im Sommer zugestellt. Da sind die Stellenplªne dabei. 

Dann beginnt unsere Arbeit, und dann haben wir es in der 

Hand, es finanziell entsprechend zu untersetzen. 

Zu Punkt 4 wird mein Kollege Thomas Colditz sprechen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU, der FDP  

und der Staatsregierung) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die FDP Herr 

Abg. Blªsner, bitte. 

Norbert Blªsner, FDP: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bildungsland-

schaft Sachsen sichern und weiterentwickeln ï ich denke, 

gegen diese ¦berschrift kann hier im Plenum niemand 

etwas haben. Aber diese ¦berschrift macht nat¿rlich 

Hoffnung. Sie macht Hoffnung auf einen Masterplan f¿r 

gute Bildung. 

Das ist ein Anspruch, den dieser Antrag aber nicht erf¿l-

len kann und nicht erf¿llen wird. Ich glaube, es ist eher 

eine sehr lieblose Zusammenstellung verschiedener 

Bereiche, um einfach wieder einmal ¿ber Bildung zu 

sprechen. Grundsªtzlich ist dagegen nichts einzuwenden. 

Das Thema Bildung ist aktuell, es ist brisant und es sind 

Entscheidungen zu treffen. 

Lassen Sie mich gleich zu Beginn etwas zum Thema 

Prognosen sagen. Es steht auf Messers Schneide, mein 

Verhªltnis dazu ist sehr ambivalent. Wir alle kennen die 

Prognosen der KMK aus dem Jahr 2008. Damals wurden 

14 000 Studierende vorausgesagt. Jetzt haben wir 21 000. 

Wir wissen, woran das teilweise liegt. Das sind politische 

Entscheidungen, aber auch andere Einfl¿sse. Die Dresd-

ner und die Dresdner Stadtrªte kennen die Sch¿lerzahlen-

prognosen, die es einst gab, und sie kennen die jetzige 

Situation in Dresden und wissen, dass es sehr schwierig 

war. Fakt ist: Prognosen sind wichtig und unabdingbar f¿r 

das politische Handeln. 

(Zuruf des Abg. Dr. Dietmar Pellmann,  

DIE LINKE) 

Wir m¿ssen f¿r die nªchsten f¿nf bis zehn Jahre voraus-

planen. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Die FDP nicht mehr!) 

Aber wir d¿rfen Prognosen nicht sklavenhaft folgen. Wir 

d¿rfen auch nicht ¿berrascht sein, wenn sie plºtzlich nicht 

stimmen. 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE:  

Das ist wahr!) 

Wir brauchen Strukturen, die gegen¿ber Schwankungen 

weniger anfªllig sind. Das heiÇt, einerseits Prioritªten zu 

setzen und andererseits mehr Freiheiten zu geben. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Ist ja billig!) 

Der jetzt vorgelegte Antrag folgt der alten Logik: Man 

nimmt Prognosen und Zahlen und rechnet sie auf Stellen 

hoch. Sie verbleiben im alten Denken, aber das ist nicht 

der Anspruch, den wir als CDU/FDP-Koalition haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! F¿r uns ist das 

vordergr¿ndige Ziel, die Qualitªt der sªchsischen Bildung 

zu sichern und weiterzuentwickeln. Dabei ist die Siche-

rung des zuk¿nftigen Lehrerbedarfs ohne Zweifel die 

wichtigste Aufgabe dieser Regierung. Deshalb werde ich 

mich in meiner Rede vor allem auf dieses Thema bezie-

hen. Die Lºsung dieser Herausforderung entscheidet 

wesentlich dar¿ber, ob Sachsen zuk¿nftig erfolgreich ist 

oder nicht. Sachsen hat das Ziel, Bildungsland Nummer 

eins zu sein. Der Anspruch von CDU und FDP ist es, das 

zu werden und zu bleiben. 

Wir wissen aber, dass wir beim Thema Lehrerbedarf ï ich 

habe es im letzten Plenum schon gesagt ï teilweise in 

schwieriges Fahrwasser gekommen sind. Daran gibt es 

nichts zu deuteln. Man kann nicht drum herumreden. Jetzt 

korrigierend einzugreifen ist notwendig. Es muss jetzt an 

erster Stelle stehen, die richtigen Weichen zu stellen. In 

den letzten Wochen und Monaten sind wir dabei wesent-

lich vorangekommen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Wir haben bereits im Dezember die ersten Entscheidun-

gen getroffen. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Herr Colditz hat aber nicht geklatscht!) 

ï Ich unterhalte mich viel mit Herrn Colditz, und ich 

glaube, wir wissen beide, wie wir die Bildung hier in 

Sachsen voranbringen. Wir sind da eng beieinander. 

Unbestritten ist das Thema Studienanfªnger. Wir haben 

gesagt, dass wir deren Zahl erhºhen wollen. Es ist not-

wendig, sie auf 1 700 zu erhºhen. Das haben wir be-

schlossen, das steht fest. Wir haben gesagt, wir verdop-

peln die Zahl der Referendarstellen. Das ist beschlossen, 

das steht fest. Wir haben gesagt, die Lehrerausbildung 
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findet wieder in Chemnitz statt. Das ist beschlossen, das 

steht fest. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben gesagt, wir m¿ssen die Lehrerausbildung 

besser koordinieren. Deshalb haben wir gesagt, dass unter 

F¿hrung der Uni Leipzig der Bildungs-Campus Sachsen 

eingerichtet wird. Wir haben, wie im vergangenen Plenum 

angek¿ndigt, die Entscheidungen f¿r das kommende 

Schuljahr getroffen. Daf¿r war ein Kassensturz notwen-

dig. Ich bin unserer Staatsministerin Frau Kurth dankbar, 

dass sie die Zahlen schonungslos auf den Tisch gelegt hat. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Geschºnt!) 

Ich gebe zu, ich war nicht ¿berrascht, aber einigermaÇen 

schockiert ¿ber die Verªnderungen und deren Gr¿nde. 

(Zuruf der Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

Ich kann nachvollziehen ï Frau Stange, hºren Sie bitte 

zu! ï, dass die Zahlen bei der Staatsregierung in einem 

bestimmten Fokus stehen. Es ist die Ehrlichkeit und 

Offenheit von Frau Staatsministerin, dass wir Vertrauen 

zur¿ckgewinnen und damit die Grundlage schaffen, den 

Lehrerbedarf in Sachsen in Zukunft erfolgreich abzusi-

chern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï  

Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Daf¿r hatten Sie jahrelang Zeit!) 

Ich mºchte es noch einmal benennen, weil es in der 

Debatte noch nicht gesagt wurde: Wir werden 565 unter-

richtswirksame Einstellungen vornehmen. Zusªtzlich 

werden 290 Stellen aus dem Bereich GTA wieder in den 

Unterricht zur¿ckgef¿hrt. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Zusªtzlich!) 

Ich sage auch relativ deutlich: Die Ganztagsangebote 

werden wie fr¿her, wie bis 2010, wieder ausschlieÇlich 

aus Honorarmitteln bezahlt. Das war der Sinn, als sie 

2005 erstellt wurden. 

(Dr. Eva-Maria Stange, SPD, steht am Mikrofon.) 

Das ist inhaltlich richtig und steht f¿r die Ganztagsange-

bote. Deshalb ist es anders, als es einige in der ¥ffent-

lichkeit bezeichnet haben: Es wird nicht irgendwo eine 

L¿cke geschlossen, indem man irgendwo eine andere 

L¿cke reiÇt, sondern hier f¿hren wir das, was urspr¿ng-

lich immer als ¦bergangslºsung geplant war, aufgrund 

des Auslaufens des BTV wieder auf die Urspr¿nge zu-

r¿ck. Deshalb ist es die richtige Entscheidung, jetzt genau 

das und in dieser Form zu tun. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Norbert Blªsner, FDP: Ja. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Dr. Stange, 

bitte. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Vielen Dank. ï Herr 

Blªsner, vor dem Einsatz der Lehrer aus dem GTV in den 

Ganztagsangeboten hatten wir 30 Millionen Euro f¿r 

Ganztagsangebote. Danach hatten wir nur noch 

20 Millionen Euro. Wenn ich es richtig verstanden habe, 

werden jetzt bei der Nachbesserung des Bildungspaketes 

2 Millionen Euro zur Verf¿gung gestellt. 

Ist Ihre Aussage so zu verstehen, dass ab dem kommen-

den Schuljahr wieder 30 Millionen Euro f¿r Ganztagsan-

gebote im Haushalt zur Verf¿gung stehen? 

Norbert Blªsner, FDP: Liebe Frau Dr. Stange, zum 

Ersten: ¦ber den kommenden Haushalt werden wir in 

diesem Jahr verhandeln. 

(Beifall des Abg. Jens Michel, CDU) 

Zweitens sind die 2 Millionen Euro f¿r die Zeit von 

September bis Dezember geplant. Das wissen Sie. Das ist 

nur ein Teil des Jahres. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Da fehlen 28 Millionen Euro!) 

ï Moment, Sie wissen, dass das Thema Lehrerstellen f¿r 

GTA nur im Bereich Mittelschule und Gymnasium gilt, 

aber nicht f¿r die gesamten 30 Millionen Euro. Das 

wissen Sie hoffentlich. Sie wissen auch, dass jªhrlich ï 

das haben wir auch als Opposition immer erfragt ï viele 

Mittel aufgrund des Verfahrens leider nicht abflieÇen, 

weil Angebote nicht zustande kommen oder weil Angebo-

te zur¿ckgezogen werden. 

(Zuruf der Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

Deshalb sind die 2 Millionen Euro vºllig ausreichend. Es 

ist alles andere als eine K¿rzung im GTA-Bereich. Ich bin 

dankbar daf¿r, dass hier nicht wirklich etwas weggenom-

men, sondern umgesteuert wurde auf das System, das wir 

hatten, nªmlich ausschlieÇlich Honorarmittel daf¿r 

bereitzustellen. 

Dass die Umstellung Schwierigkeiten mit sich bringt, 

brauchen wir hier nicht wegzudiskutieren. Die Kultus-

verwaltung hat versprochen, hierf¿r Hilfestellung zu 

geben und das Wesentliche zu tun. Deshalb ist es richtig, 

jetzt umzusteuern. Wir brauchen die Lehrer in der Schule, 

im Unterricht. Wir m¿ssen im GTA-Bereich dorthin 

zur¿ckkommen, wo wir einmal waren, damit diese unge-

sunde Konkurrenz zwischen Lehrerstelle und GTA, was 

wir oft bedauert haben, beseitigt ist. Man muss das 

trennen, indem man sagt: Das eine ist f¿r die Unterrichts-

versorgung und das andere ist f¿r die GTA. Das ist eine 

klare, saubere Linie, und das ist es, was wir machen, und 

es ist richtig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Wir werden ï das mºchte ich ausdr¿cklich betonen ï 90 

nicht unterrichtswirksame Einstellungen aufgrund des 

ESF-Programmes ĂQualitªtsmanagementñ vornehmen. In 

irgendwelchen Pressemitteilungen ist es angeklungen, 

dass wir uns als Koalition daf¿r feiern lassen w¿rden. Ich 
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glaube, hier hat sich niemand feiern lassen. Wir haben das 

getan, was unsere Pflicht ist: Wir haben unsere Planungen 

vorgestellt und das, was nªchstes Schuljahr erwartet wird. 

Die ¥ffentlichkeit hat ein Recht darauf, das zu erfahren. 

Sie hat auch ein Recht zu erfahren, dass wir als Koalition 

dahinterstehen. Das haben wir getan ï nicht mehr und 

nicht weniger. 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: Na gut!) 

Ein echter Zugewinn ï das mºchte ich ausdr¿cklich 

betonen ï ist die 1 Million Euro f¿r das Programm ĂUn-

terrichtsgarantieñ. Hier ist ein Einstieg geschaffen wor-

den, um schnell und flexibel vor Ort auf Unterrichtsaus-

fall reagieren zu kºnnen. Das ist eine Forderung, die wir 

als FDP schon sehr lange haben, auch schon zu Oppositi-

onszeiten. Hier ist der Einstieg geschafft, und das ist 

Geld, das wirklich zusªtzlich bereitsteht, um den Unter-

richtsausfall einzudªmmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir als Koaliti-

on werden jetzt gemeinsam mit der Staatsregierung die 

mittel- und langfristige Planung in Angriff nehmen. Es 

wurde gesagt, es war nur f¿r das nªchste Schuljahr. Klar, 

wir hatten auch nichts anderes im letzten Plenum gesagt: 

bis Ende April das nªchste Schuljahr, bis Ende Juni die 

mittel- und langfristige Planung. Deshalb geht Ihr Bedau-

ern, dass das nur ein Schuljahr wªre, vºllig ins Leere. Wir 

haben es von Anfang an gesagt und deshalb haben wir 

¿berhaupt kein Problem zu sagen: Ja, wir haben nur das 

erste Schuljahr vorbereitet. 

Notwendig ist jetzt, sich den Strukturen zuzuwenden. Die 

Aussagen zu Einstellungsprognosen, die im Dezember 

gemacht wurden, sind so nicht mehr haltbar. Das ist durch 

den Kassensturz auch deutlich geworden. Dar¿ber werden 

wir bis Juni entscheiden und dazu beitragen, dass wir, wie 

im Dezember angesprochen, den Schulen mehr Freiheit 

geben, dass wir strukturell umsteuern und uns f¿r flexible 

Mittel f¿r die Unterrichtsabsicherung, also Vermeidung 

von Unterrichtsausfall, und f¿r besondere Angebote 

verwenden. 

Wenn wir sagen, mehr Freiheit f¿r die Schulen, dann 

d¿rfen wir sie auch nicht allein lassen und sollten wie in 

anderen Lªndern einen Lehrerpool einrichten. Wir m¿ssen 

konsequent an der Einf¿hrung eines Einsteigerprogramms 

festhalten und dieses fortf¿hren. Das ist zwar keine 

Generallºsung, aber eine Chance, auch kurzfristig qualifi-

ziertes Personal zu bekommen und das System offener zu 

gestalten. Wichtig sind die abgeschlossene Laufbahn im 

Lehrerbereich sowie die Teilbereiche, ob wir nun den 

berufsbildenden Bereich sehen oder das Grundschullehr-

amt, in dem es die Bereiche gibt. Hier wie bei den Sozial-

pªdagogen muss durch eine Weiterbildung qualitativ 

hochwertiger Ersatz geschaffen werden, denn hier besteht 

Bedarf. 

Wir m¿ssen, wie bereits passiert, kritisch die Aufgaben 

der Schulverwaltung ¿berpr¿fen. Frau Kurth hat hier 

bereits 66 Stellen freigeschaufelt, die in das System 

Schule zur¿ckgef¿hrt werden kºnnen und im nªchsten 

Jahr im Bereich der Lehrerausbildung zum Einsatz 

kommen. Wir m¿ssen auch aufklªren, welches Qualitªts-

niveau und welche Finanzierung wir in Sachsen wollen. 

F¿r die FDP steht deshalb fest, dass wir uns nicht skla-

visch an andere Bundeslªnder koppeln wollen. Selbstver-

stªndlich erwarte ich von jeder Verwaltung, dass wir 

Effizienzreserven heben und Ressourcen effizient einset-

zen. Das wird auch bei der neuen Kultusministerin gut 

aufgehoben sein. 

Auch die Diskussion um das zuk¿nftige Bildungspa-

ket 2.0 muss qualifiziert erfolgen, und es darf nicht ein 

vorgegebener Finanzrahmen diese einbremsen. Sachsen 

war PISA-Sieger, und Sachsen muss auch spitze bleiben. 

Das ist unser Anspruch und nicht nur Vergleiche in die 

eine oder andere Richtung. 

Die Herausforderungen sind gewaltig nicht nur f¿r die 

tatsªchliche Entscheidung, denn wir kºnnen uns zum 

Beispiel keine Grundschullehrer backen. Wir bilden 

derzeit zu wenig aus, mºchten aber mehr einstellen. Doch 

wir m¿ssen zur Kenntnis nehmen, dass es auf dem Markt 

zu wenige gibt. Das ist eine schwierige Situation. Ande-

rerseits m¿ssen wir ¿ber Strukturen nachdenken, die f¿r 

die Zukunft stabil sind. 

Ich habe die Diskussion, bei der es um den dritten Stand-

ort der Lehrerausbildung ging, an der auch unser ehema-

liger Sprecher, Herr SchmalfuÇ, teilnahm und hart geblie-

ben ist, verfolgt. Wie ist denn in anderen Studienfªchern 

die Verteilung ¿ber die Universitªten? Aus hochschulpoli-

tischer Sicht sage ich einmal ï mag das vºllig anders sein 

ï, dass ich es nicht verstanden habe, warum wir dar¿ber 

diskutieren, ob ¿berhaupt an drei Standorten Lehrer 

ausgebildet werden, aber hingenommen wird, dass an drei 

Stellen Politikwissenschaftler ausgebildet werden. Das 

habe ich als Schulpolitiker erst einmal zur Kenntnis 

genommen, konnte aber, wenn ich Prioritªten setzen 

mºchte, keine wirklich gute Begr¿ndung finden. Das mag 

man an anderer Stelle ausdiskutieren, doch ich gebe zu 

bedenken, dass wir mehr Prioritªten setzen m¿ssen. Das 

Geld wird nicht mehr, und wir m¿ssen flexibel sein. Bis 

Ende Juni werden wir die ersten wichtigen Strukturent-

scheidungen treffen. Ich denke, dass uns das gelingen 

wird. Da helfen auch nicht solche Pseudoantrªge wie die 

von der vereinigten links-gr¿nen Opposition. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Die NPD-

Fraktion; Herr Lºffler, bitte. 

Mario Lºffler, NPD: Frau Prªsidentin! Meine Damen 

und Herren! Es knirscht bedenklich im Gebªlk der Bil-

dungslandschaft des Freistaates Sachsen, und es knirscht 

bei diesem Thema nicht nur zwischen den Oppositions-

parteien, sondern auch innerhalb der Regierung selbst. 

Dies kºnnte uns nat¿rlich Grund zur Schadenfreude sein, 

wenn es uns nicht um so eine ernsthafte Sache wie die 

Zukunft unserer Jugend ginge. Deshalb kurz und b¿ndig. 
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Den Punkten 1 bis 3 des Antrages, die sich der Herstel-

lung eines realistischen Bildes der Situation in den Hoch-

schulen widmen und deren Finanzierung im Auge haben, 

kºnnen wir bedenkenlos zustimmen. 

Es bleiben die gedrechselt formulierten Sªtze des Punk-

tes 4. Ich erspare mir, sie samt der dazugehºrigen Be-

gr¿ndung vorzutragen, und fasse zusammen: Es gibt 

Unterrichtsausfall und unzufriedene Lehrer, die Ergebnis-

se der schulischen Ausbildung sinken dramatisch. Die 

Ausbildungsfªhigkeit angehender Lehrlinge lªsst ebenso 

zu w¿nschen ¿brig wie die Studienreife der Abiturienten. 

Damit geht eine ¦beralterung beim Lehrkºrper einher, 

die, wie absehbar, zu einem gravierenden Lehrermangel 

f¿hren wird. Da klingt es gut, wenn etwas dagegen 

unternommen werden soll. Doch wie sieht die Praxis aus? 

Seit einigen Wochen sorgt ein Diskussionspapier zum 

Thema Inklusion, verfasst vom Kollegium der 

101. Mittelschule ĂJohannes Gutenbergñ in Dresden, f¿r 

Irritation. In dem Schreiben wird am Beispiel einer Klasse 

verdeutlicht, welchem organisatorischem Aufwand, 

welchen individuellen Problemen und vor allem welcher 

pªdagogischen Einzelarbeit sich die Klassenleiter, die 

Fachlehrer sowie die Schulleitung permanent stellen 

m¿ssen. 

Unter Verweis auf die bisherige erfolgreiche Arbeit, die 

Integrationskindern den Weg in ein weitgehend normales 

Leben ermºglicht hat, werden eine wachsende Arbeitsbe-

lastung und die unzureichende Anerkennung seitens 

Gesellschaft und Arbeitgeber beklagt. 

Mit den im genannten Diskussionspapier angef¿hrten 

Problemen steht die Dresdner Mittelschule nicht allein. Es 

hªufen sich Berichte ¿ber negative Erfahrungen im 

Zusammenhang mit der Art und Weise der Durchsetzung 

der UN-Behindertenrechtskonvention, auch aus anderen 

Lªndern, zum Beispiel aus Sachsen-Anhalt. Nach Ansicht 

des Erziehungswissenschaftlers Andreas Gatzemann 

besteht auch dort zunehmend die Gefahr, dass die Zahl 

der Schulversager steigt. Seiner Ansicht nach sind viele 

geistig behinderte und lernbehinderte Kinder an Grund- 

und Sekundarschulen vºllig ¿berfordert, zumal es eklatant 

an Fachpersonal mangelt. 

Laut einer k¿rzlich erschienenen Studie der Bertelsmann-

Stiftung benºtigt der Freistaat Sachsen in den kommen-

den Jahren 1 600 Lehrer zusªtzlich. Pro Jahr kommen so 

114 Millionen Euro Mehrkosten auf das Land zu. Ange-

sichts des zunehmenden Lehrermangels und der Sparziele 

der Staatsregierung ist zu bef¿rchten, dass die Entwick-

lung der 101. Mittelschule in Dresden zur Normalitªt 

wird. Unter solchen Umstªnden ist eine Umsetzung der 

Behindertenrechtskonvention in der derzeit angestrebten 

Weise nicht mºglich. Entweder wird das Ziel, eine inklu-

sive Beschulung aller Kinder zu ermºglichen, nicht 

erreicht, oder Lernergebnisse und daraus folgend die 

Lebenssituation der Sch¿ler mit, aber auch ohne Fºrder-

bedarf verschlechtern sich im Vergleich zu den gegenwªr-

tigen Mºglichkeiten. 

Unter diesen Gesichtspunkten ist es schon mehr als 

scheinheilig, Qualitªtssicherungskonzepte zu fordern, 

wenn sinnvolles Handeln im Interesse von Sch¿lern und 

Lehrern angesagt wªre. Voraussetzung daf¿r ist die 

sofortige Beendigung aller schulpolitischen Experimente. 

Aus diesem Grund kºnnen wir Punkt 4 nicht zustimmen. 

Ich danke f¿r die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der NPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Das war die erste Runde. Es gibt noch Redebe-

darf f¿r eine zweite Runde. Bitte, Frau Abg. Falken f¿r 

die Fraktion DIE LINKE. 

Cornelia Falken, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr 

Prªsident! Meine Damen und Herren! Frau Firmenich, 

wenn Ihnen der Antrag zu umfangreich ist, mºchte ich 

Ihnen noch einmal ganz klar und deutlich erlªutern, dass 

Kita, Schule und Hochschule etwas mit Bildung zu tun 

haben und dass wir in diesem Antrag heute nat¿rlich ganz 

speziell auf das Thema Schule und Hochschule als Bil-

dungsbereiche einsteigen wollen und leider auch m¿ssen, 

weil noch nichts geklªrt ist. Deshalb haben wir hier einen 

solchen umfangreichen Antrag gemeinsam gestellt. 

Ein zweiter Punkt, Frau Firmenich. Ich hoffe nicht, dass 

die Ministerien genauso gepr¿ft haben wie Sie. Der 

polyvalente Bachelor ist nicht daran schuld, dass die 

jungen Leute hauptsªchlich das Lehramt am Gymnasium 

studieren. Daf¿r gibt es ganz andere Ursachen und Gr¿n-

de. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Das hat etwas mit der Bezahlung zu tun!) 

Ich hoffe, dass die Ministerien die Ursachen anders 

erforschen als Sie sie hier benannt haben, denn sonst wªre 

es die absolute Katastrophe und wir w¿rden dort ¿ber-

haupt keine Lºsung finden, denn wir haben zurzeit im 

Mittelschulbereich in der Referendariatszeit ganze f¿nf 

Personen, die das Lehramt Mittelschule studieren. Doch 

bei dem zuk¿nftigen Bedarf an Mittelschullehrern wird 

das nat¿rlich auf keinen Fall reichen. 

Aber jetzt zu meinen Ausf¿hrungen. Das Thema Lehrer-

mangel beschªftigt uns im Sªchsischen Landtag seit 

nunmehr mindestens zwei Jahren. Wir werden dieses 

Thema im Landtag weiter behandeln, auch wenn ich 

weiÇ, dass es viele von uns manchmal schon nicht mehr 

hºren kºnnen. 

Insofern bin ich sehr froh, dass wir heute vor dem Land-

tag eine Kundgebung von Sch¿lern und Studenten haben 

werden. Die Betroffenen werden hier signalisieren, dass 

es so nicht mehr weitergeht. Wir haben einen ganz kleinen 

Schritt mit dem Einstieg der Staatsministerin Frau Kurth 

erlebt; denn der Lehrermangel wird uns kurzfristig und 

langfristig weiter begleiten ï auch kurzfristig wird dies 

der Fall sein. Ich mºchte das erlªutern. 

Die 565 Neueinstellungen, die durchgef¿hrt werden 

sollen, zu denen zurzeit an den Regionalstellen die Ge-
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sprªche stattfinden, sind keine neuen Personen; denn ï 

daf¿r mºchte ich mich hier bei der Ministerin ganz 

herzlich bedanken ï unser Hinweis im April-Plenum, dass 

die Entfristungen sehr schnell durchgef¿hrt werden 

sollen, hat gefruchtet, weil die Kolleginnen und Kollegen, 

die an Grund- und Fºrderschulen arbeiten, schon einen 

entfristeten Vertrag in der Tasche haben. Aber von den 

318 Einstellungen an den Grundschulen sind ein Drittel 

entfristete Kollegen, das heiÇt, sie sind in diesem Jahr 

bereits im System gewesen. Es sind also keine zusªtzli-

chen Einstellungen, sondern hierbei muss ich von den 

318 Einstellungen ein Drittel abziehen, um die realistische 

GrºÇe der Neueinstellungen zu erhalten. 

Diese 290 Stellen, die f¿r das kommende Schuljahr zur 

Verf¿gung gestellt werden sollen, sind aus dem Ganz-

tagsangebot. Auch heute sind zahlreiche Lehrerinnen und 

Lehrer bereits im Unterricht und nicht mehr im Ganz-

tagsangebot eingesetzt. Das heiÇt, dass diese Stellen, die 

in den Unterricht zur¿ckgef¿hrt werden sollen, schon 

heute f¿r die Ganztagsangebote nicht mehr zur Verf¿gung 

stehen. 

Herr Blªsner, Frau Stange hatte die Frage bereits gestellt. 

Ich will sie wiederholen und untersetzen: Wenn im 

derzeitigen Haushalt 10 Millionen Euro f¿r die Ganz-

tagsangebote gestrichen worden sind und jetzt 

2 Millionen Euro draufgelegt werden sollen, dann ist das 

eine riesige L¿cke, die sich f¿r die derzeitigen Ganz-

tagsangebote ergibt. 

Wenn Sie sagen, dass die Mittel nicht alle abgerufen 

worden sind, dann muss man der Ehrlichkeit halber aber 

auch sagen, dass es zahlreiche Schulen gab, die ihre 

Antrªge zwar gestellt, aber mit einem korrigiertem Bedarf 

zur¿ckbekommen haben, damit die Gelder f¿r alle eini-

germaÇen reichen. Dass es dann unter dem Strich ein Plus 

geben wird, war von vornherein klar. 

Wenn Sie mit dieser Argumentation zu den Kollegen an 

die Schulen gehen, w¿rden diese Ihnen sagen: Das kann 

doch wohl nicht wahr sein! Selbstverstªndlich hªtten wir 

mehr beantragt, wenn wir mehr bekommen hªtten. Zum 

Teil haben die Schulen auch mehr beantragt, als sie 

bekommen haben. 

Es wird sich im kommenden Schuljahr ein weiteres 

Problem auftun, und zwar f¿r die Kollegen, die in die 

Altersteilzeitruhephase gehen. Die Ministerin hat es im 

Ausschuss ausgef¿hrt, wusste allerdings nicht das genaue 

Datum. Diese Kollegen werden in die Stundenplanung f¿r 

den Unterricht bis zum 31. Oktober nicht einbezogen. Das 

halte ich f¿r richtig und f¿r sinnvoll. Aber was passiert 

danach? Wir werden im November, im Dezember, im 

Januar etc. ebenfalls Lehrerinnen und Lehrer haben, die in 

die Altersteilzeitruhephase gehen. Das wird ein Loch 

reiÇen, von dem heute ¿berhaupt noch nicht klar ist, wie 

es gestopft werden soll. 

Ich erwarte, dass Sie den Sch¿lerinnen und Sch¿lern 

sowie den Lehrerinnen und Lehrern, die heute bei uns im 

Plenum sitzen, erlªutern, wie Sie diese L¿cken, die sich 

auftun werden, ausgleichen wollen. 

Ein weiteres groÇes Problem tut sich aus unserer Sicht bei 

der Abdeckung des Unterrichts mit ausgebildeten Fach-

lehrern auf. Es gibt dazu erste Aussagen aus unterschied-

lichen Regionalstellen. Wir werden bereits im kommen-

den Schuljahr den Fachunterricht mit Fachlehrern nicht 

mehr ¿berall ausstatten kºnnen. Aber im nªchsten Schul-

jahr wird es noch um ein Vielfaches schwieriger sein, die 

Fachlehrer f¿r den entsprechenden Fachunterricht zu 

erhalten. 

Nun bin ich als Pªdagoge froh, wenn wir Lehrer haben, 

die im Unterricht sind, und nicht Personen, die keinen 

pªdagogischen Abschluss haben. Aber wenn wir in den 

Klassen ï egal in welcher Schulart ï damit beginnen, den 

Fachunterricht mit fachfremden Kollegen zu besetzen, 

dann wird das Niveau eindeutig leiden. 

(Beifall bei den LINKEN,  

bei der SPD und den GR¦NEN) 

Ich komme zum Geld. Leider ist Herr Unland nicht im 

Saal, aber ich erklªre es ihm, denn vielleicht schafft er es 

noch, in den Saal zu kommen. Wir haben gelesen und 

gehºrt, dass f¿r das kommende Schuljahr 23,5 Millio-

nen Euro zusªtzlich zur Verf¿gung gestellt werden sollen. 

Das ist nicht viel, aber immerhin. 

(Zuruf des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

Wir haben die Ministerin gefragt, woher das Geld kommt. 

Sie konnte es uns im Schulausschuss leider nicht erklªren. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Aus dem Haushalt!) 

Wir mºchten es aber genau wissen, und wir mºchten es 

heute wissen. Das gesamte Plenum hat, glaube ich, einen 

Anspruch darauf, zu erfahren, woher diese Gelder kom-

men. 

(Beifall bei den LINKEN  

und vereinzelt bei der SPD) 

Dieses Spiel hat die Staatsregierung schon einmal durch-

gef¿hrt, und zwar mit Herrn Wºller. Damals wurde eine 

groÇe Summe an zusªtzlichen Ausgaben bekanntgegeben 

und dann wurden 50 % aus dem eigenen Kultushaushalt 

genommen. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Es muss zusªtzliches Geld sein!) 

Wenn ich hºre und in der Zeitung lese ï meine Vorredner 

haben sich schon darauf bezogen ï, dass im Schulhausbau 

gek¿rzt wird ï ï 

(Ministerprªsident Stanislaw Tillich:  

Das ist Quatsch!) 

ï Herr Ministerprªsident, ich freue mich sehr, dass Sie 

reagieren. Vielleicht kºnnen Sie nachher ans Pult gehen 

und das selbst erklªren. Das wªre, glaube ich, sehr g¿ns-

tig. 

(Ministerprªsident Stanislaw Tillich: Einen  

solchen Unsinn muss ich nicht kommentieren!) 
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ï Vielleicht kºnnen Sie es. ï F¿r die Kommunen wird es 

eine klassische K¿rzung sein. F¿r uns in der Opposition 

tut sich schon der Verdacht auf, ob das die ersten Schritte 

sind, dieses Geld auch aus dem Kultushaushalt zu holen 

bzw. vielleicht noch wesentlich mehr. 

Ich fordere entweder Frau Kurth, aber eher den Finanz-

minister, Herrn Unland, auf, heute dem Hohen Haus zu 

erlªutern, woher diese Mittel kommen. Ich hoffe, sie 

kommen nicht aus dem Kultusministerium. Bei der 

Ber¿cksichtigung von Prognosen ist es schwierig ï ich 

weiÇ das ï, aber im Bildungsbereich ist es mir lieber, 

wenn die Prognosen etwas hºher sind und wir Reserven 

haben, als wenn wir die Prognosen herunterschrauben und 

dann zu der Misere kommen, die wir derzeit haben. 

Sie haben genau wie ich in den Zeitungen gelesen, dass 

Dresden damit rechnet, dass es 20 000 Sch¿lerinnen und 

Sch¿ler zusªtzlich im System sein werden. Ich habe dazu 

einmal in meiner Stadt Leipzig nachgefragt ï denn das 

stand nicht in der Zeitung ï und die Antwort erhalten: Mit 

17 000 zusªtzlichen Sch¿lerinnen und Sch¿lern rechnet 

die Stadt Leipzig. 

Dresden und Leipzig gehen davon aus, dass sie bis zum 

Jahr 2020 bzw. 2022 mit 37 000 zusªtzlichen Sch¿lerin-

nen und Sch¿lern rechnen m¿ssen. 

Wir haben damals alle gestºhnt, als wir die Prognose von 

Herrn Wºller aus dem Kultusministerium von 15 000 zu-

sªtzlichen Sch¿lerinnen und Sch¿lern f¿r ganz Sachsen 

gehºrt haben. Wenn ich mir aber diese Zahlen anschaue, 

dann kommen wir noch in wesentlich grºÇere Bedrªngnis. 

Hier brauchen wir klare Aussagen ï sowohl das Parlament 

als auch die Sch¿lerinnen und Sch¿ler sowie die Studie-

renden, die tªglich damit zu tun haben. 

Ich komme zum Unterrichtsausfall. Der Unterrichtsausfall 

im kommenden Jahr wird sich wesentlich erhºhen, weil 

es zurzeit keine Reserven f¿r das kommende Schuljahr 

gibt und man nicht weiÇ, woher man eine Unterrichtsver-

tretung noch nehmen kºnnte. Die Reserven, die wir bisher 

hatten ï ich habe das hier schon oft gesagt ï, waren die 

aus den Ganztagsangeboten, dem Ergªnzungsbereich und 

dem Fºrderunterricht, der an manchen Schulen in den 

letzten Jahren ¿berhaupt nicht mehr gehalten worden ist. 

Diese Reserven gibt es f¿r das kommende Schuljahr nicht 

mehr. Das heiÇt, woher nehme ich jetzt die Lehrer, die 

dann den Unterrichtsausfall kompensieren? Bei der 

Situation, die ich eben geschildert habe, wird dieser sehr 

hoch sein. 

Ich fordere Sie auf, die Sch¿ler und die Studierenden, die 

heute vor dem Landtag stehen werden, ernst zu nehmen 

und schnell und z¿gig zu reagieren. Ich glaube, dass unser 

gemeinsamer Antrag insoweit ein Baustein sein kann. Ich 

bitte Sie, ihm zuzustimmen. 

(Beifall bei den LINKEN,  

der SPD und den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Ich frage die SPD-

Fraktion. ï Herr Abg. Mann, Sie haben das Wort. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordneten! Die zweite 

Runde dient dem Austausch; daf¿r mºchte ich sie auch 

nutzen. Ich hoffe, wir bekommen noch ein paar Antwor-

ten. Im Moment gewinnt man den Eindruck, dass die 

Fachexperten der Regierungsfraktionen nicht mehr zum 

Gegenstand reden d¿rfen; ich hoffe, das kommt noch. 

Vielleicht sollten auch die Finanzpolitiker sprechen, da 

viel mit Zahlen gearbeitet wurde. 

(Christian Piwarz, CDU:  

Was soll denn der Blºdsinn?) 

ï Stellen Sie bitte Zwischenfragen, Herr Piwarz; das 

d¿rfen Sie auch. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Blªsner hat gesagt, Prognosen seien schwierig. Es ist 

sicherlich schwierig, Prognosen zu Geburtenzahlen 

aufzustellen und rechtzeitig darauf zu reagieren. Aber 

wenn das die Kommunen im Gros hinsichtlich der Kita-

Entwicklung schaffen, das heiÇt, mit allem Aufwand das 

Problem stemmen, dann m¿ssten Sie das auch bez¿glich 

der Schulen schaffen, erst recht bez¿glich der Hochschu-

len. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Man muss es aber wollen!) 

ï Das kommt dazu. 

Ein Beispiel: In meiner Heimatstadt Leipzig haben 

Vertreter der CDU im Stadtrat noch 2006 die SchlieÇung 

von Gymnasien gefordert; vielleicht kommen da aber 

auch unterschiedliche Grundrechenarten zur Anwendung. 

Auch das, was Herr Blªsner und seine Fraktion uns per 

Pressemitteilung zu verkaufen versuchen, muss man 

hinterfragen. Wir kºnnen ja kaum mehr bewerten, wie die 

Staatsregierung im vergangenen Jahr auf diesem Gebiet 

agiert hat. Wir haben es beim Bildungspaket gesehen: 

Meist war nur wenige Wochen oder Monate auf die 

Aussagen Verlass. Wir kºnnen aber sehr wohl bewerten, 

was aktuell lªuft. Da ist die geªnderte Schulbaurichtlinie 

ï ich hoffe, wir erhalten dazu noch Antworten ï wiede-

rum ein Indiz daf¿r, dass es in die falsche Richtung geht. 

Das Niveau der Sanierungsmittel bei 27,5 Millionen Euro 

zu belassen ï bei steigenden Sch¿lerzahlen! ï heiÇt, 

sehenden Auges die Kommunen mit dieser Aufgabe allein 

zu lassen, die zudem eine Pflichtaufgabe ï sie ist nur 

¿bertragen worden ï des Landes ist. Das heiÇt auch, 

sehenden Auges in Kauf zu nehmen, dass in den Kommu-

nen nicht nachgekommen werden kann, Schulen zu 

errichten, die bei steigenden Sch¿lerzahlen notwendig 

sind. Das halten wir f¿r das falsche Signal. Es ist gerade-

zu verlogen, wenn man das jetzt in Paketverhandlungen 

zum Doppelhaushalt einbringt. Ich nenne es Erpressung, 

wenn Sie sagen: ĂWir verhandeln demnªchst den Flªchen-

faktor gegen ein kommunales Investitionsprogramm f¿r 

Schulen.ñ 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 
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In den vergangenen Jahren war es gute Praxis, hierf¿r  

100 bis 150 Millionen Euro einzustellen. Das jetzt zur 

Wahrung Ihres parteipolitischen Proporzes in die Finanz-

verhandlungen einflieÇen zu lassen ist eine ziemliche 

Sauerei. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Das werden Kinder, Eltern und Lehrer in den wachsenden 

Stªdten Sachsens ausbaden m¿ssen. 

Ich mºchte gern noch eine Frage beantwortet haben: Wir 

sind uns inzwischen ï Gott sei Dank! ï darin einig, dass 

wir 1 700 bis 1 800 Studienanfªnger f¿r das Lehramtsstu-

dium brauchen. Aber bis heute habe ich keine Antwort auf 

die Fragen bekommen: Wie werden denn die Universitª-

ten ausgestattet? Wie sieht das Konzept aus? Wie ist die 

Verteilung zwischen regulªren Lehramtsstudierenden, 

Quereinsteigern ï auch die werden wir brauchen ï und 

anderen? Bis heute liegt dazu kein solides Konzept vor. 

Es gibt lediglich Absichtsbekundungen, aber keine finan-

zielle Untersetzung. 

Alles in allem muss man feststellen: Sie schulden uns 

noch ein Konzept. 

Frau Firmenich, Sie haben auf die Finanzen angespielt. 

Wir sind uns durchaus dessen bewusst, dass das Geld 

kostet. Die SPD-Fraktion selbst hat errechnet, dass wir 

mindestens 140 Millionen Euro mehr in die Hand nehmen 

m¿ssen, als Sie mit Ihrem Bildungspaket bisher mobili-

sieren wollen. Wir sind uns dessen bewusst, dass es teuer 

wird. Aber noch teurer, meine Damen und Herren von der 

Koalition, wird es, wenn Sie nicht handeln und diesen 

Unterrichtsausfall auf Dauer akzeptieren. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Gibt es bei der Fraktion 

B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN Redebedarf? 

(Patrick Schreiber, CDU, signalisiert  

Bedarf f¿r eine Kurzintervention.) 

ï Entschuldigung! 

Patrick Schreiber, CDU: Ich mºchte vom Instrument der 

Kurzintervention Gebrauch machen, Herr Prªsident. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Machen Sie das, Herr 

Schreiber. 

Patrick Schreiber, CDU: Vielen Dank. ï Ich mºchte zu 

Herrn Mann sagen, dass es sich keineswegs um eine 

K¿rzung der Schulhausbaumittel handelt, wenn der 

Prozentsatz der Fºrderung auf 40 % heruntergefahren 

wird. 

(Cornelia Falken, DIE LINKE: Aber  

f¿r die Kommunen ist es eine K¿rzung!) 

ï Moment! Das Finanzvolumen, das zur Verf¿gung steht, 

bleibt gleich. Nach dem Herunterfahren auf 40 % haben 

im Gegensatz zur bisherigen Handhabung mehr Kommu-

nen und mehr Schulen die Mºglichkeit, in den Genuss 

von Fºrdermitteln zu kommen. 

(Cornelia Falken, DIE LINKE:  

Wenn sie die Eigenmittel bringen!) 

ï Da kºnnen Sie gern den Kopf sch¿tteln, Frau Falken; es 

ist einfach so. Es war ein Kritikpunkt der Kommunen, 

dass logischerweise ï ï 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Sie nehmen Bezug auf 

den Redebeitrag von Herrn Kollegen Mann? 

Patrick Schreiber, CDU: Ich habe Frau Falken nur 

deshalb angesprochen, weil sie den Kopf gesch¿ttelt hat. 

Aber logischerweise nehme ich Bezug auf die Aussagen 

von Herrn Mann, der in die gleiche Richtung gegangen 

ist. 

Nat¿rlich ist es so: Wenn die Fºrdersªtze schºn hoch sind, 

freuen sich die Kommunen, die etwas von der Fºrderung 

abbekommen. Aber die Kommunen, die nichts abbekom-

men, ¿ben dann zu Recht Kritik. Es ist unser Ziel, auch 

mit der Vereinfachung des Verfahrens insoweit f¿r mehr 

Gerechtigkeit zu sorgen. 

Es ist heute nicht der Zeitpunkt, zu dem wir ¿ber die 

Hºhe der Schulhausbaumittel f¿r den kommenden Dop-

pelhaushalt debattieren; das machen wir dann, wenn die 

Haushaltsverhandlungen anstehen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Mann, Sie mºch-

ten erwidern? 

Holger Mann, SPD: Ich mºchte auf die Kurzintervention 

von Herrn Schreiber erwidern. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte. 

Holger Mann, SPD: Ich habe in meinem Beitrag auf die 

K¿rzungen im Doppelhaushalt Bezug genommen, die Sie 

zu verantworten haben, nªmlich bei InvestitionsmaÇnah-

men f¿r Schulhausbau und Sanierung. Diese K¿rzungen 

bewegen sich im deutlich zweistelligen Bereich; wir 

kºnnen uns die Zahlen gern anschauen. 

Wenn man jetzt in diese InvestitionsmaÇnahmen auch 

noch Horte und anderes einbezieht und den Fºrdersatz f¿r 

Gymnasien und Grundschulen absenkt, bedeutet das f¿r 

die wachsenden Zentren faktisch eine K¿rzung der f¿r 

den Schulhausbau zur Verf¿gung stehenden Mittel. Die 

Mittel verteilen sich dann nªmlich auf mehr Kommunen 

und mehr Einrichtungen. Ich wiederhole: In den vergan-

genen Jahren war es in Sachsen gang und gªbe ï bei 

niedrigeren Geburtenzahlen! ï, pro Jahr mehr als 

100 Millionen Euro daf¿r zu mobilisieren. Jetzt feiern Sie 

sich f¿r 27,5 Millionen ï herzlichen Gl¿ckwunsch dazu! 

(Zuruf des Abg. Patrick Schreiber, CDU) 

ï Kommen Sie doch noch einmal nach vorn! 
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Hier ist es eindeutig eine K¿rzung und eine Ressour-

cenverschiebung: weg von den wachsenden Zentren, hin 

in das Land. An dieser Stelle lassen Sie die Kommunen 

mit der Erf¿llung der ¿bertragenen Pflichtaufgabe allein. 

Das m¿ssten Sie als ehemaliger Dresdner Stadtrat sehr 

wohl wissen. Der Investitionsbedarf betrªgt hier 

800 Millionen Euro, Herr Schreiber. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Auch Sie wollen eine 

Kurzintervention machen, Herr Blªsner? 

Norbert Blªsner, FDP: Meine Kurzintervention bezieht 

sich auf die Ausf¿hrungen von Herrn Mann. Ich bin 

Stadtrat und kann auch die ï ï 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Die Kurzintervention 

bezieht sich auf den Redebeitrag von hier vorn, nicht von 

soeben? 

Norbert Blªsner, FDP: Ja. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Hm, hm. 

Norbert Blªsner, FDP: Auch als Stadtrat mºchte ich auf 

Folgendes verweisen: Zahlreiche Kommunen vollziehen 

die Schulhausbaufºrderung ohne Fºrdermittel, eben weil 

sie nichts davon abbekommen haben. Der jetzige ï hohe ï 

Fºrdersatz f¿hrt dazu, dass wenige profitieren. Das ist f¿r 

diese Kommunen durchaus gut; ich gºnne ihnen das. Aber 

die groÇe Masse der Kommunen investiert entweder gar 

nicht oder muss die Investitionen selbst finanzieren. 

Wir verzeichnen seit Jahren ï nicht erst seit Schwarz-

Gelb, sondern schon vorher ï eine sehr hohe ¦berzeich-

nung des Programms. Angesichts der hohen Nachfrage 

und unverªnderter Fºrdersummen des Freistaates ist es 

richtig, dass wir sagen: Wir wollen mehr Projekte als 

bisher fºrdern. ï Das ist eine sehr gute Botschaft in das 

Land hinein. 

Vorhin wurde der Vorwurf erhoben, hier werde das Land 

gegen die Stadt ausgespielt. Wir haben deutlich gesagt, 

dass wir dort, wo besonders hoher Kapazitªtsausbaube-

darf besteht, zusªtzliche Gelder investieren wollen. Das 

betrifft Stªdte wie Dresden und Freiberg, aber auch 

andere. Andererseits gibt es das ILE-Programm, in dessen 

Rahmen 15 Millionen Euro investiert wurden, um den 

lªndlichen Raum besonders zu fºrdern. 

Das, was Sie hinsichtlich der Investitionen dargestellt 

haben, war vºllig falsch. Im Gegenteil, die mittelfristige 

Finanzplanung des Haushalts 2009/2010 sah f¿r die 

Folgejahre 10 Millionen Euro Fºrdermittel f¿r den Schul-

hausbau vor. Wir haben diese Mittel mehr als verdoppelt. 

Also bleiben Sie mal ganz ruhig, liebe SPD! 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï  

Lachen der Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Mann, Sie stehen 

am Mikrofon und mºchten erwidern? 

Holger Mann, SPD: Ich kºnnte es mir eigentlich sparen, 

darauf zu reagieren, weil sich Herr Blªsner selbst wider-

sprochen hat. Herr Blªsner, Sie haben gesagt, dass die 

ILE-Mittel um 15 Millionen Euro aufgestockt worden 

seien. Sie m¿ssten doch wissen, dass das vor allem 

Gemeinden mit weniger als 5 000 Einwohnern zugute-

kommt. 

(Norbert Blªsner, FDP:  

Vºlliger Schwachsinn! Eine L¿ge!) 

Sie haben auch gesagt, es gebe keine finanzielle Schlech-

terstellung der Zentren in Sachsen. Sie d¿rfen das, was 

Sie hier dargestellt haben, gern dem Geschªftsf¿hrer des 

Sªchsischen Stªdte- und Gemeindetages ï CDU-Mitglied! 

ï erklªren. Er hat nªmlich kritisiert, dass Ihr Vorhaben 

eine K¿rzung bedeutet und zu einem R¿ckgang der 

Investitionstªtigkeit der Kommunen f¿hren wird. Diese 

sind angesichts ihrer angespannten Haushaltslage und 

eines Fºrdersatzes von 40 % nicht mehr in der Lage, im 

bisherigen Umfang MaÇnahmen vorzunehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

In letzter Konsequenz muss man aber sagen: Bei einem 

Haushalt von 27 Millionen Euro und wohlbekannten 

Kosten f¿r auch nur einen Schulneubau von mindestens 

5 Millionen Euro ï das ist noch eine kleine, g¿nstige 

Schule; es d¿rften eher 10 Millionen Euro sein ï mehr 

Projekte zu fºrdern, ist lªcherlich. Was n¿tzt es mir, 

20 Projekte initiieren zu kºnnen, wenn allein in einer der 

beiden groÇen Stªdte Sachsens der Bedarf bis 2020 bei 20 

Schulen je bis zu 10 Millionen Euro liegt? Da kºnnen Sie 

sich Ihre kleinen Projekte stecken; das hilft so nieman-

dem. 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN  

und den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Wir setzen mit der Aussprache fort. Ich frage 

noch einmal die Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN. 

Herr Dr. Gerstenberg? 

(Interne Wortwechsel zwischen Abgeordneten der 

CDU, der SPD und der FDP ï  

Glocke des Prªsidenten) 

ï Meine Damen und Herren! Ich mºchte Ihnen gern 

Gelegenheit geben, wenn Sie das wollen. Ich kann den 

Platz verlassen, da haben Sie 30 Minuten Zeit. 

(Lachen der Abg. Antje Hermenau, GR¦NE) 

Okay, weiter mit der Aussprache. Ich frage noch einmal 

B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN, ob in der zweiten Runde 

noch einmal das Wort gew¿nscht wird. ï 

(Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE:  

Wir w¿rden gern, aber wir haben  

keine Redezeit mehr!) 

Dann ist die CDU-Fraktion an der Reihe. Herr Abg. 

Colditz, bitte. Ich w¿nsche Ihnen jetzt gutes Gelingen. 
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(Heiterkeit und Beifall bei der CDU,  

der FDP und den GR¦NEN) 

Thomas Colditz, CDU: Vielen Dank, Herr Prªsident. 

Meine Damen und Herren! Herr Prªsident! Mit Blick auf 

das, was wir gerade getan haben, finde ich es gut und 

richtig, dass wir so engagiert, so vielgestaltig und auch so 

kontrovers um das Thema Bildung hier im Hause und auf 

anderen Ebenen miteinander ringen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, das ist dem Thema auch vºllig 

angemessen. Es ist dem Thema auch angemessen, dass 

wir die Diskussion so vielgestaltig zwischen den Fraktio-

nen, aber auch bei uns in der Koalition mit groÇem 

Engagement und Emotionalitªt und auch mit groÇer 

Kontroverse f¿hren. Ich sage an der Stelle auch, dass ich 

es gut finde, dass heute vor dem Landtag junge Menschen 

aufmarschieren und f¿r Bildung in diesem Land protestie-

ren. 

(Beifall bei den LINKEN,  

der SPD und den GR¦NEN) 

Meine Damen und Herren, das ist nicht nur etwas Gutes 

f¿r Sie als Opposition, weil damit eine gewisse Schelte an 

die Koalition und an die Staatsregierung erteilt wird, 

sondern f¿r uns ist es auch gut. Das sage ich einfach so. 

Protestieren heiÇt im Grunde genommen nicht nur, gegen 

etwas zu sein, sondern auch, f¿r etwas einzutreten. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN,  

der SPD, der FDP und den GR¦NEN) 

So sehe ich die heutige Veranstaltung der jungen Leute. 

Es kann uns doch als Politiker gar nichts Besseres passie-

ren, als so eine breite gesellschaftliche Diskussion, noch 

dazu von jungen Menschen, denen die Zukunft dieses 

Landes gehºrt, und dass so ein breites gesellschaftliches 

Eintreten f¿r gute Bildung in Sachsen vorhanden ist. Das 

hilft uns doch auch, und den Optimismus habe ich nach 

wie vor, dann, wenn es zu Entscheidungen kommt, eine 

komfortable Ausgangssituation zu haben und Prioritªten-

setzungen vorzunehmen. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Da m¿ssen  

Sie Herrn Unland auch rausschicken!) 

Gegenstand des vorliegenden Antrages ist auch Punkt 4, 

die Unterrichtsversorgung, wozu ich in meinem Redebei-

trag einiges sagen will. Die wirksamste und verlªsslichste 

MaÇnahme gegen Unterrichtsausfall ist sicher die be-

darfsgerechte, schulart- und fªcherspezifische Planung 

und Ausstattung der Schulen mit Personal. Da bin ich 

wieder bei dem, was ich vorhin gesagt habe: die nach wie 

vor anstehende Aufgabe, der wir uns im Rahmen des 

bevorstehenden Haushaltes zu stellen haben. Und ich sage 

auch noch einmal, dass das bisher vorliegende Bildungs-

paket zur Lºsung nicht ausreicht. 

(Vereinzelt Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

Die k¿rzlich beschlossenen PersonalmaÇnahmen sind 

sicher ein erster ganz wichtiger Schritt in die richtige 

Richtung, und ich bin froh, dass es der neuen Ministerin 

vergºnnt war, dies gleich zum Amtsantritt so auf die 

Reihe zu bringen, wobei wir uns auch vergegenwªrtigen 

m¿ssen, dass diese MaÇnahmen mit Blick auf das Schul-

jahr in einem sehr engen zeitlichen Rahmen zu realisieren 

sind. Es ist das Notwendigste, das getan werden muss, 

mºglicherweise auch mit Konflikten behaftet, aber ï und 

das sollte man nicht kleinreden ï es ist auch ein deutliches 

Signal f¿r junge Lehramtsabsolventen, dass sie in Sachsen 

eine Perspektive haben. Diese 565 geschaffenen Stellen ï 

unabhªngig davon, ob es reicht ï sind ein wichtiges 

Signal, dass wir jungen Menschen diese Perspektive 

aufzeigen. 

Wir m¿ssen aber ¿ber diese Entwicklung hinaus weiter-

denken an die kommenden Jahre. Das wird Gegenstand 

des kommenden Haushalts sein. Diese Verpflichtung 

haben wir uns als Fraktion auferlegt. 

Meine Damen und Herren! Die aktuelle Situation ist nicht 

zu rechtfertigen und es bedarf tatsªchlich eines Gegen-

steuerns, so wie ich es eben gesagt habe. Als Fachpoliti-

ker sind wir uns ¿berfraktionell einig ï so ehrlich muss 

man sein ï, dass es trotzdem immer Unterrichtsausfall 

geben wird. Die Frage ist letztlich nur: Wie kann es 

gelingen, das AusmaÇ des Unterrichtsausfalls so zu 

begrenzen, dass die Qualitªtsverluste schulischer Ausbil-

dung aufgehoben werden? Die zweite Herausforderung 

ist, wie es gelingen kann, dass wir flexibel und schnell auf 

dieses Problem reagieren kºnnen und das Ganze zu 

Akzeptanz vor Ort f¿hrt. 

Unterrichtsausfall an Schulen ist sicher kein rein sªchsi-

sches Problem. Nun kann der Blick in andere Bundeslªn-

der keine Rechtfertigung daf¿r sein, dass wir sagen, bei 

anderen sieht es nicht viel anders aus. Ich denke aber, ein 

Blick darauf, wie anderswo mit diesem Problem umge-

gangen wird, lohnt sich dennoch. Der Vergleich mit 

anderen Lªndern, der in der Vergangenheit zu Rechtferti-

gungen bestimmter Personalvorgaben gef¿hrt hat, ermun-

terte mich, einmal den Blick ¿ber die Landesgrenzen 

hinaus zu richten, wie man anderswo mit dem Unter-

richtsausfall umgeht. Im Internet habe ich von Bayern 

eine ganz interessante Anmerkung gefunden. Dort hat der 

Kultusminister im Oktober vergangenen Jahres einen 

Runden Tisch gegen Unterrichtsausfall einberufen und 

Lehrer, Eltern und Schuldirektoren eingeladen. Dabei 

ging es um gemeinsam getragene Konzepte, um dem 

Problem, das auch in Bayern offensichtlich ein Thema ist, 

gerecht zu werden. Eine Woche zuvor hatte der Minister 

die Aufstockung mobiler Lehrerreserven und ein Budget 

zur Finanzierung eigenstªndiger Vertretungen und bezahl-

ter Mehrarbeit f¿r die Lehrer in Aussicht gestellt und dann 

auch wirklich realisiert. 

Warum erwªhne ich das an dieser Stelle, meine Damen 

und Herren? Meines Erachtens lºst eine solche Herange-

hensweise das Problem am zielf¿hrendsten und sollte, 

wenn auch nicht ad hoc, auch bei uns zu ¦berlegungen 
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Anlass geben. Neben der generellen bedarfsgerechten 

Bereitstellung von Lehrern f¿r das Gesamtsystem bedarf 

es mit Blick auf die konkrete Unterrichtsabsicherung 

immer auch des konkreten Blicks auf die Schule vor Ort, 

wobei es nicht darum gehen kann ï auch das m¿ssen wir 

offen und ehrlich diskutieren ï, die Verantwortung dorthin 

zu delegieren und nicht auch die Rahmenbedingungen zu 

schaffen, damit Handlungsmºglichkeiten vor Ort beste-

hen. 

(Beifall des Abg.  

Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE) 

Meine Damen und Herren! Es ist auch wenig hilfreich, 

wenn staatliche Konzepte entwickelt werden, die dann 

von Dresden aus dem ganzen Land ¿bergest¿lpt werden. 

Der in Bayern eingeschlagene Weg der Verstªndigung mit 

den Betroffenen vor Ort ist da ein wesentlich zielf¿hren-

derer Weg. Er ermºglicht eine konkrete und differenzierte 

Sicht auf die Probleme und nimmt die unmittelbar und 

mittelbar Betroffenen mit in die Verantwortung und die 

Lºsungsfindung hinein. Damit werden sicher nicht alle 

Schwierigkeiten von vornherein aufgelºst, aber die 

Akzeptanz und das Engagement im Umgang mit diesem 

Thema werden anders befºrdert, als dies bisher bei uns 

gelungen ist. 

So wenig planbar und vorhersehbar Unterrichtsausfall bei 

einer vorausgesetzten Personalplanung in Gªnze ist, so 

flexibel muss die Reaktion darauf erfolgen. Das lªsst sich 

aber nicht mit zentraler Steuerung effektiv erreichen. 

Wenn man sich vergegenwªrtigt ï und da sind wir bei 

dem Thema, das wir vor Augen haben ï, dass zum Beginn 

des jetzt schon laufenden Schuljahres Tausende von 

PersonalmaÇnahmen realisiert worden sind und hinter 

diesen MaÇnahmen ebenso viele Lehrkrªfte standen, die 

kurz- und mittelfristig oftmals schulart- und fªcherfremd 

abgeordnet werden mussten und das Ganze von der 

Schulbehºrde durchexerziert wurde, dann muss man sich 

¿ber den daraus erwachsenden Frust, den wir gemeinsam 

vermittelt bekommen haben, nicht wundern. 

Eine ªhnliche Gefahr besteht dann, wenn wir von einem 

Konzept ausgehen, das zentral vom Kultusministerium 

vorgegeben und letztlich auf der Ebene der Regional-

schulªmter durchgesteuert wird. Demgegen¿ber sehe ich 

in der genannten bayerischen Initiative einen zielf¿hren-

deren Weg aus zweierlei Sicht. 

Durch die Einbeziehung von Eltern und Sch¿lern vor Ort 

in die Probleme lassen sich erstens Gestaltungsmºglich-

keiten besser finden und Konflikte, die es trotzdem geben 

wird, im Vorfeld abbauen und Akzeptanz bei den Be-

troffenen herstellen. Durch den Einsatz eines flexibel 

handhabbaren Budgets lªsst sich zweitens der Einsatz 

einer mobilen oder integrierten Lehrerreserve oder die 

finanzielle Unterst¿tzung von Mehrarbeit von Lehrern 

ermºglichen. 

Nun kºnnte ich an dieser Stelle Schluss machen und 

sagen: Nun lasst uns den Startschuss geben, lasst uns 

genau das realisieren. Jedoch denke ich, dass spªtestens 

nach der Kritik am Hause Kultus bez¿glich des Umgangs 

mit Haushaltsvorgaben der j¿ngeren Vergangenheit es 

kaum einen im Kultusressort geben wird, der das jetzt nur 

aufgrund von kreativen Ideen und schºpferischem Enga-

gement lostritt. Das heiÇt, dass wir f¿r einen solchen 

sinnvollen und eigentlich alternativlosen Weg auch 

haushalterische Vorgaben treffen m¿ssen. Insofern kann 

die Diskussion zu diesem Punkt eine Empfehlung sein ï 

auch an das Kultusministerium und an die Staatsregierung 

ï, diesen Ansatz weiter zu verfolgen und dabei jene 

¦berlegungen einzubinden, die ich am Anfang genannt 

habe, um das Bildungspaket inhaltlich weiterzuentwi-

ckeln. So sind sicherlich auch die angedachten ¦berle-

gungen im MaÇnahmenkatalog mit Blick auf das Pro-

gramm ĂUnterrichtsgarantieñ zu sehen, wobei 1 Million 

Euro als Mittelansatz zur Verf¿gung gestellt werden soll, 

um die Unterrichtsversorgung zu gewªhrleisten. Das ist 

sicherlich eine gute Grundlage, um darauf qualitativ und 

inhaltlich weiter aufzubauen. 

Das Programm ĂUnterrichtsgarantieñ macht sehr deutlich 

auf die Notwendigkeit eines flexiblen und bedarfsgerech-

ten Umgangs mit dem Unterrichtsausfall im Land auf-

merksam. Das ist eine neue Sichtweise, die es bisher so 

nicht gab. Darauf kºnnen Konzepte wie die eben genann-

ten aufgebaut, abgestimmt und weiterentwickelt werden. 

Ob die bisher zur Verf¿gung stehenden Mittel in Hºhe 

von 1 Million Euro wirklich ausreichend sind, ist sicher-

lich mit einem Fragezeichen zu versehen. Ende des Jahres 

gibt es Haushaltsberatungen. Mºglicherweise kºnnen wir 

dann darauf aufbauend Mittel im Haushalt aufstocken. 

Wir haben auÇerdem die Mºglichkeit, in dem uns zur 

Verf¿gung stehenden Zeitraum und mit den uns zur 

Verf¿gung stehenden Mitteln Konzepte zu erproben und 

zu entwickeln, wie ich sie gerade beschrieben habe, um 

des Problems Herr zu werden. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU und der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Colditz. ï Herr Dr. Hahn. 

Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Ich mºchte gern eine Kurzinterventi-

on zum Beitrag von Herrn Kollegen Colditz einbringen, 

der, denke ich, viele richtige und nachdenkenswerte 

Dinge gesagt hat. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte. 

Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Ich mºchte zu drei 

Punkten etwas sagen. 

Erstens: Herr Colditz hat gesagt, dass es Unterrichtsaus-

fall immer geben wird. Das ist sicherlich richtig, wenn es 

um kurzfristige Erkrankungen oder anderweitige Ausfªlle 

geht. Jedoch hoffe ich, Herr Colditz, dass Sie mit mir 

darin ¿bereinstimmen, dass es planmªÇigen Unterrichts-
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ausfall, der seit Jahren stetig zunimmt, nicht geben darf, 

auch nicht in Sachsen. Damit muss endlich Schluss sein. 

(Zuruf von der CDU: Das ist gelogen! ï  

Julia Bonk, DIE LINKE:  

Das ist ¿berhaupt nicht gelogen!) 

Ich habe Zweifel, dass die jetzt vorgelegten Zahlen 

geeignet sind, den planmªÇigen Unterrichtsausfall tat-

sªchlich zur¿ckzudrªngen. 

Zweitens: Herr Colditz hat gesagt, dass die Staatsministe-

rin etwas erreicht hat bzw. ihr etwas vergºnnt gewesen 

sei, was ihrem Vorgªnger nicht vergºnnt war. Ich finde es 

auch richtig, dass mehr Geld zur Verf¿gung gestellt 

worden ist. Wenn Sie aber auf die Haushaltsberatungen 

hinweisen ï das ist das Dritte, was sich damit verbindet ï, 

dann finde ich es vºllig unangemessen, dass der Finanz-

minister dieses Landes, obwohl er in der Liste f¿r den 

ganzen Tag als anwesend ausgewiesen ist, an dieser 

Debatte nicht teilnimmt und durch Abwesenheit glªnzt. 

Das finde ich nicht akzeptabel. 

(Vereinzelt Beifall bei den LINKEN, der SPD  

und den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Colditz, mºchten 

Sie erwidern? ï Das ist nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, wir setzen in der Aussprache 

fort. F¿r die FDP-Fraktion spricht Herr Abg. Blªsner. Sie 

haben das Wort. 

Norbert Blªsner, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am Ende sind 

wir doch wieder auf das Hauptthema Lehrerbedarf zu-

r¿ckgekommen. Ich erlebe in den letzten Monaten zwei 

unterschiedliche Diskussionen. Ich erlebe eine Diskussi-

on, die von hoher Sachlichkeit, hoher Vernunft, Zuhºren 

und vom Ringen um die besten Argumente ï beispiels-

weise bei Kreiselternrªten oder jetzt im Vogtland bei der 

Demonstration der Sch¿ler in Neumark, wo man sich 

bez¿glich der Probleme vor Ort ausreden lieÇ, zum 

Beispiel bez¿glich des Biologieausfalls, der ohne Zweifel 

nicht hinnehmbar ist ï geprªgt ist. Wir haben Beitrªge 

gehºrt ï zum Beispiel eben von meinem Kollegen 

Thomas Colditz ï, die, glaube ich, das Thema sehr sach-

lich und sehr zielorientiert angehen. 

Jedoch mºchte ich darum bitten, dass die zweite Form der 

Diskussion, die ich hier im Hohen Hause bei diesem 

Thema leider auch erlebe, nªmlich die unsachliche Dis-

kussion ï das Vorw¿rfe-Machen, das Nicht-Eingestehen 

von eigenen Fehlern ï, nicht passiert. Ich mºchte es an 

einem Beispiel festmachen, Herr Dr. Hahn, weil Sie 

gerade am Mikrofon sind: 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Blªsner, gestatten 

Sie eine Zwischenfrage? 

Norbert Blªsner, FDP: Wenn ich mit meinem Gedanken 

fertig bin. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Ich habe Sie hºflich 

gefragt. 

Norbert Blªsner, FDP: Ich lasse eine zu, mºchte jedoch 

zunªchst fortf¿hren. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Gut. 

Norbert Blªsner, FDP: Bez¿glich des Themas ILE-

Fºrderung haben Sie gesagt: Erst unter 5 000 Einwohner 

ï bitte sagen Sie gleich, ob ich Sie richtig verstanden habe 

ï; das gilt auf OrtsteilgrºÇe heruntergebrochen. Heidenau 

ist der Nachbar von Dresden ï bestimmt keine Stadt, bei 

der man von lªndlichem Raum sprechen w¿rde. Das ist 

die dicht besiedeltste kreisangehºrige Stadt im Freistaat 

Sachsen. Herr Hahn, Sie waren einmal selbst B¿rgermeis-

ter ï Entschuldigung, nicht B¿rgermeister, Sie waren 

Stadtrat. Ich denke, Sie kennen die Stadt sehr gut. 

Ich komme aus dem Ortsteil GroÇsedlitz. Dort steht eine 

Schule, dort gibt es eine Kita. Der Ortsteil hat 800 Ein-

wohner, ist aber kein selbststªndiger Ortschaftsteil. 

Nat¿rlich kann er Fºrderung aus ILE bekommen. Ich 

habe nur eine Bitte, Herr Dr. Hahn: dass wir hier sachlich 

und auf der Grundlage richtiger Fakten miteinander reden. 

Dann kºnnen wir dar¿ber streiten, ob der lªndliche Raum 

oder die Wachstumsregion mehr bekommen soll. Aber 

bitte: Bleiben wir bei der Wahrheit und bleiben wir bei 

den Fakten! 

(Beifall bei der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Lassen Sie jetzt die 

Frage zu? ï Ich unterstelle das. Herr Dr. Hahn, bitte. 

Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Herr Prªsident! Herr 

Kollege Blªsner, ich darf Sie darauf aufmerksam machen, 

dass ich bez¿glich des lªndlichen Raums und bez¿glich 

der ILE-Fºrderrichtlinie ¿berhaupt nichts gesagt habe ï 

einfach zur Richtigstellung. 

(Zuruf von den LINKEN:  

Einfach bei der Wahrheit bleiben!) 

Die Frage, die ich Ihnen stellen wollte, bezog sich auf 

Ihre eben getªtigte Aussage, dass Herr Colditz bestimmte 

Probleme sehr sachlich dargestellt und auch Vorschlªge 

unterbreitet hat. In dem Zusammenhang mºchte ich Sie 

gern fragen, ob Sie dem Projekt zustimmen kºnnen, das 

Herr Colditz mit Blick auf Bayern vorschlagen hat ï hier 

konkrete Vertretungspools zu schaffen ï, und ob Ihnen 

bekannt ist, dass die PDS bereits vor ¿ber einem Jahr-

zehnt solche Vertretungspools an allen damaligen Regio-

nalschulªmtern vorschlagen hat, damit der Unterrichtsaus-

fall reduziert werden kann? 

Norbert Blªsner, FDP: Sehr geehrter Herr Dr. Hahn, vor 

¿ber einem Jahrzehnt, muss ich gestehen, war ich viel-

leicht noch etwas zu jung, um das zu verfolgen. Aber ich 

weiÇ, was Herr Colditz gesagt hat. Ich weiÇ auch, was wir 

als FDP bez¿glich des Vertretungspools gefordert haben. 

Man kann dar¿ber streiten, in welcher Form man das 

macht, in Stellen oder mit den Honorarbudgets. Ich 
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glaube, das, was wir jetzt mit dem Programm ĂUnter-

richtsgarantieñ machen, geht genau in diese Richtung. 

Das geht auch genau in die Richtung, die Herr Colditz 

angesprochen hat. Man braucht flexible Mºglichkeiten, 

um schnell Unterricht absichern zu kºnnen. Wir sind 

vºllig einer Meinung, dass man diese Instrumente 

braucht. 

Alle Vorschlªge, die dazu dienen, schnell und effizient auf 

Unterrichtsausfall reagieren zu kºnnen, ohne k¿nstlich 

Ressourcen vorhalten zu m¿ssen ï Honorare haben den 

Vorteil, dass sie abflieÇen oder nicht abflieÇen; die Stelle 

ist da, unabhªngig davon, ob man sie sofort benºtigt ï, 

und vor langem Unterrichtsausfall absichern, begr¿Çen 

wir. Jedoch halte ich das Modell mit den Honoraren, das 

wir vorgeschlagen haben, f¿r besser. Aber grundsªtzlich 

ist das Thema, schnell auf Unterrichtsausfall zu reagieren, 

ganz wichtig. Darin sind wir uns hier in diesem Hohen 

Hause mit den Fachkollegen vºllig einig. 

(Vereinzelt Beifall bei der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Blªsner, Sie 

gestatten eine weitere Zwischenfrage? ï Das ist nicht der 

Fall. 

Norbert Blªsner, FDP: Ich hoffe, dass die Diskussion, 

die im Gange ist, die zusammen mit der Staatsregierung 

und dem Kultusministerium erfolgt, zusammen mit allen 

Beteiligten auf einer sachlichen Ebene fortgef¿hrt werden 

kann. Das ist die Grundlage daf¿r, im Laufe der nªchsten 

Monate zu guten Ergebnissen zu kommen, um letztend-

lich das bevorstehende Problem lºsen zu kºnnen und 

konstruktiv miteinander zu diskutieren, statt dauernd nur 

Vorw¿rfe zu machen; denn das, glaube ich, ist hier vºllig 

fehl am Platz. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei der FDP und der CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Dr. Stange? 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Herr Prªsident! Ich mache 

von dem Instrument der Kurzintervention Gebrauch. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Herr Blªsner, Ihren Appell, 

den hºró ich wohl, allein mir fehlt der Glaube daran, dass 

aufseiten der Koalition tatsªchlich ein ernsthafter Wille zu 

einem konstruktiven Dialog besteht. Nach wie vor wird 

uns keine klare Faktenlage zu den Zahlen vorgelegt. Ich 

erfahre tªglich Neues, wie die tatsªchliche Stellenlage 

aussieht. Solange hier von der Landesregierung und der 

Koalition nicht mit offenen Karten gespielt wird, wie die 

Situation an den Schulen tatsªchlich ist und die Einstel-

lung von Stellen f¿r das kommende Schuljahr und die 

darauffolgenden Jahre aussieht, glaube ich nicht an einen 

konstruktiven Dialog, weil all unsere Vorschlªge ins 

Leere laufen. Ich lasse mich auch nicht von einem Pro-

gramm ĂGeld statt Stellenñ einlullen. Das ist keine Lº-

sung f¿r die Schulen, wenn der Grundbereich nicht 

abgedeckt ist. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

Herr Colditz, ich nehme Ihr Angebot gern an, wenn die 

Staatsregierung dazu bereit ist. Es gibt nur einen kleinen 

Unterschied: Bayern hat seit Jahrzehnten eine Kultur des 

Dialogs mit den Lehrerverbªnden, Elternverbªnden und 

der Opposition ï Sie erinnern sich sicher an das Thema 

Inklusion ï, die wir uns hier ebenso w¿nschen. Vielleicht 

tritt sie eines Tages ein. Momentan ist der Boden daf¿r 

aber nicht geeignet. 

(Beifall bei der SPD ï Volker Bandmann, CDU: 

Aber Sie waren doch lange genug Ministerin!) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Blªsner, mºchten 

Sie erwidern? ï Das ist nicht der Fall. Meine Damen und 

Herren! Ich frage die NPD-Fraktion: Wird das Wort 

gew¿nscht? ï Das ist nicht der Fall. Damit ist die zweite 

Runde beendet. Gibt es den Wunsch nach einer dritten 

Runde? ï Herr Prof. Besier, bitte. Sie haben das Wort. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Vielen 

Dank, Herr Prªsident! Meine Damen und Herren! Ich 

mºchte unsere Bitte, dem Antrag zuzustimmen, mit ein 

paar Bemerkungen verbinden, die zusammenfassender 

Natur sind. 

Das beschlossene Bildungspaket wird nicht ausreichen. 

Das bef¿rchtet Herr Kollege Colditz und wir bef¿rchten 

das ebenso. Ich halte es f¿r auÇerordentlich wichtig, dass 

wir ¿ber die Lªndergrenzen schauen. Das ist ein sehr 

guter Vorschlag, weil man dort vielleicht kreative Ideen 

findet, die uns weiterhelfen. 

Wir stehen vor einem Sanierungsstau und werden erleben, 

dass unsere Kinder in Containern unterrichtet werden. Wir 

haben einen hohen Unterrichtsausfall. Es gibt die Sorge, 

dass wir nicht gen¿gend Vertretungen haben. Vertretungs-

pools, wie angeregt, wªren hierbei vielleicht eine Hilfe. 

Im Hochschulbereich wird der Stellenabbau ausgesetzt 

werden m¿ssen. Am Ende wird es sonst teurer werden, 

wenn wir jetzt nicht das zur¿cknehmen, was wir oder Sie 

unter anderen Voraussetzungen beschlossen haben. 

Die Rektorin der Universitªt Leipzig hat in der letzten 

Anhºrung etwas sehr Wichtiges gesagt: Bis jetzt haben 

wir nach dem Rasenmªherprinzip arbeiten kºnnen. Alles 

ist erhalten geblieben. Jetzt ist die Zªsur eingetreten. Nun 

m¿ssen wir ganze Einrichtungen streichen. An diesem 

Stadium sind wir angekommen. Hier befinden wir uns im 

nationalen Wettbewerb nicht mehr dort, wo wir uns alle 

gern sehen mºchten. Ich nenne hierzu nur das Stichwort 

Pharmazie in Leipzig. Es ist schon angesprochen worden. 

Werfen wir einen Blick auf die Lehramtsstudierenden: Es 

ist bereits gesagt worden, dass das Vertrauen in diesen 

Ausbildungsgang durch die stªndig neuen Examensbe-

dingungen ï Lehramtsstudium, Examen, Bachelor und 
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zur¿ck ï zur¿ckgegangen ist. Studierende ziehen es daher 

vermutlich vor, andere Studiengªnge zu wªhlen. 

Das Wort Ăumzulenkenñ habe ich vernommen. Von 

Ăartverwandtñ mºchte ich nicht reden. Die Vorstellung, 

man kºnne Studierende, die ein Interesse an benachbarten 

Disziplinen haben, dazu bewegen, ein Lehramtsstudium 

aufzunehmen, erscheint mir schwierig. Die Studienwahl 

ist frei. Studierende werden sich danach richten, wie 

attraktiv ein Studium, wie sicher und zuverlªssig ein 

Studiengang ist und wie die Examensbedingungen sind. 

Hierbei m¿ssen wir in Vorleistung gehen. Wir m¿ssen den 

Studierenden wieder Vertrauen in diese Studiengªnge 

geben. Dann bin ich zuversichtlich, dass sich auch wieder 

mehr f¿r das Lehramtsstudium entscheiden werden. 

Wir haben Versªumnisse aufgef¿hrt. Mit Blick auf die 

Lehramtsausbildung in Chemnitz kann ich mir nicht 

vorstellen ï es fehlt ein Zentrum f¿r die Lehrerbildung 

und eine erziehungswissenschaftliche Fakultªt ï, dass wir 

im Jahr 2013/2014 dort tatsªchlich so weit sind, das 

Grundschulstudium aufzunehmen. Das scheint mir sehr 

optimistisch zu sein ï viel zu optimistisch. Wir wissen, 

dass es gerade in diesem Bereich einen dramatischen 

Lehrermangel gibt. 

Es hat eine ganze Reihe von Fragen gegeben ï Fragen, 

die einer Beantwortung harren. Beispielsweise ging es um 

die Altersteilzeit und die Ruhephase. Wurde dies in den 

Berechnungen ber¿cksichtigt? Es besteht die Frage, wie 

es mit dem Fachunterricht weitergehen wird. Werden 

tatsªchlich genug Fachlehrer ï kurz- und mittelfristig ï 

zur Verf¿gung stehen, um den Fachunterricht abzude-

cken? M¿ssen wir stattdessen damit rechnen, dass in der 

nªchsten Zeit noch sehr viel mehr fachfremde Lehrer in 

den Fªchern unterrichten? 

Wir haben die Chance, die Weichen anders zu stellen. Das 

sehe ich ªhnlich wie der Kollege Colditz. Es stehen 

demnªchst Haushaltsverhandlungen an und wir kºnnen in 

diesem Zusammenhang Korrekturen vornehmen. Es 

klingt immer wie eine Phrase und dennoch m¿ssen wir 

uns daran erinnern: Alles, was wir in den Bildungssektor 

investieren, investieren wir in die Zukunft dieses Landes. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Gibt es weitere Wortmeldungen? ï Das kann ich 

nicht erkennen. Ich frage die Staatsregierung, ob das Wort 

gew¿nscht wird? ï Frau Staatsministerin von Schorlemer, 

Sie haben das Wort. 

Prof. Dr. Dr. Sabine von Schorlemer, Staatsministerin 

f¿r Wissenschaft und Kunst: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordneten! Vor 

den Hochschulen unseres Landes stehen neben den 

Aufgaben in der Forschung und im Ringen um Exzellenz 

aktuell zwei wichtige Aufgaben in der Lehre: Zum einen 

gilt es, einen in diesem AusmaÇ unerwarteten Andrang 

von Studienanfªngern zu bewªltigen und die Qualitªt der 

Lehre zu sichern. Zum anderen ist das besondere Augen-

merk auf die Lehramtsausbildung zu richten, um mit gut 

ausgebildeten Lehrerinnen und Lehrern auch in Zukunft 

gute Schulen zu sichern. 

Zunªchst komme ich zur Bewªltigung der hohen Zahl der 

Studienanfªnger. Es ist davon auszugehen, dass die 

Anzahl der Studierenden im Wintersemester 2012/2013 

den Hºhepunkt erreicht und ¿ber mehrere Jahre hinweg 

im SMWK-Bereich ï ohne Hochschulmedizin ï mit ¿ber 

100 000 Studierenden hoch bleiben wird. Dies ergibt sich 

aus dem seit Kurzem zur Verf¿gung stehenden statisti-

schen Material, welches zwischen meinem Ressort und 

dem Staatsministerium der Finanzen aktuell abgestimmt 

werden konnte. 

Der zeitweisen ¦berlast ist durch ein MaÇnahmenpaket 

zu begegnen. Das vorgesehene MaÇnahmenpaket ist 

mehrjªhrig angelegt und steht daher unter dem Zustim-

mungsvorbehalt dieses Hohen Hauses. Die Staatsregie-

rung wird auf der Basis des Hochschulpaktes 2020 und 

unter Einsatz der entsprechenden Mittel durch zeitlich 

befristete Beschªftigungsverhªltnisse im akademischen 

Mittelbau ï wissenschaftliche Mitarbeiter und Lehrkrªfte 

f¿r besondere Aufgaben ï sowie durch vorgezogene 

Berufungen den Hochschulen Instrumente an die Hand 

geben, die besondere Lehrlast in den nªchsten Jahren 

abzufedern. 

Konkret sollen bereits zur Vorbereitung des anstehenden 

Wintersemesters 150 zusªtzliche Einstellungen im aka-

demischen Mittelbau erfolgen kºnnen und im Folgejahr 

eine weitere Tranche mit weiteren 60 Einstellungen im 

akademischen Mittelbau sowie 90 vorgezogene Berufun-

gen folgen. Das sind mithin 300 Stellen. Der Einsatz soll 

zielgerichtet im Sinne der Schwerpunktsetzung der 

Hochschulen erfolgen. 

Ich habe in sehr konstruktiven Gesprªchen mit dem 

Finanzminister geklªrt, wie die erforderlichen MaÇnah-

men durch Mittel aus dem Hochschulpakt haushaltsrecht-

lich abgesichert werden, das heiÇt, wie konkret die Mittel, 

die der Bund bereitstellt und f¿r die der Freistaat Sachsen 

auch Rechenschaft ablegen muss, zur Erf¿llung der 

sªchsischen Verpflichtungen aus dem Hochschulpakt 

2020 eingesetzt werden. Die Finanzierung ist also gesi-

chert, der formale Beschluss ist noch zu fassen. 

Es ist beabsichtigt, die Hochschulen in der nªchsten 

Woche zu unterrichten, damit sie rechtzeitig reagieren 

kºnnen, damit sie das Wintersemester vorbereiten und 

auch die Bedarfe melden kºnnen. 

Meine Damen und Herren! Nun zum zweiten Punkt, der 

Lehrerausbildung. Am 20. Dezember des letzten Jahres 

hat der Koalitionsausschuss das Bildungspaket Sach-

sen 2020 beschlossen. Darin ist vorgesehen erstens ein 

Anstieg der Zahl der Studienanfªngerinnen und -anfªnger 

in den Lehramtsstudiengªngen ab dem Wintersemester 

2012/2013 von 1 000 auf 1 700 jªhrlich und zweitens, das 

Lehramt an Grundschulen an der Technischen Universitªt 

Chemnitz ab Wintersemester 2013/2014 einzuf¿hren. 
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Seitdem haben wir in einer ungeheuren gemeinsamen 

Kraftanstrengung aller beteiligten Akteure daf¿r gesorgt, 

dass das Bildungspaket wie geplant und vor allen Dingen 

auch termingerecht umgesetzt werden kann. 

(Cornelia Falken, DIE LINKE,  

steht am Saalmikrofon.) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Staatsministerin, 

Sie gestatten eine Zwischenfrage? 

Prof. Dr. Dr. Sabine von Schorlemer, Staatsministerin 

f¿r Wissenschaft und Kunst: Ich w¿rde gern im Zu-

sammenhang bleiben. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte. 

Prof. Dr. Dr. Sabine von Schorlemer, Staatsministerin 

f¿r Wissenschaft und Kunst: Ich mºchte an dieser Stelle 

nicht versªumen, allen Beteiligten in den zustªndigen 

Ministerien, aber auch an den Hochschulen ganz herzlich 

zu danken f¿r ihr groÇes Engagement f¿r diese gemein-

same Sache. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Mit allen vier lehrerbildenden Hochschulen werden 

derzeit Zielvereinbarungen abgeschlossen, die die Ver-

handlungsergebnisse festhalten. Darin stellen wir zusªtz-

liche Ressourcen und Personalstellen zur Verf¿gung. Die 

Paraphierung dieser Sonderzielvereinbarungen ist auf 

Staatssekretªrsebene f¿r diese Woche vorgesehen. Wir 

sind also dabei, die Vertragstexte zu paraphieren. Alle 

Punkte sind geklªrt, und die offizielle Unterzeichnung der 

Sonderzielvereinbarungen wird nªchste Woche stattfin-

den. 

Mit Ihrem Antrag, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, kommen Sie also zu spªt und vor allem rennen 

Sie auch offene T¿ren ein. 

(Cornelia Falken, DIE LINKE,  

steht am Saalmikrofon.) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Das ist jetzt der Zeit-

punkt f¿r die Frage? 

Prof. Dr. Dr. Sabine von Schorlemer, Staatsministerin 

f¿r Wissenschaft und Kunst: Bitte? 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Ist das jetzt der Zeit-

punkt, zu dem Sie die Frage zulassen wollen? 

Prof. Dr. Dr. Sabine von Schorlemer, Staatsministerin 

f¿r Wissenschaft und Kunst: Ich mºchte gern fortfah-

ren. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Sie lassen sie also nicht 

zu? 

Prof. Dr. Dr. Sabine von Schorlemer, Staatsministerin 

f¿r Wissenschaft und Kunst: Ich lasse sie nicht zu. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Okay. 

Prof. Dr. Dr. Sabine von Schorlemer, Staatsministerin 

f¿r Wissenschaft und Kunst: Ich kann Ihnen an dieser 

Stelle bereits mitteilen, dass die Universitªt Leipzig als 

die grºÇte lehrerbildende Hochschule im Freistaat Sach-

sen bis zum Jahr 2016 rund 29 Millionen Euro erhalten 

wird, um den zusªtzlichen Aufwuchs f¿r Lehramtsstudie-

rende erbringen zu kºnnen. Aus diesen Mitteln werden 

114 zusªtzliche Stellen finanziert. AuÇerdem wird es der 

Universitªt Leipzig ermºglicht, unter anderem folgende 

Leistungen zu erbringen: die Aufstockung der Studien-

plªtze, studienbegleitende Tutorien, eine Einrichtung des 

zusªtzlichen Fachs WTH im Bereich der Sonderpªdago-

gik etc. 

Aber auch die zweite groÇe lehrerbildende Universitªt im 

Freistaat Sachsen, die TU Dresden, wird bis zum 

Jahr 2016 fast 13 Millionen Euro zusªtzlich erhalten. Mit 

diesen Mitteln wird es der Hochschule mºglich sein, 

zusªtzlich 35,5 Stellen im Bereich der Lehrerbildung 

einzurichten. 

In den von mir erwªhnten Zielvereinbarungen schreiben 

wir auÇerdem fest, wie viele Studierende die Hochschulen 

aufzunehmen und welche Kapazitªten sie in den einzel-

nen Fªchern vorzuhalten haben. Die TU Dresden wird 

demnach zum Wintersemester 2012/2013 mindestens 600 

Studienanfªnger aufnehmen, die Universitªt Leipzig sogar 

1 000. Hinzu kommen noch die Studierenden der beiden 

Musikhochschulen, sodass wir bereits zum kommenden 

Wintersemester die Kapazitªt von 1 700 Studienanfªngern 

im Lehramt erreichen werden. 

AuÇerdem verpflichten sich die Hochschulen, keine 

Stellenk¿rzungen in den f¿r das Lehramtsstudium rele-

vanten Bereichen vorzunehmen. Wir werden auÇerdem 

festschreiben, dass die Erfolgsquote f¿r die Studierenden 

mindestens 85 % betragen soll. 

Meine Damen und Herren! Daneben bereitet mein Haus 

derzeit in Abstimmung mit der Universitªt Leipzig ein 

Konzept zur Gewinnung von Seiteneinsteigern f¿r das 

Lehramt an Grund- und Mittelschule vor. In Betracht 

kommen dabei f¿r das Lehramt an Grundschulen Absol-

ventinnen und Absolventen von Fachhochschulen mit 

Abschluss Diplom/Bachelor/Master in den Fªchern 

Sozialarbeit/Sozialpªdagogik und ĂFr¿he Kindheitñ, 

Kommunikationspsychologie, Heilpªdagogik/Behinder-

tenpªdagogik. F¿r das Lehramt an Mittelschulen w¿rden 

unter Umstªnden infrage kommen Absolventinnen und 

Absolventen von Universitªten und Fachhochschulen mit 

einem Diplom- oder Bachelorabschluss in Psychologie 

oder Sportwissenschaften sowie Bachelor- oder Magister-

absolventen in Anglistik, Germanistik, Mathematik, 

Informatik, auch mit Fachhochschulabschluss. 

AuÇerdem wollen wir k¿nftig vermehrt werben, nicht nur 

mit Ăpack-dein-studium.deñ f¿r das Lehramt, sondern 

konkret auch um Seiteneinsteiger, und zwar auch wªhrend 

des Studiums. Wenn also k¿nftig wªhrend des Studiums 

ein Studierender das Fach wechseln mºchte, dann wird er 

oder sie gezielt auf die Mºglichkeiten eines Lehramtsstu-
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diums hingewiesen werden. Auch das halten wir f¿r eine 

wirksame MaÇnahme. 

Kurzum, wir haben die Voraussetzungen daf¿r geschaffen, 

dass k¿nftig gut ausgebildete Lehrerinnen und Lehrer an 

Sachsens Schulen in ausreichender Zahl zur Verf¿gung 

stehen ï womit ich an meine Kollegin, Frau Staatsminis-

terin Kurth, ¿bergeben mºchte. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU,  

der FDP und der Staatsregierung) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Staatsministerin. ï Frau Staatsministerin Kurth, Sie haben 

jetzt Gelegenheit, zu Punkt 4 des Antrages zu sprechen. 

Sie haben das Wort. 

Brunhild Kurth, Staatsministerin f¿r Kultus: Sehr 

geehrter Herr Prªsident! Meine Damen und Herren! 

Bereits in der vergangenen Plenarsitzung ï ich beziehe 

mich jetzt auf Punkt 4 des Antrages ï war das Thema 

Unterrichtsausfall auf der Tagesordnung. Ich habe damals 

schon betont, dass die landesweite Unterrichtsversorgung 

eine unserer wichtigsten Aufgaben ist. Dabei bleibe ich 

auch heute. Die Unterrichtsversorgung steht im Mittel-

punkt meiner Tªtigkeit, und zwar gemeinsam mit der 

Qualitªt des Unterrichts. Das Herzst¿ck von Schule ist 

guter Unterricht. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Unsere Lehrerinnen und Lehrer haben in den vergangenen 

Jahren mit viel Engagement und Fachkompetenz bewie-

sen, dass wir in Sachsen guten Unterricht machen kºnnen, 

sonst w¿rden wir nicht so in der Bildungspolitik dastehen, 

wie wir das heute tun. 

Ich habe deutlich gemacht, dass wir bereits jetzt den 

Unterrichtsausfall anhand klar festgelegter Kriterien 

transparent dokumentieren. Wir in Sachsen dokumentie-

ren den Unterrichtsausfall so transparent wie in keinem 

anderen Bundesland. Die Kriterien sind im Internet 

nachzulesen. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: PlanmªÇigen 

Unterrichtsausfall gibt es nach wie vor!) 

Ich habe aber auch bereits mehrfach erklªrt, ¿ber die 

Einzelheiten der sinnvollen Erfassung von Unterrichtsaus-

fall mit beteiligten Sch¿lerinnen und Sch¿lern, Lehrern, 

Eltern und Verbªnden diskutieren zu wollen, allerdings ï 

und auch das habe ich bereits betont ï erst nach dem 

Abschluss der Schuljahresvorbereitung, denn diese hat 

jetzt eindeutig Prioritªt. Unmittelbar nach Beginn des 

Schuljahres werden wir in den Dialog ¿ber die Erfassung 

von Unterrichtsausfall einsteigen. 

Wenn in Sachsens Schulen Unterrichtsausfall auftritt, 

werden vor Ort an den Schulen mit groÇem Engagement 

durch die Schulleitung MaÇnahmen wie fachgerechte oder 

fachfremde Vertretung von Unterricht ergriffen. Das ist 

uns allen bekannt. Abordnungen von anderen Schulen und 

weitere MaÇnahmen werden dar¿ber hinaus herangezo-

gen. Mir ist sehr wohl bewusst, dass diese MaÇnahmen 

zum jetzigen Zeitpunkt nicht immer erfolgreich durchge-

f¿hrt werden kºnnen, weil an der einen oder anderen 

Stelle der entsprechende Fachlehrer nicht zur Verf¿gung 

steht, und dass damit der Unterrichtsausfall, den es immer 

geben wird ï Herr Colditz hat das gesagt und ich kann das 

aus meiner vergangenen Tªtigkeit bestªtigen ï, an der 

einen oder anderen Stelle zu hoch ist. 

Das Thema Unterrichtsausfall beinhaltet auch ein weiteres 

Thema, das zurzeit und zu Recht heiÇ debattiert wird, hier 

und andernorts: die Unterrichtsversorgung. Es wurde 

bereits erwªhnt, dass die sªchsische Regierung zur Absi-

cherung des Schuljahresstarts ein MaÇnahmenpaket 

geschn¿rt hat, dessen Umsetzung bereits begonnen hat. 

Die Umsetzung dieses Pakets ist in vollem Gange. Ich 

mºchte es nur der Vollstªndigkeit halber noch einmal 

erwªhnen, aber auch das wurde bereits gesagt. Wir sind 

dabei, an den f¿nf Regionalstellen die 565 voll unter-

richtswirksamen Einstellungen zum neuen Schuljahr, 

nat¿rlich besonders f¿r Grund- und Fºrderschulen, 

umzusetzen. 

Hinter diesen 565 voll unterrichtswirksamen Einstellun-

gen steht eine mathematische Herangehensweise, die ich 

mehrfach erlªutert habe. Dazu kommen ï wie ich auch 

erwªhnt habe ï 90 Einstellungen ¿ber QM. 

(Cornelia Falken, DIE LINKE,  

steht am Saalmikrofon.) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Staatsministerin, 

Sie gestatten eine Zwischenfrage? 

Brunhild Kurth, Staatsministerin f¿r Kultus: Ich 

w¿rde gern noch einen Aspekt erwªhnen, danach ist die 

Anfrage gestattet. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Sie geben mir ein 

Zeichen? ï Vielen Dank. 

Brunhild Kurth, Staatsministerin f¿r Kultus: Die 

R¿ckf¿hrung von Lehrerarbeitsvermºgen ï auch dies 

wurde von den Vorrednern erwªhnt ï in die Mittelschulen 

und Gymnasien aus den Ganztagsangeboten im Umfang 

der 290 Stellen wird jetzt vorbereitet und in einer sehr 

kurzen Zeit ambitioniert. Dieses Arbeitsvermºgen kann 

dann sofort zu Beginn des Schuljahres eingesetzt werden. 

Wir hatten einen ¦bergangszeitraum, in dem an Mittel-

schulen und Gymnasien Ganztagsangebote durch Lehrer 

absolviert wurden, und kehren nun wieder zum urspr¿ng-

lichen Ansatz und zum Sinn von Ganztagsangeboten und 

diesem Programm zur¿ck. ï Bitte. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Ich danke Ihnen, Frau 

Staatsministerin. ï Frau Falken, bitte. 

Cornelia Falken, DIE LINKE: Schºnen Dank, Herr 

Prªsident. ï Frau Staatsministerin, ich mºchte meine 

Frage aus meinem Redebeitrag von vorhin wiederholen, 
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weil ich nicht weiÇ, ob Sie in Ihrem Redebeitrag noch 

darauf eingehen. 

Ich gehe davon aus, dass Sie genauso wie wir in diesem 

Hohen Hause daran Interesse haben, zu wissen, wo die 

23,5 Millionen Euro, die zusªtzlich zur Verf¿gung gestellt 

werden sollen, herkommen. Ich gehe davon aus, dass Sie 

genauso groÇes Interesse daran haben wie wir, dass sie 

nicht aus Ihrem Haus und auch nicht aus dem  

Wissenschaftsministerium kommen. Deshalb hªtte ich die 

Frage vorhin gern auch der Staatsministerin Frau 

Prof. von Schorlemer gestellt. 

Wir mºchten gern wissen: Wo kommt das Geld her? Ich 

gehe davon aus, dass Sie das auch wissen wollen. Wenn 

Sie es nicht beantworten kºnnen, w¿rde ich Sie sehr 

herzlich bitten bzw. fragen, ob Sie bereit wªren, dem 

Finanzminister ein St¿ck Ihrer Redezeit abzugeben, damit 

er heute die Mºglichkeit hat, uns dies hier im Hohen 

Hause mitzuteilen. 

(Beifall bei den LINKEN, der SPD und den 

GR¦NEN ï Leichte Heiterkeit bei der CDU ï 

Andr® Hahn, DIE LINKE: Das ist kein Grund zum 

Lachen, das ist bitterer Ernst! ï Klaus Tischendorf, 

DIE LINKE: Spontanrede, was wir am liebsten 

machen! ï Zuruf des Abg. Volker Bandmann, CDU 

ï Klaus Tischendorf, DIE LINKE:  

Wir lassen uns nicht provozieren!) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Staatsministerin. 

Brunhild Kurth, Staatsministerin f¿r Kultus: Gegebe-

nenfalls haben wir jetzt schon die Antwort auf die Frage. 

Frau Falken, nat¿rlich haben wir ï Finanz- und Kultusmi-

nisterium ï gemeinsam dieses MaÇnahmenpaket f¿r das 

kommende Schuljahr besprochen und beraten, das wurde 

mehrfach gesagt. All die MaÇnahmen, die 565 Stellen ï 

von den anderen spreche ich jetzt nicht ï, m¿ssen finan-

ziert werden, und sie werden nat¿rlich nicht aus dem 

Haushalt des Kultusministeriums finanziert. 

(Cornelia Falken, DIE LINKE: Woher kommen die 

23,5 Millionen? ï Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: 

Es steht in der Verfassung, dass die Fragen zu 

beantworten sind! Wo kommt das Geld her? ï 

Zuruf von der CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Staatsministerin, 

ich bitte Sie, in Ihrem Redebeitrag fortzufahren. 

Brunhild Kurth, Staatsministerin f¿r Kultus: Meine 

Damen und Herren, ich w¿rde gern fortfahren. 

(Zurufe von den LINKEN ï  

Glocke des Prªsidenten) 

Das oberste Ziel sªchsischer Bildungspolitik, das habe ich 

bereits mehrfach ausgef¿hrt, ist die flªchendeckende 

Unterrichtsversorgung. Die Voraussetzungen f¿r das 

kommende Schuljahr sind in Form von Stellen gesichert, 

die finanziell aus dem Staatshaushalt und nicht aus dem 

Haushalt des Kultusministeriums untersetzt sind. Nun 

wenden wir uns mit ganzer Kraft der langfristigen Siche-

rung des Lehrerbedarfs zu. Wichtige Weichen dazu sind 

gestellt, zum Beispiel in der Lehrerausbildung oder in den 

¦berpr¿fungsmechanismen, wie wir gerade gehºrt haben. 

Wir sind derzeit dabei, die konkrete Bedarfssituation der 

kommenden Jahre in den Blick zu nehmen und den 

Doppelhaushalt zu verhandeln. Frau Falken, auf Ihre 

Fragen wird es dann ganz konkrete Antworten in Bezug 

auf den kommenden Doppelhaushalt und dessen Umset-

zung geben. 

(Cornelia Falken, DIE LINKE: Nein, nein!) 

In der zweiten Maihªlfte werde ich mit allen Schulleite-

rinnen und Schulleitern in Konferenzen ins Gesprªch 

kommen und die Eckpunkte, die jetzt zu Buche stehen, 

sowie die Umsetzung, die an den Regionalstellen ge-

schieht, noch einmal intensiv f¿r den Schuljahresstart 

beraten. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der CDU, der FDP  

und der Staatsregierung) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Staatsministerin. ï Frau Dr. Stange. 

Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Da uns die Frage nun 

mehrfach nicht beantwortet wurde, denke ich, es ist das 

gute Recht des Landtages, zu erfahren, wenn zusªtzliche 

Mittel von der Landesregierung angek¿ndigt werden, 

damit klar ist, aus welchem Haushalt diese kommen. 

(Zuruf von der CDU: Aus dem sªchsischen! ï 

Heiterkeit bei der CDU) 

ï Ich erinnere daran, liebe Kollegen von der CDU, dass 

hier schon einmal ein Kultusminister zur¿ckgetreten ist, 

weil er aus seinem eigenen Haushalt 100 Millionen Euro 

zahlen sollte. 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN  

und den GR¦NEN) 

Von daher ist es vollkommen gerechtfertigt, die Frage zu 

stellen, ob die 23,5 Millionen Euro zusªtzlich angek¿n-

digt worden sind und nicht f¿r die Finanzierung der 

565 Stellen aus dem Gesamthaushalt oder aus dem 

Haushalt des SMK kommen, Frau Staatsministerin. Ich 

entnehme den Antworten, die Sie gegeben haben, Frau 

Kurth, dass sie aus Ihrem eigenen Haushalt kommen. 

(Ministerprªsident Stanislaw Tillich: Sie hat 

ĂStaatshaushaltñ vorgetragen, Sie haben nur nicht 

zugehºrt! ï Zuruf von den LINKEN:  

Dann sagen Sie es doch mal! ï  

Weitere Zurufe von den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, das war die Kurzintervention von Frau 

Dr. Stange. ï Es besteht die Mºglichkeit, darauf zu 

antworten. Ich schaue einmal in die Runde. ï Herr Minis-

terprªsident, Sie haben eine Verlautbarung abgegeben? 
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(Beifall bei den LINKEN ï Zurufe von den 

LINKEN: Hey! ï Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: 

Der Finanzminister hat sich gemeldet! ï  

Antje Hermenau, GR¦NE:  

Und er bewegt sich doch!) 

Stanislaw Tillich, Ministerprªsident: Es hat am Anfang 

dieser Legislaturperiode eine sehr lebhafte und intensive 

Debatte darum gegeben, welche Kultur es in diesem 

Hohen Hause gibt. Die Staatsministerin f¿r Kultus, Frau 

Kurth, hat gerade vorgetragen, Frau Falken hat eine Frage 

gestellt, und Frau Kurth ist dann in ihrem Redebeitrag 

fortgefahren und hat zur Finanzierung auch dieses Paketes 

von 23,5 Millionen Euro eine Aussage getroffen, die ich 

gerade durch meinen Zwischenruf bestªtigt habe. Sie 

sagte, dieser wird aus dem Staatshaushalt finanziert. 

Wenn die Opposition meint, Krawall machen zu m¿ssen 

oder sich weiter zu unterhalten und nicht zuzuhºren, dann 

tut es mir leid. Aber hªtten Sie zugehºrt, hªtten Sie auch 

die Antwort wahrgenommen. ï Danke. 

(Lebhafter, anhaltender Beifall bei der CDU,  

der FDP und der Staatsregierung) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Dr. Hahn. 

(Mario Pecher, SPD: Es gibt keine dummen 

Fragen, nur dumme Antworten!) 

Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Ich freue mich zunªchst einmal, dass 

es ¿berhaupt noch einen Moment gibt, in dem es der 

Ministerprªsident f¿r nºtig hªlt, irgendwie gegen¿ber 

dem Parlament Stellung zu nehmen. Aber wenn Sie es 

denn tun, dann sollten Sie auch etwas sagen, Herr Tillich. 

(Zurufe der CDU: Hat er doch!) 

Ich will nochmal ganz klar betonen, was die Frage von 

Frau Falken, Frau Stange und anderen war: Aus welchem 

Etat, und zwar nicht irgendwoher aus dem Gesamthaus-

halt, sondern aus welchem Einzelplan, aus welchem 

Bereich wird dieses Geld genommen? 

Wenn Sie vom Umgang zwischen Regierung und Parla-

ment sprechen, dann darf ich Sie nochmals auf den 

Artikel 51 der Verfassung verweisen, nach dem die 

Regierung schriftliche Fragen genauso zu beantworten hat 

wie m¿ndliche, die im Parlament gestellt werden. Wenn 

eine klare Frage gestellt wird ï woher das Geld kommt ï, 

dann erwarten wir darauf eine klare Antwort. Alles andere 

ist eine Missachtung des Parlamentes. 

(Beifall bei den LINKEN, der SPD und den 

GR¦NEN ï Christian Piwarz, CDU: Unsinn! 

M¿ndliche Anfragen gibt es in der  

Fragestunde, doch nicht jetzt!) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, es gibt eine weitere Wortmeldung. Frau 

Abg. Hermenau, Sie haben das Wort. 

Antje Hermenau, GR¦NE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren Kollegen! Herr Ministerprªsident, ich 

bin wirklich froh, dass das Geld aus dem Staatshaushalt 

kommt und nicht aus dem privaten Portemonnaie der Frau 

Staatsministerin oder dem schwarzen Koffer der CDU-

Fraktion. Das tut mir leid. 

(Beifall des Abg. Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, 

GR¦NE, und bei den LINKEN) 

Nat¿rlich kommt das Geld aus dem Staatshaushalt, das 

wissen wir alle. Das war nicht die Frage. Die Frage war ï 

das ist bei jeder ganz normalen auÇer- und ¿berplanmªÇi-

gen Ausgabe immer der Fall ï, dass die konkrete Haus-

nummer genannt wird, sodass wir wissen, aus welchem 

Titel und Planungsansatz das Geld gestrichen wird, um es 

daf¿r auszugeben, egal, in welchem Haus bzw. Einzelmi-

nisterium und welchem Titel. 

Sie verzichten auf eine Ausgabe, die dieses Parlament 

beschlossen hat, jedenfalls in seiner Koalitionsmehrheit, 

als der Haushalt beschlossen worden ist. Damals hatten 

Sie ï hoffentlich ï alle einen Plan, was Sie mit dem Geld 

machen wollen. Das wird nun nicht daf¿r ausgegeben, 

sondern es geht in den Schulbereich, und ich w¿rde gern 

wissen, worauf Sie verzichten. Das ist doch interessant, 

und es interessiert jeden hier. Es ist auÇerdem eine  nde-

rung dessen, was wir alle miteinander geplant haben. Ich 

finde, das gehºrt auf den Tisch, und es muss auch mºg-

lich sein, eine Hausnummer zu nennen. 

Wenn Sie bisher noch nicht geklªrt haben, woher Sie das 

aus dem Haushalt nehmen wollen ï das kann ja sein ï, 

und vielleicht machen Sie am Ende des Jahres ein Haus-

haltsresteverfahren oder vielleicht bleibt irgendeine 

Bauinvestition ¿brig, die nicht abgerufen wird ï all das ist 

mºglich ï, dann sagen Sie doch: Wir werden das am Ende 

des Jahres herausnehmen ï das ist vºllig in Ordnung ï, 

wir schlieÇen aber aus, dass es aus dem Kultusministeri-

um kommt. ï Damit bin ich schon zufrieden. Oder Sie 

sagen, wir schauen bei den Bauinvestitionen, was am 

Ende ¿brig bleibt. ï Sie m¿ssen doch irgendeine Vorstel-

lung haben, wo die paar Millionen ¿brig bleiben. 

(Beifall bei den GR¦NEN, den LINKEN  

und der SPD ï Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Das kann doch nicht wahr sein! ï  

Weitere Zurufe von den LINKEN und der SPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Herr Dr. Hahn, wie Sie mit mir gemeinsam 

erkennen kºnnen, gibt es hier keine weitere Wortmeldung. 

(Zurufe von den LINKEN) 

Damit ist die Aussprache beendet. Wir kommen zum 

Schlusswort. Herr Prof. Besier spricht f¿r alle drei Frakti-

onen. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Herr Prªsi-

dent! Meine Damen und Herren! Nehmen Sie die Zu-

sammenfassung in meinem letzten Redebeitrag als das 

Schlusswort. 
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Ich mºchte nur noch das Bild vom Einrennen der offenen 

T¿ren aufnehmen, das Frau Staatsministerin von  

Schorlemer gebraucht hat. Wenn es denn so ist, dass wir 

offene T¿ren einrennen, dann kann unser Antrag keines-

falls schªdlich sein, sondern er wird eher fºrderlich 

wirken. Die Frage ist allenfalls, dass wir vielleicht ver-

schiedene T¿ren meinen. Das hoffe ich aber nicht. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank. ï Meine 

Damen und Herren, ich lasse nun ¿ber die Drucksache 

5/8987 abstimmen. Wer diesem Antrag zustimmen mºch-

te, den bitte ich um das Handzeichen. ï 

(Ministerprªsident Stanislaw Tillich begibt sich 

zum Platz der Abg. Antje Hermenau, GR¦NE,  

und unterhªlt sich mit ihr.) 

Der Herr Ministerprªsident lªsst das gerade nicht zu. ï 

Gibt es Gegenstimmen? ï Gibt es Stimmenthaltungen? ï 

Bei Stimmenthaltungen und zahlreichen Stimmen daf¿r 

hat dieser Antrag dennoch nicht die erforderliche Mehr-

heit gefunden. 

Meine Damen und Herren, dieser Tagesordnungspunkt ist 

beendet. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 7 

BRKG-Novelle ï nicht ohne Feuerwehrthemen! 

Drucksache 5/8971, Antrag der Fraktion der SPD 

Die Fraktionen nehmen wie folgt Stellung: SPD, CDU, 

DIE LINKE, FDP, GR¦NE, NPD und die Staatsregie-

rung, wenn sie das Wort w¿nscht. 

Meine Damen und Herren, wir beginnen mit der Ausspra-

che. F¿r die SPD-Fraktion spricht Frau Abg. Friedel. Sie 

haben das Wort, Frau Friedel. 

Sabine Friedel, SPD: Herr Prªsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wir haben im Jahr 2009 versprochen, Sie 

immer mal wieder mit dem Thema Feuerwehren zu 

belªstigen, und zwar nicht deshalb, weil wir Sie per se 

belªstigen wollen, sondern weil es uns ein wichtiges 

Anliegen ist. Wenn Sie an die zur¿ckliegenden Plenarsit-

zungen denken, stellen Sie fest ï ich habe noch einmal 

nachgeschaut ï, dass wir viermal ¿ber die Situation der 

freiwilligen Feuerwehr im Freistaat Sachsen gesprochen 

haben: ¿ber die Ausbildungssituation, ¿ber Herausforde-

rungen, ¿ber konkrete Vorschlªge und MaÇnahmen ï 

viermal in dieser Runde und viermal auf Antrag der SPD-

Fraktion. Ich freue mich, dass wir jetzt ein f¿nftes Mal 

hinzuf¿gen kºnnen. 

Das hat einen aktuellen Anlass. Sie haben gestern sicher-

lich mitbekommen, dass drauÇen vor dem Landtag eine 

ganze Reihe Rettungsdienstmitarbeiter demonstriert und 

insgesamt 30 000 Unterschriften abgegeben haben, die 

sich gegen einen Gesetzentwurf wenden, der uns im Mªrz 

von den Koalitionsfraktionen zugegangen ist. 

Dieser Gesetzentwurf befasst sich mit einer Novellierung 

des Gesetzes ¿ber Brandschutz, Rettungsdienst und 

Katastrophenschutz im Freistaat Sachsen. Diese BRKG-

Novelle, die wir in der Beratung haben und die noch zur 

Beschlussfassung anstehen wird, befasst sich fast aus-

schlieÇlich mit dem Bereich des Rettungsdienstes. Der 

Bereich des Brandschutzes findet dort im Grunde keine 

Erwªhnung. Im Gesetzentwurf wird eine redaktionelle 

 nderung vorgenommen und eine Regelung zu einem 

Teil der Einsatzstatistik bei den Feuerwehren getroffen. 

Wir halten das f¿r keinen angemessenen Umgang mit 

dem Brandschutzthema angesichts dessen, dass unsere 

Feuerwehren vor vielen Herausforderungen stehen, und 

angesichts dessen, dass mittlerweile in vielen Kommunen 

dar¿ber diskutiert wird: Schaffen wir es wirklich noch, 

den Brandschutz so sicherzustellen, wie er gesetzlich 

vorgesehen ist? 

(Beifall des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

Schaffen wir es wirklich noch, die Tageseinsatzbereit-

schaft gerade in der kritischen Zeit zwischen 8 und 

16 Uhr zu gewªhrleisten? 

(Beifall des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

Was kºnnen wir unternehmen, um in den Bereichen, in 

denen es nicht mehr geht, trotzdem die Bevºlkerung zu 

sch¿tzen? 

(Beifall des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

Das wird in vielen Bereichen des Freistaates Sachsen 

gefragt. Es kann nicht sein, dass wir hier das wichtigste 

Gesetz f¿r den Brandschutz anpassen und darauf nicht nur 

keine Antwort finden, sondern ¿berhaupt nicht auf das 

eingehen, was die Feuerwehr und die Kommunen damit 

auch bewegt. 

Ich empfehle Ihnen zur Lekt¿re einen vor zwei Wochen in 

einer sªchsischen Tageszeitung erschienenen Beitrag 

eines Wehrleiters, der die treffende ¦berschrift ĂSachsen 

bel¿gt sich beim Brandschutz selbstñ trªgt. Er kommt am 

Ende der anderthalb Seiten, die einen sehr guten Einblick 

in die Situation vor Ort geben, zu dem Schluss: Eine 

 nderung des Brandschutz-, Rettungsdienst- und Kata-

strophenschutzgesetzes in Sachsen halte ich f¿r dringend 

notwendig, verbunden mit der finanziellen Unterst¿tzung 

der Kommunen zur Erf¿llung ihrer Pflichtaufgabe im 

Freistaat. 
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Dass wir ¿berhaupt nicht ¿ber erforderliche  nderungen 

reden, wenn das BRKG novelliert werden soll, halten wir 

nicht nur f¿r strªflich, sondern wir meinen auch, dass in 

den vergangenen Jahren gen¿gend Vorschlªge und Ansªt-

ze aufgelaufen sind. 

(Beifall des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

Das wissen wir. Es gab mehrere Gesprªche in den zustªn-

digen Ministerien, mit Fraktionen, und wir bitten darum, 

wenn schon die Koalitionsfraktionen mit ihrem Gesetz-

entwurf die Belange des Brandschutzes nicht ber¿cksich-

tigt haben, dass uns dann die Staatsregierung einmal 

Bericht erstattet, welcher  nderungsbedarf im Bereich 

des Brandschutzes in den vergangenen Jahren, seit das 

Gesetz in Kraft ist, vonseiten des Landesfeuerwehrver-

bandes, vonseiten einzelner Feuerwehren und von Dritten 

an sie herangetragen worden ist. 

Ich denke, der einfachen Bitte, uns doch einmal all das zu 

geben, was aus fachlicher Sicht an  nderungsbedarf 

vorgetragen worden ist, damit wir es gegebenenfalls noch 

im Gesetzgebungsprozess ber¿cksichtigen kºnnen, 

werden sich auch die Koalitionsfraktionen kaum ver-

schlieÇen kºnnen. Auch sie werden sicherlich wissen 

wollen, welche fachlichen  nderungsbedarfe gesehen 

werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb bitten wir Sie herzlich, hier zuzustimmen, nicht 

zuletzt deshalb, um den jetzt vorliegenden Gesetzentwurf 

vielleicht doch noch auch im Bereich des Brandschutzes 

gemeinsam qualifizieren zu kºnnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der  

Abg. Cornelia Falken, DIE LINKE) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Friedel. F¿r die CDU-Fraktion spricht Herr Abg. Hart-

mann. Herr Hartmann, Sie haben das Wort. 

Christian Hartmann, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diesen 

Applaus kommentiere ich mit den Worten: Sehr viel Lªrm 

um nichts! 

Frau Friedel, Ä 56 Abs. 1 der Geschªftsordnung hªtte das, 

was Sie hier vortragen, Ihnen schon vor einigen Worten 

beantwortet, denn Sie hªtten einfach eine Kleine Anfrage 

stellen kºnnen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE) 

Sie hªtten die Staatsregierung fragen kºnnen, ob aus ihrer 

Sicht  nderungsbedarfe bestehen, ob bei ihr Antrªge 

eingereicht worden sind. 

ĂBRKG-Novelle ï nicht ohne Feuerwehrthemen!ñ ï das 

klingt ein bisschen wie folgt: Fischereigesetznovelle nicht 

ohne Schleppnetzfischerei. Das, was Sie hier machen, ist 

nªmlich Folgendes: Sie werfen das Netz in den Teich, 

ziehen es durch und gucken mal, was vielleicht an die 

Oberflªche kommt oder eben auch nicht. 

(Heiterkeit des Abg. Volker Bandmann, CDU ï  

Zuruf des Abg. Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE) 

ï Na ja, Sie m¿ssen es wissen, Herr Hahn. 

Was liegt hier vor? Es liegt ein Antrag vor. Und da bin ich 

schon ein bisschen enttªuscht von der Opposition. Ich 

hªtte von der SPD, die sich mit diesem Thema beschªf-

tigt, schon mehr Substanz verlangt. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Man hªtte, wenn man tatsªchlich  nderungsbedarf sieht, 

diesen auch benennen kºnnen. Man hªtte ihn auch in der 

Anhºrung mit Experten, die vor Kurzem stattgefunden 

hat, formulieren kºnnen. Man hªtte in den letzten Wochen 

das Ganze inhaltlich aufgreifen kºnnen. 

Meine Damen und Herren, auf der Internetseite des 

Landesfeuerwehrverbandes sind unter dem Link ĂAktuel-

lesñ derzeit die Themen Ausschreibung Fotowettbewerb, 

Innovationspreis Feuerwehren und Landesfeuerwehrmu-

sikausscheid die zentralen Themen. 

Nun will ich nicht sagen, dass die Feuerwehr keine 

Herausforderungen hat. Diese sind uns allen bekannt. 

Aber was das, bitte schºn, mit der Novellierung des 

BRKG zu tun haben soll, erschlieÇt sich mir nur begrenzt. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wir haben im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes ï 

damit komme ich auf das Verfahren zu sprechen ï im 

Artikel 19 beschlossen, dass wir das Auswahlverfahren 

gemªÇ Ä 31 BRKG bis zum 31.12.2012 aussetzen, mit der 

MaÇgabe, dass der Gesetzgeber ï ich darf daran erinnern: 

das sind wir ï eine Novellierung des entsprechenden 

Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzge-

setzes vornimmt. Spªtestens seit diesem Zeitpunkt ist 

Ihnen bekannt, dass die Novellierung des BRKG hier in 

diesem Hause zu diskutieren sein wird. 

Wo sind Ihre konkreten  nderungsvorschlªge, die wir 

tatsªchlich umsetzen sollen? Wo sind denn die konkreten 

Forderungen des Landesfeuerwehrverbandes, die umzu-

setzen sind? Auch uns sind die Forderungen und Diskus-

sionen bekannt. Nat¿rlich haben wir einen Handlungsbe-

darf in der Feuerwehrschule Nardt, und dieser ist unbe-

stritten. Nat¿rlich werden wir uns mit der Frage auseinan-

dersetzen m¿ssen, welche Aufgabeninhalte ein Landes-

branddirektor hat und wie wir mit Kreisbrandmeistern 

umgehen. Wir werden die Themen diskutieren, was eine 

Ausstattung betrifft. Aber was, bitte schºn, hat das an 

dieser konkreten Stelle mit der Novellierung des BRKG 

zu tun? 

Das BRKG, meine Damen und Herren, muss geªndert 

werden, weil wir auf Grundlage der entsprechenden 

gesetzlichen Vorschriften gezwungen sind, den Bereich 

des Rettungsdienstes neu zu novellieren. 
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(Beifall bei der CDU, der FDP und  

des Staatsministers Markus Ulbig) 

Nat¿rlich kºnnen wir jetzt alle Themen auch noch fleiÇig 

miteinander verzahnen. Ich mºchte trotzdem auf einiges 

hinweisen: Im Haushaltsbegleitgesetz haben wir im 

BRKG geªndert: Ä 18 Abs. 4, Ä 24 Abs. 3, Ä 34 Abs. 2, 

die Kostenregelung, und Ä 63 Abs. 1. Auch in dem vorlie-

genden Entwurf, den wir jetzt in der Anhºrung behandelt 

haben und ¿ber den wir in der Folge zu diskutieren haben, 

haben wir die Novellierung in Ä 18 Abs. 2, in Ä 49 in 

Verbindung mit Ä 24 Abs. 3 und in Ä 69 Abs. 3. Das ist 

der Kostenersatz f¿r Feuerwehreinsªtze. Das sind die 

zentralen Punkte, die tatsªchlich etwas mit dem BRKG zu 

tun haben und die dringend novelliert werden m¿ssen. 

Auf die anderen Fragen mºchte ich auch eingehen: Die 

Staatsregierung befindet sich in Gesprªchen in den Ar-

beitsgruppen und in Diskussionsprozessen. Unsere 

Fraktion ï ich glaube, auch f¿r die Koalition sprechen zu 

d¿rfen ï sieht keine Erfordernis f¿r diesen Antrag, der 

erstens, wie gesagt, mit einer Kleinen Anfrage hªtte 

beantwortet werden kºnnen, der zweitens viel Lªrm um 

nichts macht und drittens die Sache nicht voranbringt. 

Deshalb werden wir ihn ablehnen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: F¿r die Fraktion DIE 

LINKE Herr Abg. Gebhardt; Sie haben das Wort. 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Vielen Dank, Frau Friedel, 

f¿r den Antrag und die Gelegenheit, heute hier im Land-

tag ¿ber die Problematik des Rettungsdienstes und der 

Feuerwehren im Freistaat Sachsen sprechen zu kºnnen. 

Wie nicht anders zu erwarten war, hat Herr Hartmann 

nicht etwas wirklich Substanzielles zu dem SPD-Antrag 

vorgetragen. 

(Zuruf des Abg. Christian Hartmann, CDU) 

Ich mºchte auf Ihre Frage eingehen, Herr Hartmann, was 

denn der Antrag mit der  nderung, der Novelle, zu tun 

hat. Sie wissen genauso gut wie ich ï vielleicht weiÇ es 

nicht jeder hier im Haus ï, dass dieses Gesetz auch 

Blaulichtgesetz genannt wird. Das heiÇt, die Feuerwehr 

ist ein existenzieller Bestandteil. Wenn man den Bedarf 

sieht, kºnnte man das an dieser Stelle gleich mit ªndern. 

Das ist der Grund f¿r den Antrag der SPD, wie ich ihn 

verstanden habe. Aber in diesem Haus ist es leider nicht 

mºglich, vor der Einbringung eines Gesetzes ¿ber die 

notwendigen  nderungen zu diskutieren. 

Die Novelle des BRKG ist daf¿r ein klassisches Beispiel. 

Anstatt im Fachausschuss eine Diskussion ¿ber die 

Richtung der notwendigen  nderungen zu f¿hren, aus 

welchem Grund man auch immer ein Gesetz ªndert, wird 

der ¥ffentlichkeit ein Ergebnis prªsentiert und denen, die 

mit dem Ergebnis nicht einverstanden sind ï in dem Fall 

die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

Rettungsdienstes ï, wird dann mit Unverstªndnis begeg-

net. Wenn Sie das mit mir so machen, ist mir das fast egal. 

Ich bekomme daf¿r nªmlich eine Entschªdigungsleistung, 

die sich Diªt nennt. Wenn Sie das aber mit den Betroffe-

nen machen, dann kann und will ich das nicht durchgehen 

lassen. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

Ich will meine Redezeit heute vor allem daf¿r nutzen, um 

zu Punkt 1 des Antrages zu sprechen, den fehlenden 

 nderungen im Bereich Brandschutz. Der Entwurf der 

Novelle zur  nderung des Sªchsischen Gesetzes ¿ber den 

Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz, der 

von den Koalitionsfraktionen eingereicht wurde, umfasst 

im Wesentlichen nur die Neuregelung der Vergabe von 

Rettungsdienstleistungen. Dass diese gen¿gend Spreng-

stoff enthalten, sieht man an den landesweiten Protesten. 

Auch die Anhºrung am 26. April hat auf verschiedene 

Probleme aufmerksam gemacht. Notwendiger  nde-

rungsbedarf im Bereich des Brandschutzes bleibt aber in 

diesem Gesetzentwurf ï ich sprach bereits dar¿ber ï bis 

auf die Mºglichkeit einer Doppelmitgliedschaft auÇen 

vor. 

Allerdings scheint gerade in Bezug auf die freiwilligen 

Feuerwehren in Sachsen doch ein dringender Handlungs-

bedarf zu bestehen. F¿r die Sicherheit der Bevºlkerung 

spielen insbesondere die freiwilligen Feuerwehren eine 

maÇgebliche Rolle. Das sªchsische Brandschutz-, Ret-

tungsdienst- und Katastrophenschutzgesetz regelt ja die 

Verantwortung der Kommunen f¿r den Brandschutz und 

somit auch f¿r die Feuerwehren. Somit ist in Sachsen 

jeder B¿rgermeister in der Pflicht, eine leistungsfªhige 

und vor allem einsatzbereite Feuerwehr zu gewªhrleisten. 

Genau bei der Einsatzbereitschaft liegt ein wesentliches 

Problem. 

(Beifall der Abg. Eva Jªhnigen, GR¦NE) 

Der Brandschutzbedarfsplan sieht vor, dass die Feuerweh-

ren in 13 Minuten nach Brandausbruch mit der Men-

schenrettung begonnen haben m¿ssen, wof¿r mindestens 

neun Kameraden auf dem Lºschgruppenfahrzeug erfor-

derlich sind. Das Problem ist hierbei nicht die Zeit, 

sondern der Personalbestand. Im lªndlichen Raum ist es 

kaum noch jemandem mºglich, in 13 Minuten vor Ort zu 

sein. Dabei stellt die grºÇte Herausforderung die Siche-

rung der Tagesbereitschaft dar. Aktive Feuerwehrmªnner 

arbeiten kaum noch am Heimatort. Das hat zur Folge, 

dass viele aktive Mitglieder der freiwilligen Feuerwehr 

f¿r den Einsatz in einem Notfall nicht ganztªgig zur 

Verf¿gung stehen. Ob dann die Doppelmitgliedschaft, wie 

in Ihren Gesetzesªnderungen vorgeschlagen, und die 

daraus mºglicherweise resultierenden Doppelbelastungen 

auch noch f¿r die freiwilligen Feuerwehren der richtige 

Ansatz sind, um die Probleme vor allem im lªndlichen 

Raum zu lºsen, bezweifle ich sehr stark. 

Auch ist die im Brandschutzbedarfsplan festgelegte 

Anzahl neuer Kameraden pro Lºschfahrzeug schon lªngst 

keine Realitªt bzw. Selbstverstªndlichkeit mehr. 
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(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Ja!) 

Vielerorts haben die freiwilligen Feuerwehren das Prob-

lem, dass sie diese Vorschrift aufgrund des Personalnot-

standes nicht mehr einhalten kºnnen. Somit kann die 

ºffentliche Sicherheit und der Schutz von Leben, Ge-

sundheit und Eigentum vielerorts nicht mehr gewªhrleis-

tet werden. 

Ein weiteres Problem, das an uns in Gesprªchen mit den 

Fachleuten herangetragen wurde und das auch in einer 

Sachverstªndigenanhºrung im Innenausschuss deutlich 

wurde, sind die fehlenden Fort- und Weiterbildungsplªtze 

f¿r die Kameraden der freiwilligen Feuerwehr. Hier muss 

dringend nachgebessert werden. 

Um unser flªchendeckendes und bewªhrtes Prinzip des 

freiwilligen Feuerwehrwesens beibehalten zu kºnnen, 

sollte ¿ber ein neues Modell und neue Strukturen nachge-

dacht werden. Nur so kºnnen wir den Herausforderungen 

der Zukunft mit den gesellschaftlichen Verªnderungen 

und dem demografischen Wandel begegnen. 

Angesichts der demografischen Entwicklung und sinken-

der Mitgliederzahlen hat Brandenburg das System der 

St¿tzpunktfeuerwehren eingef¿hrt, um die Tageseinsatz-

bereitschaft zu gewªhrleisten und um Spezialtechnik zu 

zentralisieren ï ein System, das sich in Brandenburg 

bewªhrt hat und zuk¿nftig noch weiter ausgebaut werden 

soll. Es wurde ¿brigens unter CDU-Minister Schºnbohm 

eingef¿hrt. Unter diesem System bleiben die ºffentlichen 

Wehren erhalten. Zudem hat das System der St¿tzpunkt-

feuerwehren den Vorteil, dass die erforderlichen und 

ausgebildeten F¿hrungs- und Einsatzkrªfte zur Zusam-

menf¿hrung eines Zuges in doppelter Besetzung zur 

Verf¿gung stehen w¿rden. AuÇerdem w¿rde im Ernstfall 

der Grundsatz des ºrtlichen Zustªndigkeitsbereichs 

gewªhrleistet bleiben, weil nicht die gesamte Technik und 

alle Kameraden einer Feuerwehr den jeweiligen Zustªn-

digkeitsbereich verlassen m¿ssten. 

Die Landesregierung sollte aufhºren, nur dar¿ber zu 

reden, sondern endlich anfangen, etwas f¿r unsere freiwil-

ligen Feuerwehren in Sachsen zu tun, und nicht die 

alleinige Verantwortung auf die Kommunen abwªlzen. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

Die freiwilligen Feuerwehren sind bei der Gewªhrleistung 

der ºffentlichen Sicherheit bez¿glich des Brandschutzes 

ein wichtiger Bestandteil. Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, den demografischen Wandel festzustellen ist die eine 

Seite. Die notwendigen und richtigen Schlussfolgerungen 

zu ziehen ist die andere Seite der Medaille. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier m¿ssen wir endlich gemeinsame Debatten f¿hren. 

Der Antrag der SPD wªre eine Grundlage. Auch wenn er 

unserer Meinung nach zu kurz greift, stimmen wir diesem 

nat¿rlich zu. Dar¿ber hinaus erwarte ich aber von der 

CDU/FDP-Koalition, dass sie ihren dilettantischen 

Gesetzentwurf zur Novellierung des BRKG zur¿ckzieht 

und einen dem Problem sowie dem Umfang der zu 

ªndernden Regelungen angemessenen Vorschlag vorlegt. 

Die Staatsregierung wªre Ihnen sicherlich dabei behilf-

lich. 

(Beifall bei den LINKEN und  

der Abg. Sabine Friedel, SPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: F¿r die FDP-Fraktion 

Herr Karabinski; Sie haben das Wort. 

Benjamin Karabinski, FDP: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! ĂBRKG-Novelle ï nicht ohne Feu-

erwehrthemen!ñ ï allein der Titel ist vºllig gaga. Gestern 

noch hat Sabine Friedel mit viel Tamm-Tamm eine 

Petition zum BRKG ¿bergeben. Heute allerdings muss 

man den Eindruck haben, dass sie den Gesetzentwurf der 

Koalitionsfraktionen, zu dem vor zwei Wochen ¿brigens 

eine ºffentliche Expertenanhºrung stattgefunden hat, 

¿berhaupt nicht gelesen hat. 

Seriºse Politik, meine Damen und Herren, sieht nat¿rlich 

anders aus. Sie fordern in dem Antrag die Staatsregierung 

auf, ¿ber den aus Ihrer Sicht vorliegenden  nderungsbe-

darf am sªchsischen BRKG, dem sogenannten Blaulicht-

gesetz, im Bereich des Brandschutzes zu berichten. 

Gleichzeitig soll auch ¿ber Vorschlªge, die von dritter 

Seite an die Staatsregierung herangetragen worden sind, 

berichtet werden. In der Begr¿ndung Ihres Antrages 

allerdings nehmen Sie dann das Ergebnis der von Ihnen 

geforderten Berichterstattung ja schon vorweg. So zªhlen 

Sie in der Begr¿ndung zu Ihrem Antrag bereits auf, was 

Sie im BRKG verankern wollen, zum Beispiel eine 

Ersatzleistung f¿r die 1995 f¿r verfassungswidrig erklªrte 

Feuerschutzsteuer. 

(Sabine Friedel, SPD: Das steht schon drin!) 

So gilt sogar beim Thema Brandschutz die alte Regel: 

Fªllt den Sozis etwas ein, wird es eine neue Steuer sein. 

Mit der Feuerschutzsteuer erºffnen Sie die B¿chse der 

Pandora der neuen Steuern und Abgaben. Ich kann Ihre 

Vorschlªge schon fºrmlich hºren: Feuerschutzsteuer, 

Lºschwassersteuer, Atemschutzgerªtesteuer, Lºsch-

schaumabgabe, Landesfeuerwehrschulsteuer, Jugendfeu-

erwehrabgabe, ¥lbindemittelsteuer, Drehleitereinsatz-

steuer, Berufsfeuerwehrabgabe, Gerªtehaussteuer, Not-

arzteinsatzsteuer und Notfallaufnahmesteuer, Kranken-

transportsteuer, Rettungswagensteuer, Schnelleinsatz-

gruppensteuer, Verkehrsunfallaufnahmesteuer, Rettungs-

sanitªterabgabe, Rettungswagensteuer, Katastrophen-

schutz¿bungssteuer. 

Meine Damen und Herren! Diese Aufzªhlung ist sicher 

nicht abschlieÇend erschºpfend. Ich bin mir sicher, den 

Sozialdemokraten w¿rden noch mehr Steuern und Abga-

ben einfallen. Deshalb ist es auch gut, dass nicht Sie das 

Gesetz novellieren, sondern dass wir das tun, meine 

Damen und Herren. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Karabinski, Sie 

gestatten eine Zwischenfrage? 

Benjamin Karabinski, FDP: Ja. 
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2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Friedel, bitte. 

Sabine Friedel, SPD: Vielen Dank, Herr Kollege  

Karabinski. Auch wenn ich Ihnen jetzt einen GroÇteil 

Ihres Redebeitrages kaputt mache ï ist Ihnen denn be-

kannt, dass die von Ihnen kritisierte Regelung zur Feuer-

schutzsteuer bereits jetzt Bestandteil des geltenden BRKG 

ist? 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Ach, nee! ï  

Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Da braucht  

man doch nicht Mitglied im Landtag zu sein!) 

Benjamin Karabinski, FDP: Wir novellieren das Gesetz 

ja auch gerade. 

(Eva Jªhnigen, GR¦NE: Das heiÇt,  

Sie wollen es rausnehmen? Ist Ihnen  

bekannt, dass es Bedarfe gibt?) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Karabinski, Sie 

sind sich wohl dar¿ber im Klaren, dass ich die Sitzung 

leite? 

Benjamin Karabinski, FDP: Entschuldigen Sie, bitte. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Aber ich verstehe jetzt, 

dass Sie die Frage zulassen wollen. Frau Jªhnigen, bitte. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Danke, Herr Prªsident. Herr 

Karabinski, Ihnen ist ja bekannt, dass es im Bereich der 

Feuerwehr Bedarfe gibt, die unterfinanziert sind, weshalb 

die Spitzenverbªnde auch klar darauf hinweisen, die 

Kommunen. Welche sind Ihre Vorstellungen, um diesen 

Bedarf zu finanzieren? 

Benjamin Karabinski, FDP: Frau Jªhnigen, wenn Sie 

vielleicht die G¿te haben, keine Zwischenfragen zu 

stellen, sondern einfach den Verlauf abwarten, dann 

kommt auch die Antwort wªhrend der Rede. 

Aber auf eines mºchte ich noch hinweisen, Frau  

Jªhnigen: Wir reden bei den Feuerwehren ja ¿ber eine 

Pflichtaufgabe der Kommunen. Das d¿rfen wir nicht 

vergessen. Bevor Sie jetzt noch nachfragen: Nat¿rlich 

muss auch das Land dazu beitragen, dass die Kommunen 

ihre Pflichtaufgaben erf¿llen kºnnen. Jetzt mºchte ich 

gerne fortfahren. 

Meine Damen und Herren! Der Zeitpunkt Ihres Antrages 

verwundert mich sehr. Sie wissen doch ganz genau, dass 

wir im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes Ende 2010 

aufgrund der ergangenen Urteile zum Auswahlverfahren 

bei Notfallrettung und Krankentransport das Gesetz bis 

Ende 2012 ausgesetzt haben und es dann in den Jahren 

2011 und 2012 ¿berarbeiten werden. Sie wissen ganz 

genau, dass wir seit ¿ber einem Jahr um das Blaulichtge-

setz ringen, und jetzt kommen Sie mit Ihrem absurden 

Antrag hier um die Ecke. Nachdem CDU und FDP einen 

Gesetzentwurf vorgelegt haben und nachdem die ºffentli-

che Expertenanhºrung stattgefunden hat, fordern Sie jetzt 

die Staatsregierung auf, zu den Feuerwehrthemen Stel-

lung zu nehmen. Warum ist Ihnen das denn nicht schon 

vor einem Jahr eingefallen? Warum machen Sie nicht 

einfach seriºse Vorschlªge und stellen ordentliche  nde-

rungsantrªge zu unserem Gesetzentwurf? F¿hren Sie doch 

eine normale parlamentarische Debatte zu dem Gesetz-

entwurf mit uns, aber hºren Sie auf mit diesem Popanz! 

(Beifall bei der FDP) 

Mich wundert Ihr Antrag auch deshalb, weil Feuer-

wehrthemen in Ihren vielzªhligen und umfangreichen 

Einlassungen und Aktionen zum BRKG ¿berhaupt keine 

Rolle gespielt haben. Warum denn jetzt auf einmal? Der 

wahre Grund ist doch, dass Sie bemerkt haben, dass sich 

das Thema gut f¿r populistische Hetze eignet, und des-

halb drehen Sie jetzt hier noch eine zusªtzliche Runde mit 

dem Brandschutz. 

Die Fraktionen CDU und FDP haben schon mit dem 

MaÇnahmenpaket zur Stªrkung der freiwilligen Feuer-

wehren Anfang 2010 gezeigt, dass uns die Erhaltung von 

Strukturen und vor allem der Einsatzbereitschaft der 

freiwilligen Feuerwehren ein wichtiges Anliegen ist. 

Mit unserem Antrag haben wir die Feuerwehrverordnung 

geªndert, um hºhere Aufwandsentschªdigungen zu 

ermºglichen. Wir haben das Eintrittsalter in die Jugend-

feuerwehren auf acht Jahre gesenkt, um den freiwilligen 

Feuerwehren die Nachwuchsgewinnung zu erleichtern. 

Wir haben die Mittel f¿r die Fºrderung der Jugendarbeit 

im Landesfeuerwehrverband im Haushalt 2011/2012 

erheblich erhºht. Wir haben den sogenannten Feuerwehr-

f¿hrerschein eingef¿hrt und, nicht zu vergessen, wir 

haben die Kapazitªt der Landesfeuerwehrschule erhºht. 

(Heftiger Protest bei den LINKEN) 

Sie schreiben in Ihrem Antrag: Zusªtzliche Probleme 

bringt der in den letzten Jahren von der Staatsregierung 

verursachte Ausbildungsstau bei den freiwilligen Feuer-

wehren mit sich. Wir haben Anfang 2010 gehandelt und 

die Kapazitªt der Feuerwehrschule erhºht. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

So viel Unfug habe ich lange nicht gehºrt!) 

Die schwarz-gelbe Staatsregierung kann es also nicht 

gewesen sein, die einen Ausbildungsstau verursacht hat. 

Dann muss es aber eine Vorgªngerregierung gewesen 

sein. War da nicht die SPD beteiligt? 

Was hat denn die SPD getan, als sie an der Regierung 

beteiligt war? Was hat die SPD getan, um den Ausbil-

dungsstau in der Landesfeuerwehrschule abzubauen? 

Nichts haben Sie getan. Sie haben die Augen vor den 

Problemen geschlossen und tragen deshalb die Verantwor-

tung daf¿r, dass ein so massiver Ausbildungsstau an der 

Landesfeuerwehrschule ¿berhaupt erst entstehen konnte. 

Jetzt spielen Sie hier den Retter der freiwilligen Feuer-

wehren. Das ist das Allerletzte, und das ist selbst unter 

Ihrem Niveau! 

(Beifall bei der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Es kann durchaus passieren, dass die technische 
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Anlage hier auch einmal ¿berfordert ist, wenn man sich 

im Ton derartig vergreift. Aber es ging ja gerade noch. 

F¿r die Fraktion der GR¦NEN Frau Abg. Jªhnigen, bitte. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr 

Karabinski! Meine Frage nach Ihren Vorstellungen, wie 

Sie die Kosten f¿r den Mehrbedarf bei der Feuerwehr und 

dem Katastrophenschutz decken wollen, Herr Karabinski, 

hat Sie offenbar so verwirrt, dass Sie glatt vergessen 

haben, sie zu beantworten. Das haben Sie nªmlich nicht 

getan und stattdessen diesen, ich sage einmal eher freund-

lichen Berichtsantrag als populistische Hetze bezeichnet. 

Ich habe schon bessere Argumente gehºrt, auch von Ihrer 

Fraktion. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE:  

Er hat ja gar keine!) 

Das Problem ist aber offenbar, dass der Gesetzentwurf, 

den die Koalitionsfraktionen jetzt vorgelegt haben, eine 

Art Verzweiflungsakt ist. Wir wissen, dass eigentlich 

lªngst ein Gesetzentwurf der Regierung hªtte vorliegen 

m¿ssen. Die Regierung hat nicht geliefert. Ich kenne die 

Arbeitsstªnde der Regierung nicht. Die SPD mag da 

einiges wissen, ich kenne sie nicht. Ich kenne aber die 

Probleme, die hinter dem Thema liegen: Probleme der 

Demografie, Probleme der Standards, beim Rettungs-

dienst drªngt es besonders, aber es brennt auch bei der 

Feuerwehr und beim Katastrophenschutz. Wir wissen, 

dass mit dem Ausd¿nnen und der ¦beralterung der 

Bevºlkerung und dem Wegbrechen ambulanter Gesund-

heitsstrukturen die Kosten in diesen Systemen steigen. 

Dann kommen nat¿rlich noch schlechte Arbeitsbedingun-

gen, Lohndumping und keine Tarifbindung dazu, und man 

findet perspektivisch keine Fachkrªfte mehr f¿r diese 

Bereiche. Das sind doch die Probleme, vor denen wir jetzt 

stehen. 

Ich will jetzt gar nichts zu dem Thema Vergabegesetz 

sagen, obwohl sich das anbieten w¿rde. Da sind wir uns 

in der demokratischen Opposition ja einig, was die 

Tarifstandards betrifft. Aber ich will sagen, dass ich 

Hoffnung nach der Anhºrung zum Rettungsdienstgesetz 

hatte, f¿nfeinhalb Stunden im Innenausschuss und den 

vielen Sachfragen, die die Koalitionsabgeordneten da 

gestellt haben. Dass Sie dann hinterher auch gerade dem 

Vertreter der FDP gesagt haben, dass sich Ihr Gesetzent-

wurf als geeignet erwiesen hat, hat mich verbl¿fft, nach-

dem alle Sachverstªndigen bis auf einen ihn durch den 

Kakao gezogen haben. 

(Zuruf von der FDP: Das ist doch Quatsch!) 

Die Anhºrung war doch ein Verriss! Wenn Sie mir jetzt 

eine Zwischenfrage stellen, w¿rde ich Ihnen lang und 

breit aus dem Protokoll der Anhºrung zitieren, aber Sie 

werden mir sicher keine stellen. Aber das war doch 

wirklich so! 

Wir m¿ssen dar¿ber reden, was die Alternativen zu 

diesem System sind. Kommunalisierung allein ist es 

gewiss nicht, weil dann wieder die Antwort kommt, das 

sind kommunale Aufgaben, und das Land muss etwas 

dazu tun, den Rest schultern die Kommunen selber. 

Das Grundproblem ist doch, dass wir nicht zu einer 

Zweiklassenversorgung zwischen den Flªchenlandkreisen 

und den Ballungsrªumen kommen d¿rfen, die wir teilwei-

se jetzt schon haben. Deshalb brauchen wir zuallererst 

klare landesweite Standards f¿r alle drei Sªulen: Brand-

schutz, Katastrophenschutz und Rettungswesen. Wir 

brauchen auch ihre Kontrolle, wir brauchen eine klare 

Analyse der jetzigen Situation und eine Prognose f¿r die 

kommenden Kosten, kein Zweiklassenniveau, keinen 

Wettbewerb um Dumping, sondern wir brauchen einen 

Qualitªtswettbewerb mit einer klaren Finanzierung. 

Wenn Sie, lieber Kollege Karabinski, darauf verweisen, 

dass das kommunale Pflichtaufgaben seien, dann ist das 

richtig. Es sind kommunale Pflichtaufgaben und kommu-

nale Pflichtaufgaben, Herr Karabinski, hat der Freistaat zu 

finanzieren. Das steht in unserer Verfassung. 

Es ist nicht so, dass der Freistaat dazu nur einen Beitrag 

leisten muss, sondern der Freistaat muss sie finanzieren. 

Das alles fehlt; deshalb sind wir der Auffassung, dass die 

Koalitionsfraktionen ihren Gesetzentwurf zur¿ckziehen 

und Ihre Regierung dazu bringen sollten, dass sie endlich 

ihre Aufgaben macht, nªmlich eine ordentliche Analyse 

und einen ordentlichen Gesetzentwurf mit klaren Stan-

dards vorlegt. Das brauchen wir. 

Wir w¿rden der Regierung heute gern einen solchen 

Auftrag erteilen. Der SPD-Antrag ist ein reiner Berichts-

antrag. Das ist legitim in dieser Situation. Es ist uns aus 

Geschªftsordnungsgr¿nden nicht mºglich, diesen mit 

einem  nderungsantrag zu ¿berschreiben. Deshalb haben 

wir darauf verzichtet. Wir w¿rden uns heute der Stimme 

enthalten, weil uns die Berichterstattung ï so verstªndlich 

das ist ï nicht ausreicht. Das eigentliche Dilemma liegt 

aber darin, dass die Regierung ihre Aufgaben nicht erf¿llt 

hat und die Koalitionsfraktionen einen Placebo-

Gesetzentwurf vorlegen, der dazu nicht taugt, und das 

muss sich ªndern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GR¦NEN und den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Karabinski? 

Benjamin Karabinski, FDP: Ich mºchte vom Instrument 

der Kurzintervention Gebrauch machen und beziehe mich 

dabei sehr gern auf die Vorrednerin, Frau Jªhnigen. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte sehr. 

Benjamin Karabinski, FDP: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Sie haben die Anhºrung angespro-

chen. Sie dauerte f¿nfeinhalb Stunden und hat gezeigt, 

dass der Gesetzentwurf, der hier angehºrt worden ist, eine 

gute Grundlage ist, 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Trªumó weiter!) 
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auf der man aufbauen muss. 

(Sabine Friedel, SPD: Ja, óne Menge!  

Sie befinden sich im Keller!) 

Wir werden im weiteren Verfahren ¿ber die Details noch 

sprechen. Die Anhºrung hat eindeutig gezeigt, dass er 

eine hervorragende Grundlage bietet 

(Lachen bei den LINKEN und der SPD) 

und es deutschlandweit ein einmaliges Gesetz mit Vor-

bildcharakter ist. 

(Zuruf von der SPD: Ja, das ist es! ï  

Beifall des Abg. Tino G¿nther, FDP) 

Frau Jªhnigen, Sie haben es kurz angedeutet. Es stehen 

sehr wohl Feuerwehrthemen auch im BRKG. Wir haben 

das nat¿rlich gemacht, zum Beispiel die Doppelmitglied-

schaft. Diese hat es bisher nicht gegeben. Sie w¿rde dazu 

beitragen, dass die Tageseinsatzbereitschaften bei den 

freiwilligen Feuerwehren ansteigen werden. Das ist unser 

Ziel gewesen, denn wir packen die Dinge, die notwendig 

sind, um den Feuerwehren zu helfen, in das BRKG 

hinein. Deswegen ist die Behauptung, die die SPD-

Fraktion mit ihrem Antrag aufstellt, dass wir uns nicht um 

die Feuerwehren k¿mmern w¿rden, vºllig absurd und 

daneben. Aus diesem Grund werden wir Ihren Antrag 

ablehnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï  

Eva Jªhnigen, GR¦NE, steht am Mikrofon.) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Jªhnigen, Sie 

mºchten erwidern? 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Ja, ich mºchte erwidern. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte schºn. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Zur Finanzierung sagt Ihr 

Gesetzentwurf ebenso wenig etwas aus wie Sie. Die 

Ausrede auf die kommunale Pflichtaufgabe kann es wohl 

nicht sein. Sie werden ja wohl nicht ernsthaft den Brand-

schutz, den Katastrophenschutz und den Rettungsdienst 

zur freiwilligen kommunalen Aufgabe machen wollen, 

um aus diesem Dilemma herauszukommen. 

Wenn Sie auf diesem Gesetzentwurf aufbauen wollen, 

m¿ssen Sie zur Kenntnis nehmen, dass kein Sachverstªn-

diger diesen wirklich verteidigt hat ï bis auf einen Sach-

verstªndigen, den Vertreter der Krankenkassen. Die 

Krankenkassen sagen ehrlich, dass die Kostensteigerun-

gen aufgrund der demografischen Situation und der 

Versorgungssituation beruht, erhoffen sich aber trotzdem, 

dass beim Rettungsdienst Kosten gespart werden kºnnen. 

Auf meine Frage, ob dies bei den Lºhnen geschehen soll, 

hat niemand der Sachverstªndigen eine Antwort gegeben. 

Aber der Sachverstªndige der CDU-Fraktion, Herr 

Dr. Braun, hat gesagt, dass es nicht ratsam sei, Vergabe-

standards f¿r den Rettungsdienst und andere Leistungen, 

¿ber die wir reden, durch eine Verordnung zu regeln. Er 

hat uns als Landtag empfohlen, es mit einem Vergabege-

setz bzw. klaren gesetzlichen Standards zu regeln. Es war 

vernichtend, liebe Kolleginnen und Kollegen, was dort zu 

hºren war. Das ist keine Grundlage, auf der man aufbauen 

kann. Wenn man das tut, wird das Haus schief und wack-

lig. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Wir fahren mit der 

Aussprache fort. F¿r die NPD-Fraktion Herr Abg. Storr. 

Andreas Storr, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Es handelt sich bei diesem Antrag zwar um einen 

vierfach untergliederten Berichtsantrag, aber man merkt 

ihm an, dass sich die Sozialdemokraten durch ihre statis-

tisch erfolgreiche Initiative ñRettet den Rettungsdienst!ñ 

von diesem Thema doch regelrecht haben befl¿geln 

lassen. 

Daran ist nichts auszusetzen, denn die Anhºrung hat 

sowohl das, was f¿r ihre Lªnge als auch das, was die 

Qualitªt der Sachverstªndigen angeht, vor allem aber die 

Anzahl der Besucher, die nicht wie sonst in Gestalt von 

Polizisten, Soldaten oder Sch¿lergruppen zwangsweise 

vorgef¿hrt werden, betraf, aufgezeigt, welche Bedeutung 

und vor allem welche Brisanz in diesem Thema versteckt 

ist. 

Ja, wie in zahlreichen anderen Fªllen auch, verdanken wir 

dieses Problem dem europªischen Vergaberecht und der 

Tatsache, dass die Staatsregierung den hiesigen Brand-

schutz, den Rettungsdienst und den Katastrophenschutz 

durch die Ausschreibung so gestalten will, dass mit dem 

Submissionsmodell der Weg gewªhlt wurde, der den 

bislang qualitativen hochwertigen Rettungsdienst dem 

Wettbewerb und der zwangslªufig daraus resultierenden 

Kostenminimierung opfern wird. 

Es ist weiterhin kein Zufall, dass von der Staatsregierung 

das sogenannte Konzessionsmodell nicht in Erwªgung 

gezogen wurde, weil es dem kommunalen Trªger ermºg-

licht hªtte, abweichend vom Regelfall einen selbst zu 

bestimmenden Anteil der Rettungsdienstleistungen 

eigenstªndig zu erbringen, insbesondere dann, wenn sie 

¿ber eine Berufsfeuerwehr verf¿gen und damit den 

Rettungsdienst anteilig selbst durchf¿hren kºnnen. 

Damit sind wir bereits bei diesem Antrag der SPD. Auch 

die Fraktion der NPD ist der Auffassung, dass der Bereich 

des Brandschutzes bei der Novellierung des Sªchsischen 

Gesetzes ¿ber den Brandschutz, Rettungsdienst und 

Katastrophenschutz eine grºÇere Ber¿cksichtigung 

erfahren sollte, als in den im Gesetzentwurf vorgelegten 

 nderungen bislang zu erkennen ist. 

Die Begr¿ndung f¿r den Antrag ist allerdings etwas 

d¿rftig und vielleicht auch nicht fair, denn die Unterglie-

derung des Antrages lªsst erkennen, dass der Antragstelle-

rin mutmaÇlich auf allen Ebenen, also dem Landesfeuer-

wehrverband Sachsen, den kommunalen Spitzenverbªn-

den im Freistaat wie auch von anderer Seite,  nderungs-

bedarf vorgetragen wurde. Hier wªre es aus der Sicht der 

NPD-Fraktion sinnvoll gewesen, in Gestalt eines  nde-

rungsantrages zum Gesetzentwurf eigene Vorschlªge bzw. 
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die Anregungen, die von den Landes-, Bezirks- und 

Kreisbrandmeistern sowie von den Mitgliedern der 

Ortsfeuerwehren zusammengetragen wurden, einzubrin-

gen. 

Es ist aber zugegebenermaÇen schwierig, meine Damen 

und Herren; denn das Kardinalproblem, das in der Be-

gr¿ndung des Antrages erkennbar wird, ist Ihre Bevºlke-

rungspolitik, die die Abwanderung, den Geburtenschwund 

und die ¦beralterung als unabwendbares Schicksal 

hinnimmt und der Illusion anhªngt, dass der Schrump-

fungsprozess mit gesetzlichen Mitteln gestaltet werden 

kann. In der Begr¿ndung nennen Sie die drei Folgen 

dieser demografischen Katastrophe. 

Zum einen hat Ihre Wirtschaftspolitik dazu gef¿hrt, dass 

viele Menschen tags¿ber zu weit entfernten Arbeitsplªt-

zen pendeln oder die gesamte Woche ¿ber abgªngig sind, 

der Tageseinsatzbereitschaft der Feuerwehr vor Ort also 

nicht zur Verf¿gung stehen. 

Zum Zweiten geben Sie zu verstehen, dass verªnderte 

Wertvorstellungen dazu gef¿hrt haben, dass die freiwilli-

gen Feuerwehren in den letzten Jahren deutlich an Bin-

dungskraft verloren haben, weil junge Menschen dem 

Ausleben ihres Egotrips der Verankerung in einer Sozial-

gemeinschaft den Vorzug geben. Warum ist das eigentlich 

so? 

Als dritten Grund nennen Sie schamhaft die demografi-

sche Entwicklung, also die Tatsache, dass hier kaum noch 

Kinder geboren werden. 

Auf diese drei Fehlentwicklungen hªtte man auch ohne 

Ihre Begr¿ndung kommen kºnnen. Es wªre schºn, von 

den Sozialdemokraten zu erfahren, mit welchen Lºsungs-

ansªtzen sie diese drei Problemfelder zu meistern geden-

ken. 

Gegen den Berichtsantrag selbst spricht nichts, sodass wir 

diesem unsere Zustimmung nicht verweigern werden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der NPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Das war die erste Runde. Aus den Fraktionen 

liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor. W¿nscht 

dennoch jemand das Wort in der Debatte? ï Frau Friedel, 

bitte. 

Sabine Friedel, SPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Ich will doch die Gelegenheit nutzen, um noch 

einmal kurz auf ein paar Punkte von Herrn Hartmann 

einzugehen. Ich bin ¿berrascht, mit welcher Aggressivitªt 

vonseiten der Koalitionsfraktionen diese Debatte gef¿hrt 

wird. Unser eigentliches Anliegen war es, einen sehr 

zur¿ckhaltenden und freundschaftlichen Antrag zu schrei-

ben. 

(Christian Piwarz, CDU: So wie es Ihre Art ist!) 

ï Genau, Herr Piwarz, so wie das meine Art ist. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Es geht uns darum, 

(Christian Piwarz, CDU: Wºlfe im Schafspelz!) 

das Thema der Feuerwehren hier im Landtag ¿berhaupt 

aktuell zu halten. Herr Hartmann, Sie haben gefragt, 

warum wir das nicht als Kleine Anfrage gemacht haben. 

Darauf gibt es mehrere Antworten. 

Erstens ï das ist schon genannt worden ï, eigentlich 

handelt es sich hierbei um eine Bringepflicht des Staats-

ministeriums des Innern. Dieser Bringepflicht ist das 

Ministerium bisher noch nie nachgekommen ï auch jetzt 

nicht. 

(Volker Bandmann, CDU: Pure Heuchelei!) 

Zweitens. Es ist, wenn das Staatsministerium in diesem 

Bereich schon nicht selbst aktiv wird, eine Bringepflicht 

der den Gesetzentwurf einbringenden Koalitionsfraktio-

nen. Wenn Sie ¿ber das BRKG gehen, m¿ssen Sie doch 

auch schauen, was Sie im Bereich des Brandschutzes 

ªndern wollen. 

Drittens. Den Feuerwehren hilft jedes kleine St¿ck ¥f-

fentlichkeit. Auf eine Kleine Anfrage, die ich stelle, 

erhalte ich zwar eine Antwort; aber die landet bei Ihnen 

im Papierkorb, und wir haben nichts gewonnen. Auch 

deswegen ist es uns ein Anliegen, das hier im Plenum mit 

Ihnen auszumachen. 

Herr Hartmann, Sie haben gefragt, um welche Themen es 

geht, und gesagt, wir hªtten in unseren Antrag gar nicht 

geschrieben, was wir gern ªndern wollen. Richtig, wir 

wollten es mºglichst konsensual gestalten. Deswegen 

haben wir das in die Begr¿ndung geschrieben; diese 

haben Sie mºglicherweise nicht gelesen. 

Sie haben weiter ausgef¿hrt, dass auch Sie bestimmte 

 nderungen anstrebten, etwa eine genauere Aufgabenbe-

schreibung des Landesbranddirektors, der stellvertreten-

den Kreisbrandmeister usw. Ich frage mich nur: Warum 

machen Sie es dann nicht? 

Sie haben ferner gefragt, was das alles mit dem BRKG zu 

tun habe. Das kann ich Ihnen sagen: Es muss im Gesetz 

geregelt werden. Also regeln Sie es doch bitte im Gesetz! 

Unsere Vorschlªge haben wir Ihnen schon vor ¿ber einem 

Jahr vorgelegt. Inzwischen hat es eine Weiterentwicklung 

gegeben. Wir werden Ihnen auch wieder neue Vorschlªge 

vorlegen. Sie aber setzen sich nicht einmal mit den alten 

auseinander. 

Wir machen uns keine Illusionen: Die Schnelligkeit, mit 

der Sie jetzt die Rettungsdienstgesetznovelle durchpeit-

schen wollen, lªsst eine grundsªtzliche Diskussion dar-

¿ber, wie wir mit der kommunalen Pflichtaufgabe k¿nftig 

umgehen wollen, ¿berhaupt nicht zu. Wir kºnnen auch 

keine grundsªtzliche Diskussion dar¿ber f¿hren, wie wir 

es schaffen, die Freiwilligkeit, das heiÇt das Ehrenamt in 

der Feuerwehr zu sichern. F¿r eine solche Debatte bleibt 

gar keine Zeit. 

Das ist einer der wesentlichen Vorw¿rfe, die wir Ihnen 

machen: Ihnen ist das Thema irgendwie egal. Ich glaube, 
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das erklªrt auch die Aggressivitªt, mit der das heute von 

Ihnen debattiert wird. Es ist Ihnen jedes Mal aufs Neue 

unangenehm, wenn Feuerwehrthemen hier ins Plenum 

kommen, weil Sie dann die Realitªt jedes Mal aufs Neue 

vorgef¿hrt bekommen: Sie haben viel versprochen. Sie 

sind auch immer voller Dank. Aber Sie sind leider ohne 

Ideen, ohne Energie und auch ohne Verstªndnis f¿r das, 

was eigentlich helfen w¿rde. Deswegen ist es nicht 

¿berraschend, dass auch diese BRKG-Novelle ohne 

Brandschutzthemen auskommen soll. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: F¿r die CDU-Fraktion 

Herr Abg. Hartmann; bitte, Sie haben das Wort. 

Christian Hartmann, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich versu-

che es dann mal freundlich. ï Ich kann Ihnen sagen, was 

mich an dem Thema stºrt: Sie kommen an und formulie-

ren den Antrag, die Staatsregierung mºge doch berichten, 

welchen  nderungsbedarf sie sieht. Dann fordern Sie, es 

mºge berichtet werden, was denn eigentlich seitens des 

Landesfeuerwehrverbandes und seitens der kommunalen 

Familie an  nderungsbedarf gesehen wird. Das Ganze 

verkaufen Sie richtig inhaltsschwer. 

Dann beginnen Sie eine Diskussion ¿ber die Bezahlung. 

Herr Karabinski hat zu Recht darauf hingewiesen, dass 

wir immer noch ¿ber eine kommunale Pflichtaufgabe 

reden. Die Antwort der Antragsteller dagegen lautet, der 

Freistaat m¿sse bezahlen. In Ordnung; dann argumentie-

ren wir in Zukunft wie folgt: Die freistaatliche Knete 

muss vom Bund kommen, die des Bundes von Europa, 

die Europas von der restlichen Welt. ï Aber dann hºrt es 

langsam auf. 

Meine Damen und Herren! Wir m¿ssen auch dar¿ber 

reden, wie wir ï auch die Kommunen ï mit den eigenen 

Ressourcen umgehen. Damit bin ich tatsªchlich beim 

Thema. Auch uns sind selbstverstªndlich alle Vorschlªge 

und Diskussionen bekannt. Nat¿rlich ist uns klar, dass die 

Einsatzbereitschaft im lªndlichen Raum ein Problem ist. 

Nat¿rlich ist uns bewusst, dass wir im Ausbildungsbe-

reich Defizite haben und nachbessern m¿ssen. Nat¿rlich 

kennen wir das! 

Aber Sie werden sicherlich schon festgestellt haben, dass 

sich insoweit die Aussagen des Landesfeuerwehrverban-

des etwas von denen des SSG und des Landkreistages 

unterscheiden; es gibt da intensive Diskussionen. Ihnen 

wird auch nicht entgangen sein, dass es eine Arbeitsgrup-

pe beim Innenministerium gibt, die ¿ber die Themen und 

die unterschiedlichen Positionen miteinander diskutiert. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Hartmann? 

Christian Hartmann, CDU: Ja, bitte? 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Sie gestatten eine 

Zwischenfrage? 

Christian Hartmann, CDU: Ich gestatte. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Jªhnigen. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Lieber Herr Kollege Hartmann, 

teilen Sie meine Auffassung, dass die Ressourcen des 

Freistaates aus den Ressourcen des Staatshaushalts und 

der Kommunen bestehen und dass man sich bei der 

Definition von Pflichtaufgaben und deren Standards 

immer ¿berlegen muss, wie man das finanziert? Wenn ja, 

wie sind die Vorstellungen Ihrer Fraktion zur Finanzie-

rung der L¿cken im Feuerwehrbereich? 

Christian Hartmann, CDU: Grundsªtzlich ist es so, dass 

als Erstes die Kommune die Aufgabe hat, die Kosten zu 

tragen, und dass der Freistaat entsprechend der Aufgaben-

zustªndigkeit mitfinanziert. Das tut er ¿brigens im Be-

reich der Gerªtehªuser und der Fahrzeuge in nicht uner-

heblichem Umfang. 

Die Organisation des Brandschutzes in den Kommunen 

ist, weil es sich um eine originªre kommunale Aufgabe 

handelt, eine Frage, die wir grundsªtzlich mit der kom-

munalen Familie besprechen m¿ssen. Frau Friedel hat zu 

Recht die Frage der St¿tzpunktfeuerwehren angespro-

chen. Das ist aber nicht eine Diskussion, die Sie per 

Akklamation der Staatsregierung oder des Gesetzgebers 

klªren kºnnen, sondern dazu gehºren Diskussionsprozes-

se mit den einzelnen Kommunen. Diese Aufgaben stehen 

vor uns. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Gestatten Sie noch eine 

Nachfrage? 

Christian Hartmann, CDU: Eine Nachfrage? Bitte. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Jªhnigen. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Wird es f¿r diese Diskussion 

die von uns vorgeschlagene Analyse der Standards, der 

Kosten und etwaiger Deckungsdefizite geben? Wenn ja, 

wann und durch wen? 

Christian Hartmann, CDU: Ich kann Ihnen nur sagen, 

dass sich die CDU-Fraktion zu diesem Thema in intensi-

ven Gesprªchen sowohl mit den Verbªnden als auch mit 

der kommunalen Familie befindet. Ich kann nicht beurtei-

len, welche Diskussion Sie dazu f¿hren. Unsere Fraktion 

wird dieses Thema weiterhin bearbeiten und zum entspre-

chenden Zeitpunkt die Position dazu formulieren. 

(Volker Bandmann, CDU:  

Bei wichtigen Feuerwehrterminen  

haben die GR¦NEN immer gefehlt!) 

Kurzum, meine sehr geehrten Damen und Herren: Wir 

stehen vor groÇen Herausforderungen im Bereich des 

Brandschutzes; das ist in der Tat so. 

(Zuruf des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

ï In der Tat; da kºnnen Sie noch etwas lernen, Herr Jurk. 

Das hªtten Sie wohl gar nicht gedacht? 
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(Thomas Jurk, SPD: Nein, davon nicht!) 

Derzeit geht es aber um die BRKG-Novelle hinsichtlich 

des Rettungsdienstes. 

(Beifall des Abg. Volker Bandmann, CDU) 

Ich mºchte Ihnen noch einmal deutlich sagen: Diese 

 nderung haben wir auf der Grundlage einer Befristung 

im Haushaltsbegleitgesetz selbst formuliert. Die Frage der 

Neuregelung des Rettungsdienstes steht spªtestens seit 

dem Haushaltsbeschluss auf der Agenda. Das ist auch 

nicht neu; die Koalition beschªftigt sich seit anderthalb 

Jahren mit der Diskussion und hat einen Gesetzentwurf 

vorgelegt. Insoweit braucht man nicht unbedingt immer in 

Richtung Staatsregierung zu schielen und die Argumenta-

tion entsprechend auszurichten; ich glaube, es ist immer 

noch zulªssig, dass auch aus der Mitte des Hohen Hauses 

ein Gesetzesantrag kommt und wir die Vorstellungen aller 

Betroffenen aufnehmen. 

Was das Konzessionsmodell betrifft, so ist mir entgangen, 

dass sowohl von den kommunalen Spitzenverbªnden als 

auch von den Kassen als auch von den Leistungserbrin-

gern mehrheitlich eine sonderliche Begeisterung vorge-

tragen worden wªre. Ich habe es so verstanden, dass diese 

drei Sªulen mehrheitlich das Submissionsmodell als gute 

Grundlage empfinden. 

Wir werden in der Tat die Ergebnisse der Expertenanhº-

rung ernst nehmen und in den weiteren Diskussionspro-

zess einflieÇen lassen. Deswegen haben wir diese Anhº-

rung doch durchgef¿hrt. Das war auch der Hintergrund 

der Frage, die ich vorhin gestellt habe: Was hat das, was 

Sie hier vortragen, eigentlich mit der aktuellen Diskussion 

zur Novelle des BRKG zu tun? Nichts! Sie haben seit 

einem Jahr, spªtestens seit der Expertenanhºrung, immer 

die Mºglichkeit, konkrete  nderungsbedarfe zu formulie-

ren und an uns heranzutragen. 

Ich kann Ihnen sagen: Klar gibt es Diskussionsbedarf 

zwischen den Beteiligten. Aber ein konkreter  nderungs-

bedarf zum BRKG ist uns weder durch den Landesfeuer-

wehrverband noch durch die kommunale Familie noch 

durch Sie vorgetragen worden. Wenn Sie Ihre Aufgabe 

ernst nehmen wollen ï noch haben Sie Zeit, einen solchen 

Antrag einzubringen. Ich kann Ihnen nur anbieten, kri-

tisch dar¿ber zu diskutieren und den Antrag, wenn er 

sinnvoll fachlich begr¿ndet ist, in der Beschlussfassung 

zu ber¿cksichtigen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Weitere Wortmeldun-

gen liegen mir nicht vor. ï Ich frage die Staatsregierung: 

Wird das Wort gew¿nscht? 

(Staatsminister Markus Ulbig: Selbstverstªndlich!) 

ï Herr Staatsminister Ulbig, bitte. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Sehr geehr-

ter Herr Prªsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren Abgeordneten! Frau Friedel, Sie haben die Ein-

bringung dieses Antrags mit den Worten begonnen: 

ĂMeine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben 

Ihnen versprochen, dass wir Sie mit dem Thema Feuer-

wehr in der nªchsten Zeit belªstigen werden; heute ist es 

wieder mal so weit.ñ 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das wird dem 

Anliegen und dem Thema, welches dem Antrag zugrunde 

liegt, nicht gerecht. 

(Beifall bei der CDU, der FDP  

und der Staatsregierung) 

Es geht mit Sicherheit nicht um Belªstigung, wenn wir 

¿ber die Erf¿llung der ºffentlichen Sicherheit und Ord-

nung im Zusammenhang mit den Belangen des Brand-

schutzes reden. Insofern ist das Thema als solches mit 

Sicherheit richtig; dar¿ber zu sprechen lohnt sich allemal. 

Eine Belªstigung ist es mit Sicherheit nicht. 

Christian Hartmann hat zum Stand des Verfahrens der 

konkreten Novelle, zum Anlass und zum Inhalt eine 

Menge ausgef¿hrt. Deswegen will ich mich dazu an 

dieser Stelle nicht mehr verbreiten. 

Ich mºchte nur ein paar Aspekte einbringen, um zu 

verdeutlichen, dass der Staatsregierung insgesamt, mir als 

zustªndigen Staatsminister und meinen Kolleginnen und 

Kollegen, die sich mit der Sacharbeit befassen, dieses 

Thema sehr wohl wichtig ist und dass wir uns intensiv 

damit beschªftigen. 

Ich treffe mich regelmªÇig mit dem Landesfeuerwehrver-

band, so auch Anfang dieses Jahres wieder geschehen, wo 

es um die brandschutztechnischen Fragen und das, was 

aus der Sicht des Fachverbandes notwendig ist, ging. 

Konkrete W¿nsche zur Novellierung des BRKG sind in 

diesen Gesprªchen nicht vorgetragen worden. 

Ich bitte das nicht zu verwechseln mit den Hinweisen, den 

Notwendigkeiten und den Optimierungsmºglichkeiten im 

Brandschutz. Es gibt ein sogenanntes Komplexprogramm 

des Landesfeuerwehrverbandes, welches vielleicht ange-

sprochen wird. Wer sich dieses genauer anschaut, wird 

feststellen, dass es aus dem Jahr 2009 stammt und dann 

weiter fortgeschrieben worden ist. Dort gibt es eine 

Vielzahl von Anregungen zu unterschiedlichen MaÇnah-

men, keineswegs aber konkrete Dinge. Das Komplexpro-

gramm differenziert nªmlich selber, welche MaÇnahmen 

die Gemeinden, welche der Landkreis, der Kreisfeuer-

wehrverband, der SSG, der Landkreistag umsetzen 

wollten, und spricht auch auf einer Seite die Novellierung 

des sªchsischen BRKG an! 

Von diesen MaÇnahmen, meine sehr verehrten Damen 

und Herren, sind einige bereits umgesetzt oder befinden 

sich in der Umsetzung: Thema Einf¿hrung Feuerwehr-

f¿hrerschein, ¦berpr¿fung der Lehrinhalte der Landes-

feuerwehrschule, Stichwort Anerkennung der ehrenamtli-

chen Arbeit, hier das Thema Jubilªumszuwendungen. 

(Dr. Andr® Hahn, DIE LINKE: Feuerwehrrente!) 
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Der vorliegende Entwurf des BRKG enthªlt durchaus 

Regelungen: Stichwort Doppelmitgliedschaft in den 

Feuerwehren. Der Ä 69 Abs. 3 schafft die Rechtssicherheit 

f¿r die Erhebung der Kosten f¿r die Einsªtze der Feuer-

wehr. Zum Thema Kreisbrandmeister stellt er klar, dass 

ehrenamtlich tªtige stellvertretende Kreisbrandmeister 

auch f¿r die Einsatzleitung hinzugezogen werden kºnnen. 

Das sind alles Forderungen aus diesem Papier, die entwe-

der umgesetzt oder Bestandteil dieser Novelle sind. 

Dass es dar¿ber hinaus aufgrund der vorgetragenen 

Themen notwendig ist, sich dar¿ber Gedanken zu ma-

chen, wie die Zukunft der freiwilligen Feuerwehren im 

Freistaat Sachsen aussehen soll, ist uns auch bekannt. 

Christian Hartmann hat es angesprochen. Es gibt eine 

Arbeitsgruppe, die unter anderem durch den Landkreistag, 

den Sªchsischen Stªdte- und Gemeindetag und den 

Landesfeuerwehrverband unterst¿tzt wird. Sie wurde vom 

Innenministerium mit dem Arbeitstitel ĂFeuerwehr 2020ñ 

ins Leben gerufen und hat ganz konkret den Auftrag, sich 

mit diesen Themen auseinanderzusetzen und Vorschlªge 

zu unterbreiten, was an Verªnderungen notwendig ist, um 

die Voraussetzungen, bezogen auf das Ziel im Jahr 2020, 

zu schaffen. 

Als Letztes mºchte ich noch einen Satz zum Thema 

Finanzierung sagen und welches Geld eingesetzt wird. 

Das ist in unterschiedlichen Debattenbeitrªgen immer 

wieder zum Tragen gekommen. Bezogen auf den nªchsten 

Doppelhaushalt gibt es die Budgethoheit des Landtages. 

Wenn wir uns die letzten vier Jahre ansehen, was im 

Bereich der Feuerwehr eingesetzt worden ist, dann sind in 

den Jahren 2009 und 2010 jeweils 26 Millionen Euro f¿r 

den kommunalen Brandschutz direkt eingesetzt gewesen. 

Dazu kommen mindestens 25,5 Millionen Euro aus dem 

Konjunkturpaket. Es gibt weitere Aufgaben, die sich im 

Zusammenhang mit der Errichtung der integrierten 

Regionalleitstellen und des Digitalfunks befassen, sodass 

allein in diesen beiden Jahren ¿ber 100 Millionen Euro 

eingesetzt worden sind, womit 227 Feuerwehrfahrzeuge 

sowie Feuerwehrhªuser und  hnliches beschafft werden 

konnten. Im laufenden Doppelhaushalt haben wir im 

Jahr 2011 14 Millionen Euro und im Jahr 2012 20 Millio-

nen Euro in diesem Bereich vorgesehen. 

(Thomas Jurk, SPD, steht am Mikrofon.) 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Jurk, es war leider 

zu spªt. 

(Zuruf des Abg. Volker Bandmann, CDU) 

Thomas Jurk, SPD: Herr Bandmann, Sie haben heute 

schon einige Zwischenrufe gebracht, die ein bisschen 

despektierlich waren. Darauf gehe ich jetzt nicht ein. 

Sehr geehrter Herr Prªsident! Gestatten Sie mir eine 

Kurzintervention? 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte schºn. 

Thomas Jurk, SPD: Sehr verehrter Herr Staatsminister! 

Ich will darauf hinweisen, dass die guten Zahlen der Jahre 

2009 und 2010 darauf beruhen, dass es einen gemeinsam 

verabschiedeten Doppelhaushalt der Fraktionen von CDU 

und SPD gegeben hat. Die FDP-Fraktion war damals 

erfreulicherweise noch nicht an der Regierung beteiligt. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Staatsminister, 

mºchten Sie darauf erwidern? 

(Staatsminister Markus Ulbig:  

Das habe ich zur Kenntnis genommen!) 

ï Sie haben es zur Kenntnis genommen. Vielen Dank. 

Meine Damen und Herren! Die Aussprache ist beendet. 

Wir kommen zum Schlusswort. Ich frage die SPD-

Fraktion. ï Nicht erforderlich. 

Ich stelle nun die Drucksache 5/8971 zur Abstimmung 

und bitte bei Zustimmung um Ihr Handzeichen. ï Vielen 

Dank. Gibt es Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimment-

haltungen? ï Bei zahlreichen Stimmenthaltungen und 

Stimmen daf¿r ist die Drucksache nicht beschlossen 

worden und dieser Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Wir kommen nun zum 

Tagesordnungspunkt 8 

Quantifizierung des kommunalen Investitionsbedarfes 

Drucksache 5/8977, Antrag der Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN 

Die Fraktionen nehmen wie folgt Stellung: GR¦NE, 

CDU, DIE LINKE, SPD, FDP, NPD und die Staatsregie-

rung, wenn sie das Wort w¿nscht. 

Meine Damen und Herren! Ich erºffne die Aussprache. Es 

beginnt f¿r die Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN 

Frau Hermenau. 

Antje Hermenau, GR¦NE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren Kollegen! Der Antrag, der Ihnen heute 

von unserer Fraktion vorgelegt wurde, hat vor allem 

damit etwas zu tun, dass der B¿rger Politik im Allgemei-

nen und im Speziellen meistens vor Ort erlebt, nªmlich in 

der Kommune, vielleicht auch im Landkreis, vor allem 

wenn die StraÇen schlecht sind. Das heiÇt, die Frage, wie 

die Kommunen in der Lage sind, den Alltag zu gestalten 
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und das Leben lebenswert zu machen, ist entscheidend 

daf¿r, was die Menschen dar¿ber denken, wie die Politik 

in Sachsen funktioniert. F¿r die Erf¿llung solcher ºffent-

licher Aufgaben ist in hohem MaÇe die Frage der Infra-

struktur verantwortlich. Wir hatten heute bereits die 

Frage, dass es eben nicht nur von Landesseite die Lehrer 

braucht, sondern auch die Schulgebªude. Die Mobilitªt 

braucht einen funktionierenden ºffentlichen Nahverkehr, 

also auch intakte Gleise und keine Langsamfahrstrecken. 

F¿r einen leistungsfªhigen Brandschutz, um dort noch 

einmal anzukn¿pfen, braucht es zuverlªssige und moder-

ne Gerªtschaften. 

So arbeiten Land und Kommunen in vielen Fragen Hand 

in Hand. Die Frage muss deswegen meiner Meinung nach 

im Landtag interessieren. Der kommunale Investitionsbe-

darf ist eine Angelegenheit des Freistaates. Er muss genau 

wissen, in welcher Region welche Aufgaben und welche 

Investitionen erforderlich sind. Das hat damit zu tun, dass 

der Freistaat die Kommunen ¿ber den kommunalen 

Finanzausgleich mit angemessenen Finanzmitteln ausstat-

ten muss ï das ist sogar in der Verfassung festgelegt ï, 

weil er Fºrderprogramme auflegt, um kommunale Investi-

tionen zu unterst¿tzen und weil die Erbringung so man-

cher kommunaler Leistung eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe ist. Im Bereich Bildung wird das klar. Die Lehrer 

bezahlt das Land, die Gebªude stellen die Gemeinden. 

Wir fragen deshalb in diesem Berichtsantrag ab einer 

bestimmten GemeindegrºÇe sehr konkret nach den 

kommunalen Investitionsbedarfen, die f¿r die rechtlich 

einwandfreie Aufgabenerf¿llung erforderlich sind, und 

zwar getrennt nach den obliegenden Pflichtaufgaben und 

Weisungsaufgaben und den freiwilligen Aufgaben. 

In den Zeitungen tauchte in den letzten Wochen immer 

wieder das Beispiel Dresden auf, so auch am 07.05., wo 

man sehr eindrucksvoll nachlesen kann, dass die Brisanz 

der kommunalen Investitionsprobleme mit hoher Aktuali-

tªt vorliegt. Im Bereich der Schulen sind bis 2018 in der 

Stadt Dresden knapp 600 Millionen Euro Baukosten f¿r 

Schulneubauten und Schulerweiterungen erforderlich. 

Dann kommt noch ein Sanierungsstau in den bestehenden 

Schulgebªuden, den die Landeshauptstadt auch mit ¿ber 

600 Millionen Euro beziffert. Wenn das schon die Zahlen 

f¿r die eine sªchsische GroÇstadt sind, wie sieht es dann 

in Leipzig oder Chemnitz aus? Was heiÇt das insgesamt? 

Auf der einen Seite freut man sich ¿ber den Geburtenan-

stieg, auf der anderen Seite kommt man in diesen Fragen, 

wie Kita und Schulhausbau, nicht hinterher. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Es gibt auch noch die neue Fºrderrichtlinie Schulhausbau. 

Ich will jetzt nicht auf die Fºrdersatzhºhe eingehen, aber: 

Die neuen Fºrderschwerpunkte sollen k¿nftig insbesonde-

re Investitionsvorhaben sein, die zu einer stªrkeren 

Kopplung der Schulausbildung mit dem Berufsleben und 

den Bed¿rfnissen der regionalen Wirtschaft f¿hren. 

AuÇerdem stehen die Verbesserung der Energieeffizienz 

der sªchsischen Schulen und der Einsatz von Kommuni-

kations- und Informationstechnologien im Mittelpunkt der 

neuen Fºrderrichtlinie. Das kann man alles wollen. Wir 

sind sogar sehr daf¿r, die energetische Sanierung zu 

fºrdern. Das w¿rde unsere Unterst¿tzung finden. Aber ich 

finde es auÇerordentlich irritierend, dass die dringend 

benºtigten Schulneubauten und Schulerweiterungsbauten 

anscheinend keinen Fºrderschwerpunkt bilden. Genau 

hier setzt der Berichtsantrag an, indem wir Transparenz 

¿ber den tatsªchlichen Investitionsbedarf in den sªchsi-

schen Kommunen herstellen wollen. 

Neben den Schwerpunkten Schule und Kitas fragen wir 

uns: Wie sind die Investitionserfordernisse im lªndlichen 

Raum zu beziffern, die beispielsweise aufgrund von 

Abwanderung und Alterung der Bevºlkerung f¿r den 

R¿ck- und Umbau der Infrastruktur erforderlich sind? 

Wenn immer weniger Leute da sind, dann steigen die Pro-

Kopf-Kosten. Man nennt das Kostenremanenzen. Wie ist 

denn der Sanierungsstau in den Unter- und Mittelzentren 

Sachsens, die noch eine ganze Reihe von Aufgaben im 

lªndlichen Raum haben, zu bewerten? Oder: Welche 

Investitionsvolumen der energetischen Gebªudesanierung 

halten die Kommunen f¿r erforderlich? 

Wer unsere Klimaschutzziele nicht teilt, muss doch 

zumindest ein Interesse daran haben, die Betriebskosten 

in den Kommunen auf Dauer zu senken, denn die Ein-

nahmen der Kommunen in Sachsen gehen tendenziell 

strukturell zur¿ck. Dann sollten wir die Kommunen dabei 

unterst¿tzen, ihre laufenden Ausgaben f¿r ihre eigenen 

Gebªude durch energetische Gebªudesanierung dauerhaft 

abzusenken. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Das ist ï zu Ende gedacht ï solide Finanzpolitik. Wir 

m¿ssen dar¿ber nachdenken, wo es zuk¿nftig steigende 

Kostenbelastungen auf der kommunalen Ebene geben 

wird, wie wir sie mildern bzw. vermeiden kºnnen oder wo 

wir unterst¿tzende Investitionen geben. 

Damit bin ich beim grundsªtzlichen Anliegen dieses 

Berichtsantrags. Solide Finanzpolitik bedeutet doch nicht 

nur, die Haushalte im Hier und Heute auszugleichen. Das 

ist Voraussetzung; das m¿ssen wir machen. Da gibt es 

mehr Zustimmung in diesem Parlament, als man immer 

gedacht hat. 

Aber: Solide Finanzpolitik bedeutet auch Generationenge-

rechtigkeit, also den k¿nftigen Haushalten keine Lasten 

aufzub¿rden, die wir heute erzeugen. Hier ist f¿r die 

Generationengerechtigkeit neben der Begrenzung der 

offenen Kreditaufnahme auch eine Vermeidung der 

sogenannten verdeckten Verschuldung von Bedeutung. Es 

ist offensichtlich, dass beispielsweise Gebªude, die 

gegenwªrtige Generationen abnutzen, in einem Zustand 

zu erhalten sind, dass sie auch kommenden Generationen 

Nutzen stiften. Es n¿tzt nichts, heute eine Schuldenbrem-

se einzuf¿hren und alles so verfallen zu lassen, dass die 

nªchste Generation nicht in der Lage ist, Gebªude so 

instand zu setzen, dass sie sie nutzen kºnnen. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 
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Werden die Instandsetzungen und Modernisierungen 

unterlassen, bauen sich genau solche Zukunftslasten auf. 

Das wªre gemogelt. Das wollen wir nicht. Wir wollen 

nicht mogeln. Wir wollen die Schulden bremsen. Wir 

wollen einen sehr sparsamen und stringenten Umgang mit 

ºffentlichen Mitteln auf beiden Ebenen des Freistaates. 

Da es immer mehr Gerangel und immer heftigere Vertei-

lungskªmpfe geben wird, weil das Geld insgesamt weni-

ger wird, ist Transparenz ein gutes Verfahren, um mit 

diesen Verteilungskªmpfen einigermaÇen fertigzuwerden. 

Dazu gehºrt auch, dass Sie diesen Berichtsantrag unter-

st¿tzen. ï Vielen Dank. 

(Beifall bei den GR¦NEN und vereinzelt  

bei den LINKEN und der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die CDU-

Fraktion spricht der Herr Abg. Krasselt. 

Gernot Krasselt, CDU: Frau Prªsidentin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren Abgeordneten! ĂQuantifizie-

rung des kommunalen Investitionsbedarfesñ lautet die 

¦berschrift des zu behandelnden Antrags der Fraktion 

B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN. Ich will zugeben: Der 

Beitrag von Frau Hermenau war besser als das, was ich 

im Antrag gelesen habe. 

(Antje Hermenau, GR¦NE: Na, na!) 

ï Das ist ein Kompliment f¿r Sie. ï Das liest sich im 

ersten Moment tatsªchlich nicht schlecht. Bei genauem 

Hinsehen ï das will ich ehrlich sagen ï habe ich schon 

den Kopf gesch¿ttelt; ich werde das noch begr¿nden. 

Die Kommunen ï das haben Sie richtig gesagt ï sind der 

lebende Organismus unseres Freistaates. Nur im Wechsel-

spiel zwischen Kommunen, Landkreisen und Freistaat 

findet das wirkliche praktische Leben statt. Deshalb ist 

die finanzielle Leistungsfªhigkeit der Kommunen ï 

insbesondere deren Investitionsfªhigkeit ï von eminenter 

Wichtigkeit; ich denke, darin sind wir uns sehr einig. 

Die Kommunalfinanzen ï auch das wissen wir ï unterlie-

gen wegen der Einnahmenstruktur zum Teil erheblichen 

Schwankungen. Ich denke nur an das Thema Gewerbe-

steuer und ï mit zeitlichem Versatz ï Schl¿sselzuweisun-

gen. 

Einige wenige Zahlen sollen untermauern, wo wir im 

Moment stehen: 2011 konnten allgemeine Deckungsmittel 

unserer sªchsischen Kommunen in Hºhe von 

4,8 Milliarden Euro registriert werden. Das ist ein Re-

kordwert. Das f¿hrte zu 734 Millionen Euro ¦berschuss 

der laufenden Rechnungen (Investitionsmºglichkeit). 

Das kommunale Finanzierungssaldo ist auch sehr interes-

sant: In Sachsen plus 45 Euro pro Einwohner ï das bleibt 

also nach der gesamten Ausgabensituation vom Vermº-

gens- und Verwaltungshaushalt ¿brig ï plus 22 Euro pro 

Einwohner immer noch f¿r die Lªnder Ost, aber minus 

52 Euro pro Einwohner f¿r die Lªnder West. Das ist 

Ergebnis der prosperierenden sªchsischen Wirtschaft, des 

West-Ost-Transfers ï das muss man unbedingt dazusagen 

ï, unseres FAGs und nat¿rlich des verantwortungsvollen 

Umgangs unserer Kommunen mit Geld. 

Nun konkret zum Antrag: Bei nªherem Hinsehen kommen 

mir folgende Gedanken: Unverstªndnis f¿r kommunale 

Denkweise; ich werde das gleich noch begr¿nden. Oder: 

Gab es eine Antragsnot? Hatte man heute keinen besseren 

Antrag zur Verf¿gung? 

(Heiterkeit bei der CDU und bei den GR¦NEN) 

Denn: Weder die Staatsregierung noch die Landkreise 

verf¿gen f¿r ihre kreisangehºrigen Kommunen ¿ber 

Zahlen, die den tatsªchlichen Investitionsbedarf der 

nªchsten Jahre beziffern. Dieser m¿sste in einem Verfah-

ren erfragt werden. Eine rechtliche Grundlage f¿r ein 

solches Verfahren kenne ich zumindest nicht. 

Vielmehr sagt der Art. 82 Abs. 2 der Sªchsischen Verfas-

sung Folgendes aus: ĂTrªger der Selbstverwaltung sind 

die Gemeinden, Landkreise und andere Gemeindeverbªn-

de. Ihnen ist das Recht gewªhrleistet, ihre Angelegenheit 

im Rahmen der Gesetze unter eigener Verantwortung zu 

regeln.ñ 

Allerdings kann ich mir sehr gut vorstellen, dass die 

Kommunen unseren Bitten, eine solche Prognose abzuge-

ben, nachkªmen. 

(Antje Hermenau, GR¦NE: Das glaube ich auch!) 

Bei allem Respekt, meine Damen und Herren, f¿r unsere 

Kommunen: Daf¿r war ich viel zu lange B¿rgermeister, 

als dass ich nicht w¿sste, was das im Ergebnis brªchte. 

Ich f¿rchte, dass deutlich ¿berzogene Investitionsschªt-

zungen im Ergebnis einer solchen Befragung heraus-

kommen w¿rden. Nat¿rlich wird dann das W¿nschens-

werte und nicht etwas das tatsªchlich Notwendige bezif-

fert, schon aus Sorge, dass diese Zahlen daf¿r verwendet 

werden kºnnten, bei spªteren Fºrdermittelzuweisungen 

herangezogen zu werden. Ich denke, das leuchtet auch 

jedem ein. 

Was wollen wir mit solch unrealistischen Zahlen? Ich will 

nicht annehmen, dass Sie bezwecken, damit ein Szenario 

der vºlligen Unterfinanzierung der sªchsischen Kommu-

nen zu entwerfen. Das haben Sie nicht getan. Deswegen 

sage ich: Der Redebeitrag war besser als der Antrag. Es 

sei von mir an diese genannten Zahlen erinnert, wo wir im 

Moment stehen. 

Zur Generationengerechtigkeit: Die in den kommenden 

Jahren in den kommunalen Haushalten eingef¿hrte 

Doppik wird den Werteverzehr der Infrastruktur der 

Kommunen offenlegen. Das f¿hrt zu besseren Mºglich-

keiten f¿r die Stadt-, Gemeinde- und Kreisrªte, Einfluss 

zu nehmen, und beziffert nat¿rlich ein St¿ck weit den 

wirklichen Investitionsbedarf. Ausgenommen davon sind 

Neubauten. Aber ich denke, auch bez¿glich Neubauten 

muss in Bezug auf Generationengerechtigkeit kritisch 

hinterfragt werden: Was haben wir an Struktur? Was 

brauchen wir an Struktur? Und was ist mit Blick auf die 

Zukunft bez¿glich der Nachhaltigkeit wirklich erforder-

lich? 
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(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wiederhole 

hier zum zigsten Male meinen Appell: Trauen Sie den 

Kommunen die verfassungsmªÇig garantierte Selbstver-

waltung bitte zu. Diese wissen, was zu tun ist, sie kºnnen 

bis auf ganz wenige Ausnahmen sehr verantwortlich mit 

Geld umgehen und brauchen unsere Nachfragen nach 

ihrem Investitionsbedarf sicher nicht. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU und der FDP) 

Der vorliegende Antrag w¿rde bei einer Pi-mal-Daumen-

Schªtzung zu erheblichem Verwaltungsaufwand f¿hren, 

keine belastbaren Zahlen liefern, bestenfalls unrealistische 

Erwartungen sch¿ren und zu Enttªuschungen f¿hren. 

Aus diesem Grund kºnnen wir den Antrag leider nur 

ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP  

und der Staatsregierung) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Nun erhªlt die 

Fraktion DIE LINKE das Wort, bitte. 

Marion Junge, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Prªsi-

dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

100 Milliarden Euro fehlen den Kommunen bundesweit 

f¿r Investitionen. Dies geht aus der aktuellen Studie der 

Kreditanstalt f¿r Wiederaufbau KfW ĂKommunalpanel 

2011ñ hervor. Die Entwicklung ist alarmierend, sagte der 

Volkswirt der KfW-Bankengruppe Norbert Irsch. Allein 

f¿r die Schulen und Kindertagesstªtten beklagen die 

Kommunen einen Investitionsr¿ckstand von 27 Milliar-

den Euro. F¿r den StraÇenbau und die Verkehrsinfrastruk-

tur fehlen weitere 25 Milliarden Euro. Der Bund hat diese 

Studie vorgelegt. Herr Krasselt, was der Bund auf Bun-

desebene ermitteln kann, sollte auch das Land tun. 

Trotz positiver konjunktureller Entwicklungen und 

leichter Entspannung der Kommunalfinanzen kºnnen die 

Stªdte und Gemeinden nicht wesentlich mehr investieren. 

Deswegen liegt dieser Antrag in dieser Form vor. Deswe-

gen m¿ssen wir die Debatte hier f¿hren. 

Circa 4 % der Einnahmen des Kernhaushaltes werden 

derzeit f¿r Investitionen in die technische und soziale 

Infrastruktur verwendet. Ich zitiere einmal einen Satz aus 

der Studie. Dort steht Folgendes: ĂSo ist bereits heute 

absehbar, dass beispielsweise die Schuldenbremse der 

Lªnder, das Auslaufen der Mittel aus dem Solidarpakt II, 

die Reduzierung der EU-Fºrdermittel und wachsende 

Pensionslasten die kommunalen Kassen stark weiter 

belasten werden.ñ 

Wenn ich mir das anschaue, trifft das auch auf Sachsen 

zu. In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass sich der 

Investitionsr¿ckstand gegen¿ber den Vorjahren erhºht hat.  

Hierzu gibt die Studie Informationen. Der Investitions-

r¿ckstand ist in den Kleingemeinden unter 5 000 Einwoh-

nern am grºÇten. Am niedrigsten ist der R¿ckstand 

hingegen in den GroÇstªdten ¿ber 50 000 Einwohnern. Es 

hat sich ebenso gezeigt, dass die Kommunen derzeit nicht 

mehr in der Lage sind, Investitionen selbst zu tªtigen. 

Zumindest 40 % der Kommunen kºnnen heute nicht die 

notwendigen Eigenanteile f¿r die Inanspruchnahme von 

Fºrdermitteln nutzen. Das ist die Debatte, die wir f¿hren. 

Dar¿ber sollten wir uns heute verstªndigen. Dazu dient 

dieser Antrag. 

Wenn sich die Finanzsituation der Kommunen nicht 

maÇgeblich verªndert, werden nicht wenige Kommunen 

auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung abge-

hªngt. Die Bevºlkerungsverluste, Sozialausgaben, Schul-

denbremse und die Verringerung der Fºrdermittel ver-

schªrfen die Finanzsituation der Kommunen. Somit ist 

kein Abbau des kommunalen Investitionsstaus zu erwar-

ten. So sieht auch die Situation in Sachsen aus. 

Wir haben diese Debatte am 25. April schon im Haus-

halts- und Finanzausschuss begonnen. Wir haben Sach-

verstªndige eingeladen, um herauszufinden, wie der 

Bedarf auf der kommunalen Ebene aussieht. Wir haben 

versucht, den Investitionsbedarf zu hinterfragen. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Marion Junge, DIE LINKE: Ja. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Krasselt, 

bitte. 

Gernot Krasselt, CDU: Ich bin ein klein wenig spªt mit 

meiner Frage dran, weil ich erst aus der hinteren Reihe 

nach vorn an das Mikrofon kommen musste. Meine Frage 

zielt auf Ihre Aussage zwei Sªtze vorher ab. 

Die sªchsischen Kommunen waren im Jahr 2011 in der 

Lage, 180 Millionen Euro zu tilgen oder zur¿ckzulegen. 

W¿rden Sie daher von einer Investitionskatastrophe 

sprechen? 

(Zuruf des Abg. Mario Pecher, SPD) 

Das ist bares Geld. Das hat mit der Doppik nichts zu tun. 

(Zuruf des Abg. Mario Pecher, SPD) 

Das ist bares Geld. Es sind 180 Millionen Euro. Ist das f¿r 

Sie eine Investitionskatastrophe oder nicht? Das mºchte 

ich beantwortet haben. 

Marion Junge, DIE LINKE: Es ist sicherlich keine 

Investitionskatastrophe. 

(Beifall bei der CDU ï  

Gernot Krasselt, CDU: Danke!) 

Herr Krasselt, aber es gibt groÇe regionale Unterschiede. 

Das m¿ssen Sie ebenso zur Kenntnis nehmen. Sie kom-

men immer mit einer riesigen Zahl daher und wollen 

weismachen, dass es allen Kommunen in dieser GrºÇen-

ordnung gut geht. 40 % der Kommunen sind nicht in der 

Lage, die Fºrdermittel abzurufen, weil sie daf¿r kein Geld 

haben. Dar¿ber muss man debattieren. Daf¿r m¿ssen wir 
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gemeinsam Lºsungen finden. Deswegen ist es wichtig, 

den Investitionsbedarf im Freistaat Sachsen zu ermitteln. 

Das ist die Debatte, die wir mit Ihnen bisher noch nicht 

gef¿hrt haben und zu der Sie uns keine Zahlen nennen 

konnten. Davon hªngt einerseits die Fºrderung und 

anderseits die Schwerpunktsetzung ab. Wenn man den 

Investitionsbedarf ermittelt hat, kann man die Fºrder-

schwerpunkte ganz anders setzen. Deswegen unterst¿tzen 

wir den Antrag der GR¦NEN, den Bedarf abzurufen. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

weitere Zwischenfrage? 

Marion Junge, DIE LINKE: Bitte. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Krasselt, 

bitte. 

Gernot Krasselt, CDU: Nat¿rlich sind nicht alle Kom-

munen gleich. Ich gebe Ihnen vºllig recht. Das Finanz-

ausgleichsgesetz Sachsens nivelliert die Finanzunter-

schiede in erheblichem MaÇe. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Krasselt, bitte 

stellen Sie Ihre Frage! 

Gernot Krasselt, CDU: Kºnnen Sie sich vorstellen, dass 

40 % der Kommunen auch an den Ursachen arbeiten 

sollten, wodurch sie schlechter als andere dastehen? 

Marion Junge, DIE LINKE: Ich finde es ein wenig 

unfair, wegen der Unterfinanzierung der Kommunen und 

der Aufgaben¿bertragung auf die kommunale Ebene die 

Kommunen daf¿r verantwortlich zu machen, dass sie 

nicht richtig mit Geld umgehen. Ich gebe Ihnen nicht 

recht. Daf¿r sind in den letzten Jahren gen¿gend Haus-

haltskonsolidierungskonzepte durch die Kommunen 

gef¿hrt worden ï gerade in dem Bereich, in dem es 

Schwierigkeiten gegeben hat. Das wissen Sie ganz genau. 

Ansonsten hªtten Sie nie den Haushaltsplan genehmigt 

bekommen. Demzufolge gebe ich Ihnen nicht recht. Die 

Kommunen haben in den letzten Jahren viele Aufgaben 

hinzubekommen und haben hºhere Lasten zu tragen. 

Deshalb kºnnen sie zurzeit nicht zusªtzlich in GrºÇen-

ordnungen investieren. Das gilt vielleicht in dem MaÇe 

nicht unbedingt f¿r die GroÇstªdte wie f¿r den lªndlichen 

Raum und kleine Stªdte. Es m¿ssen Lºsungen gefunden 

werden. Es m¿ssen andere Prioritªten bei der Fºrderung 

gesetzt werden. 

Ich w¿rde gern fortfahren. F¿r die anstehenden Haus-

haltsberatungen und die damit verbundene Schwerpunkt-

setzung brauchen wir Abgeordnete belastbare Daten, um 

qualifizierte Entscheidungen treffen zu kºnnen. Bis zum 

heutigen Tag kºnnen weder die Staatsregierung noch die 

kommunalen Spitzenverbªnde die Hºhe des kommunalen 

Investitionsbedarfs in Sachsen darstellen. 

Deswegen schlagen die GR¦NEN vor, den Investitions-

bedarf f¿r die nªchsten drei Jahre auszuweisen. Wir haben 

einen kleinen  nderungsantrag eingebracht. Wir schlagen 

aufgrund der kommunalen Haushaltswirtschaft vor, die 

Finanzplanung auf f¿nf Jahre auszuweisen. Aufgrund der 

Haushaltsplªne der mittelfristigen Finanzplanung ist das 

durchaus machbar. Deswegen mºchten wir mit unserem 

 nderungsantrag den Zeitraum auf das Jahr 2016 erwei-

tern. 

Meine Fraktion DIE LINKE hªlt es dar¿ber hinaus f¿r 

notwendig, den Investitionsbedarf von Gemeinden ab 

3 000 Einwohnern in die Datenerhebung einzubeziehen. 

Gerade dort ist der Investitionsbedarf sehr hoch und an 

und f¿r sich die Unterfinanzierung am grºÇten. Bei den 

GemeindegrºÇenklassen sollten wir uns an denen des 

Sªchsischen Fr¿hwarnsystems kommunale Haushalte 

orientieren. 

Ich komme nun zur Argumentation von Herrn Krasselt, 

dass alles viel zu viel Aufwand sei. Ich behaupte Folgen-

des: In der mittelfristigen Finanzplanung der Kommunen 

sind die Investitionsbedarfe ausgewiesen. Diese Daten 

sollten Sie zunªchst einmal ermitteln. Letztendlich kann 

sich nun auch die Doppik bewªhren. Es ist ein erster 

Ansatz. Wir brauchen die entsprechenden Daten, um 

letztendlich eine gezielte mittelfristige Finanzplanung 

herzustellen. 

Ich mºchte zum Schluss noch darauf hinweisen, dass der 

Bericht ï wenn heute die Mehrheit das beschlieÇen w¿rde 

ï nat¿rlich keine generellen Verªnderungen der Finanz- 

und Investitionskraft der Kommunen bringt, sondern wir 

erwarten konkrete Vorschlªge seitens der Staatsregierung, 

seitens der Koalition und nat¿rlich auch MaÇnahmen f¿r 

eine aufgabengerechte Finanzausstattung der Kommunen. 

Wir als Fraktion haben dieses Jahr mittlerweile drei 

Initiativen diesbez¿glich ergriffen und w¿rden auch hier 

wollen, dass sich die Staatsregierung viel stªrker mit dem 

Thema auseinandersetzt. Investitionsermittlung, Bedarfs-

ermittlung ist ja ein Thema von vielen im Rahmen des 

Finanzausgleichsgesetzes, im Rahmen der Finanzaus-

gleichsdebatte. 

Unser gemeinsames Ziel sollte es an und f¿r sich sein, die 

notwendigen Finanzmittel zu einer angemessenen und 

dauerhaften Erf¿llung der Selbstverwaltungsaufgaben der 

Kommunen zur Verf¿gung zu stellen. Ich mºchte auch 

noch einmal unterstreichen: Sie haben einen Verfassungs-

auftrag, und diesen sollten Sie unbedingt erf¿llen. 

(Zuruf von der CDU: Das tun wir!) 

Letztendlich halten wir es f¿r notwendig, die Finanzmit-

telverteilung im kommenden FAG 2013/2014 zugunsten 

der kommunalen Ebene zu verªndern. Daf¿r brauchen wir 

nat¿rlich auch entsprechend belastbare Daten. In dem 

Sinne stimmen wir dem Antrag zu mit den kleinen  nde-

rungsvorschlªgen, die wir hier eingebracht haben. 

Danke. 

(Beifall bei den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die SPD-

Fraktion Frau Abg. Kºpping, bitte. 
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Petra Kºpping, SPD: Frau Prªsidentin! Sehr verehrte 

Damen und Herren! Gerade ist die ber¿hmte Studie KfW-

Kommunalpanel zitiert worden. Ich hatte eigentlich auch 

vor, dar¿ber zu sprechen. Deswegen kann ich kurz zu 

Beginn noch auf den Redebeitrag von Herrn Krasselt 

eingehen. 

Lieber Herr Krasselt, Sie waren B¿rgermeister. Ich war 

das auch. Wir wissen beide, dass es sowohl Kommunen 

gibt, die sich trotz vieler Hindernisse wirklich angestrengt 

und gute Ergebnisse erreicht haben. Sie werden aber nicht 

bestreiten, dass es einer Kommune, die vielleicht im 

Speckg¿rtel von Leipzig liegt, etwas anders geht als einer 

Kommune auf dem flachen Land. Ich komme spªter auf 

ein Beispiel zur¿ck, das gut Ihre These widerlegt, dass es 

Schuld der Kommunen ist, wenn sie nicht investieren. Ich 

werde aber zunªchst mit dem Investitionsr¿ckstand 

beginnen. 

Frau Junge hat schon die Zahlen aus dem Kommunalpa-

nel genannt. Aber ich mºchte sie noch f¿r den Bereich der 

Kinderbetreuung und Schule nennen, die deutschlandweit 

auf 27 Milliarden Euro geschªtzt werden. F¿r den Frei-

staat Sachsen existieren bislang keine verlªsslichen 

Zahlen. Allein f¿r den Schulbereich wird der Investitions-

bedarf auf ¿ber 2,5 Milliarden Euro geschªtzt. Bei Kin-

dertagesstªtten, Sport- und Schwimmhallen und Verkehrs-

infrastruktur gibt es leider ¿berhaupt keine zuverlªssige 

Schªtzung. Die Liste lieÇe sich noch endlos fortf¿hren. 

Noch d¿sterer sªhe es aus, wenn man die Liste um die 

Notwendigkeit von Zukunftsinvestitionen erweitern 

w¿rde. Ich denke da beispielsweise an die notwendige 

energetische Sanierung ï Frau Hermenau hat das ange-

sprochen ï, und zwar zum einen aus Umweltschutzaspek-

ten, aber auch aus kommunaler Sicht. Wenn sich die 

Kommunen nicht umstellen, dann sind das auch Kosten-

faktoren. 

Meine Damen und Herren! Wir brauchen kurzfristig einen 

Bericht ¿ber den Investitionsbedarf der kommunalen 

Hand. Leider verhªlt sich die Staatsregierung, was die 

Quantifizierung von Investitionen auf kommunaler Ebene 

betrifft, wie die drei Affen ï nichts sehen, nichts hºren 

und nichts sagen. Stattdessen verweist man gern auf die 

bestehende kommunale Zustªndigkeit. Das haben wir 

gerade wieder gehºrt. Die Kommunen kºnnen ja eigen-

stªndig entscheiden. Sie kºnnen das eben nicht, auch das 

wissen wir beide, die wir in der kommunalen Ebene 

gearbeitet haben. Wir haben dort Haushaltsplªne, die 

genehmigt werden m¿ssen. Wenn eine Kommune tatsªch-

lich einmal Mehreinnahmen hat und nicht als abundante 

Gemeinde gezªhlt wird, dann hat sie das gefªlligst in ihre 

Entschuldung zu stecken. 

Meine Damen und Herren! Es gehºrt zu den Pflichtaufga-

ben der kommunalen Ebene, die notwendige Infrastruktur 

in den genannten Bereichen zur Verf¿gung zu stellen. Um 

gleiche Lebensverhªltnisse in allen Gemeinden Sachsens 

sicherzustellen ï und darum geht es ï, muss die Staatsre-

gierung gemeinsam mit der kommunalen Ebene jedoch 

im ersten Schritt Kenntnis dar¿ber haben, wie hoch die 

Investitionsbedarfe innerhalb von Sachsen tatsªchlich 

sind. Darin, Herr Krasselt, kann ich Ihnen vielleicht recht 

geben: Vielleicht sagt eine Kommune, dass sie mehr 

Bedarf hat, als das tatsªchlich der Fall ist. Umso mehr 

w¿rde es doch helfen, wenn wir das wirklich einmal 

aufarbeiten. 

Im zweiten Schritt m¿sste gemeinsam mit der kommuna-

len Ebene verhandelt werden, wie dieser Investitionsstau 

abgebaut werden kann. Nur dann haben wir beispielswei-

se f¿r investive Schl¿sselzuweisungen eine planerische 

Grundlage. 

Meine Damen und Herren! Wir m¿ssen handeln. Wenn 

der Investitionsbedarf nicht gedeckt wird, kann das 

unterschiedliche Folgewirkungen haben, beispielsweise 

langfristig hºhere Kosten durch veraltete Heizungsanla-

gen, aber auch eine Gefªhrdung der Nutzer, zum Beispiel 

StraÇenverkehrsnutzer. Nicht zu vergessen sind die 

nachteiligen Folgen f¿r die Umwelt. 

Aus der j¿ngsten Zeit kann ich ein StraÇenbeispiel nen-

nen. Wir sprachen von hoch verschuldeten Kommunen. 

Die am hºchsten verschuldete Gemeinde in Sachsen ist 

Deutzen. Deutzen ist ¿brigens nicht selbst schuld an 

dieser Verschuldung. Es ist eine Bergbaugemeinde, die zu 

DDR-Zeiten erheblichen Wohnungsbau betrieben hat, 

nach der Wende diese Wohnungen auf Anweisung des 

damaligen Regierungsbezirks sanieren musste und die 

deswegen hoch verschuldet ist. Sie hat keine Schuld an 

diesen Dingen. Man hat ihr noch empfohlen, ein groÇes 

Gewerbegebiet zu errichten, das sie auch nicht besetzen 

konnte, weil sich in dieser Region keiner ansiedelt. Ich 

sage das nur, weil jetzt ein groÇes Bild aus dieser Ge-

meinde in der Presse aufgetaucht ist. Da hatte ein B¿rger 

gesagt: Ich pflanze in alle StraÇenlºcher Blumen. Das war 

dann ein reines Blumenmeer und keine StraÇe mehr. Aber 

was passiert, wenn dort ein Kind zu Tode kommt oder 

 hnliches? 

Meine Damen und Herren! Wir haben in Sachsen einen 

hohen Investitionsbedarf auf der kommunalen Ebene. Die 

Frage ist, wie wir diesen Bedarf in den nªchsten Jahren 

decken kºnnen. Dass daf¿r die Finanzpolitik der letzten 

beiden Jahre nicht richtungsweisend sein kann, zeigt ein 

Blick in den statistischen Bericht ¿ber die Einnahmen und 

Ausgaben der ºffentlichen Kommunalhaushalte 2011. So 

wurden allein 2011 die Zuweisungen des Landes f¿r 

Investitionen an die Kommunen um 353 Millionen Euro 

gek¿rzt. Dies bedeutet einen R¿ckgang um 27,6 %. Noch 

gravierender ist jedoch der R¿ckgang, wenn man sich die 

Kommunen genauer anschaut. Noch stªrker waren die 

kreisfreien Stªdte vom R¿ckgang der Investitionsmittel 

betroffen. 

Vor allem die beiden grºÇten Stªdte Sachsens, Dresden 

und Leipzig, haben in den letzten Jahren mit Bevºlke-

rungszuwachs zu kªmpfen. Ich sage: Ăzu kªmpfenñ, 

obwohl wir gestern den demografischen Wandel ange-

sprochen haben. ĂZu kªmpfenñ heiÇt, dass sie eben Kita- 

und Schulplªtze zur Verf¿gung stellen m¿ssen. 
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Frau Hermenau, Sie haben vorhin gefragt, wie hoch denn 

der Investitionsstau in Leipzig ist. Das sind circa 

500 Millionen Euro im Schulbereich. 

Meine Damen und Herren! Stimmen Sie dem Antrag zu, 

dann haben wir zumindest kurzfristig einen ¦berblick 

¿ber die Investitionsbedarfe. Das wird uns jedoch nicht 

davon entbinden, spªtestens in den Haushaltsberatungen 

dar¿ber zu sprechen, wie wir diesen Investitionsstau 

abbauen kºnnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die FDP Herr 

Prof. SchmalfuÇ, bitte. 

Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ, FDP: Sehr geehrte Frau 

Prªsidentin! Meine Damen und Herren! Das Anliegen des 

vorliegenden Antrages der GR¦NEN kann durchaus 

nachvollzogen werden. Die verdeckte und auch die 

implizite Verschuldung ist in der finanziellen Situation 

der Kommunen nicht zu vernachlªssigen und sollte mehr 

in den Blickpunkt von Betrachtungen der kommunalen 

Verschuldung ger¿ckt werden. Allerdings braucht es dazu 

nicht den Antrag der Fraktion B¦NDNIS 90/DIE  

GR¦NEN. 

Mit der Umstellung auf die doppelte Buchf¿hrung m¿ssen 

Bewertungen der kommunalen Infrastruktur vorgenom-

men werden. Jede nicht vorgenommene Instandhaltungs-

maÇnahme muss so Jahr f¿r Jahr ber¿cksichtigt werden. 

Diese Bewertung fªllt eindeutig in die kommunale 

Selbstverwaltung. 

Wie Sie alle wissen, ist der Grundsatz der kommunalen 

Selbstverwaltung nicht nur in Artikel 28 Abs. 2 des 

Grundgesetzes, sondern auch in Artikel 84 der Sªchsi-

schen Verfassung verankert. An diesen Grundsatz haben 

wir uns als Freistaat Sachsen zu halten, und wir werden 

dies auch tun. Danach obliegt es den Kommunen, ihre 

Aufgabenerledigung selbst zu organisieren. Damit liegt es 

auch in der Verantwortung der Kommunen selbst, die 

Entscheidung f¿r oder gegen eine Investition oder In-

standhaltungsmaÇnahme zu treffen. 

Wenn die Wªhler bei den politisch Handelnden eine 

falsche Prioritªtensetzung erkennen, weil in den Kommu-

nen nicht ausreichend investiert wird, kºnnen sie mit ihrer 

Wahlhandlung zu einer  nderung der Prioritªtensetzung 

beitragen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist kommu-

nale Selbstverwaltung. Eine Bevormundung der Kommu-

nen durch die nªchsthºhere Ebene lehnen wir als FDP-

Fraktion jedoch in der von Ihnen, Frau Hermenau, vorge-

schlagenen Form ab. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir wissen zwar, dass die Kommunen gemªÇ Artikel 85 

der Sªchsischen Verfassung ºffentliche Aufgaben von der 

nªchsthºheren Ebene ¿bertragen bekommen kºnnen. Die 

in diesem Zusammenhang entstehenden Mehrbelastungen 

der kommunalen Trªger sind den Kommunen aber auszu-

gleichen. Dem kommen wir als Freistaat Sachsen auch 

nach. 

Meine Damen und Herren! Ich kann mich des Eindrucks 

nicht erwehren, dass dieser Antrag verklausuliert sagen 

will: Lªuft etwas schief, hilft die nªchsthºhere Ebene mit 

Bevormundung, mit Regeln und Verboten. Diesen Weg 

wollen wir als FDP-Fraktion nat¿rlich nicht beschreiten. 

Wir werden die kommunale Selbstverwaltung stªrken, 

ebenso wie den kommunalen Entscheidungsspielraum. Im 

Gegensatz zu Ihnen haben wir volles Vertrauen, dass die 

Kommunen mit ihrer Verantwortung sachgerecht umge-

hen. Der Freistaat Sachsen unterst¿tzt die sªchsischen 

Kommunen bei ihren Investitionen in die Infrastruktur, ob 

beim Schulhaus- oder Kita-Bau oder ¿ber Investitions-

programme ï wie erst vor weniger als einem halben Jahr 

auf den Weg der positiven Steuermehreinnahmen ge-

bracht. Nat¿rlich ist uns als Regierungskoalition bewusst, 

dass diese Mittel nicht vollumfªnglich ausreichen, um alle 

notwendigen Investitionen der Kommunen zu finanzieren. 

Aber auch hier liegt es an den Kommunen selbst, die 

richtigen Prioritªten zu setzen. An dieser Stelle kann der 

Freistaat Sachsen nur unterst¿tzen. 

Meine Damen und Herren Abgeordneten der Fraktion 

B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN! Auch aus einem weiteren 

Grund bedarf es Ihres Antrages nicht: Die kommunalen 

Parlamente verstehen sich als Kontrollorgan der Kommu-

nalverwaltung. Im Rahmen dieser Aufgabe steht es auch 

den Stadt- und Gemeinderªten frei, die Verwaltungen zu 

befragen, beispielsweise, wie hoch die entsprechenden 

Investitionsbedarfe vor Ort sind. Ich bin dieser Aufgabe 

als Stadtrat in Chemnitz nachgekommen und habe die 

Stadtverwaltung in mehreren Anfragen gebeten, mir den 

Instandhaltungs- und Investitionsr¿ckstau darzustellen. 

Die von Ihnen gew¿nschten Zahlen liegen also denjeni-

gen, die die Kommunalverwaltung kontrollieren sollen, 

bereits heute vor; Sie kºnnen sie danach fragen. Es liegt 

also in der Verantwortung der gewªhlten Vertreter in den 

kommunalen Parlamenten, diese Sachverhalte in Erfah-

rung zu bringen. 

Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund meiner 

Ausf¿hrungen werden wir den Antrag ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Schimmer, 

bitte; NPD-Fraktion. 

Arne Schimmer, NPD: Frau Prªsidentin! Meine Damen 

und Herren! Das deutsche und sªchsische Finanzaus-

gleichssystem ist bekanntermaÇen ein ziemlich un¿ber-

sichtlicher Verschiebebahnhof, auf dem gewºhnlich 

Chaos herrscht und auf dem man leicht den ¦berblick 

verlieren kann. 

(Peter Wilhelm Patt, CDU: Oh!) 
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Schon allein die Kreisumlage, ¿ber die sich die Landkrei-

se finanzieren, ist eine Wissenschaft f¿r sich und oft 

schon im Jahresrhythmus erheblichen Schwankungen 

unterworfen. 

Ein Hauptproblem der Kªmmerer und Finanzb¿rgermeis-

ter ist die unterschiedliche Leistungskraft der Kreise, 

Stªdte und Gemeinden, die beispielsweise dazu f¿hrt, 

dass auch im Vergleich der Landkreise untereinander die 

Hºhe der Kreisumlage sehr stark schwankt. 

Eine Grundtendenz ist freilich in den letzten Jahren in 

eigentlich allen sªchsischen Kreisen feststellbar: Die 

Kreisumlagen steigen an, was im Klartext nur heiÇt, dass 

sich die Kreise all das, was ihnen durch die Sparpolitik 

von Bund und Lªndern entzogen wird, bei den Gemein-

den wieder zur¿ckholen. Dies ist mit entsprechenden 

Folgen, wie dem infrastrukturellen Ausbluten des lªndli-

chen Raumes, verbunden, was wiederum die Abwande-

rung aus den Landkreisen in die kreisangehºrigen Stªdte 

beschleunigt, womit der Teufelskreis geschlossen wªre. 

Machen wir uns also nichts vor: Die Kehrseite des an sich 

so erfreulichen Titels Dresdens als deutsche Geburten-

hauptstadt ist der demografische Verfall des lªndlichen 

Raumes und die Abwanderung vieler junger Leute aus 

dem kreisangehºrigen Raum in die drei sªchsischen 

Leuchtturmmetropolen. Es ist klar, dass diese f¿r Sachsen 

in der Flªche insgesamt so verheerende Entwicklung 

ungebremst weitergeht, wenn der Staat nicht entschlossen 

gegensteuert. Nat¿rlich ist es dazu auch nºtig, den zu-

k¿nftigen kommunalen Investitionsbedarf mºglichst 

genau zu quantifizieren und zu prognostizieren. 

Aber damit allein ist es nat¿rlich nicht getan. Die NPD 

mahnt hier im Landtag schon seit Jahren an, dass es 

schlicht albern ist, wenn wir uns bei den Haushaltsbera-

tungen jedes Mal aufs Neue lang und breit ¿ber mecha-

nisch berechnete GrºÇen, wie die Verbundquote, unterhal-

ten, aber nicht ¿ber die Aufteilung der verf¿gbaren Masse 

zwischen Freistaat und Kommunen ï und damit ¿ber die 

eigentlich wichtige politische Entscheidung ï diskutieren: 

(Vereinzelt Beifall bei der NPD) 

Wie viel Geld braucht die zentrale Staatsverwaltung, um 

ihre Funktion erf¿llen zu kºnnen, und wie viel Geld bleibt 

dann f¿r die oft Not leidenden Kommunen ¿brig, mit 

denen diese das flache Land erhalten kºnnen, damit nicht 

groÇe Teile davon demografisch, sozial, wirtschaftlich 

und kulturell implodieren? Man kann aber auch anders 

fragen: Wie viel brauchen die Regionen, damit sie ¿berle-

ben kºnnen und die Restbewohner nicht irgendwann 

zwangsevakuiert werden m¿ssen, wie es bereits f¿r den 

Landkreis Gºrlitz in diversen Planspielen durchgespielt 

wird, und wie viel bleibt dann f¿r die zentrale Verwaltung 

¿brig? 

Dies ist die politische Kernfrage, sehr verehrte Kollegin-

nen und Kollegen, vor der Sachsen in den kommenden 

Jahren steht, und da der Antrag der GR¦NEN geeignet 

ist, wenigstens ein klein wenig das Bewusstsein daf¿r zu 

schªrfen, wird ihm die NPD-Fraktion zustimmen. Fest 

steht f¿r uns Nationaldemokraten aber auch, dass die 

Aufteilung der verf¿gbaren Finanzmasse zwischen 

Freistaat und Kommunen im Verhªltnis 34 zu 36 % nicht 

das letzte Wort sein kann, wenn wir ï was uns hoffentlich 

alle eint ï unsere Heimat erhalten wollen. Dar¿ber wird 

nat¿rlich auch ï gerade angestoÇen von der NPD-Fraktion 

ï in den Haushaltsberatungen zu reden sein. 

Ich danke f¿r die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der NPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren, das war die erste Runde der allge-

meinen Aussprache. ï Ich frage: Gibt es Redebedarf f¿r 

eine zweite Runde? ï Frau Hermenau f¿r die Fraktion 

B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN. 

Antje Hermenau, GR¦NE: Meine Damen und Herren 

Kollegen! Es ist schon etwas vermessen, Herr Kollege 

SchmalfuÇ, von der Stadt Chemnitz zu prahlen, in der ein 

Stadion f¿r 30 Millionen Euro gebaut werden soll. Das 

wird an die eigene Wohnungsgesellschaft verschenkt, die 

ï im Gegensatz zur Stadt ï Kredite aufnehmen kann, und 

wegen der Doppik taucht das dann in den B¿chern der 

Stadt Chemnitz nicht mehr auf. 

(Zuruf des Abg. Karl-Friedrich Zais, DIE LINKE) 

Dann werden 2 Millionen Euro Jahreszuschuss gegeben 

und gedacht, damit ist alles erledigt ï und das bei einem 

Schuldenstand von circa 260 Millionen Euro in Chemnitz, 

wenn ich mich nicht tªusche. Das ist schon starker Tobak. 

Herr Krasselt, was denn nun? Sollen wir den Kommunen 

vertrauen, oder bel¿gen die uns? Ich fasse mal zusammen, 

was Sie ausgef¿hrt haben: Entweder bel¿gen sie uns, 

wenn sie mit uns sprechen, oder wir vertrauen ihnen. Das 

ist so ungefªhr die Methode Krasselt. Ich halte das f¿r 

etwas vage. Sie sagen, es gebe keine Zahlen und Verfah-

ren, und wissen nicht, wie man das erheben soll. Diese 

Staatsregierung verhandelt gerade die operationellen 

Programme zu den europªischen Fºrdermitteln. Diese 

Staatsregierung hat gerade wieder eine Schulhausbau-

Fºrderrichtlinie geªndert. 

Worauf basieren eigentlich Ihre Fºrderschwerpunkte? Auf 

dem Prinzip Windhund oder dem Prinzip Vogelnest, also, 

wer zuerst kommt, bekommt etwas, oder wer am lautesten 

br¿llt, bekommt etwas? Welches sind Ihre groÇen MaÇ-

stªbe daf¿r, wie Sie Ihre Fºrderschwerpunkte entwickeln, 

wenn Sie keinerlei Erkenntnisse dar¿ber haben, wie es 

mit der Investitionstªtigkeit bzw. dem Investitionsstau in 

den Kommunen aussieht? Ich finde es wirklich vermes-

sen, was Sie hier vortragen. 

Die Einf¿hrung der Doppik in den Kommunen hat dazu 

gef¿hrt, dass ï meiner Meinung nach ï B¿rgermeister im 

Allgemeinen ¿ber einen Erkenntnisvorsprung vor dem 

Staatsministerium der Finanzen verf¿gen, vielleicht auch 

vor dem einen oder anderen, der hier im Landtag sitzt, das 

kann gut sein. 

(Beifall der Abg. Petra Kºpping, SPD) 
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Ich schªtze Ihre praktische Erfahrung doch, Herr Krasselt, 

machen Sie also kein Windhundegefecht. Ich denke, 

dieser Erkenntnisvorsprung der B¿rgermeister ¿ber das, 

was noch bezahlbar ist, wird dazu f¿hren, dass sie uns 

nicht bel¿gen werden; denn sie erkennen, dass sie nicht 

unterhalten kºnnen, was sie sich extra durch irgendwelche 

¿berdimensionierten Anspr¿che aufbauen sollen. Das 

kºnnen sie ¿berhaupt nicht mehr unterhalten. Wenn das 

klar ist, dann finde ich es wichtig, dass wir uns dar¿ber 

ein Bild machen; denn die Verteilungskªmpfe werden 

sonst auf einer Ebene ausgetragen, die nicht sachbezogen 

ist, sondern es geht immer nur um unbeweisbare Vorw¿rfe 

von der einen an die andere Seite. Ich halte das f¿r keine 

gute Verfahrensweise in einem demokratischen Staat und 

mºchte gern eine bessere. ï Das sind die Punkte, die mich 

umtreiben. 

Nun kºnnen Sie nat¿rlich davon erzªhlen, dass es durch 

Gewerbesteuer und Schl¿sselzuweisungen erhebliche 

Einnahmenschwankungen gibt. Das ist alles richtig, aber 

Ihnen ist auch bewusst, dass Kommunen im Allgemeinen 

dazu tendieren, prozyklisch zu investieren, und nur durch 

die Aufbau-Ost- und die Ost-West-Transfers ist es so, dass 

es bei uns immer verzerrte Zahlen und ein verzerrtes Bild 

gibt. Aber die Ost-West-Transfers laufen aus, und es geht 

darum, sie in den nªchsten Jahren vor allem dazu zu 

nutzen, zuk¿nftige Kosten zu vermeiden und zu mindern, 

damit die Kommunen nicht auf Dauer auf diesen Kosten 

sitzen bleiben, die im Prinzip einen immer grºÇeren Teil 

an ihrem Gesamtanteil einnehmen werden. Das ist eine 

ganz wichtige MaÇnahme, die durchgef¿hrt werden muss. 

Daf¿r brauchen wir Entscheidungsgrundlagen, und das 

sind meiner Meinung nach Informationen. 

(Beifall bei den GR¦NEN  

und der Abg. Petra Kºpping, SPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Nªchs-

ter Redner f¿r die CDU-Fraktion ist Herr Mikwauschk. ï 

Einen kleinen Moment noch, es gibt wahrscheinlich eine 

Kurzintervention von Herrn Krasselt, diese mºchte ich 

gern noch zulassen. Dazu haben Sie jetzt Gelegenheit, 

Herr Krasselt; bitte. 

Gernot Krasselt, CDU: Danke, Herr Prªsident. ï Frau 

Hermenau hat so viel Bezug auf meinen Vortrag genom-

men, dass ich einfach einige Worte dazu sagen muss. Ich 

denke, das erwarten Sie auch. 

B¿rgermeister l¿gen nicht, sind aber pfiffig, das will ich 

einfach mal so sagen. 

(Heiterkeit und Zuruf der  

Abg. Antje Hermenau, GR¦NE: Sehr vigilant!) 

Ich denke, mit L¿gen ï das wissen wir alle ï hat das 

nichts zu tun, aber eine Pfiffigkeit ist dabei, und selbst-

verstªndlich f¿hren FºrdermittelgrºÇen immer dazu, zu 

variieren. Wenn ich heute 75 % Fºrderung in einem 

Programm habe, nehme ich erst das und warte mit einer 

anderen Investition. Das meine ich mit ĂPfiffigkeitñ. Das 

hat man doch alles im Haushalt stehen, damit man reagie-

ren kann. Mit ĂPfiffigkeitñ meine ich auch, dass manch-

mal mehr im Haushalt steht, als bezahlt werden kann. Da 

nehme ich halt die Gewerbesteuereinnahme ein bisschen 

hoch, damit das wieder aufgeht. Ich denke, das ist nicht 

L¿ge, sondern das geschieht ï das ist aus der Praxis 

gesprochen ï, damit Sie im richtigen Moment reagieren 

kºnnen. Denn wenn Sie eine MaÇnahme nicht im Haus-

halt haben, kºnnen Sie die Fºrdermittel nicht abrufen, 

auch wenn es daf¿r 100 % gªbe. Das ist halt so. 

Ich habe in meinem Vortrag ausdr¿cklich gesagt, dass 

wenige Kommunen dieser Sache nicht gerecht geworden 

sind. Diesen wenigen zuliebe kann man nicht alles anders 

machen. Die meisten haben ihre finanziellen Probleme im 

Griff. Ich will Ihnen zwei Beispiele aus meinem unmittel-

baren Umfeld daf¿r nennen, was passieren kann. 

Die eine Gemeinde hat viel zu teuer Flªchen gekauft, ein 

Gewerbegebiet daraus gemacht und konnte das dann nicht 

verkaufen, weil es zu teuer war. Sie ist im wahrsten Sinne 

des Wortes pleite gegangen. 

Eine andere, kleine Kommune dachte, sie m¿sste sich ein 

Hallenbad bauen. Das hat auch nicht funktioniert. 

Das kºnnen wir aber nicht korrigieren. So viel Verant-

wortlichkeit gehºrt auf die entsprechende Ebene. Diese 

zwei kleinen Beispiele sollen nur zeigen, dass es auch 

Verfehlungen gibt, auf die wir reagieren m¿ssen. Aber wir 

kºnnen daf¿r nicht 95 % bestrafen. 

(Beifall bei der CDU) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Hermenau, Sie mºchten darauf reagieren? Das kºnnen 

Sie. 

Antje Hermenau, GR¦NE: Herr Krasselt, wenn es um 

SpaÇbªder ginge, hªtte ich von SpaÇbªdern gesprochen. 

Bei mir geht es darum, dass wir im Bericht der Enquete-

Kommission der letzten Legislaturperiode zur demografi-

schen Entwicklung sehr wohl genaue Feststellungen 

dar¿ber getroffen haben, welche Kostenpermanenzen wir 

auf der kommunalen Ebene auf die B¿rger zukommen 

sehen. Der B¿rgermeister kriegt zum Beispiel die Dresche 

daf¿r, dass die Abwasserbeitrªge steigen, obwohl er 

eigentlich nicht wirklich etwas daf¿r kann, denn die 

Annahmen von damals waren ja falsch. Zumindest was 

die GrºÇe der einen oder anderen Klªranlage betrifft, 

kann man das heute so sagen. 

(Zuruf von der CDU) 

Das ist nur ein Beispiel. Es gibt auch andere Infrastruktur, 

die im Verhªltnis zur tatsªchlichen Bevºlkerungszahl zu 

groÇ ausgelegt ist. 

Jetzt ist die Frage: Bleiben in Kommunen, bei denen noch 

das eine Dºrfchen oder die eine Scheune hinzukommt, wo 

es groÇe StraÇen und Wege gibt, diese B¿rgermeister oder 

die B¿rger, was genauso ªrgerlich ist, auf diesen Kosten 

sitzen, oder gibt es da eine Mºglichkeit, das mit dem 

Geld, das wir f¿r den Aufbau Ost bekommen, ein biss-

chen zu optimieren? Das sind Fragen, die ich f¿r vºllig 
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legitim halte. Da m¿ssen Sie mir nicht mit SpaÇbªdern 

kommen. 

(Beifall bei den GR¦NEN und der Abg. Marion 

Junge, DIE LINKE, und Petra Kºpping, SPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Jetzt 

Sie, Herr Mikwauschk. 

Aloysius Mikwauschk, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 

Begr¿ndung des Antrages der Fraktion B¦NDNIS 

90/DIE GR¦NEN ist im Besonderen auf das Thema 

Generationengerechtigkeit und k¿nftige infrastrukturelle 

Nachholbedarfe der Kommunen fixiert. Es soll teilweise 

der Eindruck vermittelt werden, dass die fehlende finanzi-

elle Ausstattung die sªchsischen Kommunen handlungs-

unfªhig mache. 

Aus dem uns vorliegenden Antrag wird keineswegs 

deutlich, dass vor Ort in den Kommunen durch die 

effiziente und engagierte Arbeit die Entscheidungsfindun-

gen prªziser und schneller umgesetzt werden kºnnen. 

Hierzu sind keine zusªtzlichen aufwendigen Erhebungen 

notwendig. Herr Krasselt ist bereits darauf eingegangen. 

Eine langfristige Sicherung eigener Gestaltungsspielrªu-

me kann nur durch eine nachhaltige und solide Finanzpo-

litik gewªhrleistet und damit dem Begriff der Generatio-

nengerechtigkeit entsprochen werden. 

Es ist nicht unsere Aufgabe, bestehende Strukturen 

unverªndert fortzusetzen, sondern sie sozialvertrªglich so 

zu gestalten, dass die Weichen in eine wirtschaftlich 

gesunde Zukunft gestellt werden. Dieser notwendige 

Ansatz ist in Ihrem Antrag schlichtweg nicht formuliert. 

Eine Anpassung an den Investitionsbedarf heiÇt: Dort, wo 

Kapazitªten reduziert werden m¿ssen, sollte dies stets als 

Mºglichkeit zur Qualitªtsverbesserung genutzt werden. 

Dies bedeutet f¿r die Finanzpolitik des Freistaates Sach-

sen und der Kommunen zugegebenermaÇen eine ªuÇerst 

schwierige Herausforderung. Die Umsetzung kann nur 

unter Wahrung der kommunalen Selbstverwaltung erfol-

gen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind uns 

darin einig, dass es zur Gewªhrleistung der kommunalen 

Selbstverwaltung einer ausreichenden Finanzausstattung 

der Kommunen bedarf. Die Sichtweise Ihres Antrages ruft 

jedoch punktuell eine Erwartungshaltung hervor, der so 

nicht entsprochen werden kann. Die Quantifizierung des 

kommunalen Investitionsbedarfs kann nur vor Ort einver-

nehmlich und sachgerecht getroffen werden. Wenn solide 

ºffentliche Finanzen als Basis f¿r die Zukunft unterstellt 

werden, stimmt dies mit unseren Vorstellungen durchaus 

¿berein. 

In der Fragestellung Ihres Antrages wird deutlich, dass bei 

der Bedarfsermittlung ¿ber eine angemessene Erf¿llung 

freiwilliger Aufgaben der Kommunen schnell von fal-

schen Voraussetzungen ausgegangen wird und dass dies 

zu Diskrepanzen hinsichtlich der Aussagefªhigkeit dieser 

Zahlen f¿hrt. Aus Erfahrung wissen wir, dass die Ver-

kehrsinfrastruktur ein wichtiger Faktor der Regionalent-

wicklung ist. Es gibt inzwischen Bereiche, in denen kein 

Nachholbedarf mehr besteht und somit pauschal keine 

Aussagen ¿ber Defizite getroffen werden kºnnen. 

F¿r die Generationengerechtigkeit in der Finanzpolitik 

sind folgende wichtige Prinzipien zu beachten: Es ist 

erstens schwierig, den Investitionsbedarf, der nicht nur 

eine objektive, sondern vor allem eine politische GrºÇe 

ist, abzuleiten. Und Sie, Frau Hermenau, wollten ja nicht 

mogeln. 

Zweitens wird ¿ber die Notwendigkeit von sinnvollen und 

machbaren Entscheidungen von den Verantwortlichen vor 

Ort entschieden. Dies ist die richtige Ebene f¿r eine 

sachliche Beurteilung. 

Drittens, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, sind die 

sªchsischen Kommunen handlungsfªhig und haben 

begriffen, dass nicht stªndige Mehrforderungen, sondern 

eine intelligente Mittelverwendung die Gewªhr zur 

Bewªltigung der Aufgaben und damit zur Bewªltigung 

der Zukunft bietet. 

Somit er¿brigt sich Ihr Antrag zur Quantifizierung einer 

Infrastrukturl¿cke. 

Herzlichen Dank f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Ich 

frage: Gibt es noch Wortmeldungen in der zweiten Run-

de? ï Das kann ich nicht erkennen. Wortmeldungen in der 

dritten Runde? ï Ich frage die Staatsregierung. ï Herr 

Staatsminister Ulbig, Sie mºchten gern zum Antrag 

Stellung nehmen. Dazu haben Sie jetzt Gelegenheit. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Sehr geehr-

ter Herr Prªsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren Abgeordneten! Gern will ich aus der Sicht der 

Staatsregierung zu diesem Antrag ein paar Aspekte 

beleuchten. 

Einerseits hat es mich gefreut, dass diese Debatte durch-

aus dadurch geprªgt war, dass sie nicht nur aus der Per-

spektive des Freistaates das Thema beleuchtet hat, son-

dern dass fast alle Antragsteller, die hier vorgetragen 

haben, zumindest auch einmal auf der kommunalen Ebene 

Verantwortung getragen haben, und dass damit die Wech-

selseitigkeit dieses Themas durchaus gut zum Ausdruck 

gebracht worden ist. 

Dennoch mºchte ich aus der Sicht der Staatsregierung 

Folgendes sagen: Ich gehe jetzt nicht mehr auf die Zu-

stªndigkeiten und die kommunale Selbstverwaltungs-

kompetenz ein, sondern ich mºchte sagen, dass der 

Staatsregierung tatsªchlich f¿r den geforderten Bericht 

keine aussagefªhigen Zahlen vorliegen. Um diese Zahlen 

zu beschaffen, wªre tatsªchlich ein sehr aufwendiges 

Verfahren notwendig; denn es geht ja nicht nur darum, 

diese Zahlen zu erheben, die man in irgendeiner Excel-

Tabelle nach oben aggregieren kºnnte, sondern diese 
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Zahlen, diese Informationen m¿ssten nat¿rlich noch 

bewertet und ¿berpr¿ft werden. 

Es ist angesprochen worden und ich will es noch einmal 

deutlich machen: Nat¿rlich geht es um das Thema Be-

r¿cksichtigung des demografischen Wandels, aber eben 

auch aus einer Perspektive, wie wir es gestern miteinan-

der diskutiert haben. Stichwort integrierte Stadtentwick-

lungskonzepte, Stichwort Antizipieren dessen, was 

gegebenenfalls in f¿nf bzw. zehn Jahren notwendig oder 

gegebenenfalls eben nicht mehr notwendig ist. 

Egal mit welcher Brille man das sieht ï Herr Krasselt hat 

das mit ĂPfiffigkeit der kommunalen Ebeneñ charmant 

umschrieben ï, w¿rde eine solche Abfrage, die aus dieser 

Perspektive angestellt w¿rde, nat¿rlich auch kommunale 

Begehrlichkeiten wecken, weil aus meiner Sicht schon 

fast immanent durch die Abfrage der Eindruck erweckt 

wird, dass der Freistaat Sachsen am Ende mit diesen 

Zahlen nicht nur einen Erkenntniszugewinn haben will, 

sondern sich, bezogen auf den Haushalt des Freistaates 

Sachsen, Konsequenzen ableiten m¿ssten. 

Das, was Sie, Frau Kºpping, angesprochen haben, also 

zum Beispiel Deutzen oder andere Themen, sind doch 

Einzelfªlle und Einzelprobleme. Aus meiner Sicht m¿ssen 

diese Themen auch einzeln benannt werden. Gerade bei 

Deutzen geht es ja weniger um Investitionsstaus als 

vielmehr besonders um das Thema Verschuldung. Das ist 

doch am anderen Ende, dass man vielleicht wegen zu 

hoher Verschuldung die eine oder andere Investition im 

Haushalt nicht mehr unterbringen kann. Das ist mit 

Sicherheit richtig. Aber da sieht man schon, wie proble-

matisch quasi ein solches System ist, wenn es um die 

Abfrage geht. 

Einen zweiten Aspekt mºchte ich noch kurz aufgreifen. 

Das ist das Thema Finanzausgleich. Das ist aus unter-

schiedlicher Perspektive schon angesprochen worden. 

Herr Schimmer hat gesagt, man m¿sste es abschaffen, es 

sei ein furchtbares System. ¦ber dieses FAG ist schon 

viel diskutiert worden, munter auch auf der kommunalen 

Ebene. Frau Kºpping wird mir das bestªtigen, selbst wenn 

Sie dazu mit Sicherheit nicht nachfragen will. Wir haben 

uns hªufig mit dem FAG und den unterschiedlichen 

Sªulen auseinandergesetzt. Am Ende waren wir zutiefst 

davon ¿berzeugt, dass es vielleicht in der Nivellierung an 

der einen oder anderen Stelle anders ausgestaltet sein 

kºnnte, aber dass ein solches System sinnvoll und not-

wendig ist, um das Ziel, nicht gleiche, aber gleichartige 

Lebensbedingungen im Lande einigermaÇen sicherzustel-

len, zu erreichen. Dass ein solches System dazu geeignet 

ist, davon waren wir alle ¿berzeugt. Am Ende ist dieses 

FAG ï ï 

(Petra Kºpping, SPD, steht am Mikrofon.) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Staatsminister, es gibt den Wunsch nach einer Zwischen-

frage. Lassen Sie die Zwischenfrage zu? 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Ja, ich 

mache jetzt einen Punkt. ï Deshalb ist dieses FAG mit 

Sicherheit auch in zehn Jahren noch existent. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Lassen 

Sie die Zwischenfrage jetzt zu? ï Frau Kºpping, bitte. 

Petra Kºpping, SPD: Vielen Dank. ï Herr Minister 

Ulbig, ist Ihnen bekannt, dass es solch eine Abfrage auf 

Landkreisebene in Vorbereitung der Funktionalreform 

schon einmal gegeben hat? F¿r mich ist unklar, warum es 

das nicht f¿r die Kommunen geben kann. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Frau Kºp-

ping, das ist mir durchaus bekannt. Ich habe damals diese 

Funktional- und Landkreisreform intensiv beobachtet. Da 

hatte man aber eine andere Blickrichtung bei dieser 

Abfrage gehabt. Jetzt geht es dem Antrag entsprechend 

eigentlich darum, den Investitionsbedarf der kommunalen 

Ebene im ganzen Land zu erfassen. Man kann sich dar-

¿ber streiten, ob es sinnvoll ist, drei oder f¿nf Jahre in 

solch ein System hineinzunehmen. Ich denke, das Thema 

Erwartungshaltung ist durchaus das Problem, welches 

ansteht und welches man im Blick haben muss. 

Ich mºchte das Stichwort Doppik aufnehmen, weil das 

angerissen wurde. Aus meiner Sicht ist zumindest zweier-

lei in dieser Debatte notwendig, um deutlich zu machen, 

was ich damit verbinde: Einerseits ï da stelle ich mich 

jetzt vor die kommunale Ebene ï haben sie das aus 

meiner Sicht zu spªt angepackt. Sie wissen, dass die 

Umstellung in Pirna sehr fr¿hzeitig angegangen wurde. 

Viele sind jetzt mitten in der Doppik-Umstellung. Sie sind 

bis ¿ber beide Ohren mit diesem Thema befasst. Sie jetzt 

noch einmal mit einer anderen Abfrage zu befassen, wªre 

aus meiner Sicht eine zusªtzliche Beschwer. 

Andererseits bin ich zutiefst davon ¿berzeugt, dass ï 

anders, als Sie, Frau Hermenau, es gesagt haben ï mit 

dem System Doppik quasi fast systemimmanent auf der 

kommunalen Ebene diese Generationengerechtigkeit 

entsteht. Wenn ich das Anlagevermºgen das erste Mal fast 

flªchendeckend bewertet habe, wenn ich es eingestellt 

habe und wenn ¿ber den Zeitraum die Abschreibung 

abgebildet werden muss, dann kann ich eben nicht mehr, 

wie das in der Vergangenheit noch gewesen ist, tricksen 

und sagen: Ich mache das in einer Jahresscheibe, verste-

cke das, und wenn die Investition durch ist, rede ich nicht 

mehr dar¿ber. Da haben wir zumindest f¿r alles, was an 

Anlagevermºgen vorhanden ist, den Investitionsbedarf, 

der sich durch die Abschreibung als nicht wirksame 

Zahlungsleistungen abbildet. 

(Antje Hermenau, GR¦NE: Das kriegen ja 

manche Abschreibungen gar nicht mehr hin!) 

ï Das mag durchaus ein Problem sein. Deshalb sind wir 

derzeit dabei, gerade in der ¦bergangszeit ¦bergangsre-

gelungen f¿r diese besondere Problematik zu schaffen, 

um den Kommunen den Einstieg zu geben. 

Letzter Punkt. Frau Junge sprach ja das Gutachten und die 

Thematik Investitionsstau sowie die Zielrichtung an. 
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Gerade bei Kommunen, die unter 5 000 Einwohner haben, 

ist, wenn wir uns die KfW-Studie anschauen, der Investi-

tionsstau am hºchsten. Dazu will ich sagen, dass das eine 

komplette Lºsung ist. Aber ein Teil der Gr¿nde, warum 

auf dieser Ebene der Investitionsstau am hºchsten ist, ist 

nat¿rlich in dem Beharrungsvermºgen, bezogen auf die 

GemeindegrºÇe, zu suchen. 

Sie wissen, dass wir gerade bei diesem Thema in Bezug 

auf freiwillige Zusammenschl¿sse ein klares Angebot 

gemacht und gesagt haben: Wir sehen aus der Perspektive 

des Freistaates Sachsen eine ZielgrºÇe von 5 000 Ein-

wohnern als die leistungsfªhige Ebene, die auch in der 

Lage ist, aus einer ganz anderen Betrachtung heraus diese 

Investitionen in einem zugegebenermaÇen grºÇeren 

Umgriff zu stemmen. 

Meine Damen und Herren! Deshalb mºchte ich aus der 

Perspektive des Freistaates Sachsen sagen: Die notwendi-

gen Informationen f¿r Investitionsprogramme sind durch-

aus auf der Ebene des Freistaates vorhanden. Aber daf¿r 

jetzt ein kommunales Abfrageprogramm ¿ber alle Investi-

tionsbedarfe in den nªchsten Jahren zu starten, halten wir 

f¿r nicht erforderlich. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU ï  

Arne Schimmer, NPD, steht am Mikrofon.) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Bevor 

wir zum Schlusswort von Frau Hermenau kommen, gibt 

es noch eine Kurzintervention. 

Arne Schimmer, NPD: Danke, Herr Prªsident! Ich wollte 

noch einmal auf die Aussage von Staatsminister Ulbig 

reagieren, dass die NPD-Fraktion angeblich die Abschaf-

fung des Finanzausgleichsystems fordert. Das ist nat¿rlich 

vºlliger Unsinn, 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

denn sonst w¿rden wir ja nicht zu allen Haushaltsberatun-

gen einen fast 30-seitigen  nderungsentwurf zum FAG 

vorlegen. Nein, wir fordern nat¿rlich eine Neugestaltung 

des FAG. Unsere Hauptgr¿nde daf¿r tragen wir seit acht 

Jahren vor. 

Nach unserer Auffassung kann es eben nicht sein, dass 

zwei Drittel der Finanzmasse f¿r zentrale Aufgaben 

verwendet werden, obwohl das Land seit Jahren eine 

Neuverschuldung null hat und nur ein Drittel an die 

kommunale Ebene geht, obwohl dort die Finanznot 

oftmals sehr viel grºÇer ist. Unseres Erachtens bringt es 

gar nichts, wenn, wie im vergangenen Dezember, die 

Redner der CDU-Fraktion ganz stolz neue Fºrderpro-

gramme verk¿nden, weil die Haushaltslage mal ganz gut 

ist. Sicherlich ist es schºn, wenn man verk¿nden kann: 

21 Millionen Euro mehr f¿r InfrastrukturmaÇnahmen der 

kreisfreien Stªdte und der Kreise und noch einmal 

10 Millionen Euro f¿r die Kreise. Aber das bringt doch 

nichts f¿r eine wirklich langfristig berechenbare finanziel-

le Sicherheit der kommunalen Gebietskºrperschaften. 

Dazu muss das neue System doch auf eine neue Grundla-

ge gestellt werden. 

(Zuruf des Staatsministers Markus Ulbig) 

Dazu muss doch endlich einmal das Finanzausgleichssys-

tem novelliert werden. Wie angespannt die Lage in den 

Kreisen ist, wird doch daran deutlich, dass beispielsweise 

im Landkreis Leipzig die Kreisumlage auf 30,5 % f¿r das 

Jahr 2013 gestiegen ist. Eigentlich wollte man die 

Kreisumlage bei 25 % deckeln. 

Das heiÇt, wir haben in den Kommunen, in den Kreisen 

oft schon einen finanziellen Notstand. Wir m¿ssen das 

Problem nat¿rlich nicht mit Finanzspritzen lºsen, ¿ber die 

dann die CDU-Abgeordneten hier groÇ jubeln. Nein, wir 

m¿ssen es endlich einmal grundsªtzlich lºsen, indem man 

den kommunalen Gebietskºrperschaften das gibt, was sie 

zum ¦berleben benºtigen. 

Besten Dank. 

(Beifall bei der NPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Staatsminister, mºchten Sie darauf antworten? ï Das ist 

nicht der Fall. Das Schlusswort hªlt Frau Hermenau. 

(Staatsminister Markus Ulbig: Planwirtschaft 

hatten wir schon einmal; das ging auch schief!) 

Antje Hermenau, GR¦NE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Herr Minister, die Grundsªtze des 

FAG stehen bei mir nicht in der Rede; das ist vºllig klar. 

Aber wenn Sie sagen, das wªre Ihnen zu viel Aufwand, 

dann frage ich: Worauf basieren Fºrderrichtlinien und 

Zweckbindungen, wenn Sie nicht genau wissen, ob das 

wirklich so gebraucht wird? Dann kºnnte man alles in die 

Schl¿sselzuweisungen packen und sagen: Ihr bekommt 

das alles als allgemeine Zuweisungen. Ihr m¿sst ¿ber-

haupt keine Zwecke mehr erf¿llen. Ihr m¿sst auch keine 

Fºrderrichtlinien mehr erf¿llen, sondern die Kommunen 

wissen ja am besten, wof¿r sie jeden Cent umdrehen 

m¿ssen und wie sie ihn am besten ausgeben. 

Mein Problem ist, dass alle MaÇnahmen, die vonseiten 

der Staatsregierung getroffen werden kºnnen, in diesen 

Fragen nicht zielgerichtet sein kºnnten ï ich formuliere 

das durchaus im Konjunktiv ï und dass wir das Geld, das 

wir f¿r den Aufbau Ost bekommen, verplempern, da wir 

uns ¿ber die Zielgerichtetheit keine Gedanken gemacht 

haben. Ich halte das wirklich f¿r eine grundsªtzliche 

Frage. In der Fºrderpolitik mºchte ich nicht mit Schrot 

schieÇen. Das will ich nicht. Ich will auch keine vorge-

tªuschte Zielgerichtetheit von Fºrderrichtlinien, ohne es 

nachweisen zu kºnnen. Das will ich auch nicht. Also steht 

die Frage, wie wir da vorankommen. 

Sie haben auf den Aufwand verwiesen, den das alles 

erfordern w¿rde. Nun ja, wir haben uns mit der Einf¿h-

rung der Demokratie in den letzten 20 Jahren sehr viel 

M¿he gegeben. Wenn hier eine Qualitªtsverbesserung 

nºtig ist, die viel Aufwand kostet, dann ist das eben so. 

Das ist aber etwas wert. 
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(Beifall bei den GR¦NEN und des  

Abg. Horst Wehner, DIE LINKE) 

Zum Antrag der LINKEN. Klar, man kann das unstrittig 

machen, weil die Koalition sowieso ablehnen wird. Man 

hªtte noch abwarten m¿ssen, ob sie bei 65 Kommunen 

nicht so viel Aufwand sehen wie bei 210. Ich lasse das 

mal so stehen. Aber im Kern kºnnen wir nat¿rlich an-

nehmen, dass sowieso alles abgelehnt wird. 

Trotzdem steht f¿r mich die Frage, wie wir Qualitªt in 

diese Finanzbeziehungen hineinbringen, die dazu dient 

und dazu beitrªgt, dass die Verteilungskªmpfe um das 

knapper werdende ºffentliche Geld nicht in Scheingefech-

ten ausgetragen werden, und das vielleicht noch auf den 

R¿cken von Betroffenen. Jetzt bin ich bei Schulerweite-

rungs- und Schulneubauten, die sich ¿berhaupt nicht 

dagegen wehren kºnnen, auch wenn sie das mit Demonst-

rationen versuchen. Das ist einfach nicht in Ordnung. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren! Das war das Schlusswort zum vorlie-

genden Antrag. Mir liegt noch ein  nderungsantrag vor. 

Ich frage, ob der  nderungsantrag noch eingebracht 

werden soll. ï Mºchte noch jemand zum  nderungsan-

trag sprechen? ï Das kann ich nicht erkennen. 

Damit rufe ich die Drucksache 5/9088,  nderungsantrag 

der Fraktion DIE LINKE, zu Drucksache 5/8977 auf. Wer 

seine Zustimmung geben mºchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. ï Danke. Wer ist dagegen? ï Wer enthªlt 

sich der Stimme? ï Bei keinen Stimmenthaltungen und 

zahlreichen Daf¿r-Stimmen ist mehrheitlich der  nde-

rungsantrag abgelehnt. 

Meine Damen und Herren! Ich stelle nun die Drucksa-

che 5/8977 zur Abstimmung. Wer seine Zustimmung 

geben mºchte, den bitte ich um das Handzeichen. ï 

Danke. Wer ist dagegen? ï Wer enthªlt sich der Stimme? 

ï Bei keinen Stimmenthaltungen und zahlreichen Daf¿r-

Stimmen ist mehrheitlich die Drucksache 5/8977 nicht 

beschlossen. 

Der Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 9 

Grenzkriminalitªt jetzt stoppen ï schnell und effektiv Grenzen sichern 

Drucksache 5/8965, Antrag der Fraktion der NPD 

Hierzu kºnnen die Fraktionen Stellung nehmen. Die 

Reihenfolge in der ersten Runde: NPD, CDU, DIE LIN-

KE, SPD, FDP, GR¦NE und die Staatsregierung, wenn 

gew¿nscht. 

Ich erteile der Einreicherin das Wort. Herr Apfel f¿r die 

NPD-Fraktion, bitte. 

Holger Apfel, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Das heutige Thema, die Grenzkriminalitªt end-

lich zu stoppen und die sªchsischen AuÇengrenzen schnell 

und effektiv zu sichern, steht nicht zum ersten Mal von 

der NPD auf der Tagesordnung. 

Allein in dieser Legislaturperiode wird zum dritten Mal 

der Versuch unternommen, den verzweifelten Bewohnern 

der angrenzenden Kreise zu Polen und Tschechien die 

Sorge um Eigentum, um Leib und Leben zu nehmen; 

denn dieser Teil der inzwischen abhanden gekommenen, 

eigentlich staatlich zu garantierenden Daseinsvorsorge ist 

inzwischen f¿r viele Betroffene existenziell. 

Die Grenzkriminalitªt ist auch deswegen heute wieder 

Thema, weil die Kriminalitªtsbelastung durch die Passivi-

tªt der Staatsregierung und ihre Ignoranz des Problems 

inzwischen ein AusmaÇ erreicht hat, das nicht nur die 

Nerven der Anwohner zerr¿ttet, sondern auf breiter Front 

Existenzen vernichtet. 

In den letzten Wochen und Monaten beklagten nicht nur 

die sªchsischen Tageszeitungen fast tªglich Diebstªhle, 

Raub¿berfªlle und Delikte der organisierten Kriminalitªt, 

sondern auch die ¿berregionale Presse nahm sich des 

Themas an. Die ¦berschriften sprechen eine deutliche 

Sprache. 

Hier geht es nicht mehr nur um vermehrte Autodiebstªhle 

oder Laubeneinbr¿che, sondern der ĂSpiegelñ beispiels-

weise titelt in seiner Ausgabe 12/2012 ¿ber die Oberlau-

sitz: ĂZum Pl¿ndern freigegebenñ. Stefan Locke schreibt 

am 25. Februar in der ĂFAZñ, dass sich Einbr¿che und 

Diebstªhle an Deutschlands Ostgrenzen hªufen, Firmen 

sich regelrecht ausgepl¿ndert f¿hlen, die B¿rger hochgra-

dig verunsichert sind und die Polizei schon allein deswe-

gen machtlos ist, weil es in manchen Gegenden weit und 

breit ¿berhaupt keine Polizei mehr gibt. 

Es geht hier also nicht nur um gef¿hlte Kriminalitªt, wie 

die katastrophale Lage gern verharmlosend dargestellt 

wird, sondern um einen Zustand der Rechtlosigkeit und 

der Hilflosigkeit der deutschen Grenzbewohner, der von 

ihnen zu verantworten ist ï ein Zustand, der von 

Prof. Christian Pfeiffer vom kriminologischen For-

schungsinstitut in Niedersachsen, ein des Neonazismus 

sicher unverdªchtiger Sozialdemokrat, als Zusammen-

bruch der Zivilisation prognostiziert wird, der mancher-

orts drohe. 

Die NPD hat vor der ¿berst¿rzten Grenzerºffnung am 

31. Dezember 2007 immer wieder gewarnt, nicht, weil 

wir antipolnische oder antitschechische Ressentiments 

pflegen wollen, wie uns von sªmtlichen Vertretern des 

sogenannten demokratischen Blocks immer wieder 
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unterstellt wird, sondern weil wir der ¦berzeugung sind, 

dass sich Politik nicht wie bei Ihnen in Bergpredigten und 

grenzlosen Hoffnungen erschºpfen darf, sondern sich an 

Realitªten auszurichten hat. Diese Realitªten bestehen 

darin, dass die Staatsgrenzen zu Polen und Tschechien das 

grºÇte Wohlstandsgefªlle weltweit nach der Grenze 

zwischen Mexiko und den Vereinigten Staaten aufweist, 

dort, wo anscheinend nicht ohne Grund ein durchlaufen-

der Metallzaun errichtet wurde. 

Wir halten also nicht alle Polen und Tschechen f¿r diebi-

sche Elstern. Wir wissen aber um die Verf¿hrung, wie 

grenznaher Wohlstand bei labilen Gestalten auf der 

anderen Seite hervorrufen werden kann. Wenn das noch 

dadurch beg¿nstigt wird, dass zigmal erwischte Serien-

kriminelle von den Gerichten immer wieder auf freien 

FuÇ gesetzt werden, ja, durch den Wegfall von Grenzkon-

trollen geradezu eingeladen werden, sich an deutschem 

Eigentum zu bedienen, dann kann ein solches Verhalten 

der Regierung dem eigenen Volk gegen¿ber nur noch als 

verantwortungslos, ja, kriminell bezeichnet werden. 

Unser Antrag weist eine Reihe von MaÇnahmen auf, die 

in wenigen Tagen greifen und die Grenzen schnell und 

effektiv sicherer machen kºnnen. 

Erstens. Wir fordern die Regierung auf, den Stellenabbau 

der Landespolizei zu stoppen und diese gegebenenfalls 

aufzustocken, zumindest so lange, bis sich die Kriminali-

tªtsrate auf ein bundesdeutsches NormalmaÇ reduziert 

hat. AuÇerdem muss die Staatsregierung beim Bund 

darauf drªngen, die Prªsenz der Bundespolizei zu erhº-

hen. Es ist absurd, wenn Innenminister Ulbig mit stolz 

geschwellter Brust herausposaunt, dass Sachsen im 

Vergleich mit anderen Bundeslªndern besser ausgestattet 

sei. Das kann schon sein, Herr Ulbig, aber nach Hessen 

oder Rheinland-Pfalz kommen auch weniger Polen oder 

Tschechen, um dort einmal ein Auto mitzunehmen, 

Wanderer niederzuschlagen oder Wohnungen aufzubre-

chen. 

(Beifall bei der NPD) 

Wir fordern von Ihnen, umgehend bei der Bundesregie-

rung daf¿r einzutreten, Grenzkontrollen wieder einzuf¿h-

ren. Das d¿rfte auch deswegen schon kein moralisches 

oder politisches Problem sein, da inzwischen selbst die 

Bundesregierung und auch Frankreich erwªgen, temporª-

re Grenzkontrollen wieder aufzunehmen, wenn zum 

Beispiel in s¿dosteuropªischen Staaten wie Griechenland 

die AuÇengrenzen der EU nicht mehr ordnungsgemªÇ 

¿berwacht werden kºnnen. 

Die Spanier haben vor einigen Tagen einfach entschieden, 

dass man f¿r sieben Tage Grenzkontrollen einf¿hrt, damit 

ein in Madrid stattfindender Politikgipfel nicht von 

gewalttªtigen Demonstranten ¿berschattet wird. Selbst 

Ihre vielen polnischen Freunde schrecken doch nicht 

davor zur¿ck, wegen der Europameisterschaft eigenmªch-

tig Grenzkontrollen einzuf¿hren, damit Hooligans schon 

an der Grenze abgefangen werden. 

Was sind ein paar deutsche FuÇballhooligans gegen die 

dauerhaft marodierenden Grenzkriminellen in Gºrlitz, 

Zittau und Bautzen? Diese Kontrollen m¿ssen und sollen 

nicht dauerhaft sein, aber sie m¿ssen befristet, spontan 

und unberechenbar sein und ein AusmaÇ erreichen, das 

einen kriminellen Grenz¿bertritt wieder zum Wagnis 

werden lªsst. 

(Beifall bei der NPD) 

Zweitens. Um gewaltsame Grenzdurchbr¿che zu verhin-

dern, um Leib und Leben von Passanten und Polizeibeam-

ten besser zu sch¿tzen und die Grenzkontrollen abzusi-

chern, soll die Staatsregierung an den Grenz¿bergªngen 

straÇenbauliche Verªnderungen einf¿hren, die die Ge-

schwindigkeit des flieÇenden Durchgangsverkehrs auto-

matisch reduzieren und so waghalsige Grenzdurchbr¿che 

mit Automobilen unmºglich machen. Dies kann zunªchst 

einmal darin bestehen, Plateau-, Aufpflasterungssteine, 

Rampenschwellensteine oder Pflanzenk¿bel einzulassen 

oder aufzustellen, aber auch in der Aufstellung versenkba-

rer Poller, die bei Gefahr in Verzug aktiviert werden 

kºnnen. 

All diese MaÇnahmen sind nicht gegen den friedlichen 

Grenzverkehr gerichtet, sie stellen keine Ressentiments 

gegen unsere Nachbarn dar, sondern sie sind ein Beitrag 

zur Entspannung; denn auch viele Polen und Tschechen 

sind w¿tend, dass der Ruf ihres Landes durch einige 

Tausend Ganoven so sehr in Mitleidenschaft gezogen 

wird. 

Die Sachsen haben ein Recht darauf, dass der Staat sie 

sch¿tzt und nicht die Argumente und Vorschlªge der NPD 

mit argumentativem Primitivismus zur¿ckweist, dass man 

Ratschlªge von der NPD nicht benºtigt. Sie, meine 

Damen und Herren der Union, haben das garantiert nºtig. 

Sollten Sie diese wieder einmal ablehnen, sind Sie von 

jetzt an f¿r jeden Autodiebstahl, jeden Einbruch, jede 

Pl¿nderung, jeden ¦berfall und was sonst noch so an der 

Grenze an erfreulichen Begebenheiten stattfindet, verant-

wortlich. Denn was, meine Damen und Herren, sollen die 

Sachsen machen, wenn ausgerechnet der Innenminister 

des Freistaates Sachsen das grºÇte Sicherheitsrisiko f¿r 

Sachsen darstellt? 

Herzlichen Dank f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der NPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Wir 

fahren fort in der allgemeinen Aussprache. F¿r die CDU-

Fraktion Herr Bandmann, bitte. 

(J¿rgen Gansel, NPD: Herr Bandmann hat  

in der ĂBild-Zeitungñ auch schon viele  

Male vor der Grenzkriminalitªt gewarnt!) 

Volker Bandmann, CDU: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Herr Apfel, Sie entlarvt 

allein der Ton in der Art und Weise, wie Sie hier dieses 

Thema vortragen. Sie haben sicherlich jetzt schon einen 

Sack Kreide zu sich genommen. Deswegen haben Sie 
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Sªtze eingebaut wie Ăfriedliche Nachbarschaftñ. Das ist 

Ihnen vor einigen Jahren noch nicht ¿ber die Lippen 

gekommen. Aber die Plakate, die Sie im Wahlkampf 

aufhªngen und wo die Schwerpunkte so gesetzt sind, dass 

man klar Ihre geistige Haltung erkennt, und Ihre Hand-

lung vor Ort mit Ihren Gesinnungsfreunden lassen ganz 

klar erkennen, dass es Ihnen nicht um gute Nachbarschaft 

geht und nicht darum, die Probleme zu lºsen. Deswegen 

weisen wir Ihre Angriffe, die Sie gegen den Innenminister 

Ulbig ausgesprochen haben, ganz deutlich zur¿ck. 

(Beifall bei der CDU) 

Es ist unbestritten, dass das, was in den Grenzregionen an 

Kriminalitªt vorhanden ist, ein Problem darstellt. Sie 

schreiben interessanterweise in Punkt 2 Ihres Antrages, 

dass die grenznahe Kriminalitªt zu stoppen ist. Sie wissen 

also sehr genau, dass es sich offensichtlich nicht nur um 

Straftªter handelt, die ¿ber die Grenze kommen, sondern 

um Straftªter, die den Anschein erwecken wollen, dass es 

sich um Menschen handelt, die ¿ber die Grenze kommen, 

um damit mºglicherweise eine falsche Spur zu legen. 

In letzter Zeit ist es nicht nur eine These, sondern durch 

Fahndungserfolge der sªchsischen Polizei mittlerweile 

nachgewiesen, dass deutsche Straftªter in diesen Grenz-

rªumen agieren und mit internationalen Straftªtern zu-

sammenarbeiten. Ihr Gesinnungspotenzial und Ihre 

geistige Brandstiftung zeigen, dass es in Sachsen nºtig 

war, einen Sonderausschuss einzurichten. Ihre geistige 

Haltung, dass jeder, der anders aussieht und nicht Ihre 

Meinung vertritt, unter Generalverdacht gestellt wird, 

(Andreas Storr, NPD: Das machen  

Sie uns gegen¿ber auch regelmªÇig!) 

werden wir nicht unterst¿tzen. Im ¦brigen ist es nach 

dem Schengener Abkommen auch heute schon mºglich, 

die Grenzkontrollen zeitweise in Kraft zu setzen. Zur 

FuÇball-Europameisterschaft wird davon sicherlich 

Gebrauch gemacht. Sie vermitteln den Eindruck, wir 

hªtten zu wenig Personal in den Grenzrªumen. Die 

Bundespolizei hat gemessen an Gesamtdeutschland die 

hºchste Personaldichte in den Grenzrªumen in Sachsen.  

(Arne Schimmer, NPD: Umso schlimmer!) 

Der Schl¿ssel zum Erfolg ï das wird Ihnen sicherlich 

nicht gefallen ï ist die enge polizeiliche Zusammenarbeit 

zwischen den Polen, den Tschechen und den Deutschen. 

Das gilt auch f¿r die Beteiligung internationaler Fachleu-

te, um das, was an organisierter Kriminalitªt und an 

Schwerkriminalitªt passiert, in den Griff zu bekommen. 

Unbestritten ist das Wohlstandsgefªlle ein Thema. Ein 

weiterer Punkt ist die Drogenkriminalitªt. Wir haben das 

Problem, dass besonders Tschechien Drogenk¿chen in 

den Grenzgebieten hat. Es ist auch ein Problem, dass der 

Besitz von Drogen in den Grenzgebieten bzw. in der 

Tschechischen Republik mittlerweile anders bewertet 

wird als in der ¿brigen Europªischen Union. 

Aber auf die vorhandene Freiz¿gigkeit zu verzichten und 

den gewinnenden Wohlstand in Polen: Dazu muss man 

sagen, sind selbst die Menschen, die von Kriminalitªt 

betroffen sind, sehr vorsichtig mit dem, was sie sagen. Sie 

sagen nicht: Wir sehen die Lºsung darin, die Grenzen 

absolut dicht zu machen, wie Sie es sich vorstellen. 

Das, was ich immer wieder thematisiert habe, ist ein 

anderes Modell als das, von dem Sie sprechen. Deswegen 

sind wir der Meinung, dass Ihrem Antrag auch in der 

Begr¿ndung nicht zu folgen ist. Sie schreiben: Die Poli-

zeireform muss als gescheitert angesehen werden. Die 

Polizeireform ist in der Tiefe noch gar nicht umgesetzt. 

Wir werden mit vielfªltigen MaÇnahmen die Verbesse-

rung der Effektivitªt der Polizeistrukturen zum Wirken 

bringen. 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Die Fahndungserfolge, auch im rechtsextremistischen 

Bereich  

(Andreas Storr, NPD: Was hat das mit 

Grenzkriminalitªt zu tun?) 

geben uns recht, dass Ihre Klientel in diesem tr¿ben Teich 

erheblich mit Fragezeichen zu versehen ist. Die Frage ist: 

Weshalb haben Sie denn Ihre Propagandapublikationen 

fr¿her in Polen drucken lassen, obwohl Sie immer den 

Eindruck erweckt haben, als ob das alles in Deutschland 

gemacht wird? 

(Zuruf des Abg. Andreas Storr, NPD) 

Sie versuchen, in tr¿ben Teichen zu fischen und daraus 

politisches Kapital zu ziehen. Wir werden Ihnen nicht auf 

den Leim gehen. Wir verniedlichen die Probleme nicht. 

Ihr Antrag ist in der Form, wie Sie ihn hier gestellt haben, 

abzulehnen. Die Sicherheit ist bei der groÇen Mehrheit 

der Mitglieder in diesem Hohen Haus ï damit spreche ich 

f¿r die anderen Fraktionen durchaus mit ï allemal besser 

aufgehoben als bei Ihnen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN, der SPD, der 

FDP, den GR¦NEN und bei der Staatsregierung) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Gibt es 

noch Wortmeldungen in der ersten Runde? ï Keine. Dann 

rufe ich eine zweite Runde auf. Gibt es noch Wortmel-

dungen? ï Herr Storr, bitte. 

Andreas Storr, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Herr Bandmann hat wieder konsequent an der 

Sache vorbeigeredet. Er hat im Grunde genommen nicht 

zum Thema gesprochen. Aber die Fakten sprechen eine 

andere Sprache. 

Ich werde Ihnen einige Stichworte und Zahlen nennen, 

um vielleicht doch noch einmal einen sachlichen Anlass 

zu wªhlen. Alle Angaben, die ich mache, stammen aus 

dem laufenden Jahr, also dem Jahr 2012. 

In Dresden hat die Anzahl der erfassten Straftaten sach-

senweit am stªrksten zugenommen. Das Gros geht auf 

eine Erhºhung um 4 000 Fªlle in der Eigentumskriminali-
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tªt zur¿ck, zum Beispiel auf eine Reihe von Einbruchsse-

rien auslªndischer Banden. Weite Teile der Grenzregionen 

sind industriell ausgeblutet und stark vom Tourismus 

abhªngig. Wenn dort, wie vor 14 Tagen in Sebnitz, ªltere 

Wanderer von auslªndischen Grenzgªngern mit vorgehal-

tenem Messer brutal ausgeraubt werden ï und das Ganze 

ist sechsmal im letzten Halbjahr passiert, sodass Wanderer 

seitdem in groÇen Gruppen gehen ï, dann kann sich das 

genauso katastrophal f¿r den Tourismus auswirken wie 

die permanente Angst um das eigene Auto, wenn man in 

der Lausitz Urlaub machen mºchte. 

Dass die Autodiebe immer r¿cksichtsloser werden, ist 

keine Erfindung der NPD. VerschlieÇen Sie nicht die 

Augen davor, dass Eigent¿mer, die ihren Wagen vor 

Dieben sch¿tzen wollen, brutal zusammengeschlagen 

werden oder Beamte mit einem Sprung von der StraÇe ihr 

eigenes Leben retten m¿ssen. Das alles macht Schlagzei-

len. 

Einem Bekannten in Dresden wollte ein Freund, der f¿r 

drei Wochen ins Ausland flog, seinen Skoda ĂOktaviañ 

leihen. Dieser lehnte dankend ab mit den Worten: Stell 

bloÇ keinen ĂOctaviañ vor die T¿r, der ist ohnehin in ein 

paar Tagen verschwunden. 

Von den 516 Autodieben, die im vergangenen Jahr in 

Brandenburg erwischt wurden, waren fast zwei Drittel 

Polen, die anderen Litauer und Deutsche ï auch das wird 

von uns nicht infrage gestellt. AuÇerdem ist es f¿r Auto-

hªuser, Bauunternehmen und viele kleine und mittelstªn-

dische Betriebe an der Grenze unzumutbar, wenn sie f¿nf- 

bis zehnmal ausgeraubt werden, sich nicht mehr versi-

chern kºnnen und nach Einbr¿chen Zehntausende von 

Euro in SicherheitsmaÇnahmen oder Reparaturen inves-

tieren m¿ssen. 

Das alles ist existenzvernichtend, denn nicht jeder Sachse 

kann sich und sein Eigentum wie der Herr Innenminister 

rund um die Uhr von mehreren Beamten absichern lassen. 

(Beifall bei der NPD) 

So schºn und zukunftsweisend gemeinsame polizeiliche 

Arbeitsgruppen, binationale Streifen, gemeinsame Daten-

banken usw. seien mºgen, sie ersetzen zum gegenwªrti-

gen Zeitpunkt keine MaÇnahmen, die eine sofortige 

Verbesserung der unhaltbaren Zustªnde bewirken kºnnen. 

Deshalb fordern wir im Interesse der B¿rger mit diesem 

Antrag die genannten GrenzsicherungsmaÇnahmen, damit 

die Kriminalitªt nicht weiter explodiert. 

(Beifall bei der NPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Ich 

frage die Staatsregierung, ob sie das Wort ergreifen 

mºchte. ï Das ist der Fall. Herr Staatsminister Ulbig, bitte 

schºn. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Sehr geehr-

ter Herr Prªsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren Abgeordneten! Es ist jedes Mal die gleiche Ma-

sche bei der NPD. 

(Zuruf des Abg. Arne Schimmer, NPD) 

Sie versuchen immer wieder, das Landtagsplenum dazu 

zu benutzen, um Themen, die mit Auslªnderfeindlichkeit 

(Zurufe der Abg. Andreas Storr  

und Arne Schimmer, NPD) 

und Fremdenfeindlichkeit zu tun haben, populistisch zu 

missbrauchen. 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Das ist auch nicht besser geworden, indem Herr Apfel 

Bilder aus der Tierwelt benutzt. 

(Beifall bei der CDU und bei den LINKEN) 

Dass das Problem besteht, habe ich klar und deutlich 

gesagt. Aber im Unterschied zu dem, was Sie hier von 

sich gegeben haben, ist die sªchsische Polizei aktiv 

geworden. 

Ich mºchte nur anhand von ein paar Zahlen deutlich 

machen, damit es nicht einseitig im Raum steht, was sich 

aus der polizeilichen Kriminalstatistik 2011 ergeben hat. 

Erstens. Die Gesamtkriminalitªt befindet sich auf dem 

annªhernd gleichen Niveau; es gab einen Anstieg um 

1,1 % gegen¿ber dem Jahr 2010. Die Zahlen zum Dieb-

stahl von Autos gingen in Sachsen sogar zur¿ck ï das 

erste Mal seit 2007! Wir verzeichneten einen R¿ckgang 

um 13,5 % oder 551 Fªlle. 

Die Kriminalitªt an der sªchsischen AuÇengrenze ist zu 

hoch; wir arbeiten daran. Aber um das, was Sie gesagt 

haben, in Fakten zu gieÇen: Die Kriminalitªt an der 

sªchsischen AuÇengrenze ging um 4,8 % zur¿ck; an der 

Grenze zu Tschechien waren es minus 3 %, an der Grenze 

zu Polen minus 6,6 %. In den Grenzgemeinden ï Sie 

wissen, dass die Straftaten pro 100 000 Einwohner aufge-

listet werden ï waren 6 961 Straftaten zu registrieren. 

Zum Vergleich: Im Freistaat Sachsen insgesamt waren es 

7 083. Damit gehºrt der Freistaat Sachsen ï das wissen 

Sie auch ï immer noch zu den sichersten Lªndern der 

Bundesrepublik. 

Im Jahr 2010 wurden entlang der Grenze zu Tschechien 

251 Kfz-Diebstªhle registriert, im Jahr 2011 200. Nur 

entlang der polnischen Grenze hat es einen Zuwachs von 

elf Fahrzeugen gegeben; das ist ein Thema, an dem wir 

weiter arbeiten m¿ssen. Es wird aber deutlich, dass die 

Aktivitªten, die wir entfaltet haben, tatsªchlich wirken. 

Wichtige Punkte sind die gemeinsamen Fahndungsgrup-

pen der Polizei, die Beibehaltung der Polizeidichte an der 

Grenze, gemeinsame Grenzkontrollen, Streifen mit Polen 

und Tschechen gemeinsam. 

Volker Bandmann hat es schon gesagt: Es ist ein wichti-

ger Erfolg, dass wir vom Bundesinnenminister die klare 

Aussage bekommen haben, dass die bei uns gegebene 

Dichte an Bundespolizei nicht nur in diesem Jahr, sondern 

auch in den nªchsten Jahren auf unverªndert hohem 

Niveau beibehalten wird. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 
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Die Zusage steht, dass der deutsch-polnische Grenzver-

trag endlich nicht nur verhandelt, sondern auch abge-

schlossen wird ï das ist eine Forderung, die ich gern noch 

einmal vor Ihnen aufmache ï, weil darin mehr Kompe-

tenzen f¿r die Polizeien beider Lªnder enthalten sein 

sollen und damit die Strafverfolgung in diesem ï zugege-

benermaÇen schwierigen ï Grenzbereich k¿nftig weiter 

verbessert werden kann. 

In unserem Konzept ĂPolizei 2020ñ heiÇt es klar: Die 

Anzahl der Streifenbeamten bleibt gleich. Die Anzahl der 

B¿rgerpolizisten wird erhºht. Die Bereitschaftspolizei 

bleibt in alter Stªrke erhalten. 

Damit wird deutlich, dass wir die Sorgen und Nºte der 

Menschen in dieser Region ernst nehmen. Wir werden 

auch in diesem Jahr aktiv an der Strafverfolgung arbeiten 

ï mit den Kolleginnen und Kollegen aus Tschechien und 

Polen sowie der Bundespolizei. Ihren Antrag brauchen 

wir dazu weiÇ Gott nicht. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP und  

der Abg. Horst Wehner, DIE LINKE,  

und Eva Jªhnigen, GR¦NE) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Wir 

kommen zum Schlusswort. F¿r die NPD-Fraktion spricht 

Herr Storr. 

Andreas Storr, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Was der Herr Innenminister sagte, war der Ver-

such, ein Problem kleinzureden bzw. zu suggerieren, es 

gebe Lºsungsansªtze, die die Sªchsische Staatsregierung 

verfolge. Das ist mitnichten so. 

Heute war in der ĂSªchsischen Zeitungñ ein Bericht ¿ber 

Polizeikontrollen von Fahrradfahrern in Gºrlitz zu lesen. 

In dem Artikel stand unter anderem die Aussage, dass die 

Bekªmpfung der Grenzkriminalitªt eine der Hauptaufga-

ben der Gºrlitzer Polizei sei ï also nicht nur der Bundes-

polizei, sondern auch der Gºrlitzer Polizei. Das zeigt, 

dass wir in den Grenzregionen auch in der polizeilichen 

Arbeit alles andere als normale Verhªltnisse haben. Es 

gibt durchaus Handlungsbedarf. 

Ich kann mich gut erinnern: Nachdem die Grenzen geºff-

net worden waren, favorisierte man als Heilmittel f¿r die 

wegfallenden Grenzkontrollen die Schleierfahndung. 

Dieser Begriff tauchte einige Monate lang immer wieder 

in der Berichterstattung auf. ¦ber Erfolge der Schleier-

fahndung habe ich allerdings lange nichts gehºrt. Ich 

vermute, dass diese Erfolge sehr bescheiden ausfallen. 

Das Problem konnte dadurch erkennbar nicht gelºst 

werden; das ist statistisch nachweisbar. 

Nun hºrt man die nªchsten Schlagworte: Es soll binatio-

nale Ermittlungsgruppen und gemeinsame Staatsanwalt-

schaften geben, die sich der Fªlle annehmen. Ich glaube, 

das sind alles nur Beruhigungspillen. Den Menschen soll 

suggeriert werden, man sei nicht untªtig. Aber die Wahr-

heit zeigt ein anderes Faktum, das man zunªchst einmal 

zur Kenntnis nehmen muss. Ich sage ï das ist keine 

Polemik ï, dass die Sicherheit der B¿rger offenbar nicht 

dieselbe Prioritªt wie andere Themen hat. 

(Beifall bei der NPD) 

Offenbar negieren Sie in Ihrer Europafixiertheit, dass 

offene Grenzen auch offene Grenzen f¿r Kriminelle sind. 

Das wird offensichtlich in Kauf genommen, auch wenn 

das zulasten der Sicherheit der B¿rger geht. Genau darauf 

zielt unser Antrag. 

Nun mag man uns vorwerfen, dass das eine oder andere 

etwas polemisch vorgetragen werde. Den Vorwurf mag 

man uns machen ï zu Recht oder zu Unrecht. Aber 

Gegenstand unseres Antrags sind ganz praktische MaÇ-

nahmen. Ich habe leider nicht gehºrt, warum diese ganz 

praktischen Vorschlªge der NPD-Fraktion nicht geeignete 

MaÇnahmen sein kºnnen, um die Grenzkriminalitªt zu 

bekªmpfen. Insofern hoffe ich, dass bei dem einen oder 

anderen doch noch eine gewisse Sachlichkeit existiert, 

und bitte um Zustimmung zu unserem Antrag. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der NPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren! Ich stelle nun den Antrag in der 

Drucksache 5/8965 zur Abstimmung und bitte bei Zu-

stimmung um Ihr Handzeichen. ï Die Gegenstimmen? ï 

Stimmenthaltungen? ï Keine Stimmenthaltungen und 

zahlreiche Daf¿r-Stimmen; dennoch ist der Antrag in der 

Drucksache 5/8965 mehrheitlich nicht beschlossen 

worden. Dieser Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zu 
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Tagesordnungspunkt 10 

19. Tªtigkeitsbericht 2010/2011 des Sªchsischen Landesbeauftragten  

f¿r die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der  

ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik  

ï Berichtszeitraum: 1. Juli 2010 bis 30. Juni 2011 ï 

Drucksache 5/7786, Unterrichtung durch den Sªchsischen Landesbeauftragten  

f¿r die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der  

ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 

Drucksache 5/8923, Beschlussempfehlung des Verfassungs-, Rechts- und Europaausschusses 

Das Prªsidium hat daf¿r eine Redezeit von 10 Minuten je 

Fraktion festgelegt. Die Reihenfolge in der ersten Runde: 

CDU, DIE LINKE, SPD, FDP, GR¦NE, NPD; Staatsre-

gierung, wenn gew¿nscht. 

Mºchte jemand dazu sprechen? ï Herr Schowtka f¿r die 

CDU-Fraktion. 

Peter Schowtka, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine Damen und Herren! 22 Jahre nach dem ruhmlosen 

Untergang der DDR und der Auflºsung ihres perfiden 

Geheimdienstes, des Schildes und Schwertes der angebli-

chen Partei der Arbeiterklasse, ist die Beschªftigung mit 

diesem Kapitel der Freiheitsberaubung unseres Volkes 

unter kommunistischen Vorzeichen noch keineswegs zu 

einer Quantit® n®gligeable geworden, wie es die Histori-

ker zu sagen pflegen. 

Infolge des Mantels des Schweigens aus Angst und 

Feigheit, der 45 Jahre lang ¿ber dieser Periode unserer 

Geschichte ausgebreitet war, werden wir wohl noch ¿ber 

eine lange Zeit immer wieder neue, schlimme Tatsachen 

zur Kenntnis nehmen m¿ssen von dem, was zwischen 

1945 und 1990 geschehen ist. 

Dabei denke ich an die j¿ngst bekannt gewordenen Fªlle 

von Zwangsarbeit politischer Hªftlinge des Zuchthauses 

Waldheim, die Mºbel f¿r Ikea herstellen mussten. In der 

Frauenstrafanstalt Hoheneck soll Bettwªsche f¿r westli-

che Handelsketten gefertigt worden sein. Im Zuchthaus 

Cottbus waren es Kameras f¿r Pentacon. Im ber¿chtigten 

Stasiknast Bautzen II mussten nach Berichten ehemaliger 

politischer Hªftlinge als Zuarbeit f¿r das Sachsenwerk in 

Dresden teilweise unter gefªhrlichen Bedingungen Spulen 

f¿r Elektromotoren gewickelt werden. In Bautzen II 

inhaftierte Frauen arbeiteten f¿r den Textilbetrieb Frottana 

und den Schreibwarenhersteller ĂMarkantñ. 

Deshalb wird es jedem Stasiopfer bitter aufstoÇen, wenn 

er zur Kenntnis nehmen muss, dass das ¿ber 1 000 Seiten 

starke Standardwerk unter dem Titel ĂDie Bildung des 

Freistaates Sachsenñ von einem Stasispitzel verfasst 

wurde. Dieser Michael Richter alias ĂIM Thomasñ soll 

nun in dem aus Steuermitteln finanzierten Sorbischen 

Institut Bautzen Unterschlupf gefunden haben. Auf solche 

ĂFachleuteñ d¿rften die Sorben keinen Wert legen. Der 

Freistaat sollte auf sie verzichten, nachdem schon das 

Hannah-Arendt-Institut durch sie in Verruf gebracht 

worden ist. 

(Beifall bei der CDU) 

Wie schon gesagt, das schlimme Erbe des Kraken Stasi 

wird uns lange weiter beschªftigen. Das bestªtigt auch die 

immer noch wachsende Zahl von Auskunftsantrªgen, die 

im I. Quartal dieses Jahres um ein Drittel hºher lag als im 

Vorjahr. Deshalb ist es sehr gut, dass dieses Hohe Haus im 

Mai vergangenen Jahres mit Lutz Rathenow einen neuen 

Landesbeauftragten eingesetzt hat. In der Person von 

Roland Jahn hat auch der Bundestag einen neuen Bundes-

beauftragten f¿r die Stasi-Unterlagen gewªhlt. Dass der 

erste Leiter der Stasi-Unterlagenbehºrde Joachim Gauck 

heute Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutschland 

ist, kann von seiner Symbolkraft her gar nicht hoch genug 

eingeschªtzt werden. 

(Beifall des Abg. Volker Bandmann, CDU ï 

Beifall bei der Staatsregierung) 

Die gegenwªrtig aus unterschiedlichen politischen Inte-

ressen in Berlin losgetretene Debatte ¿ber eine vorzeitige 

Auflºsung der Stasi-Unterlagenbehºrde wird deshalb von 

meiner Fraktion abgelehnt. Viel mehr unterst¿tzen wir die 

Vereinbarung der Innenminister von Sachsen, Sachsen-

Anhalt und Th¿ringen, die sich vor drei Tagen f¿r den 

Erhalt der Stasi-Unterlagenbehºrde und ihrer AuÇenstel-

len bis mindestens 2019 ausgesprochen haben. 

Ich bin dem Ministerprªsidenten Stanislaw Tillich aus-

dr¿cklich dankbar f¿r seine gestrige Presseerklªrung, in 

der es heiÇt: ĂEs ist selbstverstªndlich, dass wir diese 

Unterlagen so lange zugªnglich machen, wie der Bedarf 

besteht, und das vor Ort. Unseren B¿rgerinnen und 

B¿rgern soll auch in den kommenden Jahren Einsicht in 

die Akten der Staatssicherheit der ehemaligen DDR 

gewªhrt werden. Das gehºrt zur Aufarbeitung dazu und 

folgt keinem Kalender.ñ Warum ausgerechnet Bundes-

tagsvizeprªsident Wolfgang Thierse sich an die Spitze der 

Bewegung setzt, die die Auflºsung der Stasi-

Unterlagenbehºrde fordert, muss mir jemand von der SPD 

erklªren. 

Meine Damen und Herren! Auslºser unserer heutigen 

Debatte ist der alljªhrliche Tªtigkeitsbericht des Sªchsi-

schen Landesbeauftragten f¿r den Zeitraum vom 

1. Juli 2010 bis 30. Juni 2011. Nach dem Ende der ver-

dienstvollen Tªtigkeit von Michael Beleites als Landesbe-

auftragter wurde die Behºrde ab Dezember 2010 bis 

Mai 2011 durch seine Stellvertreterin Frau Dr. Nancy Aris 
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bis zum Amtsantritt von Lutz Rathenow kommissarisch 

geleitet. Auch als Lutz Rathenow schwer erkrankte, lag 

der Hauptteil der Arbeit der Behºrde wieder bei Frau 

Dr. Aris, der an dieser Stelle wie auch ihren Mitarbeitern 

herzlich Dank gesagt werden soll. 

Wie der Bericht ausf¿hrlich beschreibt, konzentrierte sich 

die Arbeit der mit vier Mitarbeitern kleinsten Behºrde des 

Freistaates auf die Beratung von B¿rgern, die trotz poli-

tisch begr¿ndeter Haftstrafen noch nicht rehabilitiert 

worden sind und folglich auch noch nicht die Opferrente 

f¿r Haftopfer beantragen konnten. Die hohe Zahl von 

Beratung Suchenden wird auf das gestiegene ºffentliche 

Interesse an der Aufarbeitung der DDR-Geschichte im 

Allgemeinen und einer wieder breiter gewordenen Dis-

kussion in den Medien zur¿ckgef¿hrt. Die nicht abreiÇen 

wollende Berichterstattung ¿ber das Agieren ehemaliger 

Stasimitarbeiter im benachbarten Bundesland Branden-

burg in Politik und ºffentlichen  mtern trªgt dazu bei, 

dass das Thema Staatssicherheit in der ºffentlichen 

Debatte wachgehalten wird. 

Ein weiteres, in diesem Umfang neues Phªnomen ist die 

oft telefonische, aber auch persºnliche Vorsprache von 

Menschen, die aufgrund einer Unterbringung in Jugend-

werkhºfen und Spezialkinderheimen eine Schªdigung 

erfahren haben. Wir haben heute in der Aktuellen Debatte 

schon viele schlimme Dinge erfahren. Hªufig ist es nicht 

allein die Suche nach Akten, um das eigene Schicksal zu 

verstehen, sondern auch die Suche nach Anerkennung f¿r 

die erfahrenen Leiden und die Hoffnung auf eine Ent-

schªdigung. Die diesbez¿glichen Erwartungen sind groÇ 

und die Unklarheit, wie die mºglichen gesetzlichen 

Regelungen beschaffen sein werden, belastet diese Men-

schen sehr. Neben der persºnlichen Beratungstªtigkeit 

widmete sich der Landesbeauftragte auch der ¥ffentlich-

keitsarbeit und der politischen Bildung an Schulen, um 

unsere Jugend mit unserer j¿ngsten Vergangenheit ver-

trauter zu machen. 

Dass der Geschichtsunterricht ¿ber die DDR an einigen 

Schulen noch zu w¿nschen ¿brig lªsst bzw. von einigen 

Lehrern lustlos und wenig ¿berzeugend vermittelt wird, 

kann man zuweilen bei Sch¿lergesprªchen im Landtag 

feststellen. Das ist wohl auch noch Teil unseres Erbes aus 

dem Volksbildungsministerium der Margot Honecker, die 

im Gegensatz zu vielen Stasiopfern heute in Chile eine 

gute Rente bezieht und Gift und Galle auf das wiederver-

einigte Deutschland spuckt. 

Meine Damen und Herren! Vom j¿dischen Friedensno-

belpreistrªger und Holocaust-¦berlebenden Elie Wiesel 

stammt der Ausspruch: ĂDie Vergangenheit kºnnen wir 

nicht mehr ªndern, aber wenn wir uns erinnern, haben wir 

die Kraft, die Zukunft zu gestalten.ñ 

Im Namen der CDU-Fraktion bitte ich den Landesbeauf-

tragten und sein Team, sich an diesem Leitspruch zu 

orientieren, und danke f¿r die geleistete Arbeit. Dazu 

w¿nsche ich besonders Ihnen, lieber Lutz Rathenow, 

beste Gesundheit. 

(Beifall bei der CDU, der FDP  

und der Staatsregierung) 

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie um Zustimmung 

zur Beschlussempfehlung, die der Verfassungs-, Rechts- 

und Europaausschuss am 25. April 2012 einstimmig 

angenommen hat. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU und des  

Staatsministers Dr. J¿rgen Martens) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Mir 

liegen noch weitere Wortmeldungen vor. F¿r die Fraktion 

DIE LINKE Herr Prof. Besier. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Herr Prªsi-

dent! Meine Damen und Herren! Die Behºrde des Lan-

desbeauftragten hat ihren 19. Tªtigkeitsbericht vorgelegt 

und bei allem demonstrierten FleiÇ erneut deutlich ge-

macht, dass sie ihren eigenen Standort noch nicht gefun-

den hat. Auf Seite 4 heiÇt es, zwei Themen hªtten die 

Diskussion bestimmt: die zuk¿nftige Anbindung und 

inhaltliche Ausrichtung der Behºrde und die finanzielle 

Fºrderung der Verfolgtenverbªnde. 

 hnlich wie Roland Jahn in Berlin sucht auch Lutz 

Rathenow nach Mºglichkeiten, seine Einrichtung auf 

Dauer zu erhalten. Das ist jenseits des Gebietes, im 

Grunde das generelle Problem von zeitlich begrenzten 

Sonderbehºrden. Sie wollen sich verstetigen und finden 

im politischen Raum immer auch wieder Verb¿ndete. 

Rathenow treibt die Verteidigung seiner Institution so 

weit, dass er das AuÇergewºhnliche gern zur Regel 

machen und auch den westlichen Bundeslªndern am 

liebsten Landesbeauftragte verordnen mºchte. Doch die 

im Westen denken gar nicht daran. Ihnen gen¿gt ihre 

Landeszentrale f¿r politische Bildung. 

Auf Bundesebene ï davon war schon die Rede ï kªmpfen 

mindestens drei pªdagogisch-politische Bewªltigungsein-

richtungen um Marktanteile. Die Bundeszentrale f¿r 

politische Bildung und die Stiftung Aufarbeitung warten 

sehnlichst auf die Auflºsung der Stasi-Unterlagenbehºrde, 

deren Aufgaben sie zusammen mit dem Bundesarchiv 

leicht ¿bernehmen kºnnten. Um sich nicht ¿berfl¿ssig zu 

machen, mºchte Jahn aus der Behºrde einen ĂCampus f¿r 

Demokratieñ machen und w¿rde damit in fremden Ge-

wªssern fischen. Die Bundeszentrale f¿r politische Bil-

dung hat sich ganz empºrt geªuÇert. 

In Sachsen kann freilich eine solche Diskussion nicht 

aufkommen, weil eine groÇe Mehrheit in diesem Hause 

an der Sonderbehºrde festhalten will und die eigentlich 

zustªndige Landeszentrale f¿r politische Bildung stillhªlt. 

Wer allerdings den Bericht aufmerksam liest, dem kºnnen 

Erosionserscheinungen und ein gewisses MaÇ an Dilettan-

tismus ï ich meine jetzt jenseits der zahlreichen Recht-

schreibfehler ï nicht verborgen bleiben. So heiÇt es auf 

Seite 9: ĂVerallgemeinernd kann man feststellen, dass die 

Anzahl der Rat Suchenden zwar einerseits tendenziell 

eher abnimmt, daf¿r aber die Kompliziertheit der Fªlle 
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zunimmt.ñ Insgesamt scheint sich die Beratung immer 

mehr auf das Feld der Psychotherapie zu verlagern. 

Immerhin ist von posttraumatischen Belastungsstºrungen 

die Rede. Ob hier Ăpsychologisches Einf¿hlungsvermº-

genñ, wie es heiÇt, reicht, scheint eher fraglich. Viel mehr 

m¿sste den Betroffenen professionelle Hilfe gegeben 

werden. Andernfalls kºnnte eintreten, was wir aus ande-

ren Bereichen sehr gut kennen: eine Fixierung auf die 

Opferrolle, eine Flucht ins Leid, die einen Neuanfang eher 

erschwert. 

Ein anderes Feld ist auf Seite 11 die Arbeit mit Zeitzeu-

gen: ĂUnsere Versuche, mehr Zeitzeugen in den Ge-

schichtsunterricht einzubinden, wurden von den Lehrern 

nicht aufgegriffen.ñ Es wªre interessant, die Vorbehalte 

der Lehrer gegen diese Art von Unterricht in Erfahrung zu 

bringen. Davon ist nicht die Rede. Was bewegt Lehrer, 

nicht ewig Zeitzeugen einladen zu wollen? 

Bedauerlich scheint mir insgesamt die rituelle Bekrªfti-

gung des ewigen Mantras, man d¿rfe nicht vergessen. Es 

ist uns schon so eingegraben im Gehirn ï ï 

(Widerspruch des Abg.  

Martin Modschiedler, CDU) 

ï Sie waren auch nicht dabei. Sie gehºren auch zu den 

Migranten, um mit Herrn Bandmann zu sprechen. 

Inzwischen gibt es lªngst gewichtige Einwªnde gegen den 

in Deutschland geradezu obsessiven Erinnerungsboom. Es 

geht nicht darum, das Leid von Opfern herunterzuspielen. 

Ihnen muss Recht widerfahren. Ihre W¿rde muss wieder-

hergestellt werden. Aber es gehºrt eben auch zu unseren 

anthropologischen Fªhigkeiten, zu vergessen und f¿r die 

Zukunft offen zu sein. Die richtige Balance zwischen 

Erinnerung und Vergessen muss noch gefunden werden. 

(Zurufe von den GR¦NEN) 

Gelangweilte Sch¿ler, die angesichts immer neuerer 

Erinnerungsanstrengungen Ăabschaltenñ, f¿hren uns 

solche Zusammenhªnge vor Augen. 

(Zuruf von der CDU: Unerhºrt! Unerhºrt!) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Prof. Besier, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Ja. Herr 

Kollege aus dem Westen. 

Martin Modschiedler, CDU: Herr Besier, gehe ich recht 

in der Annahme, dass Sie ï ï 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Aus Hessen 

auch noch. 

Martin Modschiedler, CDU: Ja. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Hessen 

ganz vorn. 

Martin Modschiedler, CDU: Es geht aber um diese ï ï 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Prof. Besier, die Fragen d¿rfen Sie nicht stellen. So sieht 

das die Zwischenfrage vor. Das kºnnen Sie vielleicht 

nachher machen. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Entschuldi-

gung, Herr Prªsident, ich habe nicht gefragt, ich habe nur 

eine freche Bemerkung gemacht. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Dann 

ist das ein Weg in die Selbsterkenntnis. Ich w¿rde aber 

jetzt gern Herrn Modschiedler die Gelegenheit geben, 

seine Frage zu stellen. 

Martin Modschiedler, CDU: Ich w¿rde nur gern wissen, 

ob Sie an diesem Ausschuss teilgenommen haben und 

genau diese Diskussion, die Sie gerade f¿hren, mit den 

Diskutanten und dem Unterlagenbeauftragten gef¿hrt 

haben, oder ob das jetzt erstmalig hier von Ihnen disku-

tiert wird bzw. ob es ï weitergef¿hrt ï nicht besser wªre, 

solche Diskussionen im Ausschuss zu f¿hren, wo sie 

hingehºren. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Im Aus-

schuss kºnnen wir die Diskussionen gern weiterf¿hren. 

Ich bin ohnehin am Ende. 

Ich meine Betroffenen-Erinnerung als Beruf. Das lªuft 

nicht ï nicht einmal in Sachsen. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei den LINKEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: F¿r die 

SPD-Fraktion spricht als nªchste Rednerin Frau Kliese. 

Hanka Kliese, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! Meine 

sehr verehrten Damen und Herren! Zunªchst ganz kurz an 

meinen Vorredner, Herrn Prof. Besier: Ich halte es f¿r ein 

Totschlagargument, Ihnen vorzuwerfen, dass Sie aus dem 

Westen kommen. Ich bin Jahrgang 1980. Ich selbst habe 

das auch nicht erlebt. Allerdings habe ich nach all dem, 

was ich gelesen und von Zeitzeugen erfahren habe, den 

Eindruck, dass sich das Thema nicht dazu eignet, es in 

einem derartigen Laissez-faire-Stil und mit einer derarti-

gen Flapsigkeit vorzutragen, wie Sie das hier getan haben. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei  

der CDU, der FDP und den GR¦NEN) 

Herr Schowtka hatte mich gebeten, kurz die Position der 

SPD anhand von Wolfgang Thierse zu erklªren. Da kann 

ich Ihnen leider nicht weiterhelfen. Ich bin mit Wolfgang 

Thierse in einer Partei. Das ginge mit dem Verlust meiner 

geistigen Autonomie einher. Also: Sie m¿ssen sich da 

keine Sorgen machen. 

(Heiterkeit und vereinzelt Beifall bei der SPD,  

der CDU und bei den GR¦NEN) 

Zur Position der SPD-Fraktion in Sachsen: Ich denke, 

dass die relativ klar ist. Die werde ich jetzt hier darlegen. 
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Uns liegt also der Bericht des Landesbeauftragten vor. Ich 

fasse einige wesentliche Punkte und die Position meiner 

Fraktion zusammen. 

Einen wesentlichen Schwerpunkt der Arbeit im Berichts-

zeitraum markierte die Presse- und ¥ffentlichkeitsarbeit, 

die sich mindestens quantitativ erhºht hat; ich meine aber 

auch qualitativ. 

Auch das Thema Rehabilitation von DDR-Heimkindern, 

¿ber das wir heute Vormittag sprachen, wurde durch die 

offensive Pressearbeit des LStU erfolgreich forciert. 

Erfreulich finde ich auch ï auch hier bin ich anderer 

Meinung als Herr Prof. Besier ï, dass besonderes Augen-

merk auf die Zeitzeugenarbeit gelegt wurde. Die altbe-

kannte Binsenweisheit ĂDer Zeitzeuge ist der grºÇte 

Feind des Historikersñ verfªngt hier nicht, und es ist 

schºn, dass sich der LStU und sein Team diesen Dualis-

mus nicht zu eigen machen. 

Wie gut sich Zeitzeugen und Historiker ergªnzen kºnnen, 

haben wir am vergangenen Wochenende gesehen, als 

2 300 Besucher das ehemalige Stasigefªngnis auf dem 

Kasberg besichtigten und F¿hrungen mitmachten, die 

sowohl von Zeitzeugen wie dem Radsportler Wolfgang 

Lºtzsch als auch von Doktoranden, die zu dem Thema 

forschen, zusammen durchgef¿hrt wurden. Das war ein 

sehr erfolgreiches Projekt, um Zeitzeugen mehr Raum 

und ¥ffentlichkeit zu geben. Das ist ein Ansatz, den 

meine Fraktion sehr unterst¿tzt. 

Neben der politischen Bildungsarbeit, die ï da haben Sie 

recht ï auch von anderen Trªgern wie der Landeszentrale 

oder den Stiftungen der Parteien geleistet wird, gibt es 

allerdings noch einen ganz wichtigen und entscheidenden 

Punkt, was der LStU leistet, nªmlich die Beratungsarbeit 

f¿r Betroffene. Das wird im Bericht betont. Wenngleich 

die BStU in Sachsen mit 200 Beschªftigten noch mehr 

leistet, ist es so, dass die Beratung ein Alleinstellungs-

merkmal ist, denn die BStU berªt lediglich oder eigentlich 

nur zum Stasi-Unterlagen-Gesetz, der LStU aber berªt 

auch zu den zahlreichen komplizierten Rehabilitierungs-

vorschriften. 

AuÇerdem leistet der LStU eine psycho-soziale Bera-

tungsarbeit, die sehr wichtig ist, auch wenn sie nicht 

ausdr¿cklich im Gesetz erwªhnt ist, aber zunehmend an 

Bedeutung gewinnt. Dies ¿bernimmt der LStU. Andere 

Einrichtungen stehen in Sachsen daf¿r nicht zur Verf¿-

gung. Umso erstaunlicher ist es, dass der LStU f¿r beide 

Beratungsangebote lediglich mit einer hauptberuflichen 

und einer Honorarkraft arbeitet. 

In Mecklenburg-Vorpommern entsteht derzeit ein Netz-

werk f¿r psychosoziale Beratung von SED-Opfern. Dies 

ist meines Erachtens auch f¿r Sachsen w¿nschenswert. 

Im Bericht wird die Frage nach einer Reform der Behºrde 

nicht konkreter erwªhnt. Eine Angliederung an den 

Landtag wird von meiner Fraktion bef¿rwortet, nicht 

zuletzt, weil sie den beratenden Charakter der Behºrde 

unterstreichen kann. Die Komplexitªt des DDR-Regimes, 

das heute gern auf einige wenige Oppositionelle und 

Protagonisten der SED-Nomenklatur reduziert wird, lªsst 

sich in den Akten lesen. Sie legen ¿ber ein System Zeug-

nis ab, in dem Opfer und Tªter nicht immer trennscharf 

sind. 

Ein ganz wichtiger Punkt sind auch Zelleninformatoren, 

die wªhrend ihrer Haftzeit angeworben wurden, und in 

dieser Zeit von Opfern zu Tªtern wurden. Das heiÇt, wir 

m¿ssen uns in diesem Kontext immer genau anschauen, 

wer unter welchen Umstªnden was unterschrieben hat. 

Auch diese Arbeit kºnnen Akten leisten. 

Nat¿rlich kamen Schikanen, Rechtsbeugung, Erpressung 

und Indoktrination von ganz oben. Aber auch viele weiter 

unten mussten sich daran beteiligen und lieÇen sich mehr 

oder weniger zºgernd einspannen. Der M¿nchner Histori-

ker Christian Meier fasst das in seinem Buch ĂDas Gebot 

zu vergessen und die Unabweisbarkeit der Erinnerungñ 

etwa so zusammen ï ich zitiere: ĂDas Regime wirkte in 

vielen Brechungen auf seine B¿rgerinnen und B¿rger und 

hat sie infiziert. Genau das war doch das Bºsartige an der 

SED-Diktatur. Sie nistete auch in den Seelen ihrer Unter-

tanen.ñ 

Der Dank meiner Fraktion gilt Herrn Lutz Rathenow und 

Frau Dr. Nancy Aris sowie ihren Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern f¿r die wichtige Arbeit. 

Ich mºchte noch begr¿nden, was wir an dieser Arbeit 

wichtig finden: Das wªre zum einen, dass die Aufarbei-

tung kein Hemmnis auf dem Weg zur Versºhnung, son-

dern ein wichtiger Schritt dahin ist. Das heiÇt, die Akten 

sind nicht der Konflikt. Den gab es schon zuvor. Die 

Akten bringen eine Klarheit f¿r die Betroffenen, die 

freilich auch schmerzlich sein kann. Aber nichts zu 

wissen, freiwillig auf Wissen zu verzichten, bringt uns in 

der Aufarbeitung nicht weiter. Ohne Klarheit, ohne 

Wahrheit und somit auch ohne Akten kann es keine 

Versºhnung geben. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD,  

der CDU, der FDP und den GR¦NEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: F¿r die 

FDP-Fraktion spricht Herr Biesok. 

Carsten Biesok, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine Damen und Herren! Herr Kollege Besier, ich war 

am Anfang geschockt, als ich Ihre Rede gehºrt habe. Ich 

denke, gerade, wenn man nicht hier, in den neuen Lªn-

dern aufgewachsen ist und dieses System nicht erlebt hat, 

sollte man sich bei der Bewertung sehr gewªhlt ausdr¿-

cken. Das habe ich bei Ihnen vermisst. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Ich mºchte in meinem Beitrag zuerst einen Dank an 

Herrn Rathenow und seinen Landesbeauftragten, seinen 

Vorgªnger, Herrn Beleites ï es betrifft noch einen Teil 

seiner Arbeitszeit ï, und insbesondere an Frau Dr. Aris, 

die die Aufgabe zwei Mal vertretungsweise ¿bernommen 

und dabei ganz hervorragende Arbeit geleistet hat, aus-

sprechen. Diese ¦bergangszeit hat man mit einem sehr 
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geringen Personalbestand beim Landesbeauftragten 

bewªltigen kºnnen. Trotzdem wurde eine sehr gute Arbeit 

geleistet. 

Ich sage ganz deutlich ï das ist meine feste ¦berzeugung 

ï: Der Landesbeauftragte hat seinen festen Platz hier im 

Freistaat Sachsen. Das ist gut so, und daran wollen wir 

auch nichts ªndern. 

(Vereinzelt Beifall bei der FDP,  

der CDU und den GR¦NEN) 

Auch 22 Jahre nach der Wende ist die Arbeit des Landes-

beauftragten sehr wichtig und wird vom B¿rger sehr stark 

nachgefragt und in Anspruch genommen. So gab es im 

Berichtszeitraum vom 1. Juli 2010 bis zum 30. Juni 2011 

163 Erstberatungen zur Akteneinsicht nach dem Stasi-

Unterlagen-Gesetz und weitere 134 ausf¿hrliche Bera-

tungsgesprªche in der Beratungsstelle. 

Was ich sehr positiv finde, ist, dass der Landesbeauftragte 

auch auswªrtige Termine wahrnimmt und dort Beratungs-

gesprªche stattfinden, zum Beispiel in Stªdten wie  

Delitzsch, Bad Schandau oder Herrnhut. In einigen 

Gesprªchen wurde auch eine Zusammenarbeit mit der 

AuÇenstelle Chemnitz des Bundesbeauftragten f¿r die 

Stasiunterlagen genannt. 

Des Weiteren war der Beauftragte ein wichtiger Ge-

sprªchspartner f¿r Kommunen. Er erstellt gutachterliche 

Bewertungen zu Einzelfªllen. Auch das ist eine Arbeit, die 

wir nicht unterschªtzen sollten. 

F¿r mich ist besonders wichtig, dass er sich auch Vor-

trags- und Schulprojekten widmet. Er veranstaltet Ge-

sprªchsreihen und macht bei der Lehrerfortbildung mit. 

Das ist eine Aufgabe, die meines Erachtens in Zukunft an 

Bedeutung gewinnen wird. Deshalb mºchte ich hier eine 

Sache besonders erwªhnen: Ich finde es gut, dass das 

Projekt ĂAlles auf Hoffnungñ als Theaterprojekt fortge-

setzt wird, dass man junge Leuten durch Originaltºne und 

Textquellen aus der Wendezeit in die damaligen Ereignis-

se eintauchen lªsst. Wir haben Generationen, die jetzt 

volljªhrig sind, die ¿berhaupt nicht wissen, was die 

Wende gewesen ist, oder dass es einmal zwei deutsche 

Staaten gegeben hat. Deshalb finde ich es gut, dass diese 

Arbeit geleistet wird. 

Erwªhnen mºchte ich auch die Wanderausstellung ĂAuf-

bruch 89ñ ¿ber die friedliche Revolution in Sachsen. Dort 

werden wichtige Informationen gerade f¿r die j¿ngere 

Generation gegeben, die diese Zeit nicht miterlebt hat. 

Es ist f¿r mich und f¿r meine Fraktion beachtlich, was 

hier von vier Mitarbeitern, die teilweise durch Krankheit 

oder ¦berbr¿ckung nur zu dritt waren, geleistet wurde 

und geleistet wird. Besonders freut mich, dass das beson-

dere Augenmerk der Arbeit mit Jugendlichen und Sch¿-

lern gilt, denn neben der Beratungstªtigkeit wird dies 

mehr als 20 Jahre nach der friedlichen Revolution immer 

wichtiger. Denn die Beschªftigung mit dem Unrecht der 

Vergangenheit sensibilisiert die Jugendlichen im Umgang 

mit den Gefªhrdungen der Demokratie von heute, und 

davon haben wir ja auch hier ein Beispiel bei uns im 

Landtag sitzen. 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Die Arbeit des 

Landesbeauftragten im Staatsministerium der Justiz und 

f¿r Europa ist weiterhin wichtig. Seine Aufgaben werden 

nicht abnehmen. Die Vermittlung von Wissen ¿ber die 

Staatssicherheit an die j¿ngere Generation wird dabei 

immer wichtiger. Auch diese Aufgabe wird der Landesbe-

auftragte mit seinen Mitarbeitern verantwortungsbewusst 

weiterhin wahrnehmen. Hierf¿r w¿nsche ich Ihnen, Herr 

Rathenow, persºnlich viel Erfolg. Auch ich w¿nsche 

Ihnen Gesundheit und w¿nsche Ihrem Team, dass Sie 

weiterhin Ihre Arbeit f¿r den Freistaat Sachsen und die 

Menschen hier so erledigen, wie es bisher gewesen ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Wir 

fahren in der allgemeinen Aussprache fort. Es spricht Frau 

Kallenbach f¿r die Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦-

NEN. Frau Kallenbach, Sie haben das Wort. 

Gisela Kallenbach, GR¦NE: Vielen Dank, Herr Prªsi-

dent! Werte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete! 

Auch im Namen meiner Fraktion herzlichen Dank f¿r den 

Bericht des Landesbeauftragten, den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern, insbesondere auch Frau Aris. 

Es wurde bereits mehrfach erwªhnt, dass der Bericht nur 

den Beginn der neuen Amtszeit umfasst. Er konnte aus 

sehr bedauerlichen Gr¿nden auch erst sehr spªt vorgelegt 

werden. Es ist verstªndlich, dass der Bericht vorerst vor 

allem auf der anerkannten Arbeit des geschªtzten Vorgªn-

gers aufbaut und nur begrenzt eigene Akzente setzen 

konnte. Daher sind wir besonders gespannt auf die Fort-

setzung, die uns in Bªlde vorgelegt werden soll. Wir sind 

gespannt darauf, welche neuen Ideen Sie entwickeln, um 

die Erfahrungen aus Diktatur und Verfolgung in angemes-

sener und eindringlicher Weise immer wieder in das 

Gedªchtnis zu rufen und an nachfolgende Generationen 

weiterzugeben. 

Herr Prof. Besier, wenn Sie uns heute Vergessen empfeh-

len, dann ist das f¿r mich unglaublich und gefªhrlich. Sie 

sollten es eigentlich aus Ihrer j¿ngsten Arbeit besser 

wissen. 

Weil es immer mal vorkommt, dass irgendjemand die 

Legitimation des Landesbeauftragten infrage stellt, 

mºchte ich f¿r unsere Fraktion klar sagen: Wir brauchen 

noch lange in Sachsen eine solche Behºrde und mºchten 

gern dar¿ber diskutieren, ob wir den bisherigen Aufga-

benbereich nicht erweitern sollten. Warum? Die Muster 

und Parolen, mit denen noch heute Demagogen von 

RechtsauÇen 

(J¿rgen Gansel, NPD:  

Wir reden ¿ber das Thema Stasi!) 

oder auch ewig Gestrige der j¿ngsten Geschichte ï ich 

erinnere nur an das unertrªgliche Interview mit Frau 
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Honecker ï hantieren, haben ihre Wurzeln in den Diktatu-

ren des vergangenen Jahrhunderts. Sie gefªhrden bis 

heute unsere Demokratie. 

(Beifall bei den GR¦NEN und der CDU) 

Daher hat f¿r mich die Behºrde einen klaren Bildungsauf-

trag, den wir gern gesetzlich fixiert hªtten. 

Die Arbeit der Behºrde ist f¿r uns eine willkommene und 

gute Ergªnzung zu den Aktivitªten anderer Institutionen. 

Ich mºchte da ¿berhaupt keine Konkurrenz zu der Lan-

des- oder Bundeszentrale f¿r politische Bildung aufbauen. 

Solange wir noch erschreckende Wissensl¿cken ¿ber die 

j¿ngste und j¿ngere Geschichte haben, brauchen wir so 

viele Institutionen als nur irgend mºglich, die dazu 

beitragen, dass diese abgebaut werden. 

Wir haben Verantwortung f¿r unsere Vergangenheit und 

vor allen Dingen f¿r unsere Zukunft. Ich begr¿nde das 

gern damit, dass wir Teil der europªischen Familie sind. 

Es waren die Kollegen aus Mittel- und Osteuropa, die 

nach dem Beitritt im Jahr 2004 sehr bald darauf drªngten, 

eine Resolution mit dem Titel ĂGewissen Europas und der 

Totalitarismusñ zu verabschieden. Das geschah unter dem 

Verweis, dass Europa erst dann vereint sein wird, wenn es 

imstande ist, zu einer gemeinsamen Sicht der Geschichte 

zu gelangen, Kommunismus, Nazismus und Faschismus 

als gemeinsames Vermªchtnis anzuerkennen und zur 

Sicherung der Demokratie in Europa eine ehrliche und 

tiefgreifende Debatte ¿ber das vergangene Jahrhundert zu 

f¿hren. Genau daf¿r brauchen wir auch die sªchsische 

Behºrde. Sie kann einen wertvollen Beitrag daf¿r leisten. 

Das demokratische Bewusstsein auch bei unserer Jugend 

setzt Wissen ¿ber Geschichte und die unertrªglichen 

Machenschaften willfªhriger Diener von Systemen 

voraus. Wenn die Landesbehºrde dabei wichtige Aufga-

ben ¿bernehmen soll, m¿ssen Mindestvoraussetzungen 

erf¿llt werden. An mehreren Stellen im Bericht heiÇt es: 

ĂDiese wichtige und umfassende Aufgabe ist nicht zu 

bewªltigen.ñ In diesem Zitat ging es um Beratungsleis-

tungen f¿r Opfer. Ein weiteres Zitat lautet: Ăé kann 

jedoch mit der personellen Ausstattung der Behºrde nicht 

geleistet werdenñ oder Ăé kann die Behºrde die Flut der 

Anfragen personell nicht mehr abdeckenñ. Hier betraf es 

das Gebiet Bildungsarbeit. 

Daher sehe ich den Freistaat und das Parlament in der 

Pflicht, f¿r eine angemessene Balance zwischen Aufga-

benstellung und Personalausstattung zu sorgen. Im Be-

richt ist in diesem Zusammenhang auch auf die bereits 

vor der Wahl von den Opferverbªnden angemahnte 

Neuprofilierung und institutionelle Anbindung der Behºr-

de im Rahmen einer Gesetzesnovellierung die Rede. Nach 

Aussagen im Bericht finden dazu Gesprªche mit der 

Staatsregierung und dem Landtag statt. Ich hoffe, sie 

kommen wirklich bald zu einem Abschluss, zumal unsere 

Fraktion dazu vor etwa einem Jahr einen entsprechenden 

Vorschlag formuliert hat. 

Wir w¿nschen der Behºrde bei ihrer Arbeit viele gewinn-

bringende Ideen im Sinne der geschilderten Notwendig-

keit und Verantwortung, die wir zu tragen haben. Wir 

freuen uns mit Spannung auf den nªchsten Bericht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GR¦NEN, der CDU und der SPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Ab-

schlieÇender Redner in der ersten Runde ist Herr Lºffler 

f¿r die NPD-Fraktion. Herr Lºffler, Sie haben das Wort. 

Mario Lºffler, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Auch der 19. Tªtigkeitsbericht des Landesbeauf-

tragten macht deutlich, dass auch ¿ber 20 Jahre nach dem 

Ende der DDR ein hoher Beratungsbedarf f¿r die Opfer 

der SED-Diktatur besteht. Wie wir dem Bericht entneh-

men kºnnen, ist es vor allem dieser Teil der Arbeit des 

Beauftragten und seiner Mitarbeiter, der weiter gewach-

sen ist. Dabei geht es weniger um die Zahl, sondern mehr 

um die Kompliziertheit der Fªlle. 

Der Bericht spricht die Probleme an, die im Zusammen-

hang mit der Diskussion um Jugendwerkhºfe und Kin-

derheime in den letzten Jahren entstanden sind. Durch die 

ºffentliche Wahrnehmung dieses Problems, das nicht nur 

ein Problem der untergegangenen DDR war, sind sich 

viele Betroffene erst ihres schweren Schicksals im ganzen 

AusmaÇ bewusst geworden. Sie wollen es nun mit ande-

ren Menschen aufarbeiten. Der Tªtigkeitsbericht weist 

auch auf die langfristigen psychischen Folgen hin, die 

sich in den Beratungsgesprªchen bemerkbar machen und 

die Mitarbeiter des Landesbeauftragten bis an die Gren-

zen ihrer eigenen Belastbarkeit bringen. 

F¿r diese Arbeit, f¿r dieses Zuhºren gegen¿ber Men-

schen, die mit ihrer schwierigen Vergangenheit nur 

schwer klarkommen, gilt ihnen unser besonderer Dank. 

Es sollte unbedingt gepr¿ft werden, ob in diesem Bereich 

nicht eine Erhºhung der Stellenanzahl mºglich ist. So 

erscheint auch mir eine Referentin zur Bewªltigung des 

Briefverkehrs mit Ratsuchenden zu wenig, zumal diese 

nur die Hªlfte ihrer Arbeitszeit f¿r diese zeitraubende 

Tªtigkeit aufwenden kann. 

Weniger Bedeutung hatte im Berichtszeitraum die Bera-

tung zur Akteneinsicht beim Stasi-Bundesbeauftragten. 

Wie sich das weiterentwickelt, wird zu beobachten sein, 

da der Bundesbeauftragte in den letzten Monaten ein 

hohes Interesse an der Akteneinsicht vermeldet hat, das 

auf  nderungen im Stasi-Unterlagen-Gesetz zur¿ckzuf¿h-

ren ist, die insbesondere eine Einsicht von Angehºrigen 

von Stasiopfern erleichtert haben. Mºglicherweise wird es 

auch Auswirkungen auf die Arbeit auf Landesebene 

haben. 

Erfreulich ist auch, dass wir dem Bericht entnehmen 

kºnnen, dass im Bereich der Bildungsarbeit die Anfragen 

aus Schulen offenbar stark gestiegen sind. Die Einf¿hrung 

von bundesweiten Projekttagen zum Thema 9. November 

scheint hier eine Entwicklung in die andere Richtung 

hervorgerufen zu haben, weshalb der Landesbeauftragte 

die Anfragen nicht mehr alle bewªltigen kann. 
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In einem gewissen Widerspruch dazu steht die Tatsache, 

dass das Interesse am Auftritt von Zeitzeugen in Schulen 

nach wie vor gering ist. Ich finde bemerkenswert, dass der 

Landesbeauftragte hervorhebt, dass das Desinteresse 

dabei auf die Lehrer zur¿ckzuf¿hren ist, wªhrend die 

Sch¿ler durchaus gern mit Zeitzeugen sprechen mºchten. 

Hier ist nach Auffassung der NPD-Fraktion das Kultus-

ministerium gefordert. Gegebenenfalls muss ein sanfter 

Druck ausge¿bt werden, um den einen oder anderen 

linken Pªdagogen zu einer Beschªftigung mit dem DDR-

Unrecht zu drªngen, auch wenn er selber lieber zum x-ten 

Male einen antifaschistischen Widerstandskªmpfer in die 

Schule einladen mºchte. 

(Beifall bei der NPD) 

Bei allem Verstªndnis daf¿r, dass Lehrer nicht gegªngelt 

werden sollten, kann es aber auch nicht sein, dass die 

persºnlichen, politischen und historischen Vorlieben den 

Sch¿lern einseitig nahegebracht werden sollen. Ich will 

hier durchaus nicht alle Pªdagogen in einen Topf werfen. 

Aber eine linke Tendenz ist leider unverkennbar. Dabei 

spielt sicher auch eine Rolle, dass man sich bei der 

Beschªftigung mit der DDR-Vergangenheit vielleicht 

auch selbst kritische Fragen zur eigenen Biografie stellen 

m¿sste. Da ist es bequemer, sich mit weiter zur¿ckliegen-

den Perioden der Geschichte zu beschªftigen. 

Meine Fraktion wird auch weiterhin ein nachhaltiges 

Aufklªrungsinteresse an Verbrechen des Staatssicher-

heitsdienstes der DDR haben. So informierte sich erst 

k¿rzlich eine Besuchergruppe meiner Fraktion im Stasi-

Gefªngnis in Bautzen ¿ber die Methoden der Unterdr¿-

ckung, Erpressung und Folter des Geheimdienstes der 

SED-Diktatur zum Erhalt ihrer Macht. 

Dass ehemalige Funktionªre von Blockparteien, wie zum 

Beispiel der heutige Ministerprªsident Tillich, in seiner 

damaligen Funktion als stellvertretender Vorsitzender des 

Rates des Kreises von Kamenz an Enteignungen beteiligt 

waren und es heute in hºchste Staatsªmter geschafft 

haben, zeigt, dass die Aufarbeitung von Unrecht und 

Verstrickung noch lange nicht beendet sein kann. 

(Beifall bei der NPD) 

Eher blass sind die am Anfang des Berichtes angek¿ndig-

ten eigenen Akzente des neuen Landesbeauftragten 

geblieben. Verstªrkte Medienauftritte allein sind noch 

kein Beweis f¿r eine qualitativ bessere Arbeit, sondern 

eher Ausdruck der persºnlichen Eigenheiten des neuen 

Amtsinhabers, der ein grºÇeres Bed¿rfnis nach Selbstdar-

stellung versp¿rt als sein Vorgªnger. Insofern bleiben 

Zweifel, die die NPD-Fraktion hinsichtlich der Eignung 

von Herrn Rathenow bei seiner Wahl hatte, leider auch 

weiter bestehen. Wir wollen hier aber zwischen dem Amt 

und der Person unterscheiden und werden der Beschluss-

vorlage deshalb zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der NPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren! Mir liegen keine Wortmeldungen f¿r 

eine zweite Runde vor. Damit w¿rde ich fragen, ob die 

Staatsregierung das Wort ergreifen mºchte? ï Herr 

Staatsminister, Dr. Martens, dazu haben Sie jetzt Gele-

genheit. 

Dr. J¿rgen Martens, Staatsminister der Justiz und f¿r 

Europa: Sehr geehrter Herr Prªsident! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Ich w¿rde nicht sagen, die Einlas-

sungen von Herrn Besier haben es verdient, aber sie sind 

doch Anlass, vorweg einige Bemerkungen dazu zu ma-

chen. 

Herr Prof. Dr. Dr. Besier, Sie haben sich hier deutlich 

unter Wert verkauft. Das betrifft nicht Ihre historische 

Kontinuitªt im Kampf der Linken gegen die Einrichtung 

und Arbeit des Beauftragten. Das war normal. Was mich 

erschreckt hat, war das erbªrmliche Niveau Ihres Beitra-

ges: 

(Beifall bei der CDU, der FDP und den GR¦NEN) 

Wenn Sie sich ¿ber Druckfehler des Berichtes mokieren 

oder Ihre sichtbare Freude nicht verhehlen kºnnen an der 

von Ihnen entdeckten Erosion des Landesbeauftragten ï ï 

Was zynisch war, war Ihre Entdeckung, dass die Arbeit 

des Landesbeauftragten inzwischen eher psychotherapeu-

tischen Charakter hªtte, wenn Sie feststellen, dass es der 

Beauftragte mit Leuten zu tun hat, die an posttraumati-

schen Belastungsstºrungen leiden. 

(Beifall bei der CDU, der FDP und  

den GR¦NEN ï Zuruf von der NPD) 

Das kommt offensichtlich in Ihrer Welt nicht vor. Das 

kºnnen Sie sich nicht vorstellen. Zynisch ist auch Ihre 

Beschwºrung des Vergessens als eine Ihnen sehr will-

kommene anthropologische Eigenschaft, wie Sie gesagt 

haben. Diesen Beitrag, Herr Prof. Dr. Dr. Besier, hªtte 

auch Volker K¿low halten kºnnen. 

(Beifall bei der CDU, der FDP,  

den GR¦NEN und der NPD) 

Aber er hat es nicht getan, sondern Sie, und bei Ihren 

Kenntnissen ¿ber die Wirkmechanismen totalitªrer 

Systeme des 20. Jahrhunderts muss man Ihnen das ver-

¿beln. Das war nichts weiter als die eloquente Opferver-

hºhnung durch einen eitlen Salonsozialisten. 

(Beifall bei der CDU, der FDP,  

den GR¦NEN und der NPD) 

Meine Damen und Herren! Der Sªchsische Landesbeauf-

tragte f¿r die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 

ehemaligen DDR hat seinen 19. Tªtigkeitsbericht f¿r den 

Zeitraum 1. Juli 2010 bis 30. Juni 2011 vorgelegt. Damit 

fielen in den Berichtszeitraum sowohl die Feierlichkeiten 

zum 20. Jahrestag der Deutschen Einheit als auch das 

Gedenken an den 50. Jahrestag des Mauerbaus. 

Anlªsslich dieser Ereignisse und der damit verbundenen 

breiten Aufmerksamkeit ist die Auseinandersetzung mit 
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der DDR-Vergangenheit wieder intensiver in die ºffentli-

che Betrachtung ger¿ckt. Unabhªngig davon hat die 

Arbeit der Behºrde eine entscheidende Zªsur durch das 

Ausscheiden des bisherigen Landesbeauftragten, Michael 

Beleites, erfahren. F¿r sein engagiertes Wirken mºchte 

ich an dieser Stelle nochmals einen besonderen Dank und 

aufrichtige Anerkennung aussprechen. 

(Beifall bei der CDU, der FDP und den GR¦NEN) 

Dank geb¿hrt auch Frau Dr. Nancy Aris, die als Stellver-

treterin bis zum Amtsantritt des Nachfolgers, Herrn 

Rathenow, kommissarisch bis Mai 2011 vertreten hat. Der 

neue Landesbeauftragte konnte dabei an die erfolgreiche 

Arbeit seiner Vorgªnger ankn¿pfen. Ein entscheidendes 

Aufgabenfeld war die Beratung betroffener B¿rger in 

Sachsen, wobei sich der Schwerpunkt weg von der 

Beratung zu den reinen Akteneinsichtsgesuchen hin zu 

ausf¿hrlichen Beratungen zur Rehabilitierung und zur 

Opferrente verlagerte. Dies ist insbesondere dem ¿berre-

gionalen Einsatz des Landesbeauftragten zu verdanken, 

der mit seinem Beratungsangebot in einer Vielzahl sªchsi-

scher Gemeinden prªsent war. 

Die beachtliche Zahl von 1 341 Beratungsgesprªchen 

zeigt, dass immer noch ein erheblicher Beratungsbedarf 

trotz wachsenden Zeitabstandes zum Untergang der SED-

Diktatur besteht. 

In den Bereichen der ¥ffentlichkeitsarbeit und politischen 

Bildung sind zahlreiche Projekte erfolgreich weitergef¿hrt 

oder fortentwickelt und ausgebaut worden. Dies gilt 

insbesondere f¿r die Projekte in den Schulen, zum Bei-

spiel das Projekt ĂDer Fall in der Tasche ï Beispiele aus 

dem Alltag Jugendlicher in der DDRñ. Zusªtzlich wurde 

in den Schulen das Projekt ĂZwischen Wahrheit, Fiktion 

und Manipulation ï Ein deutsch-deutscher Zeitungsver-

gleichñ angeboten, der nicht nur Wissen zu Ereignissen 

der Zeitgeschichte vermittelt, sondern die Sch¿ler auch 

zur Auseinandersetzung mit dem Thema der Manipulation 

durch die Medien anregt. Das Theaterprojekt ĂAlles auf 

Hoffnung ï Vom Mitmachen und Aufbegehren am Ende 

der DDRñ lªsst die Sch¿ler in das Leben in der DDR und 

die Ereignisse der friedlichen Revolution eintauchen. 

Dem neuen Landesbeauftragten gelang es in relativ kurzer 

Zeit gleichwohl, neue Akzente zu setzen. So startete er ein 

umfangreiches Zeitzeugenprogramm, im Rahmen dessen 

bis jetzt 30 Zeitzeugen interviewt und zu ihren Erfahrun-

gen in der Sowjetischen Besatzungszone und der DDR 

befragt wurden. Auf diese Weise kann ihr Wissen und 

Erfahrungsschatz bewahrt werden. Dieses Material soll 

Schulen, aber auch Gedenkstªtten und der Forschung zur 

Verf¿gung gestellt werden. 

Hervorheben mºchte ich aus den zahlreichen Aktivitªten 

auch die mobile Busausstellung mit dem Titel Ă1989 ï 

Unser Aufbruch 2009ñ. Diese zunªchst nur befristet 

geplante Ausstellung tourt inzwischen im dritten Jahr 

durch Sachsen. 

Die Sªchsische Jugendstiftung als Trªger entwickelte zu 

der vorhandenen Ausstellung gezielt ein Konzept f¿r 

Sch¿ler der unterschiedlichen Schultypen, das eine 

jugendgerechte interaktive Auseinandersetzung gewªhr-

leistet. Dabei war der Bus im Berichtszeitraum nicht nur 

in 36 Schulen zu sehen, sondern auch auf diversen ºffent-

lichen Plªtzen in Sachsen, unter anderem auch zum Tag 

der Deutschen Einheit und zum Jugendgeschichtstag. 

¦berall ist diese Ausstellung auf eine beachtliche Reso-

nanz gestoÇen. 

Die Lehrerfortbildung lag dem Landesbeauftragten weiter 

am Herzen. Zu nennen ist hier die Veranstaltung unter 

dem Motto ĂDas Thema Mauerbau im Geschichtsunter-

richtñ, und in Kooperation mit dem Sªchsischen Staats-

ministerium der Justiz und f¿r Europa fanden f¿r Rechts-

referendare in Dresden, Leipzig und Chemnitz Fortbil-

dungsseminare statt. Im Mittelpunkt standen dabei die 

Rolle der Justiz und der Staatssicherheit in der DDR 

sowie Fragen der Rehabilitierung von DDR-

Systemunrecht. 

Neben dieser mannigfaltigen Beratungs-, Bildungs- und 

¥ffentlichkeitsarbeit nimmt die Kooperation des Landes-

beauftragten mit den Beauftragten anderer Lªnder, mit 

dem Bundesbeauftragten f¿r die Unterlagen des MfS, vor 

allem aber auch die Zusammenarbeit mit den Verfolgten-

verbªnden und deren Aufarbeitungsinitiativen sowie der 

Stiftung Sªchsische Gedenkstªtten breiten Raum ein. 

Zur Fºrderung der Arbeit der Opferverbªnde hat der 

Freistaat ab 2011 Mittel in Hºhe von 100 000 Euro je 

Fºrderjahr bereitgestellt. Vor diesem Hintergrund sind mit 

dem Landesbeauftragten seitens meines Hauses Fºrder-

richtlinien entwickelt worden, die die wertvolle und 

ehrenamtliche Tªtigkeit der Verbªnde auch in der Zukunft 

sichern sollen und werden. 

Meine Damen und Herren! Im Namen der Sªchsischen 

Staatsregierung mºchte ich mich an dieser Stelle f¿r die 

geleistete Arbeit des Landesbeauftragten bedanken. Die 

sachliche Auseinandersetzung mit der DDR-Geschichte, 

dem SED-Machtapparat und seiner Funktionsweise ist 

nach wie vor von auÇerordentlicher Bedeutung, um vor 

allem junge Menschen f¿r die Werte unserer freiheitlichen 

demokratischen Grundordnung zu sensibilisieren und 

immer wieder der alten Ignoranz entgegenzutreten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU  

und der Abg. Hanka Kliese, SPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Sie 

mºchten vom Instrument der Kurzintervention Gebrauch 

machen, ist das richtig? ï Dann d¿rfen Sie dies tun; bitte, 

Frau Junge. 

Marion Junge, DIE LINKE: Herr Staatsminister 

Dr. Martens, ich bin sehr entsetzt ¿ber die Art und Weise, 

in der Sie Ihre Rede begonnen haben, und wie unange-

messen Sie auf den Redebeitrag meines Kollegen 

Prof. Dr. Besier reagiert haben. Sie kºnnen als Minister 

sicherlich ï das haben Sie auch getan ï Kritik ¿ben. Aber 

die Art und Weise, wie Sie es getan haben ï ich sage 
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einmal: unter der G¿rtellinie ï, halte ich f¿r einen Minis-

ter f¿r absolut unangemessen. Deshalb w¿rde ich Sie 

bitten, Ihre beleidigende  uÇerung gegen¿ber einem 

Abgeordneten zur¿ckzunehmen. 

(Empºrung bei der CDU ï  

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE, bedankt 

sich bei Marion Junge, DIE LINKE. ï  

Christian Piwarz, CDU: Jetzt muss von den 

Genossen noch ein BlumenstrauÇ gebracht 

werden, das gehºrt bei Ihnen dazu!) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Staatsminister, mºchten Sie auf diese Zwischenfrage 

antworten? ï Das ist nicht der Fall. Herr Bandmann, Sie 

mºchten sicherlich auch von dem Instrument der Kurzin-

tervention Gebrauch machen? ï Dazu haben Sie nun 

Gelegenheit. 

Volker Bandmann, CDU: Herr Prªsident! Herr Staats-

minister, ich bedanke mich ausdr¿cklich f¿r Ihre klaren 

Worte an dieser Stelle. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Ich mºchte in Erinnerung rufen, dass das Bautzen-

Komitee gestern und heute im Freistaat Sachsen die 

jªhrliche Tagung, die unter der ¦berschrift ĂGegen die 

Geschichtsklitterung der DDRñ steht, durchf¿hrt. Herr 

Prof. Besier, ich rate Ihnen, jetzt direkt nach Bautzen zu 

fahren und die Rede, die Sie hier gehalten haben, dort 

noch einmal zu halten. 

(Heiterkeit bei der CDU und  

des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Das ist der Rat, den ich Ihnen gebe. ï Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Bandmann, ein Hinweis: Sie m¿ssen sich im Rahmen 

Ihrer Kurzintervention zuk¿nftig direkt an den Staatsmi-

nister wenden. ï Nun die letzte Kurzintervention f¿r die 

Fraktion DIE LINKE, Herr Prof. Besier. 

Prof. Dr. Dr. Gerhard Besier, DIE LINKE: Ich will es 

kurz machen. Ich habe Ihre Empºrung wahrgenommen 

und mir daraufhin ¿berlegt, ob ich vielleicht den falschen 

Ton getroffen habe. Das kann sehr wohl passieren. Sie 

wissen, ich wechsle zwischen dem Parlament und dem 

Hºrsaal, und gelegentlich ï ï 

(Zuruf von der CDU) 

ï Das auch, aber gehen Sie mal woandershin, und Sie 

werden feststellen, dass es dort auch nicht anders zugeht. 

Das ersparen Sie sich nur, indem Sie dort bleiben, wo Sie 

sind. Da werden Sie steinalt, das weiÇ ich schon, und 

dann bleiben Ihre ¦berzeugungen immer so, wie sie 

gewesen sind. 

Nein, ich wollte sagen: Es hatte mehr den Charakter einer 

Dankesrunde, und in diesem Sinne habe ich wahrschein-

lich einfach den erwarteten Ton nicht getroffen und die 

Atmosphªre nicht wahrgenommen. So etwas passiert, und 

sollten persºnlich Betroffene hier sitzen, dann tut es mir 

leid, nicht f¿r diejenigen, die diese Dinge gewissermaÇen 

berufsmªÇig betreiben. Lassen Sie mich insoweit sagen, 

Herr Staatsminister: Sie haben nat¿rlich die politische 

Gelegenheit genutzt; das kann man von anderen auch 

sagen. Ich hªtte mir gew¿nscht, dass Sie das in der etwas 

eleganteren Weise, in der Sie sonst mit anderen umgehen, 

getan hªtten. Insofern sind Sie dieses Mal unter Ihrem 

Niveau geblieben. ï Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Staatsminister Dr. Martens, mºchten Sie auf die Kurzin-

tervention antworten? ï Das ist nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, wir stimmen nun ¿ber die 

Beschlussempfehlung des Verfassungs-, Rechts- und 

Europaausschusses in der Drucksache 5/8923 ab. Wer 

seine Zustimmung geben mºchte, den bitte ich um sein 

Handzeichen. ï Vielen Dank. Die Gegenstimmen? ï 

Keine. Stimmenthaltungen? ï Bei einer Stimmenthaltung 

ist der Beschlussempfehlung mehrheitlich zugestimmt 

worden. Damit ist dieser Tagesordnungspunkt beendet. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 11 

Fragestunde 

Drucksache 5/9010 

Ich bitte Herrn Kosel, die Frage Nr. 1 zu stellen. 

Heiko Kosel, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine Damen und Herren! Meine Frage bezieht sich auf 

die geplante Produktionsstilllegung und den drohenden 

Arbeitsplatzverlust an sªchsischen Standorten der 

MAXAM-Gruppe. 

Im Sprengstoffwerk Gnaschwitz, einem Hersteller ziviler 

Sprengstoffe und Z¿ndsysteme f¿r den Bergbau, f¿r 

Steinbr¿che sowie f¿r den StraÇen- und Wegebau, der 

sich seit 2007 im Eigentum der spanischen MAXAM-

Gruppe befindet, sind Produktionsstilllegungen geplant. 

Lediglich eine Verwaltungs- und Marketingstruktur soll in 

Gnaschwitz verbleiben. Laut eigenen Angaben der 

MAXAM-Gruppe steht zum gegenwªrtigen Zeitpunkt 



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 56. Sitzung 10. Mai 2012 

 5718 

noch nicht fest, wie viele Arbeitnehmer und Arbeitnehme-

rinnen von der Produktionsstilllegung genau betroffen 

sein werden. 

Fragen an die Staatsregierung: 

1. Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung vom genau-

en AusmaÇ der Produktionsstilllegung und des Arbeits-

platzabbaus im Sprengstoffwerk Gnaschwitz sowie 

gegebenenfalls an weiteren sªchsischen Standorten der 

MAXAM-Gruppe, und was hat die Staatsregierung bisher 

unternommen, um die Interessen der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer an diesen sªchsischen Standorten zu 

wahren? 

2. Welche Fºrdermittel aus ºffentlichen Haushalten ï 

insbesondere des Freistaates Sachsen, der Bundesrepublik 

und der EU ï hat die MAXAM-Gruppe f¿r ihr wirtschaft-

liches Engagement an sªchsischen Standorten erhalten? 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: F¿r  

die Staatsregierung antwortet Herr Staatsminister 

Dr. Martens. 

Dr. J¿rgen Martens, Staatsminister der Justiz und f¿r 

Europa: Vielen Dank, Herr Prªsident. ï Die eben gestell-

te Frage beantworte ich namens der Staatsregierung wie 

folgt: Laut Information der Staatsregierung hat die Ge-

sellschafterversammlung beschlossen, die Sprengstoffher-

stellung am Standort Gnaschwitz einzustellen. Funktionen 

der Hauptverwaltung sollen aber am Standort verbleiben. 

Die MAXAM Deutschland wolle sich danach auf wachs-

tumsstªrkere Produkte und Dienstleistungen, wie Pump-

sprengstoffe und Z¿ndsysteme, fokussieren. Der Konzern 

habe beschlossen, die europªische Dynamitproduktion in 

Spanien zusammenzuf¿hren. Die Konsolidierung solle 

Synergiepotenziale, unter anderem auch f¿r die sªchsi-

sche MAXAM Bohr- und Sprengtechnik GmbH in 

Doberschau, freisetzen. 

Genaue Informationen zu einem Arbeitsplatzabbau liegen 

nicht vor. Die MAXAM Deutschland gab am 

26. April 2012 in einer Pressemitteilung bekannt: ĂIn der 

Produktion von MAXAM Deutschland sind rund 

60 Mitarbeiter beschªftigt. Wie viele von der Produkti-

onsstilllegung genau betroffen sein werden, steht zum 

gegenwªrtigen Zeitpunkt noch nicht fest.ñ 

Die Staatsregierung hat in den letzten Wochen Gesprªche 

sowohl mit dem Geschªftsf¿hrer der MAXAM Deutsch-

land GmbH in Gnaschwitz als auch mit dem Betriebsrat 

gef¿hrt. Die Sªchsische Staatsregierung setzt sich f¿r den 

Standorterhalt ein. Wie erfolgversprechend dies ist, kann 

zum jetzigen Zeitpunkt aber noch nicht abgeschªtzt 

werden. 

Die zweite Frage kann ich wie folgt beantworten: Das 

Unternehmen hat Fºrdermittel aus der einzelbetrieblichen 

Investitionsfºrderung ĂGemeinschaftsaufgabe Verbesse-

rung der regionalen Wirtschaftsstrukturñ erhalten. ¦ber 

die Hºhe kann ich im Hinblick auf mºgliche Betriebsge-

heimnisse in der ºffentlichen Sitzung des Landtags keine 

Auskunft geben. Wenn gew¿nscht, ist die Staatsregierung 

jedoch bereit, dies in einer nicht ºffentlichen Sitzung des 

Ausschusses f¿r Wirtschaft, Arbeit und Verkehr nachzu-

reichen. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Staatsminister, es gibt eine Nachfrage. 

Herr Kosel, bitte. 

Heiko Kosel, DIE LINKE: Vielen Dank, Herr Prªsident. 

Herr Staatsminister, Sie haben in Ihrer Antwort mehrfach 

darauf hingewiesen, dass der Staatsregierung genaue 

Informationen noch nicht vorliegen, insbesondere was 

den Arbeitsplatzabbau betrifft. Was hat die Staatsregie-

rung unternommen, um zu genauen Informationen zu 

kommen? 

Dr. J¿rgen Martens, Staatsminister der Justiz und f¿r 

Europa: Die Frage, welche Mittel die Staatsregierung 

angewandt hat, um zu Informationen zu gelangen, kann 

ich Ihnen jetzt nicht beantworten. Das m¿sste gegebenen-

falls schriftlich nachgereicht werden. 

Heiko Kosel, DIE LINKE: Dann bitte ich darum. 

Dr. J¿rgen Martens, Staatsminister der Justiz und f¿r 

Europa: Gut, ich gebe das weiter. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Jetzt 

gibt es noch eine Nachfrage von Herrn Brangs. 

Dr. J¿rgen Martens, Staatsminister der Justiz und f¿r 

Europa: Die lasse ich zu. 

Stefan Brangs, SPD: Davon bin ich ausgegangen. Daf¿r 

haben wir die Geschªftsordnung. 

Herr Minister, Sie haben in Ihren Ausf¿hrungen davon 

gesprochen, dass die Staatsregierung Gesprªche gef¿hrt 

hat. Kºnnen Sie mir konkret benennen, wer von der 

Staatsregierung die Gesprªche gef¿hrt hat? 

Dr. J¿rgen Martens, Staatsminister der Justiz und f¿r 

Europa: Das kann ich Ihnen gegenwªrtig nicht beantwor-

ten, sondern auch dies m¿sste gegebenenfalls nachge-

reicht werden. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Vielen 

Dank, Herr Staatsminister. 

Meine Damen und Herren! Ich habe f¿r Sie eine positive 

Nachricht. Die Fragestunde ist abgearbeitet. Alle Fragen 

konnten gestellt werden. Die Fragen, die nicht gestellt 

worden sind, werden durch die Staatsregierung nat¿rlich 

schriftlich beantwortet. 

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt beendet. 
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Schriftliche Beantwortung weiterer Fragen 

Freya-Maria Klinger, DIE LINKE: Umsetzung des 

IMK-Beschlusses zum Resettlement (Frage Nr. 2) 

Auf der 193. Sitzung der Stªndigen Konferenz der In-

nenminister und -senatoren der Lªnder am 08./09.12.2011 

wurde die Einf¿hrung eines Resettlementprogramms in 

Deutschland beschlossen. Die IMK spricht sich darin im 

Interesse einer Fortentwicklung und Verbesserung des 

Fl¿chtlingsschutzes f¿r eine permanente Beteiligung der 

Bundesrepublik Deutschland an der Aufnahme und 

Neuansiedlung besonders schutzbed¿rftiger Fl¿chtlinge 

aus Drittstaaten (Resettlement) aus. Die Implementierung 

des Resettlements soll in Zusammenarbeit mit dem 

UNHCR und unter finanzieller Beteiligung der EU-

Kommission erfolgen. Die Lªnder sollen dabei eine 

angemessene Erstattung ihrer Kosten erhalten. In diesem 

Rahmen empfiehlt die IMK, in den nªchsten Jahren 

jeweils 300 Fl¿chtlinge aufzunehmen. 

Fragen an die Staatsregierung: 

1. Wie wird sich die Aufnahme der besonders schutzw¿r-

digen Fl¿chtlinge in Sachsen gestalten ï wie viele Men-

schen werden voraussichtlich wann nach Sachsen kom-

men und wie sollen diese verteilt werden? 

2. Ist es vorgesehen, den Aufzunehmenden angesichts 

dessen, dass es sich bei ihnen um vom UNHCR anerkann-

te Fl¿chtlinge handelt, die aufgrund individueller und 

grundsªtzlicher Defizite der Schutzsysteme in ihren 

Erstzufluchtsstaaten zur Verwirklichung ihrer Rechte auf 

die Neuansiedlung in einem aufnahmebereiten Drittstaat 

angewiesen sind, den Fl¿chtlingsstatus nach der Genfer 

Fl¿chtlingskonvention zu gewªhren, und welchen Aufent-

haltstitel werden die Betroffenen voraussichtlich erhalten? 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Zu Frage 1: 

Auf der Grundlage des IMK-Beschlusses vom 9. Dezem-

ber 2011 wird Deutschland in den Jahren 2012 bis 2014 

jªhrlich jeweils bis zu 300 Fl¿chtlinge aufnehmen. 

Im IV. Quartal 2012 ist die Aufnahme von bis zu 200 

Personen vorgesehen, die aufgrund der gewaltsamen 

Auseinandersetzungen in Libyen im Jahr 2011 nach 

Tunesien gefl¿chtet sind und sich dort an der tunesisch-

libyschen Grenze aufhalten. Die Erstaufnahme wird 

zentral ¿ber die Landesaufnahmebehºrde Niedersachsen 

Standort Grenzdurchgangslager Friedland f¿r die Dauer 

von 14 Tagen durchgef¿hrt. Die anschlieÇende Verteilung 

auf die Lªnder erfolgt anteilmªÇig gemªÇ Kºnigsteiner 

Schl¿ssel. Unbegleitete Minderjªhrige und Schwerstkran-

ke werden unmittelbar nach Ankunft vom Zielflughafen 

von einem Vertreter des aufzunehmenden Landes zum 

Zielort begleitet.  

Die durch den Freistaat Sachsen voraussichtlich aufzu-

nehmenden 10 Personen werden von der Landes-direktion 

Sachsen vorrangig auf die Landeshauptstadt Dresden auf 

deren eigenen Wunsch hin (Save-me-Kampagne) verteilt. 

Grundsªtzlich findet bei der Verteilung auf die Landkreise 

und kreisfreien Stªdte das Sªchsische Fl¿chtlingsaufnah-

megesetz Anwendung. 

Informationen zum konkreten Ankunftstermin sowie 

Einzelheiten zu den aufzunehmenden Personen liegen 

derzeit noch nicht vor. 

Zu Frage 2: Die Gewªhrung des Fl¿chtlingsstatus nach 

der Genfer Fl¿chtlingskonvention ist nicht vorgesehen. 

Personen, denen zuvor vom Bundesamt f¿r Migration und 

Fl¿chtlinge eine Aufnahmezusage erteilt wurde, wird der 

Aufenthalt nach MaÇgabe des Ä 23 Abs. 2 des Aufent-

haltsgesetzes gewªhrt. Sie erhalten auf dessen Grundlage 

eine Aufenthaltserlaubnis oder bei Vorliegen der entspre-

chenden Voraussetzungen eine Niederlassungserlaubnis.  

Thomas Jurk, SPD: Planungsstand des Autobahnzubrin-

gers B 96n HoyerswerdaïA 13 (Frage Nr. 3) 

Der Autobahnzubringer B 96n von Hoyerswerda zur A 13 

findet sich sowohl im Vordringlichen Bedarf des aktuellen 

Bundesverkehrswegeplanes als auch im Entwurf des 

Landesentwicklungsplanes des Freistaates Sachsen. Bei 

der Planung der MaÇnahme gab es laut Medienberichten 

zwischenzeitlich Verstimmungen zwischen den beteiligten 

StraÇenbauverwaltungen der Bundeslªnder Brandenburg 

und Sachsen. In Hoyerswerda besteht die Erwartung, dass 

die Planung ungeachtet von Befindlichkeiten so fortge-

f¿hrt wird, dass mittelfristig endlich die Baureife f¿r das 

Vorhaben hergestellt wird. 

Fragen an die Staatsregierung: 

1. In welcher Planungsphase befindet sich der Neubau des 

Autobahnzubringers B 96n HoyerswerdaïA 13 in den 

jeweiligen Bundeslªndern? 

2. Wann ist mit einem Planfeststellungsbeschluss zu 

rechnen? 

Sven Morlok, Staatsminister f¿r Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Zu Frage 1: Die MaÇnahme B 96n ist ein 

lªnder¿bergreifendes Vorhaben. Mit dem Land Branden-

burg wurde im Jahr 2001 vereinbart, dass die Planungen 

federf¿hrend durch Sachsen erfolgen. 

Derzeit werden nach Abstimmung mit dem Bundesver-

kehrsministerium die Unterlagen zum Raumordnungsver-

fahren ¿berarbeitet. Um die aktuellen Randbedingungen 

ber¿cksichtigen zu kºnnen, muss hier insbesondere die 

Verkehrsprognose auf den Prognosehorizont 2025 fortge-

schrieben werden. 

Zu Frage 2: Aufgrund des noch sehr fr¿hen Planungssta-

diums ist zum erwarteten Zeitpunkt des Planfeststellungs-

beschlusses keine seriºse Prognose mºglich. Angaben 

zum Planungsfortschritt kºnnen voraussichtlich nach 

erfolgter Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplanes 

durch den Bund prªzisiert werden. 

Thomas Jurk, SPD: Fºrderung der Sanierung des 

Eisstadions Niesky (Frage Nr. 4) 
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Zur Sanierung des Eisstadions Niesky erhofft die Stadt 

Niesky eine Fºrderung in Hºhe von 3,2 Millionen Euro 

vom Freistaat Sachsen. Oberb¿rgermeister Wolfgang 

R¿ckert rechnet im Mai mit einer Information der Sªchsi-

schen Aufbaubank zu einer mºglichen Fºrderung. 

1. Welches Fºrderprogramm wªre f¿r die Sanierung des 

Eisstadions Niesky geeignet? 

2. Unter welchen Voraussetzungen kºnnte ein Bescheid 

¿ber die Fºrderung dieses Vorhabens ergehen? 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Zu Frage 1: 

Das Eisstadion Niesky liegt bereits im Fºrdergebiet des 

Bund-Lªnder-Programms der Stªdtebaufºrderung ĂKlei-

nere Stªdte und Gemeindenñ. In diesem Programm 

werden stªdtebauliche MaÇnahmen zur Sicherung der 

ºffentlichen Daseinsvorsorge in kleineren Stªdten und 

Gemeinden im lªndlichen Raum gefºrdert. Als Sportstªt-

te, die nicht nur vom ansªssigen Eislaufverein, sondern 

auch von Einwohnern der Stadt Niesky und des Umlandes 

genutzt wird, hat das Eisstadion eine regionale Bedeutung 

und ist daher als Einrichtung der Daseinsvorsorge des 

Mittelzentrums Niesky zur Fºrderung im Programm 

ĂKleinere Stªdte und Gemeindenñ geeignet. 

Zu Frage 2: Der Bescheid ergeht in der Stªdtebaufºrde-

rung grundsªtzlich f¿r das gesamte Gebiet, das in der 

Regel mehrere geplante MaÇnahmen umfasst. Niesky 

wurde bereits im Jahr 2010 in das Programm ĂKleinere 

Stªdte und Gemeindenñ aufgenommen.  

Die zuwendungsrechtlichen Voraussetzungen der Fºrder-

richtlinie Verwaltungsvorschrift Stªdtebauliche Erneue-

rung (VwV StBauE) in Verbindung mit der jªhrlichen 

Programmausschreibung m¿ssen f¿r die Gesamt-

maÇnahme sowie f¿r die geplanten EinzelmaÇnahmen 

erf¿llt sein.  

Programmspezifisch f¿r das Programm ĂKleinere Stªdte 

und Gemeindeñ ist, dass mindestens eine Abstimmung 

mit den Gemeinden des Umlands zu den geplanten 

EinzelmaÇnahmen in diesem Programm stattfinden muss 

und nachzuweisen ist. Die Einrichtungen, die der Da-

seinsvorsorge dienen, sollen dauerhaft gemeinsam genutzt  

bzw. als erforderlich erachtet werden. Eine weitere 

wesentliche Fºrdervoraussetzung ist unter anderem die 

gesicherte Gesamtfinanzierung der jeweiligen MaÇnahme.  

Da die Gewªhrung der Zuwendungen der Stªdtebau-

fºrderung im Wettbewerb verschiedener Antragsteller 

erfolgt, sind neben der Hºhe der zur Verf¿gung stehenden 

Bund-Lªnder-Mittel auch die Anzahl der Antrag stellen-

den Kommunen und die Qualitªt der Antrªge Faktoren, 

die die Hºhe der Zuwendung beeinflussen. 

F¿r die Programmaufstellung 2012 erarbeitet die SAB 

derzeit einen Vorschlag f¿r die Verteilung der dem Frei-

staat Sachsen zur Verf¿gung stehenden 6,5 Millio-

nen Euro. Zum jetzigen Zeitpunkt ist noch keine Aussage 

¿ber die Hºhe der im Programmjahr 2012 f¿r Niesky zur 

Verf¿gung stehenden Fºrdermittel im Programm ĂKleine-

re Stªdte und Gemeindenñ mºglich, da die Antragsbewer-

tung gegenwªrtig noch nicht abgeschlossen ist. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren Abgeordneten! Die Tagesordnung der 

56. Sitzung des 5. Sªchsischen Landtags ist abgearbeitet. 

Das Prªsidium hat den Termin f¿r die 57. Sitzung auf 

Mittwoch, den 13. Juni 2012, 10 Uhr, festgelegt. Die 

Einladung und die Tagesordnung dazu gehen Ihnen zu. 

Die 56. Sitzung des 5. Sªchsischen Landtags ist geschlos-

sen. 

 

 

 

(Schluss der Sitzung: 18:33 Uhr) 
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